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III 
Vorwort 
Die „gezielten Sanktionen“, die seitens des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen 
erlassen und von der Europäischen Union umgesetzt werden waren bis vor kurzem 
ein aktuelles Thema. Schließlich wurde in den Medien fast täglich darüber berichtet 
welche repressiven Maßnahmen verschärft oder aufgehoben werden sollten. 
 
Eine Arbeit über die gezielten Sanktionen im europäischen Bereich erschien mir aus 
mehreren Gründen sinnvoll, zumal es bis dato noch recht wenig Literatur zu dieser 
Problematik gibt und die Fälle, die zu diesem Thema bei den Europäischen Gerichten 
angefallen sind, sowohl in der Praxis als auch in der Lehre, durchaus mehr 
Beachtung verdienen.  
 
Auf dieses Thema bin ich – noch während meines Diplomstudiums -  im Rahmen 
einer Lehrveranstaltung über die Entwicklung der GASP gestoßen, in der ich zum 
ersten Mal von der Problematik der gezielten Sanktionen, insbesondere im Bereich 
der Rechtsschutzmöglichkeiten für Betroffene, hörte. Mich faszinierte dieses 
Themengebiet an der Schnittstelle zwischen Europarecht und Völkerrecht sofort und 
ich beschloss, nachdem ich mich einige Zeit mit dem Thema befasst hatte, meine 
Doktorarbeit darüber zu verfassen. 
 
Meine Arbeit soll vor allem einen Querschnitt durch die vielschichtige Problematik 
der Smart Sanctions bilden. 
Der Hauptfokus der Dissertation liegt in der „Entstehung“ der gezielten Sanktionen 
in den verschiedenen Diskussionsreihen und den damit verbundenen Problemen 
sowie in den Fällen, in denen sie angewendet werden.  
Aber auch die Rechtsschutzmöglichkeiten, die betroffene Personen gegen sie 
erheben können, werden dargestellt.  
Außerdem war es mir auch noch wichtig, einen Ausblick über mögliche 
Weiterentwicklungen der Sanktionen-Politik zu geben und auch Lösungsansätze zur 
Verbesserung der Rechtsschutzmöglichkeiten zu erörtern. 
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“If properly implemented and monitored, targeted sanctions, 
 sharply focused on ruling and factional groups,  
can offer a credible alternative to comprehensive economic and other sanctions,  
which may cause unintended hardship to civilian populations and third states.”1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                               
1 Brzoska/Simon in Brzoska 2001, S. 245. 
2 
1. Einleitung 
 
Oft und gerne wird die EU als „soft power“ dargestellt, deren Maßnahmen als nicht 
sonderlich effektiv – um nicht zu sagen ineffizient - gelten. Doch gerade die 
gezielten Sanktionen scheinen eine gute Möglichkeit zu sein um Druck auf Regime 
und ihre Anführer auszuüben, ohne die bisher furchtbaren Nebenfolgen, die die 
„normalen Bürger“ ansonsten treffen könnten und wie sie – wie etwa im Fall der 
Sanktionen gegen den Irak – auch tatsächlich auftraten, hinzunehmen.  
Das hohe Niveau der Europäischen Union im Bereich der Menschenrechte soll 
trotzdem gewahrt werden, denn das ist schließlich auch eine erklärte Absicht der 
gezielten Sanktionen. 
Noch Ende der 80er, Anfang der 90er Jahre galten – umfassende - 
Wirtschaftssanktionen als effektivstes Mittel um die Wahrung bzw. die 
Wiederherstellung des Friedens sicherzustellen. Aufgrund humanitärer 
Gesichtspunkte wurden sie allerdings in den letzten 20 Jahren zusehends in Frage 
gestellt – dabei zeigten sich nicht nur Nichtregierungsorganisationen (NGOs), 
sondern auch Sonderberichterstatter der Menschenrechtskommission der Vereinten 
Nationen, UNICEF und die Weltgesundheitsorganisation besorgt um den massiven 
Einsatz der Wirtschaftssanktionen, da die Auswirkungen auf die Zivilbevölkerung 
von katastrophalem Ausmaß waren.
2
  
Mittlerweile zählen umfassende Handelsembargomaßnahmen als „wenig intelligente 
Lösungen“, denn auch wenn es Ausnahmeregelungen – wie etwa erlaubte 
Lieferungen von Lebensmitteln und Medikamenten trotz eines Handelsembargos – 
gibt, wird die Zivilbevölkerung darunter leiden.
3
 In Jugoslawien wurde sogar eine 
erhöhte Kindersterblichkeit festgestellt.
4
 
 
Für zukünftige repressive Maßnahmen muss daher folgendes gelten:  
Einerseits muss eine gewisse Effektivität der Sanktionen gewährleistet werden und 
andererseits die Menschenrechte - also jene Rechte, die Menschen schon aufgrund 
                                               
2 UN-Dok. E/CN.4/Sub2/2000/33,  Nr.6. (Bossuyt - Bericht). 
3 Poeschke 2003, S. 81. 
4 Siehe dazu Cortright/Lopez, 2000. 
3 
 
ihres „Mensch-seins“ besitzen, unabhängig welcher Nation oder Rasse sie angehören 
– gewahrt werden.5   
 
Ein Mittelweg musste gefunden werden – die Sanktionen mussten effektiv genug 
sein, um eine Änderung des Regimes und somit eine Änderung der politischen Linie 
zu bewirken. Gleichzeitig sollte auch die zivile Bevölkerung nach dem  “civilian 
pain leads to political gain” - Prinzip motiviert werden, selber eine politische 
Änderung herbeiführen zu wollen. Diese Änderung sollte dann freilich ebenso im 
Sinne der Vereinten Nationen stehen.  
Ergänzend stellt sich hier die Frage ob es überhaupt ethisch vertretbar ist, dass die 
Vereinten Nationen, und somit die internationale Gesellschaft, ihre Interessen zu 
Lasten einer – zumeist bereits ohnehin unterdrückten – Zivilbevölkerung durchsetzt, 
auch wenn die Absichten der UNO dabei vollkommen gerechtfertigt und legitim sind 
und die Verhängung derartiger Sanktionen nicht von langer Dauer ist.
6
 
 
Schon seit 1999 werden vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen gezielte 
Sanktionen eingesetzt, um damit gegen den internationalen Terrorismus 
anzukämpfen. Die gezielten Sanktionen werden durch den Sanktionsausschuss der 
Vereinten Nationen  verabschiedet.  
Dieses Gremium setzt sich aus allen Mitgliedern des Sicherheitsrates zusammen  und 
sorgt auch für die Durchführung dieser Resolutionen gegenüber namentlich 
bezeichneten Individuen oder Organisationen. Die Mitgliedstaaten der EU sind nach 
der Satzung der Vereinten Nationen dazu verpflichtet derartige Resolutionen zu 
befolgen. Da aber die EG die alleinige Kompetenz für Regelungen des Außenhandels 
hat, kann dementsprechend auch nur die EG die entsprechenden Maßnahmen setzen 
um diese Resolutionen umzusetzen.  
Im Rahmen der gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik nimmt der Rat einen 
gemeinsamen Standpunkt an. Auf diesen gestützt erlässt dann der Rat die "smart-
sanctions"- Verordnungen, wie beispielweise die VO 881/2002.  
 
 
                                               
5
 Vgl. Biehler, AVR 41, 2003. 
6 Cortright/Lopez 2000, S. 16. 
4 
 
Diese Dissertation soll folgende Forschungsfragen beantworten: 
 Welche Überlegungen haben zu der Entstehung der „smarten Sanktionen“ 
geführt und wie wurden diese entwickelt? 
 Wie werden Sanktionen in die Europäische Union implementiert? 
 Welche Rechtschutzmöglichkeiten gibt es für sanktionierte 
Personen/Organisationen vor den Vereinten Nationen, sowie vor den 
europäischen und nationalen Gerichten?  
 
Zuletzt noch ein Überblick über die behandelten Themen in den einzelnen Kapiteln 
und über die Struktur sowie die verwendeten Materialien der Dissertation:  
 
Das Kapitel „Smart Sanctions“ soll vor allen den Begriff der gezielten Sanktionen 
klären und Analyseansätze zu diesem Thema vorstellen. Weiters soll dargestellt 
werden, wie sie durch die Seminarreihen in Interlaken, Bonn/Berlin und Stockholm 
stetig weiterentwickelt wurden. Dabei wird besonders auf die Ergebnisse dieser 
Tagungen eingegangen, die allesamt in umfassenden Berichten publiziert wurden.  
 
Das Kapitel „UN-Sanktionenregime“ befasst sich mit den verschiedenen 
Instrumenten der Sanktionspolitik, es klärt die rechtlichen Grundlagen für die 
Verhängung von repressiven Maßnahmen durch die Vereinten Nationen und zeigt 
auch auf, warum der Sicherheitsrat auch gegen Individuen Sanktionen verhängen 
kann. In weiterer Folge soll in diesem Teil der Arbeit auf die bisherigen Sanktionen 
der UNO eingegangen werden und anhand des Beispiels der Maßnahmen gegen den 
Irak diese Politik auch studiert werden. Außerdem werden die verschiedensten 
Probleme, die sich bei der Durchführung der repressiven Maßnahmen – besonders 
auf Seiten der Vereinten Nationen - ergeben können, besprochen. 
 
Der Abschnitt „Sanktionen der EU“ stellt zunächst kurz die Geschichte der 
Sanktionspolitik innerhalb der EU dar und beschäftigt sich ferner eingehend mit den 
rechtlichen Grundlagen für die Verhängung von Sanktionen durch die EU, wobei 
sowohl völker- als auch europarechtliche Erwägungen Berücksichtigung finden. Die 
einzelnen Sanktionsfelder, in welchen die EU tätig wird, werden ebenso dargestellt.  
5 
 
Außerdem wird in drei Fällen – bei den Sanktionen gegen die Staaten Belarus, 
Myanmar und Zimbabwe – die Handlungsweise der EU aufgezeigt. Den Abschluss 
dieses Kapitels bildet eine Besprechung der Sanktionen gegen den ehemaligen Staat 
Jugoslawien. Anhand dieser sollen vor allen Dingen die negativen Folgen der 
(umfassenden) Sanktionen auf die Zivilbevölkerung dargestellt werden.  
 
Das fünfte Kapitel „Rechtsschutzmöglichkeiten der betroffenen Personen“ bespricht 
die Möglichkeiten, die Betroffene in dem Fall haben, dass sie sanktioniert werden. 
Zunächst wird dabei der Weg zu den VN selbst erörtert. Durch folgende Fälle - die 
allesamt in der Literatur für Aufregung gesorgt haben – werden die Optionen der 
Amtshaftungs- und der Nichtigkeitsklage vor den Europäischen Gerichten 
dargestellt: 
Dorsch Consult
7
 , Yusuf
8
,  Chafiq Ayadi
9
 sowie die Entscheidung Organisation des 
Modjahedines du peuple d'Iran
10
 (OMPI-Fall). 
 
Auch der mögliche Weg zum EGMR wird anhand von vier Fällen erläutert:  
Segi und Gestoras Pro-Amnistia11, Matthews12, Waite & Kennedy13 und der 
Bosphorus-Fall. 
14
 
  
Außerdem wird auch noch der Frage nachgegangen, ob sich sanktionierte Individuen 
auch an nationale Gerichte wenden können und diese Möglichkeit anhand der 
österreichischen sowie der deutschen Gerichte besprochen. 
 
Das sechste Kapitel „mögliche Weiterentwicklung der Sanktionen-Politik“ bietet 
einen Überblick über denkbare Entwicklungen und geht dabei besonders auf die 
Rechtsschutzmöglichkeiten der Betroffenen - und wie diese eventuell verbessert 
werden können - ein. 
                                               
7 Rs. T-184/95 und Rs. C-237/98 P. 
8 Rs. T-306/01. 
9 Rs. T-253/02 und Rs. T-49/04 
10 Rs. T 228/02. 
11 EGMR (ZE), 23.5.2002, Segi und Gestoras Pro Amnistia u.a./Belgien u.a., Nr. 6422/02 u. 9916/02, CEDH 
2002-V. 
12 EGMR (GK), 18.2.1999, Matthews/Vereinigtes Königreich, Nr. 24833/94, ÖJZ 2000, 34. 
13 EGMR (GK), 18.2.1999, Waite und Kennedy/Deutschland, Nr. 26083/94, ÖJZ 1999, 776. 
14 EGMR (GK), 30.6.2005, Bosphorus Hava Yolları Turizm ve Ticaret Anonim Şirketi /Irland, Nr. 45036/98, 
EuGRZ   
    2007, 662 . 
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“We believe that in a relatively brief time and in diverse and numerous ways, 
sanctions have become integral, if not indispensable, instruments of multilateral 
action, designed to preserve regional security or enhance the prospects for effective 
regional  peacekeeping.“15 
 
                                               
15 Cortright/Lopez, Security 2002, S. 1. 
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2. Smart Sanctions 
2.1. Allgemeines zu Sanktionen 
2.1.1. Begriffserklärungen 
 
Primär gilt es überhaupt zu klären, was der Begriff  „Sanktion“ genau bedeutet bzw. 
in welchem Zusammenhang dieser Fachausdruck gebraucht werden kann. 
Laut Duden versteht man darunter „gesellschaftliche Reaktionen sowohl auf 
normgemäßes als auch auf von der Norm abweichendes Verhalten“.16 
  
Die Europäische Union definiert Sanktionen auf diese Weise: 
„Sanktionen sind Instrumente diplomatischer oder wirtschaftlicher Art, mit denen 
Änderungen von Handlungen oder Politiken bewirkt werden sollen, zum Beispiel 
Verletzungen von internationalen Abkommen oder Menschenrechten oder aber 
Politiken, die der Rechtsstaatlichkeit bzw. demokratischen Prinzipien 
zuwiderhandeln.“17 
 
Wie bereits erwähnt meint man im Rahmen des Systems der Vereinten Nationen  
eine „Reaktion des Sicherheitsrates auf ein friedensstörendes Verhalten gemäß 
Kapitel VII der UN-Charta“18. 
 
Wenn man Sanktionen auf die Ebene des internationalen Völkerrechtes bezieht, kann 
man zwischen positiven und negativen Sanktionen unterscheiden:  
negative Sanktionen lassen sich dann am ehesten als „Zurechtweisungen, Beuge-/ 
Zwangsmaßnahmen oder auch Bestrafungen“ darstellen.19 Belohnungen hingegen 
werden als positive Sanktionen gewertet.  
 
Des weiteren kann man Sanktionen – nun im globalen Konnex – beschreiben als 
„Maßnahmen, die an einen Staat bzw. an eine Herrschaftselite gerichtet sind und 
darauf zielen die Politik eines Staates bzw. einer Herrschaftselite zu beeinflussen".
20
  
 
                                               
16 Duden 1974, S. 649 
17 Vgl. homepage der Europäischen Kommission,   
    http://ec.europa.eu/external_relations/cfsp/sanctions/index_de.htm#1 . (10.8.2009).  
18 Starck 2000, S. 25. 
19 Werthes 2003, S. 21. 
20 Werthes 2003, S. 23. 
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Ebenfalls an dieser Stelle erwähnt sei noch die Unterscheidung in unilaterale 
Sanktionen und multilaterale Sanktionen, die vor allem in ihrer unterschiedlichen 
Wirkung und ihrer unterschiedlichen Effizienz divergieren.  
Bemerkenswert ist, dass es den  Vereinten Nationen in lediglich 2 Fällen vor 1990 
gelungen ist, „global verbindliche Sanktionen“21 zu errichten und zwar gegen 
Südafrika und gegen Rhodesien. Allerdings war die Staatengemeinschaft immer - 
auch bei unilateral durchgeführten Sanktionen- bemüht, dass möglichst viele Staaten 
mitwirken und so die repressive Maßnahme auch eine breitere Zustimmung erhält.   
 
Dennoch geht es – bei der Entscheidung ob es sich um uni- oder um multilaterale 
Sanktionen handeln soll -  nicht nur um den Druck, der durch die Teilnahme vieler 
Staaten erhöht werden kann, und die damit einhergehende höhere Chance auf die 
Effizienz der Sanktionen, sondern auch um eine bessere Verteilung der Kosten:  
zum einen sollen die Ausgaben, die den sanktionierten Staaten entstehen, möglichst 
erhöht werden, zum anderen die relativen Kosten des Urhebers besser auf die 
Staatengemeinschaft aufgeteilt werden – gemeint sind hier in erster Linie jene 
„Ausfälle“, die gerade Unternehmen des Urheber-Landes, die nun nicht mehr in die 
adressierten Länder liefern können, besonders stark treffen.
22
  
 
Die Frage der Kosten kann in diesem Zusammenhang überhaupt zu einem sehr 
wichtigen Punkt werden, wenn man bedenkt, dass es für einzelne Handelspartner 
umso lukrativer sein kann gegen die Sanktion zu verstoßen, je mehr Staaten sich der 
repressiven Maßnahme angeschlossen haben. 
  
Als Beispiel sei an dieser Stelle folgendes genannt: 
1980 wurde von der USA gegen die Sowjetunion – als Reaktion auf deren Einmarsch 
in Afghanistan – ein „Getreideembargo“ erlassen. Wenig später wurden Australien, 
Canada, Argentinien und die EG  (also die wichtigsten Getreidelieferanten) darüber 
eins, dass auch sie die Lieferungen von Getreide in die Sowjetunion reduzieren 
würden und sie daher nicht aus den Sanktionen der Amerikaner Kapital schlagen 
würden. Die Sowjetunion bot daraufhin allerdings Argentinien einen Preis für 
Getreide an, der 25% über den alten Marktpreisen lag. Argentinien willigte ein, bald 
                                               
21 Poeschke 2003, S. 57. 
22 Poeschke 2003, S. 58. 
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folgten – bedingt durch die Konkurrenz und das sich bietende gute Geschäft – auch 
Canada und Australien und lieferten ebenfalls wieder Getreide in die Sowjetunion.
23
 
 
2.1.2. Sanktionsfelder 
 
Wo werden jetzt aber die Sanktionen – auf Ebene der internationalen Beziehungen 
betrachtet - angewendet? Die Anwendungsbereiche der Sanktionen, auch 
„Sanktionsfelder“ genannt, sind sehr unterschiedlich.  
Insgesamt kann  – nach der Einteilung von Kulessa und Starck – zwischen neun 
Sanktionsfeldern unterschieden werden, wobei in der Praxis meistens eine 
Kombination aus mehreren Arten verhängt wird, was man dann als 
„Sanktionsregime“ bezeichnet.24 
 
Diese neun Sanktionsfelder können – im Kurzen - wie folgt skizziert werden: 
1. Kultur und Sport durch Abbruch der Austauschbeziehungen. 
2. Diplomatie durch Schließung oder bloßer Verringerung der Vertretungen. 
3. Verkehr durch Verbote im Flug- sowie Schiffsverkehr, außerdem durch 
Unterbrechung von Bahn- und Straßentransporten. 
4. Kommunikation durch Unterbrechung von Telefon- und Postverbindungen. 
5. Entwicklungszusammenarbeit durch Beendigung der finanziellen und technische 
Hilfe. 
6. Militär durch Beendigung militärischer Zusammenarbeit oder durch ein 
Waffenembargo. 
7.  Finanzen durch Einfrieren von (Auslands-)Konten sowie dem Verbot des 
Transfers von Finanzen. 
8.  Handel durch Handelsboykottierungen oder Handelsembargos. 
9.  Strafjustiz, etwa durch das internationale Tribunal.25 
 
                                               
23 Poeschke 2003, S. 59f. 
24 Werthes 2003, S. 25. 
25 Kulessa/Starck 1997, S. 8ff. 
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2.1.3. Sanktionstypen 
 
Im Weiteren sei noch kurz auf den Begriff der „Sanktionstypen“ (sanctiontypes) 
hingewiesen. Dieser Ausdruck wird nicht immer gleich gebraucht, mal bezeichnet er 
einen ganzen „Maßnahmenkatalog“ der einzelnen Sanktionen, ein anderes Mal 
gebraucht man diesen Ausdruck um unilaterale von multilateralen Sanktionen 
unterscheiden zu können sowie gezielte (targeted) von selektiven (selected). Auch 
die Differenzierung zwischen umfassenden (comprehensive) von regionalen 
Sanktionen wird mithilfe dieses Begriffes des Öfteren vorgenommen.
26
  
Auch die - nachher umfassend zu behandelnden- Smart Sanctions können als 
„Sanktionstyp“ beschrieben werden. 
 
Im Zeitraum zwischen den Jahren 1944 und 1990 sind ganze 109 Fälle zu nennen, in 
welchen Wirtschaftssanktionen verhängt wurden. Trotz dieser doch recht häufigen 
Inanspruchnahme dieses politischen Instruments ist die Bilanz hinsichtlich der 
Wirksamkeit der Sanktionen überwiegend negativ.  
Dennoch wird in der Praxis nicht von ihrer Verhängung abgelassen. Denn 
Sanktionen haben mehrere Funktionen und Zwecke:  
zum einen, die Öffentlichkeit davon zu überzeugen, dass der jeweilige Staat zu 
einem bestimmten Verhalten gezwungen werden soll. Neben diesem Zweck spielen 
auch noch Bestrafungsfunktion
27
, Sozialisationsfunktion
28
,  
Abschreckungsfunktion
29
, strategische Funktion
30
 und Symbolfunktion
31
 der 
repressiven Maßnahmen eine wichtige Rolle.  
 
Da die meisten Sanktionen nicht bloß eine Ursache haben, werden auch oft mehrere 
dieser genannten Funktionen gleichzeitig zum Tragen kommen
32
, diese Vielfältigkeit 
ihrer Agenden machen sie immer noch zu  einem sehr beliebten und recht häufig 
eingesetzten politischen Instrument. 
                                               
26 Werthes 2003, S. 29. 
27 Vgl. Sanktionen der Arabischen Liga gegen Ägypten (1978-1983), nachdem Ägypten einen Friedensvertrag  
mit  
            Israel unterschrieben hatte. 
28 Vgl. USA gegen Syrien (1986-2001), um Syrien davon abzuhalten den Terrorismus erneut zu unterstützen. 
29 Vgl. USA gegen Kuba (1960 bis heute) um andere Staaten in Lateinamerika vom Kommunismus abzubringen. 
30 Vgl. Großbritannien gegen Deutschland (1914-1918), um die kriegerischen Bestrebungen der Deutschen im 1.  
            Weltkrieg zu schwächen. 
31 Vgl. USA gegen Argentinien (1977-1983), um Argentinien an die Einhaltung der Menschenrechte zu erinnern. 
32 Werthes 2003, S. 32. 
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2.1.4. Funktionsweise von Sanktionen 
 
Der gebräuchlichste Ansatz darüber, wie Sanktionen funktionieren, lässt sich in 
einem relativ einfachen Kausalzusammenhang zusammenfassen:  
 
„economic hardship is directly proportional to political change“33 
 
Die Theorie besagt also, dass die Sanktionen umso besser funktionieren, d.h. ein 
Wechsel in der Politik eher durchgeführt bzw. angedacht wird,  je größer die 
Entbehrungen der Herrschereliten sind, die durch diese repressiven Instrumente 
entstehen. 
  
Dieser doch recht naive Ansatz lässt dabei vollkommen außer Acht, dass es keinen 
automatischen Mechanismus gibt, durch den es gezwungenermaßen aufgrund der 
verhängten Sanktionen einen politischen Wandel in dem betroffenen Land geben 
muss.  
Auch übersieht dieser Ansatz, dass der sanktionierte Staat bzw. die sanktionierte 
Herrscherelite sich dem Druck durchaus auch entziehen kann oder zumindest alles 
daran setzen wird, um diesen Sanktionen zu entkommen. Außerdem werden die 
repressiven Maßnahmen vom herrschenden Regime oft – manchmal sogar recht 
erfolgreich - dazu benutzt, um sich selbst – zumindest vor dem Volk - zu stärken 
bzw. Kraft und Durchhaltevermögen zu demonstrieren, was natürlich 
kontraproduktiv für den Erfolg der Sanktionen ist. Denn durch propagandistisch 
genutzte Sanktionen kann die Identifikation des Volkes mit dem Staatenlenker auch 
noch verstärkt werden. Dies erschwert natürlich den gewünschten Erfolg der 
Sanktionen ungemein. 
 
 
 
 
                                               
33 Cortright/Lopez 1997, S. 9. 
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Exkurs: mögliche Effekte  
 
In weiterer Folge muss an dieser Stelle auch noch der  „rally-around-the-flag-effect"- 
Effekt genauer erklärt werden:  
Bereits 1973 wurde dieses Phänomen von dem amerikanischen 
Politikwissenschaftler  John Mueller in seinem Buch “War, Presidents, and Public 
Opinion“ beschrieben. In diesem Werk wurde dargestellt, wie die Popularitätsrate 
des US-Präsidenten nach Katastrophen wie etwa dem Anschlag von Pearl Harbour 
drastisch in die Höhe schnellte.
34
 
 
Auch hatte schon die „agenda for peace“ 1992 einen „back – firing - aspect“ in der 
Sanktionspolitik festgestellt:
35
 
die Zivilbevölkerung, die durch die Sanktionen massiv im alltäglichen Leben 
getroffen wird, schart sich in diesen schweren Zeiten vermehrt um ihren Führer und 
befürwortet seine Politik dadurch. Es tritt genau das Gegenteil von dem gewünschten 
Effekt ein – anstatt, dass die zivile Bevölkerung von der problematischen Politik 
befreit wird, wird diese durch das Volk vermehrt unterstützt.
36
 
 
Wie Cortright/Lopez es treffend formulieren, wird sich eine sanktionierte 
Menschenmenge nicht gegen den einzigen Führer stellen, der ihnen in dieser 
Notsituation – womöglich - helfen kann. Die Bevölkerung wird viel eher versuchen, 
sich mit ihm zu verbünden und so das nationale "Wir-Gefühl" weiter stärken.
37
 Die 
Sanktionen werden daher auch vom Volk vehement abgelehnt werden. 
 
Seltener kann auch der "international-opposition“-Effekt beobachtet werden:   
bei dieser Folgeerscheinung der durchgeführten, restriktiven Maßnahmen, fühlen 
sich die nationalen Kräfte gerade durch diese repressiven Aktionen in ihrem Handeln 
bestätigt, bzw. tritt ein „jetzt erst recht“ - Gefühl auf. Dadurch treten sie nicht selten 
                                               
34 Vgl. Mueller 1973. 
35 Vgl. Agenda for Peace – preventive diplomacy, peacemaking and peace-keepig, Bericht des Generalsekretärs  
     gemäß der am 31.Jänner 1992 auf dem Gipfeltreffen des Sicherheitsrates verabschiedeten Erklärung,  
     A/47/277- S/24111, 17. Juni 1992, para 70. 
36 Hummer 2005, S. 90. 
37 Cortright/Lopez 1997, S. 9f.  
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noch selbstbewusster nach außen auf,
38
 was natürlich auch gegen die Effektivität der 
Sanktionen spricht.  
 
Der "international-opposition“- Effekt kann vor allem häufig dort beobachtet 
werden, wo die Unterstützung und Mithilfe bei der Umsetzung der Sanktionen im 
Zielstaat durch Organisationen, denen die Menschen vertrauen und die für sie 
glaubwürdig sind  - wie etwa Menschenrechtsorganisationen - nicht besonders 
ausgeprägt ist.  
2.1.5. Analyseansätze  
 
Weiters ist es an dieser Stelle von großem Interesse, genauer zu erfahren, was 
Sanktionen eigentlich sind bzw. welche Ziele mit ihnen effektiv verfolgt werden 
können. Dazu werden im Folgenden zwei unterschiedliche Ansätze präsentiert: 
Jener, bereits etwas länger zurückliegende, Analyseansatz von 
Hufbauer/Schott/Elliott und jener von Cortright/Lopez. 
 
2.1.5.1. Analyseansatz von Gary Clyde Hufbauer, Jeffrey Schott and 
Kimberly Ann Elliott  
 
Bereits im Jahre 1985 wurde von den oben genannten Autoren eine erste 
wissenschaftliche Untersuchung von Sanktionen im Bereich der Wirtschaft 
durchgeführt. Diese Analyse umfasste nicht weniger als 100 Sanktions-Fälle, die alle 
zwischen 1914 und 1990 durchgeführt worden waren. 1990 überarbeitete das 
Autorenteam diese umfassende Studie nochmals und fügte noch weitere 12 Fälle 
hinzu. 
 
Der primäre Zweck dieser Studie war die Überprüfung der bisherigen Ansicht über 
Sanktionen. Denn die allgemeine Meinung war, dass repressive Maßnahmen 
schlichtweg nicht funktionieren würden.
39
  Hufbauer, Schott und Elliott geht es in 
ihrer Arbeit auch nicht um eine andere Perspektive der Bewertung für die Sanktionen 
sondern sie wollten erforschen, welche politischen Faktoren dazu beitragen, dass 
                                               
38 Cortright/Lopez 1997, S. 10. 
39 Lenway in: International Organization 1988, S. 399 
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Sanktionen überhaupt wirklich erfolgreich sein können. Dabei wurde die Studie aus 
Sicht des sanktionierten Staates durchgeführt.  
 
Erfolg lässt sich – nach Ansicht dieser Studie –  genau dadurch beschreiben, in 
welchem Ausmaß es erstens zu einer tatsächlichen Modifizierung der politischen 
Verhältnisse im Zielstaat gekommen ist und zweitens in wieweit dafür die 
Sanktionen verantwortlich sind, also in wieweit der Druck durch die repressiven 
Maßnahmen auf das Regime auf diese Art und Weise tatsächlich gewirkt haben.
40
  
 
Diese beiden Komponenten, die Veränderung der Politik und der Beitrag der 
Sanktionen zu dieser Veränderung werden jeweils auf einer Skala von 1 – 4 bewertet 
(wobei 1 kein Erfolg bedeutet). Die beiden Werte werden schließlich multipliziert 
und ergeben den success score (Erfolgswert), wobei das Autorenteam davon ausgeht, 
dass bei einem derartigen Wert ab 9 die Sanktionen als erfolgreich zu beurteilen 
sind.
41
 Um den Erfolgswert zu ermitteln, greift das Autorenteam auf kurze 
Beschreibungen der Sanktionen zurück, die von Experten erstellt worden sind. Diese 
Ausführungen sind in einem eigenen Band gesammelt und veröffentlicht worden.
42
 
 
Die Autoren recherchierten auf diese Art und Weise fünf außenpolitische Ziele, die 
durch Sanktionen angestrebt werden können. An diesen fünf Zielen lässt sich auch 
der jeweilige Erfolg der repressiven Maßnahmen messen:  
- Die Politik des Zielstaates auf möglichst schonende Art und Weise zu ändern. 
Dabei sind meistens terroristische Aktivitäten in diese Fälle involviert, 
besonders der Schutz der Zivilbevölkerung sowie die Einhaltung der 
Menschenrechte ist hier von großer Bedeutung. 
- Die Regierung bzw. die Anführer des sanktionierten Staates zu schwächen. 
Als Beispiel werden hier die Sanktionen genannt, die gegen Kuba gerichtet 
waren um Fidel Castro zu destabilisieren. 
- Kleinere militärische Operationen zu stoppen, wie z.B. im Fall der 
Sanktionen von Großbritannien gegen Argentinien bei den Falkland Inseln. 
                                               
40 Hufbauer/Schott/Elliott 1990, S. 41. 
41 Hufbauer/Schott/Elliott 1990, S. 42. 
42 Hufbauer/Schott/Elliott 1990, Economic Sanctions reconsidered, D.C., 1990. 
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- Das Militär im Zielstaat großflächig zu beeinflussen, wie in den beiden 
Weltkriegen. 
- Die Politik im sanktionierten Staat in beträchtlicher Art und Weise zu 
verändern, wie etwa die Sanktionen der UNO in Südafrika um das Problem 
der Apartheid in den Griff zu bekommen.
43
 
 
Um die Sanktionen schlussendlich beurteilen zu können spielen auch noch zahlreiche 
Variablen in den jeweiligen Fall hinein, wie z.B. die Dauer der Sanktionen, der 
gewählte Sanktionstyp oder auch die Kosten, die dabei entstehen können und die 
natürlich zwischen den durchführenden Staaten aufgeteilt werden müssen. 
 
Alles in allem kommen Hufbauer/Schott/Elliott zu der Ansicht, dass Sanktionen sehr 
wohl eine äußerst positive Wirkung haben , sie jedoch – und das wurde wohl durch 
den Fall der Sanktionen im Irak deutlich bestätigt – nicht dann auf gewünschte Art 
und Weise greifen können, wenn das Ziel der Sanktionen eine Politik im Staat sein 
soll, die vehement – und bis in ihr Fundament - von den sanktionierenden Staaten 
abgelehnt wird. In diesen Fällen wird die (alleinige) Verhängung und Durchführung 
von Sanktionen schlichtweg nicht ausreichend sein um diesen Erfolg zu erlangen. 
 
Hufbauer/Schott/Elliott zeigen jedoch deutlich auf, dass repressive Maßnahmen in 
territorial kleineren Staaten und nur bei geringfügig gewünschten Änderungen in der 
Politik ein durchaus erfolgreiches Mitteln sein können.
44
 
 
2.1.5.2. Analyseansatz von Cortright/Lopez 
 
Ein weiterer Analyseansatz ist der von dem, auf Sanktionen spezialisierte und bereits 
mehrfach erwähnte, Autorenteam Cortright und Lopez, die anderes als die zuvor 
erläuterten Studien von Hufbauer/Schott/Elliott die Sanktionen als weniger 
erfolgreich bewertet.  
Wichtig ist in diesem Zusammenhang auch die Tatsache, dass die beiden Studien in 
unterschiedlichen Zeitspannen durchgeführt wurden:  
                                               
43 Hufbauer/Schott/Elliott 1990, S. 38f.  
44 Werthes 2003, S. 57. 
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Hufbauer/Schott/Elliott untersuchten ja – wie oben ausgeführt - Sanktionen, die 
zwischen  1914 bis 1990 durchgeführt wurden. Gerade in den zehn Jahren nach 
diesem Zeitraum, also von 1990 bis 2000, fanden aber mehr als 50 weitere 
sanktionierende Maßnahmen statt, die zum überwiegenden Teil von den Vereinten 
Nationen verhängt worden sind. Einige wenige aber auch durch die Europäische 
Union.  
 
Genau diese aufregende Zeitspanne, 1990 - 2000, wird von Cortright/Lopez in ihrer 
Analyse untersucht, das Autorenteam nennt sie auch „sanctions decade“.45  Insoweit 
lassen sich die beiden Studien zwar vergleichen, es sollte aber stets daran erinnert 
werden, dass sich in der Zeit nach 1990 die praktische aber auch theoretische 
Auseinandersetzung mit den Sanktionen stark geändert hat und auch die Anzahl der 
repressiven Maßnahmen in dieser Zeit eben beträchtlich ist. 
 
In ihren Studien erarbeiteten Cortright/Lopez mithilfe der Erfahrungen, die aus den 
Sanktionen der UNO in der „Sanktionsdekade“ gewonnen wurden, sechs allgemeine 
„Leitsätze“ bzw. „Grundsätze“, welche im Folgenden kurz skizziert werden sollen: 
 
- politischer Erfolg findet nicht durch effektiven, ökonomischen Druck statt. 
- Die UNO besitzt nur ungenügend (vor allem finanzielle) Mittel um Sanktionen 
effektiv durchführen zu können. 
- Die einzelnen Mitgliedstaaten der UNO und der Sicherheitsrat selbst haben 
(nicht selten) unterschiedliche Zielsetzungen bei der Verhängung von 
Sanktionen. 
- Sanktionen können sowohl als Ausweichlösung - anstatt kriegerischen 
Auseinandersetzungen - oder auch als Eingangsphase eines Krieges „verwendet“ 
werden. 
- Durch Analysen der Fälle und statistische Auswertung kann man mehr über die 
Wirkung von Sanktionen erfahren
46
,  diese Möglichkeit gilt es natürlich zu 
nutzen. 
 
                                               
45 Werthes 2003, S. 60. 
46 Cortright/Lopez 2000, 3ff. 
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Alles in allem sind Cortright/Lopez besonders bemüht auf die Wirksamkeit der 
Sanktionen einzugehen: es soll der (positive) politische Einfluss der sanktionierenden 
Maßnahmen genauer untersucht werden und dabei gleichzeitig auf die humanitären 
Folgen eines Sanktionsregimes aufmerksam gemacht werden.  
Weniger berücksichtigt, aber keinesfalls gänzlich vernachlässigt werden dabei die 
Ziele der Maßnahmen, also der Erfolg, die Veränderung in der Politik des 
sanktionierenden Staates. Wichtig ist den Autoren,  dass der Fokus darauf gerichtet 
ist, den Staat und seine Regierung zu einem Überdenken der derzeitigen, 
missbilligten Politik zu bewegen. Die Änderung dieser Politik soll erst danach als 
Ziel angegeben werden. Dies allerdings auch gerade in Zusammenarbeit mit dem 
sanktionierten Staat und nicht allein durch außen.
47
 
  
Das Autorenteam Cortright/Lopez hat also eine gänzlich andere Herangehensweise 
als jene Experten, die zuvor eine Analyse durchgeführt hatten. 
 
Da die Fachleute in dieser Analyse die Sanktionen der Vereinten Nationen 
untersuchen, müssen sie  auch verstärkt auf die Auswirkungen dieser speziellen 
Zwangsmaßnahmen eingehen.  
Denn die UNO hat, Cortright/Lopez folgend und das unterscheidet die Gemeinschaft 
von den „normalen Mitgliedstaaten“, besonders zwei Funktionen, denen sie beide zu 
gleichen Teilen gerecht werden muss:  
Auf der einen Seite die politische Aufgabe, nämlich den Frieden und die Sicherheit 
zu garantierten. Auf der anderen Seite den humanitären Zweck: die Lebensqualität 
der Bürger soll verbessert werden.  
 
Sanktionen, die von den Vereinten Nationen durchgeführt werden und daher in ihrer 
Verantwortung stehen, müssen also auch daran gemessen werden, inwieweit sie 
diese beiden Aufgaben erfüllen können.
48
  
 
Für Cortright/Lopez ist es für eine Beurteilung der Zwangsmaßnahmen überaus 
wichtig, wie die Sanktionen sowohl auf die Herrscherelite als auch auf die 
                                               
47 Werthes 2003, S. 61. 
48 Cortright/Lopez 2000, 15f. 
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Opposition wirken, welche Folgen sie also für beide Gruppen haben.
49
 Lediglich die 
Sanktionen direkt auf die Machthaber zu richten erscheint hier viel zu wenig und 
auch einseitig. 
  
Eine Auswahl der Zwangsmaßnahmen auch gerade nach ihren humanitären Folgen 
hat für Cortright/Lopez nicht nur moralisches Gewicht sondern auch den Vorteil, 
dass die Zwangsmaßnahmen dadurch von der Internationalen Gesellschaft besser 
unterstützt werden bzw. natürlich auch mehr Beachtung finden, was für den Erfolg 
der Sanktionen wieder besonders wichtig ist.
50
 
 
Weiters lehnt es das Autorenteam ab, die Sanktionen als reines Bestrafungsmodell zu 
verstehen, welches dazu notwendig ist, um die Herrscherelite zu isolieren und 
schließlich zur Aufgabe zu zwingen. Viel eher sehen Cortright/Lopez repressive 
Maßnahmen als Instrument an, um die Machthaber zu einer Umkehr ihrer 
problematischen Politik zu bekehren
51
 und ihnen so zu einer weit weniger kritischen 
Handlungsweise zu verhelfen. Die sanktionierten Regierungsmitglieder sollen also 
quasi mithelfen bzw. sollen zumindest die Möglichkeit haben, ihr Land wieder aus 
der rechtswidrigen Lage zu leiten. 
 
Dabei wird aber nicht gänzlich auf die pönalisierende Wirkung der Sanktionen 
verzichtet, vielmehr wird diese Auswirkung der Zwangsmaßnahme als Teil des 
Verhandlungsprozesses (bargaining process) verstanden: 
 
„Punishment, or at least the threat of such, can be considered an element of the 
bargaining process. Sometimes only coercive pressure can induce a willingness to 
negotiate, and it may be necessary as well to ensure compliance with the resulting 
agreement.”52 
 
Cortright/Lopez führen diese Argumentation fort und kommen zu der Ansicht, dass 
die Wirksamkeit der Sanktionen daran gemessen werden muss, inwieweit sie den 
Gedankenaustausch und die Verhandlungen zwischen den Parteien fördern und somit 
                                               
49 Cortright/Lopez 2000, 19ff. 
50 Cortright/Lopez 2000, S. 24ff. 
51 Cortright/Lopez 2000, S. 28. 
52 Ebd. 
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indirekt zu einer Änderung der problematischen Politik führen. Dies kann als 
vollkommen neuer Ansatz der Sanktionsanalyse gewertet werden.
53
 
 
In Ihrer Studie, die insgesamt elf Sanktionsregime zwischen 1990 und 2000 
untersucht, wird der politische Erfolg auf einer vierstufigen Skala gemessen, wobei 
als Erfolg nicht die totale Kapitulation des Regimes, sondern viel eher das bewusste 
Einlenken der Herrscherelite zu einem Abkommen ihrer bisherigen Politik gewertet 
wird.  
Außerdem untersuchen sie noch in allen elf Fällen die – zum Teil katastrophalen - 
humanitären Folgen der Zwangsmaßnahmen.
54
  
 
Lediglich in drei Fällen
55
 ziehen sie eine erfolgreiche Bilanz der Sanktionen. Bei 
einem vierten Fall, den Sanktionen gegen den Staat Kambodscha, kommen sie zu der 
Ansicht, dass die von der UNO verhängten Maßnahmen zumindest mitgeholfen 
haben die rechtswidrige Politik zu ändern.  
Lediglich 3 bzw. 4 Sanktionsregime von immerhin elf Untersuchten, können also mit 
einer positiven Bilanz aufwarten, dies  entspricht auch dem vorhin vorgestellten 
Analyseansatz von Hufbauer/Schott/Elliott. In weiteren vier Fällen
56
 konnte das 
Autorenteam zumindest eine zeitweilige Motivation für Verhandlungen und damit zu 
einer Änderung der politischen Lage feststellen. 
 
2.1.5.3. Schlußfolgerungen 
 
Der Analyseansatz von Cortright/Lopez bedeutete einen „Paradigmenwechsel“57 in 
der Theorie der repressiven Maßnahmen – Sanktionen werden nun vielmehr als ein 
Instrument von vielen gesehen um einen Staat an den Verhandlungstisch zu bringen, 
sie gelten nun nicht mehr schlechthin als ultima ratio bzw. als eine reine Strafe. 
 
Dadurch, dass auch die negativen Folgen der Sanktionen im humanitären Bereich 
berücksichtigt werden, ebnet sich auch der Weg für eine neue Betrachtung der 
                                               
53 Werthes 2003, S. 63f. 
54 Cortright/Lopez 2000, S. 208ff. 
55 Irak, Jugoslawien und Libyen. 
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57 Werthes 2003, S. 65. 
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Sanktionen. Cortight/Lopez entwickelten so weitere Grundsätze, die als eine Art 
Empfehlung an die Vereinten Nationen angesehen werden können. Besonders 
wichtig ist hier, dass die nicht beabsichtigten Nebenfolgen – sowohl humanitärer als 
auch politischer Natur – möglichst vermieden werden sollen. Wesentlich ist auch die 
Einbeziehung der möglichen Folgeerscheinungen die die Sanktionen auch auf 
Drittstaaten haben können sowie die Weiterentwicklung der Smart Sanctions.
58
 
 
2.1.6. Effizienz, Effektivität und Wirksamkeit 
 
Die Sanktionen, die vom  Sicherheitsrat der Vereinten Nationen gemäß Art 41 UN-
Charta erlassen wurden, wandten sich gegen den gesamten jeweiligen Zielstaat. Die 
Staatengemeinschaft musste also z.B. Wirtschaftssanktionen gegen die Gesamtheit 
der Staaten richten,
59
 wobei die „Gesamtheit der Staaten“ hier sowohl auf die 
Staatsbürgerschaft oder auf das Staatsterritorium an sich abstellen kann. Doch die 
„klassische Form“ der Sanktionen hatte oft mehr negative als positive Folgen für die 
Zivilbevölkerung des betroffenen Staates. 
 
Auch die Vereinten Nationen stellten bald fest: 
„one of the ways to minimize the adverse humanitarian impact of sanctions is to 
direct them at specific targets, something that the council is doing more often in 
recent times. It should also be borne in mind that broad economic sanctions might 
not be effective in non-democratic states or in intra-states conflicts where the 
population has no power to induce a change of conduct on the part of  the 
government or factions leaders.“60 
 
 
 
 
 
 
                                               
58 Cortright/Lopez 2000, S. 247ff. 
59 Vgl. UN-Res. 661 (1990) über die Verhängung der Sanktionen  gegen den gesamten Staat Irak. 
60 vgl. Hummer 2005, S. 90 FN 81. 
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2.2. Entstehung der Smart Sanctions: Interlaken, Bonn-Berlin 
und Stockholm 
2.2.1. Bossuyt-Bericht – Der Ernst der Lage 
 
Aus all diesen Gründen wendete sich die UNO nun vermehrt und auch im 
theoretischen, akademischen Sinn der Idee der „Smart Sanctions“ zu.61  
Der Bossuyt-Bericht
62
, ein Gutachten des renommierten belgischen Juristen Marc 
Bossuyt im Auftrag des Unterausschusses für Menschenrechte, brachte schließlich 
den Beginn einer Wende in der Sanktionenpolitik der UNO.  
Bossuyt legte in diesem Bericht die Auswirkungen der Wirtschaftssanktionen auf die 
Zivilbevölkerung sowie die einschlägigen Regeln des Völkerrechtes dar. In weiterer 
Folge behandelte er in seinem umfassenden Bericht die Rechtmäßigkeit der 
detailliert verhängten Wirtschaftssanktionen und  nannte die Beispiele der UN-
Sanktionen gegen den Irak, den regionalen Sanktionen gegen Burundi sowie die 
unilateralen Sanktionen, die gegen Kuba verhängt worden waren. 
  
Dabei stellte Bossuyt fest, dass Wirtschaftssanktionen praktisch ineffizient wären 
wenn es primär darum gehe, Frieden und innerstaatliche Sicherheit in einem Regime 
zu erlangen, außerdem stellte er die rechtliche Zulässigkeit solcher umfassender 
Sanktionen in Frage. Viel eher seien „smart“ oder „targeted“ sanctions effektiver 
und würden auch die Zivilbevölkerung weitaus mehr schonen als es 
Wirtschaftssanktionen jemals könnten.
63
  
 
Der Bossuyt-Bericht stellte u.a. fest: 
„54. In response to the tragic consequences of comprehensive economic sanctions on 
civilians, an increasingly concerned public discourse has arisen around „targeted“ 
and „smart“ sanctions. These targeted sanctions are conceived of as directly 
affecting the political leaders or those responsible for the breach of peace, while 
leaving the innocent civilian suffering while putting significant pressure on the 
government itself, thus bringing sanctions regimes into compliance with human 
rights and humanitarian law and increasing their chances of success (…)“64 
                                               
61 Hummer 2005, S. 91. 
62 UN Doc E/CN4/Sub2/2000.  
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Dieser Absatz stellt nun eindeutig klar, dass es an der Zeit war, von den umfassend 
angelegten repressiven Maßnahmen abzulassen und sich zu einer Politik zu wenden, 
die die Zivilbevölkerung auf der einen Seite schützt und auf der anderen Seite 
trotzdem ausreichend „motivierend” für die Herrscherelite wirkt, um eine 
Veränderung im Land zu erreichen. 
 
Weiter bringt Bossuyt die Sprache auf gezielte Finanzsanktionen, um damit die 
herrschende Gruppe bzw. den Anführer selbst besonders hart zu treffen und führt 
aus, dass es dafür verbindlichen Listen bedarf, um sicher klarzustellen welche 
Personen davon, sowie von anderen repressiven Maßnahmen wie etwa 
Reisesanktionen, betroffen sein sollen: 
 
„56. Targeted economic sanctions may target the personal foreign assets and access 
to foreign financial markets of members of the government, the ruling elite, or 
members ot the military. The assets of government-owned businesses may also be 
frozen and investment in those businesses prohibited. Imports of luxury goods and 
other goods generally only consumed by the ruling elite can be banned. It is 
generally advised that lists be drawn up with the names of political and/or military 
leaders whose assets are to be frozen and who are subject to travel restrictions; such 
a list for the imposition of targeted financial sanctions has only been drawn up by the 
United Nations once, during the sanctions against Haiti, but in that case the list was 
not even legally binding.“65 
 
Am 21.6.2000 wurde dieser Bericht als nunmehr offizielles Dokument der 
Menschenrechtsunterkommission verabschiedet, in etlichen Punkten bewahrheiteten 
sich die Befürchtungen der Autoren. Dennoch gab es – vor allen Dingen seitens der 
USA - auch Kritik an diesem Bericht.
66
 
 
                                               
65 UN Doc E/CN4/Sub2/2000, para 56. 
66.Cortright/Lopez 2000, S. 17. 
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2.2.2. Interlaken 
 
Der erste ernsthafte, großangelegte Versuch um gezielte (Finanz)-Sanktionen zu 
untersuchen wurde von der Schweizer Regierung 1998 und 1999 im kleinen Ort 
Interlaken in der Schweiz unternommen. 
Dieser "Interlaken-Prozess" sollte für jegliche weitere Auseinandersetzung mit 
(Finanz)-Sanktionen maßgebend sein.
67
  Dieser Prozeß besteht eigentlich aus zwei 
Seminarreihen, wobei hierfür die Bezeichnungen „Interlaken I“ sowie „Interlaken II“ 
gebräuchlich sind. 
 
Weitere Initiativen zur Erarbeitung von gezielten Sanktionen wurden auch von der 
deutschen Regierung in der zweiten Dialogrunde in Bonn-Berlin ("Bonn-Berlin-
Prozess"), sowie durch die schwedische Regierung in Stockholm ("Stockholm-
Prozess") 
geschickt. 
68
 Diese beiden Expertenrunden werden im Folgenden eingehend erörtert. 
 
2.2.2.1. Interlaken – Prozeß I. 
 
Das erste internationale Zusammentreffen mit dem Zweck, eine Verbesserung in der 
Sanktionspolitik der Vereinten Nationen herbeizuführen, fand auf Anregung der 
Schweizer Regierung von 17. Bis zum 19. März 1998 in Interlaken statt. Vor Ort 
waren sowohl Experten der UNO und nationaler Regierungen als auch von 
Nationalbanken.  
 
Dieses erste Treffen hatte die gezielten Finanz-Sanktionen als Inhalt gewählt, denn 
hier hatten sich - durch die bereits durchgeführten Sanktionen in diesem Bereich - 
erhebliche Probleme in der Praxis gezeigt. Diese galt es nun auszumerzen bzw. die 
Sanktionen auf eine derartige Art und Weise abzustimmen, dass es gar nicht erst zu 
solchen gravierenden Problemen in der Zivilbevölkerung kommen könnte. 
 
                                               
67 Reid/Eckert/Chopra/Biersteker in Cortright/Lopez, Smart Sanctions 2002, S. 65. 
68 Werthes 2003, S. 116. 
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Zunächst wurde ein einleitendes Papier von Jürg Buri aus dem Auswärtigen Amt der 
Schweizer Regierung in Bern vorgestellt.
69
 Darin erläutert Buri, dass gezielte 
Finanzsanktionen insbesondere das Einfrieren der ausländischen Konten von 
Individuen, Unternehmen oder auch Regierungen beinhalten und stellte weitere 
Fakten in den Raum.
70
 
 
Als Ziele der Seminarreihe in dem kleinen Ort in der Schweiz wurden vor allem die 
Diskussion der technischen Aspekte der Finanzsanktionen sowie der Austausch der  
bei der Implementierung der Sanktionen gemachten Erfahrungen untereinander 
genannt.
71
 
 
In dem einführenden Bericht von Buri wurde auch klargestellt, dass ein 
Sanktionsregime natürlich auch einen Bruch der Handelsbeziehungen und auch einen 
Bruch der bilateralen Beziehungen bedeutet und dies von den Staaten unter allen 
Umständen beachtet werden muss. De facto hat der sanktionierte Stadt dadurch  
gerade auch mit massiven Problemen im Handelsbereich zu rechnen, je nachdem in 
wieweit der betroffene Staat im internationalen Handelsverkehr eingebunden ist und 
auch inwiefern die Sanktionen schlußendlich greifen können.  
 
Buri berichtet, dass gerade bei den restriktiven Maßnahmen gegen den Staat Irak 
aber auch gegen Serbien-Montenegro die Sanktionen auch negative Auswirkungen 
auf die Handelspartner dieser beiden Staaten hatten: 
Im Fall der Zwangsmaßnahmen gegen den Irak wandten sich nicht weniger als 21 
Staaten aus Osteuropa, Mitteleuropa aber auch Ostasien und sogar Lateinamerika an 
das Sanktionenkomitee, dass beim Sicherheitsrat der Vereinen Nationen für die 
Kontrollierung und Durchführung der Sanktionen eingerichtet worden war. Mit 
Aktionen wie dem  „oil-for-food“-Programm - versuchte man, hier eine 
Kompensation zu erreichen. 
 
                                               
69 Buri, Introductory Paper for the Expert Seminar on Targeting United Nations Sanctions, 1998,  
     abrufbar unter:     
http://www.seco.admin.ch/themen/00513/00620/00639/00641/index.html?lang=de&download=NHzLpZig7t,lnp6
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Die Sanktionen gegen den Staat Serbien-Montenegro bedeuteten auch für die 
Handelspartner dieses Staates hohe Einbußen, denn der Geschäftsverkehr war 
dadurch stark reduziert. Außerdem war durch diese Maßnahme seitens der Vereinten 
Nationen auch eine sehr wichtige Handelsroute mitten in Europa blockiert, die zuvor 
Zentral- mit Mitteleuropa verbunden hatte.  
Insgesamt wandten sich sieben Staaten (alle in Nachbarschaft des sanktionierten 
Staates mit Ausnahme Uganda) hilfesuchend an den Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen.
72
  
 
Selbstverständlich wurden in diesem einleitenden Bericht sowohl auf die 
gravierenden Auswirkungen auf die humanitäre Lebenssituation in den 
sanktionierten Gebieten
73
 als auch auf die Probleme, die sich bei der 
Implementierung der UN-Sanktionen auf nationaler Ebene stellen
74
, verwiesen. 
 
Die zu dieser Zeit bereits erlassenen Finanzsanktionen der Vereinten Nationen, 
nämlich jene gegen den Staat Irak, Serbien-Montenegro, Libyen, Haiti sowie Teile 
des ehemaligen Jugoslawiens, sollten besonders bei diesem Zusammentreffen 
thematisiert werden. In all diesen Sanktionen war das Ziel der Aktion im Vorfeld 
genauestens definiert worden. 
  
Sofort ins Auge springend erscheint die Tatsache, dass im Fall des Staates Irak und 
auch bei Serbien-Montenegro die persönlichen Finanzmittel der beiden Führer, also 
Saddam Hussein und Slobodan Milosevic, von den Sanktionen nicht betroffen 
waren. 
  
Bei den Resolutionen, die Sanktionen gegen Libyen und gegen Teile des ehemaligen 
Staates Jugoslawien vorsahen, war es sogar unklar inwieweit die persönlichen 
Konten der Anführer betroffen sein sollten
75
, was natürlich nicht zur Rechtssicherheit 
beitrug sondern im Gegenteil die Effektivität und die Effizienz der repressiven 
Maßnahmen ungeheuer erschwerte. 
Die Resolution gegen Haiti war da hingegen entscheidend anders abgefasst:  
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sie sah ausdrücklich vor, dass die privaten Konten von über 800 Individuen 
einzufrieren seien.
76
 Interessant ist hier auch noch die Tatsache, dass die Resolution 
in diesem Punkt für die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen nicht zwingend 
bindend waren sondern sie aufforderte, diesem Wunsch des UN-Sicherheitsrates zu 
entsprechen. 
Die Liste dieser Personen wurde ständig auf dem letzten Stand gehalten und auch, 
von einem dafür geeignetem Gremium, nämlich des Haiti Sanctions Committee, 
veröffentlicht. 
 
All diese Sanktionen erlaubten es der Internationalen Gesellschaft, Erfahrungen mit 
dem Mittel der Finanzsanktionen zu sammeln. Es war jedoch immer noch so, dass 
diese Art der restriktiven Maßnahmen nur in Ausnahmefällen – wie eben in der 
Resolution, die die Sanktionen gegen Haiti vorsah – gegen Individuen gebraucht 
wurde und auch hier nicht seitens des Sicherheitsrates als zwingend vorgeschrieben 
wurden.
77
 
 
In diesen – dem Interlaken-Prozeß I - einleitenden Worten wird auch von der Arbeit 
der „Financial Sanctions Group“ berichtet, einer von Großbritannien ins Leben 
gerufenen,  informell eingerichteten Organisation, die die Probleme erörterte, die 
sich bei den Finanz-Sanktionen und ihrer Implementierung ergeben. Dabei 
kristallisierten sich bei diesen Untersuchungen immer wieder die gleichen Probleme 
heraus, nämlich dass die Resolutionstexte, die die Sanktionen vorsahen, oft 
zweideutig oder zumindest nicht eindeutig und klar abgefasst wurden. So konnte es 
bei den Staaten, die diese Resolutionen anwenden sollten, leicht zu Verwirrung und 
auch zu Fehlinterpretationen kommen.  
 
Auf diese Weise ist es auch nicht immer eindeutig, welche Organisationen bzw. 
welche Einheiten überhaupt sanktioniert werden sollen. Als Bespiel wird dazu 
folgendes angeführt: in der Resolution gegen Jugoslawien findet sicher der Passus, 
dass all jene Unternehmen von restriktiven Maßnahmen getroffen werden sollten, die 
„owned or controlles directly or indirectly by the authorities or public and private 
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untertakings of Yugoslawien“78, ohne jedoch eine Auflistung dieser Unternehmen 
anzuschließen bzw. jegliche nähere Konkretisierungen vorzunehmen
79
. Im Einzelfall 
konnte man also nicht sofort klar erkennen, ob ein Unternehmen sanktioniert werden 
sollte oder nicht. 
 
Als weiteres Beispiel nennt Buri die Resolution 883 gegen Libyen
80
, die in ihrem 
Paragraf 3biii davon spricht „any person,.... (…)  acting on behalf of the government 
or public authorities“ zu sanktionieren. Den auszuführenden Stellen war jedoch nach 
dieser Beschreibung verständlicherweise nicht klar, um welche Personen es sich hier 
in concreto handelt, zumal es auch hier verabsäumt wurde, eine Liste der gemeinten 
Personen herzustellen bzw. die gewünschten Personenkreis ausführlicher zu 
beschreiben oder gar einzugrenzen.
81
  
 
Weiters erörterte die  Financial Sanctions Group auch die Problematik der offshore-
center wie der Cayman Islands, die natürlich – durch die geringe Möglichkeit die 
Geldflüsse von und zu diesen Zentren zu kontrollieren, die Effektivität der 
Finanzsanktionen erheblich beeinträchtigen könnten.
82
 
 
Die Erarbeitung der vielseitigen Probleme, die sich durch die Finanzsanktionen und 
ihre Implementierung ergeben können, wurde in drei Gruppen bewerkstelligt. 
 
 Die erste Arbeitsgruppe, unter Leitung von Tono Eitel (Deutschland), befaßte sich 
zunächst mit zwei weiteren Beiträgen.
83
  
Das Team setzte sich eingehend mit der nationalen Seite auseinander, also mit der 
Art und Weise wie restriktive Maßnahmen auf nationaler Ebene administrativ 
umgesetzt werden können und wo es hier noch Probleme zu lösen gibt. Sie stellten 
fest, dass möglichst alle Staaten nationale Gesetze haben sollten, die eine rasche 
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Implementierung von Finanzsanktionen ermöglichen würden,  die Experten forderten 
auch Vertragstexte als eine Art Schablone für die Implementierung der repressiven 
Maßnahmen, also eine Art Vorlage, auf die die Staaten zurückgreifen könnten und so 
gleichartig vorgehen könnten. Die Gruppe hielt auch fest, dass es wichtig ist, die 
Absicht und den Effekt der Implementierung  durch die Nationen zu verstehen
84
:  
„The object was to isolate the target by exclusion from the international community 
until compliance with the requirements of the Security Council was achieved. 
Sanctions are, therefore, an interruption of the target's participation in the 
international community, but not a permanent excommunication.“85 
 
Außerdem wurde betont, dass die Staaten bei der Umsetzung der UN-Resolutionen 
unterstützt werden sollten und ihnen die möglichst einheitliche und dennoch flexible 
Implementierung durch weitestgehend klare und verständliche Texte der UNO 
erleichtert werden sollte. Auch die weitere Beobachtung der Sanktionen auf dieser 
Ebene bedarf der Gruppe folgend,  einer eingehenden Beurteilung bzw. Evaluierung. 
Die zweite Gruppe, geleitet von Bernadette Doyle (Bahrain) sowie Richard 
Newcomb (USA), befasste sich mit der Rolle des Sicherheitsrates der Vereinten 
Nationen im Bezug auf die „Smart Sanctions“. Dabei wurde vor allem der 
Resolutionstext genauer analysiert sowie die Eigenheiten diskutiert, die zu beachten 
sind, wenn es sich bei den zu sanktionierenden Personen um Einzelpersonen bzw. 
kleine Gruppen handelt.  
 
Als Beispiel sei hier angemerkt, dass es zu Problemen bei Personen kommen kann, 
die eine doppelte Staatsbürgerschaft haben (wenn die Sanktionen auf die Nationalität 
abstellen) oder aber auch die Abgrenzung, ab wann jemand zu einer (mit repressiven 
Mitteln zu belegende) Gruppe zu zählen ist. Die Beantwortung solcher Fragen ist vor 
allen Dingen wichtig, um eine möglichst zweifelsfreie, einheitliche Implementierung 
der Sanktionen in den einzelnen Staaten zu ermöglichen. 
 
Dieses zweite Team legte auch eine Art kurzen „Kriterienkatalog“ vor, der näheres 
zu der Handhabung und dem Gebrauch der gezielten Finanzsanktionen erläuterte: 
vor allem kommt es auf  Geschwindigkeit und Verschwiegenheit an, denn nur so 
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85 Vgl. ebd. 
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können diese repressiven Mittel auch tatsächlich effektiv greifen. Neben einer 
möglichst detaillierten Kenntnis über das zu sanktionierende Vermögen der 
Herrscher/Herrscherelite ist auch ein grundlegendes Wissen über die Verhinderung 
von Geldwäsche in diesen Fällen sehr bedeutend.
86
  
 
Interessant erscheint auch noch die Überlegung der Gruppe, dass die Auswahl der 
Vermögen, die sanktioniert werden sollen, transparent und dabei keineswegs im 
Geheimen beschlossen werden sollte, da es hier zu Problemen mit der staatlichen 
Souveränität kommen könnte: 
„Target definitions based on secret information interfere with the sovereignty of the 
implementing states.“87 
 
Bereits damals, im Jahr 1998, wurde von der Gruppe auch darauf aufmerksam 
gemacht, dass  es - durch humanitäre Überlegungen begründet -  auch Ausnahmen 
von den gezielten Finanzsanktionen geben müsste.
88
 
 
Die letzte, dritte Gruppe, widmete sich der Beobachtung sowie der Probleme bei der 
Administration der Sanktionen im Bereich der Sanktionenkomitees des 
Sicherheitsrates sowie beim Sekretariat der Vereinten Nationen.  
Die Führung dieser Gruppe hatte Diana Galloway (Großbritannien) inne.  
Ein besser funktionierender Informationsaustausch für die Staaten, eventuell direkt 
über den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen, wurde hier empfohlen. Auch zeigte 
die Gruppe auf, dass es sehr sinnvoll wäre, Staaten, wenn sie das wünschen, Hilfe bei 
der Implementierung der gezielten (Finanz)-Sanktionen anzubieten. 
 
In dieser Arbeitsgemeinschaft wurde auch auf die negativen Auswirkungen der 
Sanktionen auf die Zivilbevölkerung sowie die weiteren negativen Nebeneffekte 
eingegangen. Die Gruppe legte besonderen Wert auf eine ausreichende 
Überwachung (monitoring) der Sanktionen, auch direkt vor Ort.
89
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Nach Präsentation sowie Diskussion der einzelnen Gruppenergebnisse im Plenum 
kam man überein, dass für den folgenden Prozeß – Interlaken II – besonders das 
Problem der Auswahl der zu sanktionierenden Vermögen im Focus stehen sollte und 
auch wie diese Selektion getroffen werden soll. Aber auch eine mögliche Vorlage für 
die Staaten um eine Implementierung der Sanktionen einheitlicher durchführen zu 
können und bessere Verständlichkeit der Resolutionstexte sollten hier in Gruppen 
erarbeitet werden.
90
 
 
2.2.2.2. Interlaken-Prozeß II91 
 
Das zweite Seminar dieser ersten Gruppendiskussionen fand vom 29.3. – 31.3. 1999, 
abermals in Interlaken (CH), statt. Es nahmen über 70 Experten von 22 Staaten daran 
teil.
92
  
Die ganze Veranstaltung wurde unter dem Vorsitz von Botschafter Rolf Jeker vom 
Außenministerium der Schweiz abgehalten. Jeker erläuterte in seinen einleitenden 
Ausführungen die große Bedeutung von gezielten Finanzsanktionen und betonte, 
dass diese repressiven Maßnahmen dazu geeignet seien, die Entscheidungsträger in 
einem Land tatsächlich einzuschränken und zu sanktionieren, ein Ziel das durch 
herkömmliche Handelsembargos so nicht zu verwirklichen sei. Es wurde an dieser 
Stelle aber auch erläutert, dass diese Art der gezielten Sanktionen allein nicht 
ausreichen würden um wahrhaftig eine Änderung der Politik im Zielstaat zu 
ermöglichen – gezielte Finanzsanktionen können aber ein sehr guter Bestandteil von 
einer größeren Strategie sein, die auch andere gezielte Maßnahmen, wie etwa 
Waffenembargos oder auch Reisebeschränkungen, beinhaltet.
93
 Neben gewaltigen 
technischen Voraussetzungen bedarf es auch einer guten internationalen 
Zusammenarbeit, wie es sie in dieser Art auf diesem Gebiet noch nie gegeben hat.  
                                               
90 Vgl. Report on the Expert Seminar of Targeting UN Financial Sanctions 1998, S. 133. 
91 Bericht dazu unter Report on the 2nd Expert Seminar of Targeting UN Financial Sanctions, 29.-31.3.1999   
     (Interlaken II), abrufbar unter  
http://www.seco.admin.ch/themen/00513/00620/00639/00641/index.html?lang=de&download=NHzLpZig7t,lnp6
I0NTU042l2Z6ln1acy4Zn4Z2qZpnO2Yuq2Z6gpJCDdIJ4hGym162dpYbUzd,Gpd6emK2Oz9aGodetmqaN19XI
2IdvoaCVZ,s-  (10.8.2009) 
92 Report on the 2nd Expert Seminar of Targeting UN Financial Sanctions 1999, S. 5.  
93 Report on the 2nd Expert Seminar of Targeting UN Financial Sanctions 1999, S. 6. RZ 4. 
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Gerade auf die Entwicklung neuer Technologien, um versteckte Konten ausfindig zu 
machen und auch um Finanztransaktionen zu überwachen, müsse, Jeker folgend,  
vermehrt Bedacht genommen werden. 
94
 
 
Abermals wurden die Seminarteilnehmer in drei Gruppen aufgeteilt: 
Die erste Arbeitsgruppe befaßte sich mit der technischen Seite, um die Ziele der 
Finanzsanktionen ausfindig zu machen. Gruppe 2 erarbeitete Grundlegendes im 
Bereich der nationalen Gesetzgebung bei der Implementierung der Sanktionen. Das 
dritte Team setzte sich mit den Resolutionen und ihrer besseren Verständlichkeit 
auseinander.
95
 
 
Die Ergebnisse der ersten Gruppe sind sehr vielschichtig: 
Die Experten erkannten, dass es bei gezielten Finanzsanktionen – anders als bei 
umfassenden repressiven Maßnahmen im Bereich des Handels – keineswegs 
ausreicht die Wirtschaft des Zielstaates lediglich „in gröberen Zügen“ zu kennen: 
vielmehr müsse man auch detaillierter über die Handelspartner, Handelsströme, 
Beziehungen zu den Banken sowie über den Export genauestens Bescheid wissen,
96
 
um auch wirklich präzise vorgehen zu können. 
 
Um die gezielten Finanzsanktionen überhaupt praktisch durchführbar zu machen 
stellte die Gruppe zunächst fest, dass es allein Aufgabe der UN-Mitgliedstaaten sei, 
Listen zu erstellen auf denen die gewünschten Zielpersonen genannt werden – dies 
sei nicht Aufgabe des UN-Sekretariats oder gar von Bankeninstitutionen. 
Gleichzeitig wurde betont, dass es einigen Mitgliedstaaten der UNO jedoch an den 
nationalen Gesetzen fehlen würde, die für die Erstellung derartiger Listen aber 
unbedingt erforderlich seien.
97
 
 
Die Gruppe unterschied außerdem zwischen comprehensive financial sanctions 
(umfassende Finanzsanktionen), bei denen sämtliche Transaktionen, die dem Staat 
zugute kommen könnten, geblockt werden und alle Konten, seien sie privater oder 
öffentlicher Natur, eingefroren werden müssen, und targeted financial sancitons 
                                               
94 Report on the 2nd Expert Seminar of Targeting UN Financial Sanctions 1999, S. 7. Rz 6. 
95 Report on the 2nd Expert Seminar of Targeting UN Financial Sanctions 1999, S. 8, Rz 7. 
96 Report on the 2nd Expert Seminar of Targeting UN Financial Sanctions 1999, S. 8, Rz 10. 
97 Report on the 2nd Expert Seminar of Targeting UN Financial Sanctions 1999, S. 9, Rz 11. 
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(gezielte Finanzsanktionen): bei dieser Art der Sanktionen geht es um das Blocken 
von Transaktionen bestimmter Individuen sowie das Einfrieren ihrer Konten.  
 
Die Gruppe gab vor allen Dingen zu bedenken, dass umfassende Finanzsanktionen  
- mittelbar - wieder negative Auswirkungen auf die Zivilbevölkerung haben könnten 
– wie etwa wenn Handelsgüter, die dringend für die Ernährung der Zivilbevölkerung 
nötig sind, nicht mehr bezahlt werden könnten.
98
 
 
Die Gruppe sprach auch ausführlich über die Arbeit der FATF (Financial Action 
Task Force on Money-Laundering), einer intergovernmental ausgestalteten 
Organisation, die sich es seit 1989 zum Ziel macht, Programme und Lösungen zu 
finden, um der Geldwäscherei und auch der Finanzierung des Terrorismus sowohl 
auf nationaler als auch internationaler Ebene Einhalt zu gebieten.
99
 Die 40 
Empfehlungen dieser Einrichtung beinhalten als Kernstück einen Minimumstandard, 
der von den Mitgliedstaaten einzuhalten ist.
100
 
 
Wie bereits zuvor festgestellt widmete sich die zweite Gruppe ganz den Problemen 
und der generellen Durchführung der Implementierung der Sanktionen auf nationaler 
Ebene: vor allem sollte hier eine Art „Vorlage“ geschaffen werden101, auf die die 
Mitgliedstaaten zurückgreifen könnten und die so eine möglichst schnelle und 
„fehlerfreie“ Umsetzung der repressiven Maßnahmen erreichen könnte.  
 
Die dritte Gruppe setzte sich mit den Resolutionen bzw. dem Resolutionstext 
auseinander und stellte dabei fest, dass eine Definition von (vor allem) technischen 
Begriffen unerlässlich sei – eine derartige Liste wurde auch während dieses Seminars 
von dem Team erarbeitet. Dabei ging es vor allem darum, ein Werkzeug zu schaffen, 
auf das auch gerade der Sicherheitsrat zurückgreifen konnte. Diese 
Begriffserklärungen behandelten besonders Termini, die Verbote und Ausnahmen
102
 
beschreiben,  damit sie möglichst ohne Missverständnisse in den Resolutionstexten 
gebraucht werden können. 
                                               
98 Report on the 2nd Expert Seminar of Targeting UN Financial Sanctions 1999, S. 10, Rz 14ff. 
99 Vgl. http://www.fatf-gafi.org ( 10.8..2009) 
100 Report on the 2nd Expert Seminar of Targeting UN Financial Sanctions 1999, S. 11, Rz 20. 
101 Report on the 2nd Expert Seminar of Targeting UN Financial Sanctions 1999, S. 12, Rz 21. 
102 Report on the 2nd Expert Seminar of Targeting UN Financial Sanctions 1999, S. 12, Rz 23. 
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2.2.3. Bonn-Berlin-Prozeß 
 
Der Bonn-Berlin-Prozess kann als eine weitere Diskussionsreihe angesehen werden, 
in der über die Verbesserung von gezielten Sanktionen, diesmal besonders der 
Waffenembargos und der Reisesanktionen, verhandelt wurde.  
Experten des Sekretariates der Vereinten Nationen, Fachleute der ständigen 
Vertretung Deutschlands zu den Vereinten Nationen sowie Mitarbeiter der UN 
Sektion im deutschen auswärtigem Amt nahmen daran teil.
103
  
Organisator dieser Veranstaltung war das Internationale Konversionszentrum Bonn 
(BICC).
104
   
 
Auch hier war das Ziel dieser Veranstaltung die Unterstützung und Beratung für die 
künftige Handhabung der UN-Sanktionen,
105
 bzw. sollten hier praktisch umsetzbare 
Vorschläge für eine bessere Implementierung (für eine ausgewählte Art) von 
gezielten Sanktionen erarbeitet werden.
106
 
 
Wie Brzoska/Simon in ihrer Zusammenfassung des ersten Experten-Seminars in 
Bonn schreiben, waren dabei zunächst mehr als 60 Experten aus 21 Ländern 
anwesend um sowohl die Erfolge aber auch die Mängel der Waffen – und 
Reisesanktionen zu erörtern und nach Verbesserungen zu suchen.
107
 
 
Der Ruf nach einer weiteren Überarbeitung der gezielten Sanktionen, nach dem 
erfolgreichen Interlaken-Prozess der Schweizer Regierung,  wurde also von der 
deutschen Regierung erhört. Sie konnte dabei freilich auf die Ergebnisse des 
Interlaken Prozesses zurückgreifen. Dabei kamen die teilnehmenden Experten in 
Abstimmung mit dem UN-Sekretariat zu der Einsicht, dass nun Waffensanktionen 
und Sanktionen, die das Reisen betreffen, besonders im Fokus der Arbeit stehen 
sollten. Wie Brzoska erklärt, sind diese beiden Arten der Sanktionen, gemeinsam mit 
Finanzsanktionen, besonders oft in Verwendung und gelten daher als die „primäre“ 
Form der smarten Sanktionen.
108
 Als Grund dafür wird genannt, dass diese Art der 
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Sanktionen äußerst differenziert eingesetzt werden und so für sehr viele Situationen 
in Frage kommt. 
 
Außerdem wird noch ein weiterer großer Vorteil dieser Sanktionen genannt:  
sie können auch genau auf eine Menschengruppe bzw. sogar auf einzelne Personen 
zugeschnitten werden, also gerade auch wegen ein paar Menschen „extra“ erlassen 
werden.  
 
Prinzipiell gilt, dass dabei große Teile der Zivilbevölkerung nicht tangiert werden, 
wenn man einmal von Flugsanktionen absieht, die auch unbeteiligte Dritte berühren 
können. Brzoska verweist noch auf einen weiteren wichtigen Grund, warum gerade 
diese Sanktionen im Mittelpunkt der Überlegungen gerückt wurden:  
in der Vergangenheit waren sie nicht gerade als effektiv zu beurteilen und das sollte 
sich durch gründliche, theoretische Überlegungen nun ändern.
109
  
 
Die Tätigkeit des Bonn-Berlin Prozesses kann dabei in mehrere Arbeitsschritte 
zerlegt werden: zunächst fand im November 1999 das erste Expertenseminar in Bonn 
statt, das zunächst die Probleme und Defizite der genannten Sanktionen erheben 
sollte. Dabei stellten die Experten fest, dass die Probleme bei den Waffenembargos 
vor allem auf einer schlechten Umsetzung der Sanktionen beruhen.  
Nachbarstaaten, besonders jene in Afrika, hatten es verabsäumt ihre Grenzen so weit 
zu rüsten, dass eine effektive Kontrolle überhaupt möglich war. Aber auch die 
Staaten selbst waren nicht immer fähig, ihre Waffenherstellungen zu überwachen - 
unter diesen Umständen waren die Sanktionen naturgemäß nicht besonders 
wirkungsvoll.   
 
Während dieser Diskussionsrunde in Bonn wurde auch über die unzureichende 
Ausstattung des UN Sekretariats berichtet: diese sei zu mangelhaft und unvollständig 
um die Implementierung der Sanktionen und ihre Kontrolle wahrhaftig zu 
gewährleisten.
110
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Ein weiterer Schwerpunkt dieses Zusammentreffens in Bonn war die Diskussion 
über eine Verbesserung der Effektivität der Sanktionen und wie diese am besten zu 
bewerkstelligen sei. Diese Vorschläge wurden in vier unterschiedlichen Gruppen 
erarbeitet und diskutiert:  
 
Die erste Arbeitsgruppe, unter der Leitung des deutschen Botschafter Eitel, der auch 
bereits im Interlaken-Prozess maßgeblich beteiligt war, befasste sich mit den 
Reisesanktionen.  
Sie stellte dabei fest, dass der Begriff „Reisesanktion“ eigentlich zwei Arten von 
Sanktionen beinhaltet: erstens das Reiseverbot für eine Gruppe von Personen und 
auch für Einzelpersonen und zweitens Sanktionen, die sich auf bestimmte Flugarten 
bezogen. Beide Arten würden nicht gegen die Menschenrechte verstoßen und seien 
daher als gezielte Sanktionen besonders geeignet
111
, um die politische Situation im 
Zielstaat nachhaltig zu verändern.  In einem Report, den jede Gruppe 
zusammenstellte, unterscheidet die Arbeitsgruppe sogar unter vier verschiedenen 
Arten der Reise- bzw. Sanktionen, die die Luftfahrt betreffen: 
 
 „travel bans“, also die sanktionierenden Maßnahmen, die internationale 
Reisebewegungen von einer Personengruppe oder auch Einzelpersonen 
unterbinden bzw stark minimieren sollen, 
 „air cargo traffic controls“, die restriktiven Maßnahmen, um den Handel mit 
Gütern, wie z.B. Waffen, zu reglementieren. Diese Art der Reisesanktion ist 
die einzige Maßnahme dieser Art, die auf die Zivilbevölkerung absolut 
keinen direkten Einfluß hat. 
 „aviation sanctions“, die Luftfahrt-Sanktionen, d.h. repressive Maßnahmen, 
die die Flüge sowohl zu als auch von einem Zielgebiet einschränken und 
 „general transport sanctions“: hierbei handelt es sich um die umfassendste 
der Reisesanktion, bei der nicht nur die Luftfahrt gesteuert wird sondern auch 
Einfluss auf die Schifffahrt sowie Bahn- und auch LKW-Verkehr genommen 
wird. Dabei meint man hier – da es ja weiterhin um Reisesanktionen geht und 
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36 
diese Maßnahmen auch als solche tituliert sind – wohl eine Art 
Handelsembargo, die Folgen sind aber wohl die gleichen.
 112
 
Für ihre Arbeit verwendete diese Gruppe mehrere Arbeiten, darunter auch eine 
Abhandlung von Cortright/Lopez/Conroy.
113
 
 
Konkret erarbeitete die erste Gruppe eine Art Vorlage für eine UN-Resolution, die 
eine Reisesanktion zum Inhalt hat.  Selbstverständlich wurde diese „Muster-
Resolution“ auch mit etlichen Kommentaren versehen, die die Arbeit mit den 
Sanktionen zusätzlich erleichtern sollen. Auch wurde eine Vorlage für eine UN-
Resolution zusammengestellt, die die Verhängung einer Flugsanktion vorsieht, sowie 
mehrere Vorschläge für die Verbesserung der Implementierung auf nationaler Ebene 
eingebracht.
114
 
 
Auch verwies die erste Arbeitsgruppe auf die Wichtigkeit der Verbreitung der Listen, 
in denen die zu sanktionierenden Personen für Reisesanktionen vermerkt sind. Die 
Informationen, die auf diesen Listen aufscheinen, sollten zumindest aus dem vollen, 
richtig geschriebenen Namen, Passnummern oder einem anderen 
Identifikationsausweis und einer Fotografie bestehen, weitere Informationen machen 
die Identifizierung der Personen natürlich noch einfacher.
115
 
  
Besondere Bedeutung wurde auch den Nachbarländern des Ziellandes geschenkt und 
festgestellt, dass es aus humanitären Gründen notwendig ist, dass Ausnahmen von 
den Reisesanktionen gemacht werden können.
116
  
 
Zu den Sanktionen, die die Luftfahrt betreffen, führte die erste Arbeitsgruppe noch 
aus, dass diese Sanktionen auch sehr wohl reine Inlandsflüge betreffen können z.B. 
wenn sich das Flugzeug aufgrund eines Services ins Ausland begeben muss. Auch 
wurde auf die Gefahr eines „Gegenschlages“ im Sinne einer nicht beabsichtigten 
negativen Entwicklung für die Zivilbevölkerung,  hingewiesen, nämlich dann wenn 
es Luftfahrtsanktionen gibt, die humanitäre Hilfsgüter transportieren.
117
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Die zweite Gruppe, geleitet von dem schwedischen Botschafter Hans Dahlgren, 
wandte sich der Verbesserung der Effektivität der Waffenembargos zu. Dabei stellte 
sich heraus, dass es bei dieser Art der Sanktionen besonders wichtig ist, diese äußerst 
deutlich zu formulieren, also genau - entweder durch den Namen der Waffe oder 
aber ihrem  Gebrauch
118
 -  zu definieren, welche Waffen von der sanktionierenden 
Maßnahme betroffen sind. Denn nur so können Unklarheiten, die sich in dieser Art 
der Sanktionen besonders negativ auf die Effektivität auswirken, minimiert werden.  
 
Die Gruppe verwies auch darauf, dass es schwierig sein kann, die zu sanktionierende 
Personengruppe zu bestimmen, besonders wenn es sich um eine Krise handelt, die 
sich auf rein nationaler Ebene ereignet. Auch in dieser Situation müsse man 
manchmal Personen sanktionieren, die sich außerhalb des Landes befinden würden. 
Vor allem der weitverbreitete Handel mit kleinen Waffen, insbesondere in Afrika, sei 
zudem ein nicht zu unterschätzendes Problem.
119
   
 
In dem Expertenteam wurde mit verschiedenen Begleitunterlagen gearbeitet, eines 
davon von Ian Anthony mit dem Titel „improving the Cooperation of Majos Arms 
Suppliers“120. In dieser Ausarbeitung ging der Autor der Frage nach, ob es sich bei 
den Waffenembargos primär um ein politisches oder aber um ein rechtliches 
Instrument handeln würde.  
Dabei verwies er auf drei Punkte, die berücksichtigt werden müssen um diese Art der 
Sanktionen nachhaltig effektiver zu gestalten: 
Die Zusammenarbeit zwischen denjenigen, die hauptsächlich die Waffen liefern, die 
Kooperation mit den Nachbarstaaten sowie die Zusammenarbeit mit denjenigen 
Staaten, die den Sanktionierten in sonstiger Art und Weise nahe stehen.  
 
Die zweite Arbeit, mit der sich diese Arbeitsgruppe auseinandersetzte, war  „the 
absent sentry – sanctions and the problem of weak border control“121 von Laurie 
Nathan. In diesem Werk stellte die Verfasserin drei Gründe vor, die die 
Implementierung der Sanktionen behinderte, nämlich den Unwillen der Staaten die 
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Sanktionen auch tatsächlich durchzuführen, nationale Interessen, die den Sanktionen 
gegenüberstünden sowie die Unfähigkeit der Staaten, ihre Grenzen in ausreichender 
Art und Weise zu kontrollieren und zu überwachen.
122
 
 
Die zweite Gruppe machte in ihrem zusammenfassenden Bericht besonders darauf 
aufmerksam, dass Waffenembargos überhaupt nur dann effizient sein können, wenn 
es hier eine ständig und gut funktionierende, internationale Zusammenarbeit gibt. 
Dies ist dann auch die Hürde, die die Vereinten Nationen zu bewältigen haben – 
ohne eine direkte, andauernde, gut ausgebaute Kooperation mit den Nachbarländern 
ist eine ausreichende negative Wirkung auf das zu sanktionierende Gebiet nicht 
möglich. 
  
Dabei ist es auch wichtig, auf diejenigen im jeweiligen Land zu hören, und mit ihnen 
Informationen auszutauschen, die den ganzen Prozess dann auch schlussendlich 
umsetzen: Zollbeamte, nationale Polizeiangehörige sowie Nachrichtenoffiziere 
können hier direkt eingebunden werden um die Implementierung der Sanktionen 
weiter voranzutreiben.  Alles in allem sollte also auch die nationale Ebene bei der 
Umsetzung der Sanktionen viel stärker berücksichtigt werden.  
Dabei wurde auch die Ansicht in der zweiten Arbeitsgruppe vertreten, dass bei der 
Implementierung der Waffenembargos keine neuen Prozesse bzw. neue 
Vorgehensweisen stattfinden sollten, sondern auf die bereits bestehenden, 
altbewährten Methoden und Initiativen zurückgegriffen werden soll. Diese könnten 
auch weiterentwickelt und an die jeweilige Situation angepasst werden.
123
 
 
Die dritte Arbeitsgruppe wurde von dem Portugiesen António Monteiro geleitet, sie 
beschäftigte sich mit dem Sprachverständnis und der Implementierung der 
Waffenembargos der Vereinten Nationen. Dabei stellten die Teilnehmer in diesem 
Arbeitskreis abermals fest, dass die Sanktionen im Bereich der Waffen, obwohl sie 
natürlich an die jeweilige Situation angepasst werden müssen, dennoch in einer 
verständlichen, allgemeinen Sprache abgefasst werden müssten um Komplikationen 
bei der Umsetzung zu vermeiden. Gerade wenn die Resolutionen, in denen die 
Sanktionen protokolliert sind, nicht ausreichend präzise abgefasst sind, würden hier 
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grobe Unsicherheiten entstehen: die ausführenden Kräfte seien dann in ihren 
Handlungen nicht mehr sicher, insbesondere etwa was die Wahl der sanktionierten 
Waffen betreffe. Durch diese Unsicherheit ist eine effektive Sanktionierung jedoch 
nicht mehr, oder nur sehr verspätet, möglich. 
 
Die Experten forderten eine schnelle und effektive Umsetzung der UN-Resolutionen 
auf nationaler Ebene, bei einem Verstoß dagegen, sollte das jeweilige nationale 
Recht  Repressalien beinhalten. Auch die Möglichkeit einer „model legislation“, also 
einer Vorlage, wie die nationalen Gerichte in einem solchen Fall vorgehen könnten, 
wurde erörtert.
124
 
 
In dieser Gruppe wurden zwei Arbeiten vorgestellt, die sich beide mit der Sprache im 
Zusammenhang mit den Sanktionen beschäftigen. Einer der Sprecher, Edward Luck 
von der New York University School of Law, stellte dabei fest, dass ein einheitlicher 
Sprachgebrauch in den Resolutionstexten die Implementierung  der Sanktionen 
erleichtern würde. Dabei wurde auch über eine Art „Model-Sprache“ berichtet, also 
über eine Art Satzbausteine, die stets die gleiche Bedeutung haben, aber sehr wohl 
individuell und flexibel an die jeweilige Situation angepasst werden können. Auch 
sei es wichtig, immer wiederkehrende Begriffe wie „Ausrüstung, die für interne 
Unterdrückung oder für Terrorismus verwendet werden könnte“125 genauestens zu 
definieren. Nicht zuletzt um etwaige versteckte Schlupflöcher zu schließen kamen 
die Experten überein, dass Sanktionen unbedingt eine präzise Sprache erforderlich 
machen. 
  
Handelt es sich bei den zu sanktionierenden Waffen um „dual-use-waffen“, also 
Waffen die einen doppelten Verwendungszweck haben, der sowohl im zivilen als 
auch im militärischen Bereich liegen kann, ist besondere Vorsicht geboten. Hier ist 
es von besonderem Interesse schriftlich sicherzustellen, ob diese Waffen als Ganzes, 
in ihrer Gesamtheit, sanktioniert werden oder nur, wenn sie einen bestimmten 
(militärischen) Zweck erfüllen sollen.
126
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Die letzte, vierte, Arbeitsgruppe setzte sich, unter der Leitung der Kanadierin Peggy 
Mason,  mit dem Problem der Kontrolle und der Berichterstattung  der 
Waffenembargos der UNO auseinander. Die Teilnehmer machten darauf 
aufmerksam, dass die Möglichkeiten der Vereinten Nationen, die sanktionierenden 
Maßnahmen zu kontrollieren weiterhin ausbaufähig wären. Dabei sollte vermehrt auf 
technische Hilfe, wie z.B. Satellitenüberwachung, gesetzt werden. Auch die 
Sanktionen-Komitees würden einer Verbesserung bedürfen.  
 
Viele der Teilnehmer forderten auch eine rechtliche Verfolgung derjenigen, die die 
Umsetzung der Sanktionen absichtlich sabotieren, sowie eine Art „sekundärer 
Sanktionen“ für all jene Regime, die strukturiert die Implementierung der 
Waffensanktionen boykottieren.
127
 
 
Der Berichterstatter der vierten Arbeitsgruppe, Faltas, stellte in seiner 
Zusammenfassung zuallererst fest, dass Waffenembargos überaus klare und explizite 
Ziele haben müssten. Dabei dürfe aber keineswegs auf die Realisierbarkeit dieser 
Vorhaben vergessen werden. 
  
Außerdem wurde darauf hingewiesen, dass dieses Problem der mangelnden 
Kontrolle nicht allein beim Verwaltungsapparat der Vereinten Nationen liegen würde 
sondern viel eher ein politisches sei – die Gruppe stellte aber auch fest, dass die 
UNO deswegen noch lange nicht handlungsunfähig sei, sie müsse sich aber 
eingestehen, dass ihr das Geld, um wirklich effektive Kontrollen durchführen zu 
können, fehlen würde. Die Staatengemeinschaft könnte aber wichtige Punkte auf die 
Agenda setzen und so zumindest das öffentliche Interesse dafür wecken. Die Medien, 
aber auch die akademische Lehre sowie NGOs könnten hierzu verwendet werden, 
um Informationen zu verbreiten und das Gesprächsthema nicht versiegen zu 
lassen.
128
 
 
Die Gruppe debattierte in diesem Zusammenhang auch die Rolle der Sanctions 
Committees. Erst im Jänner 1999 gab es eine erste Abhandlung darüber, wie 
                                               
127 Brzoska/Simon in Brzoska 2001, S. 245f., 249f. 
128 Faltas in Brzoska 2001, S. 269f. 
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Sanctions Committees zu arbeiten hatten bzw. was ihre genauen Ziele seien.
129
    Bis 
dahin war es vom Vorsitzenden des Komitees abhängig, wie das Mandat verstanden 
und auch interpretiert wurde. Dieses Werk machte klar, dass Informationen von allen 
nur erdenklichen Quellen zu beziehen seien, somit etwa auch von NGOs. Die Gruppe 
machte auch zahlreiche Verbesserungsvorschläge für die UNO, so etwa, dass die EU 
deutlich besser eingebunden werden sollte. Auch sollte man sich Rat bei 
Organisationen, die bereits Erfahrungen mit der Kontrolle von Waffenembargos 
haben,  wie z.B. der NATO oder der Westeuropäischen Union, einholen. Aber auch 
im System der UNO selbst, wie z.B. bei der Weltbank, finden sich hier 
Anregungspunkte um eine effektivere Kontrolle durchführen zu können. 
  
Auch könnte man sich Beispiel am „world food programme“ nehmen:  
diese Organisation ist sehr erfahren darin ihre Schiffsladungen und Flüge gegen 
Missbrauch durch illegale Waffentransporte zu schützen. 
130
 
 
All diese Arbeitsgruppen wurden in Bonn abgehalten. Vom 3. bis 5. Dezember 2000 
wurde dann das „Final Expert Seminar“ in Berlin veranstaltet, dessen Aufgabe es 
primär war, über die Vorschläge und die Berichte der vier Arbeitsgruppen zu beraten 
und sie auch aufeinander abzustimmen. Dabei schafften es die Organisatoren, das 
internationale Konversionszentrum Bonn (BICC), eine große Bandbreite von 
Experten dafür zu gewinnen:  
insgesamt nahmen Fachleute von 28 Staaten an diesem Seminar teil
131
. Summa 
summarum waren es 70 Experten, die sich Zeit dafür nahmen und die 
Verbesserungsvorschläge und Berichte der vier Arbeitsgruppen über 
Waffenembargos und den Reise- bzw. Flugsanktionen zu diskutieren, dies zeigt die 
hohe Bedeutung dieser Veranstaltung. 
 
Die Empfehlungen, die in Bonn und Berlin ausgesprochen wurden, hatten nicht nur 
Einfluss auf diejenigen, die unmittelbar daran mitgearbeitet haben, sondern wirkten 
ebenso  auf die akademische Welt und auch auf die Experten in diversen NGOs ein. 
Dabei wurde nicht nur allgemeine Stellungsnahmen abgegeben sondern eben auch 
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sehr konkrete Vorschläge, die es nun galt weiterzuentwickeln.
132
 Dies geschah – 
unter anderem – in Schweden. 
 
2.2.4. Stockholm-Prozeß133 
 
„The Stockholm Process on the Implementation of Targeted Sanctions (SPITS)“ ist 
die dritte Veranstaltungsreihe über die gezielten Sanktionen und baut auf den 
Erkenntnissen von Interlaken sowie Bonn/Berlin auf.  
 
Die schwedische Regierung sowie die Universität von Uppsala war dabei bemüht,  
besonders die Implementierung und das „monitoring“ der gezielten, repressiven 
Maßnahmen zu bereden. Geleitet wurde der ganze Prozess von Peter Wallensteen, 
Professor an der Universität von Uppsala. 
Auch hier wurden wieder, neben internationalen Treffen, hauptsächlich 3 
Arbeitsgruppen gebildet, die sich näher mit den Problemen auseinandersetzten. Jede 
der drei Gruppen bekam zunächst ein Diskussionspapier ausgehändigt um die 
Fragenstellungen und Ziele der Teams besser erarbeiten zu können. 
 
Die erste Gruppe befasste sich mit der Rolle des UN-Sekretariats und wie man 
dessen Rolle bei der Implementierung der Sanktionen stärken könnte. Geleitet wurde 
diese Gruppe von Andrés Franco.
134
 Erörtert wurden in einem ersten Treffen in 
Schweden die Rolle der Sanctions Committees und die Instrumente, die die UNO bei 
der Implementierung der Sanktionen zur Verfügung hat, nämlich z.B. 
Expertengruppen aber auch, dass die Medien besser involviert werden sollten. Als 
dritten Punkt wurden die Beziehungen die die UNO mit anderen Staaten, die die 
Sanktionen implementieren, besprochen und festgehalten, dass besonders auch zivile 
Organisationen bei dem Prozess der Umsetzung durch Informationsaustausch 
eingebunden werden sollten.
135
  
 
Nach diesem ersten Plenar-Treffen in Schweden kam die erste Arbeitsgruppe mit 
Fachexperten in New York zusammen.  
                                               
132 Brzoska 2001, S. 14ff. 
133 Siehe www.smartsanctions.se (10.8.2009). 
134 Siehe www.smartsanctions.se -  The Stockholm Process – working groups (10.8.2009). 
135 WG1 Report from the Chair from the First Plenary Meeting, Gimo, Sweden, April 3-5, 2002   
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Alle Agenden dieses Treffens zu nennen, würde an dieser Stelle zu umfangreich sein,  
folgende wichtige Punkte mögen aber erwähnt werden: 
Eine verstärkte Zusammenarbeit mit der Presse -  um die Transparenz der Sanktionen 
zu gewährleisten - und eine vertiefte Kooperation mit NGOs, vor allem um die 
ungewünschten Nebeneffekte der Sanktionen möglichst zu vermeiden, sollte 
angestrebt werden. Außerdem wurde abermals die Rolle der Expertengruppe (experts 
panels), gerade bei der Überwachung der Sanktionen, betont und zahlreiche 
Ratschläge für diese Gruppen erteilt, sei es im administrativen Bereich, beim 
Informationsaustausch oder auch bei den – diesen Treffen folgenden – 
Besprechungen und weiterführenden Aktionen mit dem Sicherheitsrat und den UN-
Mitgliedstaaten.
136
 
Die zweite Gruppe befasste sich in concreto mit den Mitgliedsstaaten und ihre Rolle 
als „Umsetzer“ der Sanktionen bzw. wie man ihnen diese Aufgabe erleichtern 
könnte. Curtis Ward leitete diese Gruppe, in der bei ihrem ersten Treffen in 
Schweden schnell klar wurde, dass eine Implementierung nur dann erfolgreich sein 
kann, wenn die Mitgliedstaaten in einem ständigen Dialog mit dem Sicherheitsrat 
stehen. Es wurde auch klar gesagt, dass gezielte Sanktionen schwieriger umzusetzen 
seien als flächendeckende, umfangreiche repressive Maßnahmen und auch ein paar 
konkrete Vorschläge gemacht.
137
 Es wurde erörtert, dass der Sicherheitsrat Prinzipien 
aufstellen müsse, die bei der Implementierung zu beachten seien, wie etwa, dass 
regelmäßig Rückblicke stattfinden sollten, um durch diese Evaluation mehr für die 
nächsten zu implementierenden Sanktionen zu lernen. Wie in Interlaken wurde auch 
hier ein „model law“ angeregt, um den Mitgliedstaaten die Umsetzung der UN-
Sanktionen zu erleichtern.
138
 
Gruppe 2 erarbeitete auch eine praktische – wenn auch wohl etwas einfach gehaltene 
und recht oberflächliche aber für den „ersten Blick“ durchaus geeignete – Tabelle, 
mit deren Hilfe die Staaten bei jedem „Schlüsselelement“139 der Implementierung 
                                               
136 WG1 Report from the Meeting with Sanctions Experts, New York, June 17-18, 2002 
     http://www.smartsanctions.se/stockholm_process/reports/New_York_rep1.htm (10.8.2009). 
137 So wurde z.B. auf die Resolution 1373/2001 (die auf die Bedrohung des Weltfriedens durch terroristische   
     Handlungen  reagierte) hingewiesen und abermals bestärkt.  
138 WG2 Revision of discussion paper from the First Plenary Meeting, Gimo, Sweden, April 3-5, 2002 
      http://www.smartsanctions.se/stockholm_process/reports/archive/wg2_rep2.htm (10.8.2009). 
139 Wie etwa der zu beachtenden internationalen Abkommen, den relevanten internationalen Organisationen oder    
      auch den jeweiligen rechtlichen „Basis“-Grundlagen. 
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und je nach Sanktionstyp unterschiedlich, erfahren könnten, auf was zunächst in 
concreto zu achten sei.
140
 
So wird z.B. beim „Schlüsselelement“ „Vollzug“ bei dem Sanktionstyp des 
Waffenembargos auf folgendes hingewiesen: Ein Bruch des Embargos soll als 
Tatbestand gelten, um eine Strafverfolgung zu rechtfertigen. Darüber hinaus soll mit 
Strafen rechnen, wer die repressive Maßnahme verhindert.
141
 
Kevin Clements leitete die dritte Gruppe, die sich mit der Treffsicherheit der 
repressiven Maßnahmen sowie mit den Reaktionen der sanktionierten 
Gruppen/Herrscher auseinandersetzte. In einem ersten Treffen in Schweden wurden 
zahlreiche Vorschläge gemacht wie die gezielten Sanktionen noch treffsicherer und 
somit effektiver werden könnten.
142
  Auch dass die betroffenen Staaten versuchen 
würden, sich den Sanktionen zu entziehen (sei durch einen Namenswechsel der 
sanktionierten Gruppen, einer rechtzeitigen Verschiebung der einzufrierenden Gelder 
oder etwa auch der Ausstellung neuer Pässe um den Reisesanktionen zu entkommen) 
wurde besprochen. Auch einige, bis dato noch wenig erörterte, Ratschläge wurden 
erörtert, wie etwa dass man vor der Sanktionierung einer Gruppe darauf achten 
sollte, ob die sanktionierten Güter nicht auch durch andere Wege ins Land bzw. im 
Land selber hergestellt werden könnten.
143
 Dies behindert die Wirkung der 
Sanktionen. 
 
Das zweite Treffen der Gruppe fand gemeinsam mit anderen Experten in Brüssel 
statt, die allesamt Erfahrungen hatten mit der Implementierung von Sanktionen, 
sowohl der umfangreichen repressiven Maßnahmen als auch der Smart Sanctions. 
Das Team erörterte die damalige Situation in Serbien und zog seine Schlüsse 
daraus.
144
  
                                               
140 WG2 Guidelines for Effective Implementation by States, (Matrix) April 2002 
     http://www.smartsanctions.se/stockholm_process/guidelines%20for%20effective%20implementation.htm   
     (10.8.2009). 
141 http://www.smartsanctions.se/stockholm_process/matrix_files/enforce_arms.htm (10.8.2009). 
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absolut  
     klar sein muss, was genau zu sanktionieren ist und welche Vorgangsweise dabei eingehalten werden soll. 
143 WG3 Revision of discussion paper from the First Plenary Meeting, Gimo, Sweden, April 3-5, 2002 
     http://www.smartsanctions.se/stockholm_process/reports/archive/wg3_rep2.htm  (10.8.2009). 
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Der zweite große Themenkomplex war ganz den gezielten Finanzsanktionen 
gewidmet: hier wurde deutlich, dass die Banken einfach zu lange bräuchten um die 
Sanktionen umzusetzen bzw. die Konten einzufrieren. In der Regel konnte das 
Vermögen noch ca. eine Woche nachdem das Embargo veröffentlicht (und daher 
auch rechtlich bindend) ist verschoben werden, dies macht die Maßnahmen natürlich 
höchst ineffektiv. Es gibt jedoch die Vereinbarung, dass Banken sowohl der 
Kommission als auch den europäischen Regierungen über einen Zeitraum von sechs 
Monaten vor den Embargomaßnahmen Auskunft über etwaige Transaktionen geben 
müssen. Auch wurde erwähnt, dass die Kosten einer Bank hoch sein können, wenn 
sie die Sanktionen umsetzt, es wurden auch Vorschläge von Bankexperten erörtert 
um die Finanzsanktionen in der Praxis schneller umzusetzen.
145
 
  
Aus den Empfehlungen und Ratschlägen der drei Arbeitsgruppen wurde schließlich 
in einem einjährigen Prozess ein Report erarbeitet, der als Dokument für alle 
Teilnehmer aber auch für die akademische Welt gedacht war. Besonders zu 
erwähnen sind die zahlreichen darin enthaltenen Verbesserungsvorschläge um die 
Effektivität der Sanktionen zu erhöhen, insbesondere geht es um Waffenembargos, 
Finanzsanktionen, Reise- und Flugsanktionen sowie um repressive Maßnahmen im 
Bereich des Handels.
146
 
 
2.2.5. Schlussfolgerungen aus den Prozessen in Interlaken, 
Bonn/Berlin und Stockholm 
 
Beide Seminare in Interlaken haben das Verständnis für gezielte Finanzsanktionen 
und wie sie wirken ungemein erweitert, etwaige „Schlupflöcher“ wurden aufgedeckt 
und es wurde der Versuch unternommen, sie zu schließen. Dem Sicherheitsrat wurde 
eine Art „Liste“ von termini technici bereitgestellt, die es möglich macht, die 
Resolutionen deutlicher und klarer zu formulieren.   
Um die Implementierung in den einzelnen Staaten effektiver und auch einfacher zu 
gestalten, wurde ein rechtlicher Rahmen erarbeitet, in dem sich die nationale 
Gesetzgebung bewegen und der sie so unterstützen kann. Auch wurde noch eine 
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breite, internationale Plattform geschaffen, die Experten der einzelnen Staaten, der 
UNO und auch der akademischen Welt die Möglichkeit bietet spezifisch über die 
gezielten Sanktionen und ihre Implementierung zu beraten.
147
  
  
Die drei Veranstaltungsreihen Interlaken, Bonn/Berlin und Stockholm haben deutlich 
gemacht, dass es gerade zu Beginn der Arbeit mit gezielten Sanktionen immer 
wieder zu Problemen kommt, die es zu bewältigen galt – neben dem Problem der 
Implementierung und der Überwachung repressiver Maßnahmen kommt bei den 
Smart Sanctions naturgemäß besonders darauf an, die Menschenrechte der 
betroffenen Zivilbevölkerung zu achten und dennoch die Sanktionen ausreichend 
effektiv zu gestalten. In Interlaken, Bonn/Berlin und Stockholm wurden zum ersten 
Mal die vielschichtigen Probleme dargestellt, die es hier in der Praxis geben kann – 
von der Schnelligkeit der Umsetzung bei den Finanzsanktionen bis zu den 
Schwierigkeiten bei der Grenzsicherung von Staaten im Bereich der 
Reisesanktionen.  
Dabei wurde auch nicht vergessen, zahlreiche – für die Praxis durchaus relevante und 
wichtige – Empfehlungen und Ratschläge abzugeben und die Idee der Smart 
Sanctions auch auf akademischen Weg weitervoranzutreiben.  
 
 
2.3. Theoretische Überlegungen zu Smart Sanctions 
2.3.1.  Der Begriff „Smart Sanctions" 
 
Der Begriff "Smart Sanctions" wurde gegen Ende des 20.Jahrhunderts hin immer 
öfter in wissenschaftlichen Arbeiten gebraucht, häufig ohne vorher genau zu 
definieren, was der jeweilige Autor eigentlich genau darunter subsumierte. Eine 
beständige Definition gab es nicht, so wurde dieser Fachausdruck auch für 
unterschiedliche Agenden eingesetzt:  
Vielfach wurde der Begriff „Smart Sanctions“ gebraucht um damit gezielte 
(targeted) und/oder selektive (selective) Sanktionen zu beschreiben
148
. Allerdings 
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wurde nicht geklärt warum gezielte oder selektive Sanktionen dann wiederum 
„smart“ sein sollen.149 
  
Zunächst könnte man meinen, dass Smart Sanctions schlichtweg erfolgreicher wären 
als umfangreiche repressive Maßnahmen. 
Aber auch auf den politischen Erfolg bezogen sind smarte Sanktionen nicht 
unbedingt „besser“ im Sinne von effektiver. Hat man allerdings das Ziel, 
Nebenfolgen, die nicht intendiert waren, zu vermeiden oder zu verringern, sind 
gezielte und/oder selektive Sanktionen sicherlich „smarter“. Selbstverständlich kann 
der politische Erfolg aber nicht außer Acht gelassen werden, er ist schließlich der 
Hauptgrund warum Sanktionen überhaupt verhängt werden.  
 
Die Idee der Smart Sanctions sollte einen Versuch darstellen, die Sanktionen 
wirksamer und vor allem zielgruppenorientierter zu gestalten, denn nur so kann die 
betroffene, herrschende Elite dazu gedrängt werden ihre problematische Politik zu 
ändern
150
, ohne die Zivilbevölkerung dabei vollkommen zu sanktionieren. 
 
Smarte Sanktionen, im Sinne von gezielten und/oder selektiven Sanktionen, zeichnen 
sich vor allem durch die folgenden zwei Aspekte aus: 
 
 Nichtindentierte Nebenfolgen sollen gemindert werden 
 Die politische Wirksamkeit soll gesteigert werden. 
 
„Gezielte Sanktionen“ bezeichnen in diesem Zusammenhang jene Maßnahmen, die 
dazu geeignet sind Druck auf bestimmte „verantwortliche Herrschaftselite/-gruppen 
und/ oder auf die Institutionen und Gebiete, die sie kontrollieren, auszuüben“151 und 
dabei gleichzeitig ungewünschte Nebeneffekte zu minimieren. 
 
„Selektive Sanktionen“ stellen jene Maßnahmen dar, die nur bestimmte Produkte und 
jene Aktionen betreffen, die notwendig sind um die „problematische“ Politik 
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weiterzubetreiben bzw. jene Produkte und Aktionen, die für die herrschende Elite 
besonders wichtig sind.  
 
Man kann jedoch die Begriffe der selektiven und der gezielte Sanktionen nicht 
vollkommen voneinander trennen, vielmehr sind sie miteinander „inseperably 
linked“152, oft werden sie auch, wie auch in dieser Arbeit, gegenseitig als Synonym 
verwendet. 
 
Smart Sanctions-Politik lässt sich daher – nach Cortright und Lopez – 
folgendermaßen beschreiben: 
„In our definition, a Smart Sanctions policy is one that imposes coercive pressures 
on specific individuals and entities and that restricts selective products and 
activities, while minimizing unintended economic and social consequences for 
vulnerable populations and innocent bystanders.“153 
 
Nach Cortright/Lopez müssen freilich „Smart Sanctions“ politisch wirksam sein – 
auch wenn Sanktionen nur selektiv eingesetzt werden, müssen sie in effektiver Art 
und Weise die herrschende Elite behindern. Sie müssen den Druck, der durch die 
repressiven Maßnahmen vermittelt wird, deutlich spüren können: 
 
Dazu Cortright/Lopez: 
„We take the issue of effectiveness seriously. (…) The impacts of sanctions must be 
sufficient, even if they are selective, to impose real costs on targeted leaders. 
Sanctions must alter the cost-benefit calculus associated with the abhorrent policy 
and convince the targeted elites to change direction. In our exploration of Smart 
Sanctions, therefore, we examine policies that not only minimize unintended impacts 
but that apply effective (that is stinging) pressure on decision-making-elites.
154
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2.3.2. Sanktionsfelder der Smart Sanctions 
 
In vier Sanktionsfelder haben sich die Smart Sanctions, wohl aufgrund ihrer zwei, 
bereits oben vorgestellten, Aspekte (die nicht intendierten Nebenfolgen zu reduzieren 
und eine Steigerung der politischen Wirksamkeit zu erreichen) als besonders effektiv 
gezeigt
155
 und werden daher öfters angewendet: 
 im Bereich der Finanzen, des Handels, bei Transport & Verkehr sowie beim 
Waffenembargo. Im Folgenden werden diese Teilbereiche der Anwendung genauer 
untersucht. 
 
2.3.2.1. Finanzsanktionen  
 
Im Bereich der Finanzsanktionen kann man besonders gezielt gegen die herrschende 
Elite vorgehen, indem man ihre Geldflüsse stoppt, so z.B. durch das Sperren ihrer 
Auslandskonten. Diese Vorgehensweise ist dann natürlich rechtlich besonders 
problematisch, wenn man nicht (nur) die Konten des jeweiligen Staates, sondern 
diejenigen von Privatpersonen sperrt.
156
 Hier ist vor allem zu beachten, dass 
Finanzsanktionen, wenn sie wirklich effizient sein sollen, vor allem äußerst rasch 
durchgeführt werden müssen damit die Geldmittel nicht anderweitig transferiert 
werden. Eine schnelle „Einfrierung“ der Konten hat auch den Vorteil dass über das 
gesamte Vermögen Kontrolle ausgeübt werden kann,
157
 und nicht etwas bloß über 
verschwindend kleine Teilbeträge die noch nicht vom Verfügungsberechtigten „in 
Sicherheit gebracht worden sind“ oder die vom Vorhandensein einer größeren 
Geldmenge ablenken sollen. 
 
Gezielte Finanzsanktionen sind in dem Sinne in diesem Sanktionsfeld „gezielt“, als 
sie sich direkt gegen die Führer und/oder die herrschende Elite richten und ihr Zweck 
dabei ganz genau bestimmt ist. Diese Art der Sanktionen wird mittels verschiedener, 
finanzieller Instrumente durchgeführt, wie etwa dem Einfrieren von Konten, 
Restriktionen bei Krediten oder Extra-Kosten jeglicher Art, die nur mit Hilfe von 
Geldinstituten erreicht werden können.  
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Probleme bereiten hier vor allem die unterschiedlichen nationalen Finanzsysteme der 
betroffenen Länder. Auch die spezifische Rolle des zu sanktionierenden Staates in 
der Weltwirtschaft spielt eine entscheidende Rolle:  
ein Land, das hier besser integriert ist und daher auch stärker vom Handel abhängig 
ist, ist auch viel massiver durch finanzielle Sanktionen verwundbar als ein Land, das 
selbst nicht sonderlich in der Weltwirtschaft eingebettet ist, daher auch autonomer 
agieren kann und vom Geschäftsverkehr unabhängiger ist.  
 
Eine weitere Problematik betrifft die Schnelligkeit mit der diese Sanktionen, 
durchgesetzt werden können. Man denke hier an technische Möglichkeiten wie 
electronic banking, die eine schnelle Verschiebung der Einlage auf Konten möglich 
macht. 
 
Schnelles Handeln geht hier vor allen Dingen mit der Effektivität einher:
158
  
Während die Vereinten Nationen noch um Konsens für die Verhängung der 
Finanzsanktionen bemüht sind, werden die betroffenen Personen freilich dadurch 
rechtzeitig gewarnt und können ihre Gelder noch beizeiten in andere Finanzflüsse 
umleiten – das macht die Finanzsanktionen natürlich ineffektiv.  
Der Vorgang der Identifizierung derjenigen Personen, welche von den Sanktionen 
betroffen sein sollen, hat sich als extrem schwierig herauskristallisiert und dauert 
daher meist auch längere Zeit. 
 
Es gibt  – zwischen den Experten – keine Übereinstimmung darüber, was genau 
eigentlich der genaue Sinn und das Ziel der gezielten Finanzsanktionen sein soll bzw. 
wann diese Art der repressiven Maßnahme Anwendung finden soll: 
einige denken, diese Art der repressiven Maßnahmen sollte sehr sparsam angewendet 
werden, um etwa militärische Einsätze zu verhindern. Andere wiederum vertreten die 
Meinung, dass gezielte Finanzsanktionen nur gegen jene Verbrechen eingesetzt 
werden sollten, die besonders abscheulich sind (wie z.B. Völkermord) – noch einmal 
andere würden es begrüßen, wenn diese Art der Sanktionen weitaus häufiger zum 
Einsatz kommen, etwa wenn Verbrechen gegen die Menschenrechte begangen 
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wurden oder die Demokratie in dem betroffenen Land durch diese Personengruppen 
besonders stark beeinträchtigt wurde.
159
 
 
Ein großer Vorteil, den Finanzsanktionen gegenüber Handelssanktionen bieten, ist 
derjenige, dass bei repressiven Maßnahmen finanzieller Natur nicht sehr viel 
multinationale Koordination notwendig ist um ihre Effektivität zu gewährleisten:  
Es gilt durchaus als ausreichend, wenn die Länder mit einer harten Währung bzw. die 
Haupt-Finanz-Zentren der Welt in den USA, Europa und Japan teilnehmen. 
Selbst wenn sich die betroffenen Parteien an sogenannten "off-shore-banking-
centres" wie den Cayman Islands oder den Bahamas kurzzeitig ausruhen können, 
müssen sie doch über kurz oder lang mit einem der Haupt-Finanz-Zentren der Welt 
Kontakt aufnehmen. 
Ein weiteres, nicht unerhebliches Problem, stellen die unterschiedlichen Sprachen in 
den Resolutionstexten dar, denn die Übersetzung dauert meistens auch längere 
Zeit.
160
 
 
Bei dieser Art der Sanktionen fällt es nicht nur leichter, die Zivilbevölkerung zu 
schützen, sie sind auch einfacher umzusetzen bzw., durchzuführen als beispielsweise 
Handelssanktionen.  
 
Die Frage der Effektivität trifft diese Sanktionen aber natürlich besonders hart, denn 
durch Geldwäscherei und sonstige illegale Transaktionen ist es natürlich immer 
besonders schwer die Geldflüsse zu kontrollieren.
161
  
Allerdings gibt es durch gemeinsame Bemühung vieler Staaten neue Entwicklungen 
und neue Methoden um die Finanzsanktionen noch effektiver zu gestalten: Die 
Kontobewegungen können nun technisch effektiver überwacht werden und es gab 
auch erstmals die Idee eine private Sicherheitsfirma hier um Hilfe zu bitten.
162
 Neben 
der am häufigsten durchgeführten gezielten Finanzsanktion, dem Einfrieren von 
Konten, gibt es noch weitere Methoden nämlich die Zurückhaltung von Kreditmitteln 
oder dem Blockieren von ausländischer Hilfestellung.
163
 
                                               
159 Reid/Eckert/Chopra/Biersteker in Cortright/Lopez, Smart Sanctions 2002, S. 66f. 
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Cortright/Lopez/Rogers zeigen sich durchaus positiv wenn sie sagen, dass die 
Aufarbeitung all der genannten Probleme mit der Zeit die gezielten Finanzsanktionen 
deutlich verbessern wird.
164
  
 
Ein besonderer Anwendungsbereich der Finanzsanktionen ist die Bekämpfung des 
Terrorismus: die Planung und tatsächliche Durchführung eines großangelegten, 
terroristischen Anschlages ist sehr kostspielig. Um ein derartiges, möglicherweise 
sogar weltweit agierendes Netzwerk aufrechtzuerhalten, bedarf es also hohe Summen 
Geldes.  
Um Akte des Terrorismus zu vereiteln bietet es sich also geradezu an, hier 
anzusetzen:  finanzielle Sanktionen gelten in diesem Bereich als besonders 
wirkungsvoll und werden seitens der UNO
165
 auch stark eingesetzt.
166
  
 
Man darf gespannt sein, wie sich die Handhabung dieses Instrumentes mit der Zeit 
tatsächlich noch verbessern bzw. fortentwickeln wird. 
 
2.3.2.2. Handelssanktionen 
 
Um die Kosten für die Aufrechterhaltung des Lebensstandards der herrschenden 
Elite beträchtlich zu steigern, kann man die Einfuhr von „Luxus-Gütern“, die nur 
dieser Elite zugänglich sind, mittels gezielter Handelssanktionen einschränken. 
Außerdem ist auch die Unterbindung der Ausfuhr von Gütern auf diese Weise 
möglich, die es der Herrschaftselite erlaubt, ihre Politik - die es ja zu bekämpfen gilt 
- weiter zu betreiben, wie etwa aus den Verkäufen von Erdöl oder Diamanten.
167
  
 
Ein Handelsembargo umfasst meistens den Import und auch Export von Waren.
168
 Es 
ist möglich komplette Einfuhr- und Ausfuhrembargos zu verhängen oder lediglich 
mengenmäßige Beschränkungen der Waren einzurichten. 
                                               
164 Cortright/Lopez/Rogers in Cortright/Lopez, Smart Sanctions 2002, S. 37. 
165 Vgl. De Wet 2004, S. 352ff. 
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Beim Importverbot sind Waren mit Ursprung in dem sanktionierten Staat betroffen. 
Auch Personen, die die Staatsangehörigkeit des sanktionierenden Staates besitzen, 
dürfen diese Waren nicht weiterbefördern.  
Das Exportembargo ist meistens weit gefasst und beinhaltet das Verbot des Verkaufs 
oder auch der bloßen Lieferung von Waren, gleich welchen Ursprungs, in das 
sanktionierte Land. Meistens werden hier zugunsten von Hilfsmitteln und 
Medikamenten Ausnahmen gemacht um die humanitären Mindesterfordernisse der 
Zivilbevölkerung sicher zu stellen.
169
 
 
Handelsembargos können sowohl umfangreich als auch selektiv, auf einzelne Güter 
beschränkt, ausgestaltet werden. Gerade Exportembargos sind oft selektiver Natur 
und werden auf diese Weise oft im Bereich der Waffenlieferungen in Krisenregionen 
eingesetzt.
170
 
Auch bei technischen Geräten, wie etwa Ersatzteilen für den Flugzeugbau, wird auf 
die selektiven Exportembargos zurückgegriffen. 
 
Als Beispiel eines Handelsembargos seien an dieser Stelle die Sanktionen gegen 
Haiti genannt. Durch einen Militärputsch wurde der 1990 rechtmäßig gewählte 
Präsident des Landes, Aristides, aus seinem Amt vertrieben. Mehrere Versuche den 
Präsidenten wieder in sein Amt einzusetzen scheiterten. Die Staatengemeinschaft 
erließ daher die UN-Resolution 841/1993
171
 und stellte darin fest, dass die Situation 
in Haiti eine Friedensbedrohung darstelle. Mit dieser Resolution wurde nicht nur ein 
Waffenembargo sondern auch Handelssanktionen für Erdöl und Erdölprodukte 
verhängt. Lediglich die begrenzte Einfuhr von Erdöl aus humanitären Gründen war 
noch erlaubt.  
 
Aufgrund eines Abkommens
172
 zwischen Aristides und der Militärjunta, die die 
Wiedereinsetzung des Präsidenten zum Inhalt hatte, wurden die Sanktionen mit der  
UN-Resolution 861/1993
173
 außer Kraft gesetzt. Da diese Wiedereinsetzung jedoch 
nicht stattfand wurden die Sanktionen nur wenige Monate danach abermals 
ausgesprochen.
174
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Nachdem sich abermals keinerlei Verbesserung der Situation zeigte wurden die 
Sanktionen verschärft: durch die UN-Resolution 917/1994
175
 wurden die 
bestehenden repressiven Maßnahmen auf ein umfassendes Handelsembargo 
ausgeweitet, es gab lediglich Ausnahmen für Lebensmittel, Medikamente sowie 
humanitäre Hilfe. Durch die Resolution 940/1994
176
 wurde seitens des 
Sicherheitsrates schließlich sogar die Ermächtigung zur (militärischen) Intervention 
erteilt. Diese Intervention konnte durch Bemühen der amerikanischen Regierung 
noch rechtzeitig verhindert werden: ein weiteres geschlossenes Abkommen stellte die 
Aufhebung der Sanktionen im Falle der Wiedereinsetzung des Präsidenten in 
Aussicht.
177
  
Mit der UN-Resolution 944/1994
178
 wurde die Aufhebung der repressiven 
Maßnahmen mit dem Tag nach der Wiedereinsetzung Aristide bestimmt, dies 
geschah am 15.10.1994.
179
 
 
2.3.2.3. Sanktionen im Bereich Transport & Verkehr 
 
Auch auf dem Gebiet des Transports und des Verkehrs machen gezielte Sanktionen 
durchaus Sinn wenn man bedenkt, dass es für die herrschende Elite für die Führung 
des Landes überaus wichtig sein kann, zu reisen und so ihre Geschäftsbeziehungen 
im In- und Ausland zu pflegen. Auch ist es so einfacher internationale 
Handelsabkommen auszuhandeln, um ausländische Unterstützung zu bitten oder gar 
Waren zu verkaufen. In all diesen Punkten können die Anführer mittels der gezielten 
Sanktionen im Bereich Transport und Verkehr empfindlich gestört werden. 
 
Freilich gibt es auch hier mehrere Möglichkeiten um diese Art der Sanktionen auf 
verschiedene Personengruppe anzuwenden:  
repressive Maßnahmen können nur auf den Führer an sich oder auf die Mitglieder 
seiner „Regierung“ oder aber auch auf seine Familienangehörigen, die selber gar 
keine politischen Ämter inne haben, ausgestreckt werden. Es gibt in diesem 
                                                                                                                                     
173 UN-Res. 861 vom  27.8.1993. 
174 UN-Res. 873 vom 18.10.1993. 
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Sanktionsfeld auch noch die Möglichkeit, den gesamten Flugverkehr eines Landes zu 
sanktionieren, sowohl die Flüge zum, als auch vom betreffenden Staat. Es können 
aber auch lediglich Transportflüge, internationale Flüge oder auch nur Flüge, die von 
bestimmten Airlines durchgeführt werden (die etwa staatlich geführt werden), 
sanktioniert werden. 
180
  
 
Sanktionen im Bereich von Transport und Verkehr werden meistens gemeinsam mit 
anderen Sanktionen verhängt. 
 
Exkurs: Sanktionen gegen Libyen gemäß UN Res 748(1992) 
 
Ein recht anschauliches Fallbeispiel für dieses Sanktionsfeld bietet der Fall der 
Sanktionen gegen Libyen. Gegen diesen Staat wurde 1992, als Antwort gegen die 
terroristischen Anschläge gegen den PAN AM Flug 103 über Lockerbie (Schottland), 
Verkehrssanktionen verhängt.  
 
Die USA begehrte zunächst Sanktionen gegen Libyen um den Öltransport zu 
stoppen. Aufgrund der hohen Kosten für dritte Staaten, die auf das Öl angewiesen 
waren, konnte man sich international aber stattdessen dazu durchringen, gezielte 
Verkehrssanktionen zu verhängen. 
181
  
 
Die Resolution 746 des Sicherheitsrates
182
 bannte letzten Endes alle Flüge von oder 
nach Libyen sowie auch das Überfliegen des Landes. Auch verbot diese Resolution 
die Unterstützung von Bereichen, die zum Flugverkehrswesen zu zählen sind, wie 
etwa den Bau von Maschinenteilen oder auch Flugversicherungen.  
 
Durch Resolution 748
183
 wurden schließlich alle Einrichtungen der „Libyan Arab 
Airline (LAA)“ geschlossen, Resolution 883 im Jahr 1993184 verbot sogar den 
Verkauf von Tickets dieser Airline. Ab März 1992 gab es noch Flüge nach Saudi 
Arabien, hauptsächlich um muslimische Pilger zu befördern oder zu nationalen 
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Städten, dies täuschte aber nicht darüber hinweg, dass der internationale Flugverkehr 
von und nach Libyen zum Erliegen gekommen war.
185
 
 
Die Sanktionen gegen Libyen gelten heute als sehr anschauliches und gelungenes 
Beispiel für gezielte, repressive Maßnahmen im Bericht des Verkehrs- und 
Transportwesens. 
 
2.3.2.4. Waffenembargo 
 
Gezielte Waffenembargos  sind deswegen als so effektiv anzusehen, weil so 
verhindert werden kann, dass die Herrschaftselite ihre Politik mit „gewaltsamen 
militärischen und/oder paramilitärischen Mitteln“186 weiterhin durchzusetzen 
vermag.  
 
Insgesamt 15 Waffenembargos wurden seit der Mitte des Jahres 2000 von den 
Vereinten Nationen verhängt. Ein Großteil davon fanden in Afrika (bis auf 4: Irak, 
Haiti und zweimal in Jugoslawien) statt und fast alle ereigneten sich seit 1990 (bis 
auf 2 Ausnahmen: Rhodesien und South Africa) – damit ist die Verhängung der 
Waffenembargos die am häufigsten verhängte Sanktion nach Kapitel 7 der Charta 
der Vereinten Nationen.  
Meistens waren die Waffenembargos aber nur Teil eines ganzen „Sanktionen-
Pakets". Das erste Waffenembargo der Vereinten Nationen war Teil der Sanktionen 
die 1966 gegen Rhodesien verhängt wurden.
187
 
 
In nur äußerst wenigen Fällen haben es gezielte Waffenembargos aber auch 
tatsächlich geschafft die Menge oder die Qualität der Waffen der Herrschaftselite zu 
verringern. Viel öfter haben Waffenembargos die Kosten für Waffen in die Höhe 
schnellen lassen, entweder durch die erhöhten Preise am Schwarzmarkt oder durch 
die – teurere – Produktion im Inland.188  
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Damit gezielte Waffenembargos wirksamer werden, müssen sie von mehreren 
Staaten unterstützt werden, denn die Regierungen der Staaten sind die Einzigen, die 
den Handel von Waffen und die mit ihnen verwandten Güter steuern können.
189
 
 
                                               
189 Bondi in Cortright/Lopez, Smart Sanctions, 2002, S. 133. 
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3. UN-Sanktionsregime 
3.1. Allgemeines und die Instrumente der Sanktionspolitik 
3.1.1.            Rechtliche sowie politische Grundlagen für den Erlass von    
                                  Sanktionen 
 
Hier gilt es zunächst einmal ein wenig auszuholen und die historischen 
Gegebenheiten und ihre Resultate zu erörtern
190
: 
Durch den kalten Krieg bedingt war das System der kollektiven Sicherheit innerhalb 
des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen blockiert. Die ständigen Mitglieder des 
Sicherheitsrates verhängten Vetos, das Hauptorgan der Vereinten Nationen war nur 
dadurch nur bedingt handlungsfähig.
191
 
 
Die wohl bedeutendste Neuerung während dieser Zeit ist wohl die Einführung der 
„peacekeeping operations“, also der friedenserhaltenden Operationen. Obwohl nicht 
in der Satzung der Vereinten Nationen verankert, sind diese freilich nicht als 
rechtswidrig einzustufen, die herrschende Meinung nimmt hier wohl einen Fall der 
„implied-power“-Theorie an, die es den Vereinten Nationen erlaubt, überhaupt erst 
zu agieren.
192
  
 
Durch diese Operationen wurde es etwa ermöglicht, dass die Einhaltung von 
Waffenstillstandsvereinbarung von Militärs fremder, nicht beteiligter Staaten effektiv 
kontrolliert werden konnte. Der große Vorteil der friedenserhaltenden Maßnahmen 
besteht also darin, allen in diesen Konflikt verstrickten Parteien eine Hilfestellung 
anzubieten und nicht etwa eine der Konfliktparteien gegen die andere zu 
unterstützen.  
 
Da es sich hier um Maßnahmen der kooperativen Sicherheit handelt, bedarf es der 
Zustimmung und Billigung aller daran beteiligten Parteien (anders als Maßnahmen 
mit militärischer Gewalt, die bedürfen nur eines Beschlusses des Sicherheitsrates) – 
sowohl vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen, der Konfliktparteien selbst und 
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natürlich von all jenen Staaten, Organisationen und Institutionen, die die Soldaten für 
die Durchführung stellen. Nach der Wende konnte der Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen zwar an Effektivität dazugewinnen, dennoch hat er, nach der „Wende“ noch 
keinerlei Sanktionen nach Art 42 UN - Charta erlassen. 
Die Rechtsgrundlagen für die Verhängung von Sanktionen durch den Sicherheitsrat 
der Vereinten Nationen finden sich in den Artikeln 39, 41 und 42 der UN-Charta.
193
 
  
An dieser Stelle sei der Vollständigkeit halber auch erwähnt, dass man den Begriff 
„Sanktionen“ oder „restriktive Maßnahmen“ ohne Erfolg in der Charta suchen wird. 
Vielmehr meint man mit dieser Art der „Aktionen“ eine Reaktion der 
Staatengemeinschaft auf ein Ereignis, das als friedensbrechend bzw. friedensstörend 
empfunden wird.
194
 
 
Um überhaupt Sanktionen verhängen zu können, muss der Sicherheitsrat also gemäß 
Art. 39 entweder erst eine Friedensbedrohung oder einen Bruch des Friedens 
feststellen. Dabei ist es nicht möglich Sanktionen anzuwenden um bestimmte Rechte 
(wie etwa Rechte der Arbeiter), die Demokratie eines Staates oder gar die Macht 
einer Regierung zu schützen.
195
 
 
Hat der Sicherheitsrat also den Bruch des Friedens/die Friedensbedrohung 
festgestellt, kann  er  - nicht-militärische (gem. Art 41) oder militärische (gem. Art 
42) - Zwangsmaßnahmen setzen, die er für notwendig ansieht, um den Weltfrieden 
und die internationale Sicherheit wiederherzustellen oder zu wahren.  
In Art. 41 findet sich dann auch eine Aufzählung davon, was der UN-Sicherheitsrat 
unter einer friedlichen Sanktionsmaßnahme versteht: 
 
„Die vollständige oder teilweise Unterbrechung der Wirtschaftsbeziehungen, 
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des Eisenbahn-, See- und Luftverkehrs, der Post-, Telegraphen- und 
Funkverbindungen sowie sonstiger Verkehrsmöglichkeiten und den Abbruch der 
diplomatischen Beziehungen.“196 
 
Sanktionen gemäß Art. 42, also die Verhängung von militärischen Maßnahmen, darf 
er nur dann verhängen, wenn sich der Einsatz der nicht-militärischen Maßnahmen 
gem. Art. 41 als nicht zugänglich erwiesen hat bzw. wenn es bereits abzusehen ist, 
dass die nicht - militärischen Maßnahmen unzulänglich sein werden.
197
 
 
Dabei bestimmt Art 39 UN-Charta allerdings nicht, wer das Zielobjekt dieser 
friedenswiederherstellenden bzw. „friedenserhaltenen“ Maßnahmen sein soll – 
lediglich „wirksam“ müssen die Kollektivmaßnahmen zum Schutz des Weltfriedens 
nach Art 1 Abs 1 UN-Charta sein.  
 
Außerdem dürfen sich die Maßnahmen nur gegen all jene richten, die als 
Aggressoren angesehen werden und somit als Verantwortliche gelten.  
Die in Art 39 UN-Charta verwendeten Begriffe, wie eben die „Aggression“, sind 
sehr allgemein gehalten. Dies hat zu Diskussionen bzw. Unsicherheiten geführt 
hat.
198
 Diese allgemeine Formulierung soll jedoch aufzeigen, dass es sich bei der 
Feststellung i.S.d. Art 39 UN-Charta um eine politische Entscheidung handelt. 
Selbstverständlich ist der Sicherheitsrat, obwohl ihm hier ein recht großzügig 
bemessener Ermessensspielraum eingeräumt wurde, weiterhin am objektiven Sinn 
dieser Norm gebunden.
199
 
 
Die Aggression oder die Angriffshandlung kann dabei als Teil eines Friedensbruchs 
angesehen werden.
200
 
Der „Bruch des Friedens“ ist, folgt man etwa der UN-Res 660/1990, durch den 
Einsatz von Waffengewalt von zwei bzw. mehreren Staaten charakterisiert. Als 
Aggressor wird nun derjenige explizit bezeichnet, der diesen Friedensbruch 
herbeigeführt hat. Um im konkreten Fall leichter entscheiden zu können ob es sich 
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bei dem gesetzten Verhalten um eine Aggression handelt, hat die 
Generalversammlung der UNO in der  
Resolution 3314 (XXIX) eine Definition bestimmt: sie enthält eine demonstrative 
Auflistung von Tatbeständen die unter den Begriff „Aggression“ subsumiert werden 
können.
201
 Diese Resolution ist für den Sicherheitsrat zwar nicht bindend, kann 
jedoch als Hilfestellung bei der Auslegung herangezogen werden. 
 
 
Die Maßnahmen müssen weiters dazu geeignet sein, den Frieden und die Sicherheit 
im Land wiederherzustellen – Zielobjekte der Sanktionen könnten also nur 
Regierungen sowie andere Gruppen, mit einem ähnlich großen politischen Einfluss 
im Land, sein. Hingegen sind Sanktionen allein gegen die Zivilbevölkerung als 
untauglich anzusehen, da die Bevölkerung des Landes nicht im ausreichenden Maß 
in der Lage ist, um (alleine) einen politische Änderung herbeizuführen. 
  
In weiterer Folge darf bei der Verhängung der Sanktionen nicht vergessen werden, 
dass diese auch mit den Grundprinzipien der UN-Charta kompatibel sein müssen – 
Sanktionen die sich gegen die Menschenrechte stellen sind daher als nicht bindend 
anzusehen.
202
 
 
3.1.2. Sanktionsausschüsse 
 
Um die Sanktionen besser organisieren und durchführen zu können, hat sich die 
Praxis eingebürgert, Sanktionsausschüsse als Hilfsorgane einzusetzen. Ihre Aufgabe 
besteht darin, die Sanktionen auszulegen, zu überwachen und ihre Durchführung 
sicherzustellen. 
Eine wichtige Kompetenz, die den Sanktionsauschüssen zufällt, ist das 
„blacklisting“: mithilfe von Geheiminformationen werden Personen, die verdächtig 
sind, auf eine Liste gesetzt um gegen sie die Sanktion wirken zu lassen. 
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Sanktionsausschüsse sind auch zum „delisting“, also dem Entfernen der Personen 
von dieser Liste, allein berechtigt.
203
 
  
Die konkreten Aufgaben der Sanktionssauschüsse unterscheiden sich immer ein 
wenig, gleich ist ihnen aber dass sie gebildet wurden um Staatenberichte über die 
Umsetzung der Sanktionen entgegenzunehmen und auch Verstöße gegen die 
repressiven Maßnahmen zu prüfen bzw. gegebenenfalls zu verfolgen. Weitere 
Tätigkeitsbereiche dieser Hilfsorgane sind das Zusammentragen verschiedenster 
Informationen um so dem Sicherheitsrat Empfehlungen für die weitere 
Vorgangsweise aussprechen zu können. Auch etwaige humanitäre Ausnahmen bei 
Lieferungen zu gestatten fällt in ihren Zuständigkeitsbereich
204
, nicht selten ist dies 
sogar die Hauptaufgabe der Sanktionsausschüsse.  
Um zu verdeutlichen um wie viele Anträge es hier geht, die bearbeitet werden 
müssen,  nun im Folgenden ein paar Zahlen: 
Conlon folgend beschäftigte sich der Sanktionsausschuss für den Staat Irak allein im 
Jahre 1994 mit über 6000 Ansuchen für Lieferungen dieser Art, insgesamt wurde bei 
diesen Ausnahmen ein Gesamtwert von 4,2 Mrd. US-Dollar genehmigt. Der 
Jugoslawien-Ausschuss hatte sogar insgesamt über 20 000 Anträge zu bearbeiten, er 
genehmigte  den Handel in einem Gesamtwert von ca. 30 Mrd. US-Dollar.
205
 
 
Warum es sich um derart hohe Summen handelt ist auch relativ schnell erklärt, wenn 
man bedenkt, dass diese Ausnahmefälle die einzige legale Möglichkeit sind, bei – 
umfassenden – Wirtschaftssanktionen lebensnotwendige Güter ins sanktionierte 
Land einzuführen. 
 
Diese Ausschüsse werden mit Vertretern der Staaten im Sicherheitsrat – also sowohl 
Beauftragte der ständigen wie auch der nichtständigen Länder in diesem Gremium - 
beschickt, sie erstatten diesem in regelmäßigen Abständen Bericht.
206
 Interessant ist 
hier, dass die Versammlungen der einzelnen Ausschüsse stark variieren können, so 
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ist ein Treffen zweimal die Woche genauso realistisch wie bloß einmal im Jahr, das 
hängt stark vom Arbeitsanfall ab.
207
  
 
Die rechtliche Grundlage, auf der ein Sanktionsausschuss handlungsfähig ist, findet 
sich in Art. 29 der UN-Charta. Die Ausschüsse gelten also als Nebenorgane, derer 
sich der Rat „zur Wahrnehmung seiner Aufgaben“208 bedienen kann, wobei ihm hier 
ein Ermessen trifft inwieweit  er den Sanktionsausschuss um Hilfe bittet.
209
 
 
Bei Beschlüssen halten sich die Ausschüsse an Grundsätze, die sie selber erarbeitet 
haben, den sogenannten „guidelines of the committee for the conduct of it’s work“. 
Die Resolutionstexte selber enthalten ja lediglich allgemeingehaltene Richtlinien für 
diese Verfahren, sagen aber nichts detaillierteres über den Ablauf dieser Prozesse 
aus. Dabei gibt es meistens immer die gleichen Verfahrensgrundsätze, an die sich die 
Sanktionsausschüsse halten: 
Es sind dies die Prinzipien der Einzelfallentscheidung, der Geheimhaltung
210
 sowie  
der Konsensentscheidung.
211
 
 
Gerade bei den Verfahren, die die Ausnahme von Handelssanktionen aufgrund 
humanitärer Motive regelt, gibt es allerdings Sonderregelungen:  hier greifen das 
Notifikationsverfahren und das „kein-Einwand“-Verfahren.212  
 
Dabei kommt es auf den Text der Resolution selbst an, welche der beiden 
Verfahrensarten gerade angewendet werden muss, je nach Inhalt der beabsichtigten 
Lieferung und auch nach Schwere der Kontrolle dieser Lieferung wird hier 
differenziert. Für Grundversorgungsgüter wird in der Regel vom 
Notifikationsverfahren Gebrauch gemacht. Dieses sieht vor, dass der Ausschuss über 
                                               
207 Starck 2000, S. 87. 
208 Art.29 UN-Charta 
209 Starck 2000, S. 86. 
210 Dies betrifft vor allem dem Grundsatz, dass die Verfahren nicht für die Öffentlichkeit zugänglich sind aber 
auch  
     die allgemeinen Norm, dass selbst Tagesordnungen der Ausschüsse nicht veröffentlicht werden sondern nur in  
     höchst eingeschränktem Maß den Staaten zugänglich gemacht werden. 
211 Starck  2000, S. 90. 
212 „no-objection“ – Verfahren. 
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Art bzw. Typus der Waren und auch über die beabsichtigte Menge informiert wird, 
es stellt eher eine Übersicht als eine effektive Kontrolle der Lieferung dar. 
 
Anders hingegen ist das „no-objection“-Verfahren als Prozess ausgestaltet, bei dem 
die Lieferung einer ausdrücklichen Genehmigung durch den Ausschuss bedarf. 
Interessant scheint hier, dass dieser Antrag durch bloß einen einzigen  Einspruch 
abgelehnt werden kann.
213
 
 
Das besondere an diesen beiden Verfahren ist die Tatsache, dass nur Staaten sowie 
internationale Institutionen befugt sind, mit den Sanktionsauschüssen bezüglich 
dieser Lieferungen Kontakt aufzunehmen. Alle anderen, also jedes Unternehmen 
oder jede sonstige nichtstaatliche Organisation, muss sich daher - für jede einzelne  
Lieferung- zunächst an die jeweilige staatliche Behörde wenden
214
.  Inwieweit diese 
nationalen Stellen die Lieferungen einer Prüfung unterziehen bleibt Ihnen dabei 
selbst überlassen.
215
 
 
Damit der UN-Sicherheitsrat aber auch effektiv handeln kann sind die 
Mitgliedstaaten gemäß Art 43 UN –Charta dazu verpflichtet, sowohl Streitkräfte als 
auch sonstige militärische Unterstützung zu stellen, doch gab es bis dato keinerlei 
dieser Abkommen. Praktisch viel bedeutender ist die Ermächtigung zur 
Gewaltanwendung, die der UN-Sicherheitsrat an seine Mitglieder erteilen kann – 
eines der bedeutendsten Beispiele hierfür ist wohl die Operation „desert storm“, die 
in der UN-Resolution 687 (1990) erteilt wurde und die – de facto -  nichts anderes 
war als die Ermächtigung an die USA, Kuwait von irakischen Streitkräften zu 
befreien. 
 
Seit der „Wende“ hat die Häufigkeit der Verhängung von nicht-militärischen 
Maßnahmen stetig zugenommen. Dabei wird, wenn es sich um umfangreiche 
Wirtschaftssanktionen handelt, aber nicht immer nur die Herrscherelite getroffen, 
auch die zivile Bevölkerung leidet unter diesen Sanktionen. Unter anderem wurden 
                                               
213 Starck  2000, S. 94f. 
214 In Österreich: Bundesministerium für Wirtschaft, Familie und Jugend (BMWFJ), vgl. § 4 Abs 1 AußHG 2005. 
215 Starck 2000, S. 93f. 
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hier, vor allem nach dem Irak-Einsatz, die Smart Sanctions entwickelt, denn es stellte 
sich die Frage ob der Sicherheitsrat bei der Verhängung von Sanktionen nicht auch 
auf die Menschenrechte
216
 Bedacht zu nehmen hätte. Denn gemäß Art 24 Abs. 2 UN-
Charta muss sich der Rat bei der Erfüllung seiner Aufgaben und Pflichten an die 
Ziele und Grundsätze der Satzung halten, doch gerade die Achtung der 
Menschenrechte sowie die Beachtung der Grundfreiheiten gehört, gemäß Art 1 Abs. 
3 UN-Charta, dazu. Das wohl wichtigste aller Menschenrechte ist sicher das Recht 
auf Leben, ein Recht das nur allzu leicht durch Sanktionen gemäß Art 41 gefährdet 
werden kann (man denke etwa an Handelsembargos, die die lebensnotwendige 
Lebensmittelversorgung begrenzen oder die bestehende Versorgung mit 
medizinischen Gütern abschneiden)
217
. 
 
 
Exkurs: Working Group on General Issues of Sanctions 
 
Am 17 April 2000 wurde die informelle “Working Group on General Issues of 
Sanctions” von den Mitgliedern des Sicherheitsrates ins Leben gerufen. Ihre 
Aufgabe ist es allgemeine Empfehlungen abzugeben um die Effektivität der 
Sanktionen der UN zu verbessern.
218
  
 
Besonderes Augenmerk wird u.a. auf folgende Punkte gelegt: 
 Die Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen den Sanktionenkomitees, 
den Überwachungseinheiten und den regionalen Organisationen. 
 Die Dauer und die mögliche Aufhebung der Sanktionen. 
 Die Vermeidung von negativen Folgen für die Bevölkerung. 
 Die Optimierung der nationalen Implementierung der Sanktionen. 
                                               
216 Vgl. De Wet 2004, S. 217ff. 
217 Neuhold in Hummer 2005, S. 34f sowie ausführlich Starck 2000. 
218 Vgl. http://www.un.org/sc/committees/index.shtml (10.8.2009). 
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 Die Förderung des Vollzuges von gezielten Sanktionen, ganz besonders im 
finanziellen Bereich (einfrieren von Konten) und im Reiseverkehr 
(Visabann).
219
 
Diese Arbeitsgruppe gab 2006 ihren Bericht
220
 ab, der konkretere Empfehlungen und 
Ratschläge dieser Art enthielt. 
 
3.1.3. Sanktionen der „zweiten Generation“ 
 
Neben den „Sanktionen der ersten Generation“ die den friedenserhaltenden 
Maßnahmen entsprechen, wurden auch die „Sanktionen der zweiten Generation“ 
vom Sicherheitsrat angewendet:  
Es handelt sich hierbei um umfassende Operationen, die, neben einer militärischen 
Komponente,  auch umfassend in politische und auch humanitäre Bereiche 
eingreifen. Solche Maßnahmen sollten z.B. die Aufrechterhaltung von Ruhe und 
Ordnung gewährleisten, mithelfen dass demokratische Wahlen gewährleistet und 
durchgeführt werden können, sowie die lebensnotwendige Versorgung der 
Zivilbevölkerung sowohl mit Lebensmitteln als auch mit medizinischen Gütern 
sicherstellen.  
Zu solchen großen Operationen gehören z.B. die 1992 installierte UNOSOM (United 
Nations Operation in Somalia) und UNTAC (United Transitional Authority in 
Cambodia), sie haben allerdings alle den Fehler, dass sie alle nicht als besonders 
erfolgreich gelten. Um all diese umfassenden Aufgaben auch erfüllen zu können 
fehlte es schlicht und ergreifend an geeigneten, militärischen Mitteln. Schließlich 
wurde im Jahr 2000 von einer vom damaligen UN-Generalsekretär Kofi Annan 
eingesetzten Expertengruppe Regeln festgelegt, die künftige Operationen dieser Art 
effektiver machen sollten.
221
   
 
 
 
                                               
219 Vgl. http://www.un.org/Docs/sc/committees/sanctions/index.html  (10.8.2009). 
220 S/2006/997 und UN-Res. 1732 (2006).  
221 Neuhold in Hummer, Sicherheit und Terrorismus 2005, S. 36f. 
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3.1.4. Die Ziele, die mit Sanktionen verwirklicht werden können 
 
Oberste Priorität und damit Primärziel liegt darin durch Sanktionen die herrschende 
Elite dazu zu bewegen ihre problematische Politik bzw. ihr „friedensbrechendes oder 
friedensbedrohendes Verhalten“222 zu beenden bzw. in eine Richtung zu ändern. 
Dieses Primärziel wird in den Texten der Resolutionen des UN-Sicherheitsrates 
festgelegt.
223
 
 
Daneben lassen sich noch weitere Ziele nennen, die allesamt zu dem eigentlichen 
Primärziel gehören. Zum einen wäre hier das fehlende Einverständnis der 
Staatengemeinschaft zu nennen, das der sanktionierten Elite deutlich gemacht 
werden soll
224. Auch soll hier unübersehbar eine „Demonstration der internationalen 
Rechtsdurchsetzung“ stattfinden. 
Die Ziele der Verhängung der UN-Sanktionen stimmen mit den Zielen der UNO 
überein, die in Art 1 der UN-Charta festgelegt sind.
225  
„Die Vereinten Nationen setzen sich folgende Ziele: 
1. den Weltfrieden und die internationale Sicherheit zu wahren und zu diesem Zweck 
wirksame Kollektivmaßnahmen zu treffen, um Bedrohungen des Friedens zu verhüten 
und zu beseitigen, Angriffshandlungen und andere Friedensbrüche zu unterdrücken 
und internationale Streitigkeiten oder Situationen, die zu einem Friedensbruch 
führen könnten, durch friedliche Mittel nach den Grundsätzen der Gerechtigkeit und 
des Völkerrechts zu bereinigen oder beizulegen; 
2. freundschaftliche, auf der Achtung vor dem Grundsatz der Gleichberechtigung 
und Selbstbestimmung der Völker beruhende Beziehungen zwischen den Nationen zu 
entwickeln und andere geeignete Maßnahmen zur Festigung des Weltfriedens zu 
treffen; 
                                               
222 Kulessa/Starck 1997, S.4. 
223 Vgl. die Ziele der UN, festgelegt in Art 1 der UN-Charta. 
224 Werthes 2003, S. 70. 
225 Kulessa/Starck 1997, S. 4f. 
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3. eine internationale Zusammenarbeit herbeizuführen, um internationale Probleme 
wirtschaftlicher, sozialer, kultureller und humanitärer Art zu lösen und die Achtung 
vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten für alle ohne Unterschied der Rasse, 
des Geschlechts, der Sprache oder der Religion zu fördern und zu festigen; 
4. ein Mittelpunkt zu sein, in dem die Bemühungen der Nationen zur Verwirklichung 
dieser gemeinsamen Ziele aufeinander abgestimmt werden.“226 
Neben dieser expliziten Aufzählung von Zielen gibt es aber auch noch andere 
Beweggründe für repressive Maßnahmen, denn um die einzelnen Sanktionsregime 
noch gezielter zu analysieren zu können, müssen auch noch die „versteckten“ d.h. 
nicht explizit in den Resolutionstexten geschriebenen Absichten und Strategien des 
Sicherheitsrates, erwähnt werden. Hier zu nennen sind etwa die „Verfolgung 
nationaler geopolitischer Interessen, oder auch die Absicht, der heimischen 
Öffentlichkeit zu zeigen, dass man nicht tatenlos ist.“227  
 
Obwohl diese eher „symbolische Missbilligung“228 sicher nicht von sehr hoher 
Bedeutung ist, so ist sie gerade bei Sanktionen, die außerhalb des Wirtschaftslebens 
gesetzt werden, also bei Sanktionen im Bereich des Sports, der Diplomatie oder der 
Kultur, doch ein deutliches Zeichen, dass die Staatengemeinschaft die herrschende 
Politik auf diese Weise nicht duldet und den Staat daher isolieren möchte. Es geht 
darum den Staat in seiner „Gesamtheit“ zu zeigen, dass diese Art von Verhalten nicht 
gebilligt wird. 
 
Freilich lassen sich auch generalpräventive Erwägungen nennen, die ebenfalls als 
Ziel der Sanktionen angesehen werden können, jedoch auch nicht explizit in die 
Texte der Resolutionen Eingang gefunden haben. Besonders kommt hier das Element 
der möglichen Abschreckung dritter Staaten in den Sinn. Dabei muss man vor allem 
bedenken, dass es im Völkerrecht gerade die Sanktionen der internationalen 
Organisationen wie der UNO sind, die deutlich machen sollen, dass die 
Staatengemeinschaft eben nicht derartig schwere Verstöße gegen die Regeln des 
Völkerrechtes dulden.  
                                               
226 Art 1 UN-Charta. 
227 Werthes 2003, S. 71. 
228 Starck  2000, S. 69. 
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Die völkerrechtlichen Normen werden also durch die Sanktionen zwangsweise 
durchgesetzt, auch da es ansonsten an einer Instanz mangelt, die das Völkerrecht auf 
andere Art und Weise effektiv durchsetzen könnte. Gerade diese zwangsweise 
Durchsetzung ist allerdings schon per se als Mahnung an potenziell andere „Täter“ 
zu sehen. Eine generalpräventive, ja sogar abschreckende Wirkung ist sozusagen 
immer „immanent“.229 
 
Die Sanktionen können auch als eine Absicht verstanden werden, das sanktionierte 
Land vor weiteren, militärischen Maßnahmen zu warnen
230
 und können auch als eine 
Bestrafung gedeutet werden, wobei hier – Starck folgend – wohl sowohl der 
Gedanke der Vorbeugung als auch Vergeltung Berücksichtigung finden wird.
231
 
 
Jene, nicht explizit erwähnten, Zielsetzungen sind nicht zuletzt auch deswegen 
möglich, weil der Beschluss, mit dem die Sanktionen wieder aufgehoben werden 
müssen, oft mehrere Auslegungen zuläßt. 
 
3.1.5. Verlauf einer Sanktion 
 
Nach Werthes kann man den Entstehungsverlauf einer Sanktion folgendermaßen 
skizzieren: 
Wie bereits ausgeführt muss der UN-Sicherheitsrat zunächst den Bruch bzw. die 
Bedrohung des Friedens feststellen, danach werden Sanktionen nach Art  41 oder Art  
42 der UN - Charta erlassen. Dabei müssen die konkreten Sanktionsmaßnahmen 
bestimmt werden und auch die Ziele und die Bedingungen, die wieder zu ihrer 
Aufhebung führen, müssen festgelegt werden. Außerdem wird nun in aller Regel ein 
Sanktionsausschuss errichtet und seine genauen Aufgaben und Funktionen bestimmt. 
Im nächsten Schritt werden die Sanktionsmaßnahmen durch die einzelnen 
Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen implementiert. Diese Umsetzung wird vom 
Sanktionsausschuss kontrolliert – vor allem ob sie auch effizient und 
ausreichendwirksam sind. Nun entscheidet der UN - Sicherheitsrat, nach eingängiger 
                                               
229 Starck  2000, S. 68. 
230 Starck  2000, S. 71f. 
231 Starck 2000, S. 73ff. 
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Beratung mit dem Generalsekretär und dem eingesetzten Sanktionsausschuss, ob die 
Sanktionen so weitergeführt werden oder ob sie alle bzw. einzelne Maßnahmen 
aufgehoben oder modifiziert werden müssen.
232
 
 
3.1.6. Kriterien für die Auswahl der Sanktionen 
 
Außerdem sei auch noch kurz auf die Kriterien bei der Auswahl der Sanktionen 
hingewiesen:  
Folgt man Kulessa/Starck
233
 so gibt es hier vier verschiedene Aspekte. Zunächst sei 
auf die Verhältnismäßigkeit hingewiesen, denn die Sanktionen und ihre Folgen 
sollen ja adäquat zu dem störenden Verhalten der sanktionierten Gruppe sein. Das 
zweite Kriterium das genannt wird ist die „humanitäre Rücksicht“. Da repressive 
Maßnahmen ja zumeist auch Auswirkungen auf die Zivilbevölkerung haben, sollte 
ein gewisses Maß nicht überschritten werden. Als Beispiel nennt hier Werthes
234
 
Steigerungen der Lebensmittelpreise, die – anders, wenn nur Luxusgüter 
Preiserhöhungen erfahren – eben auch die normalen Bürger trifft. Die 
„zielgruppenorientierte Vorgehensweise“ bedeutet, dass genau gegen die Urheber, 
die herrschende Elite, vorgegangen werden soll.  
 
Zu guter Letzt nennen Kulessa/Starck
235
 den Aspekt der „Erfolgschancen“, denn nur 
wenn mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit davon ausgegangen wird, dass die 
gesetzten Maßnahmen auch greifen können und dadurch eine problematische Politik 
verändert werde, machen sie auch Sinn.  
 
Diese Kriterien sind längst im internationalem Völkerrecht verankert und z.B. im 
Art. 1 Abs. 3 UN-Charta zu finden, der als Ziel der UN folgendes nennt: 
„eine internationale Zusammenarbeit herbeizuführen, um internationale Probleme 
wirtschaftlicher, sozialer, kultureller und humanitärer Art zu lösen und die Achtung 
                                               
232 Werthes S. 106. 
233 Kulessa/Starck 1997, S. 7. 
234 Werthes 2003, S. 74. 
235 Kulessa/Starck 1997, S. 7. 
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vor den Menschenrechten und den Grundfreiheiten für alle ohne Unterschied der 
Rasse, des Geschlechts, der Sprache oder der Religion zu fördern und zu festigen.“236 
Ähnliches findet sich auch in Art. 24 Abs. 1 der Kinderrechtskonvention. 
 
3.1.7. Enforcement by Consent 
 
Die effektivere Art der Operationen, die diese oben dargestellten Schwachstellen 
nicht mehr aufweist, wird „Enforcement by Consent“ genannt. Anders als bei den 
friedenserhaltenden Maßnahmen darf das Militär nicht bloß zu Zwecken der 
Notwehr zu den Waffen greifen, sie sind den Konfliktparteien in aller Regel auch 
militärisch überlegen. Da sich alle Mitgliedstaaten der UNO gemäß 39 UN-Charta 
dem System der kollektiven Sicherheit unterworfen haben gilt dies auch für den – 
wohl eher selten - eintretenden Fall, dass Sanktionen gegen sie selbst verhängt 
werden, wenn sie selbst einen Tatbestand verwirklicht haben, der in Art 39 UN-
Charta normiert ist. Es kann hier also eine Art Zustimmung des betroffenen Staates 
angenommen werden und genau diese Zustimmung unterscheidet die „Enforcment by 
Consent“-Operationen von den militärischen Zwangsmaßnahmen.  
 
Für den Fall, dass Verstöße gegen die Konfliktbereinigung auftreten, haben diese 
Staaten also zugestimmt, dass diese Verstöße durch das Militär geahndet werden. Als 
Beispiele seien hier die IFOR (implementation force)
237
, die IFOR ablösende SFOR 
(stabilization force)
238
 im ehemaligen Jugoslawien sowie die KFOR (Kosovo 
Force)
239
 im Kosovo genannt 
 
 
 
                                               
236 Art.1 Abs 3 UN-Charta. 
237 Res 1031 (1995) , siehe auch:  http://www.menschenrechte.ac.at/docs/05_4/05_4_04 (10.8.2009). 
238 Res 1088 (1996). 
239 Res 1244 (1998). 
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3.2. Befugnis des Sicherheitsrates zum Erlass 
individualgerichteter Resolutionen? Der Sicherheitsrat als 
Gesetzgeber? 
 
Sanktionen wurden früher nur gegenüber Staaten bzw. staatenähnliche Gebilde 
ausgesprochen. 
Doch die Sanktionsregime haben sich bemerkenswert geändert:  
repressive Maßnahmen, die auf die jeweiligen Entscheidungsträger maßgeschneidert 
werden und sie sowie ihr Umfeld gezielt empfindlich treffen sollen, wurden immer 
öfter angewendet. Der Sicherheitsrat bewegte sich weg von den umfassenden 
Sanktionen und hin zu den gezielten Maßnahmen.
240
  
 
Diese Sanktionen sind zunächst insbesondere repressive Maßnahmen im Bereich der 
Finanzen um den verdächtigen Personen die Möglichkeit zu nehmen, Terrorakte zu 
finanzieren oder terroristische Aktivitäten zu fördern. Freilich gibt es, wie bereits 
dargestellt, auch noch andere Sanktionsfelder, in denen die Smart Sanctions zum 
Einsatz kommen können – wie etwa im Bereich der Reiserestriktionen241, 
Waffenembargos, Handelsembargos oder auch, sehr selten, im Bereich von Kultur 
und Sport. 
 
Auch bei dieser Art des Sanktionenregimes bleiben die Vereinten Nationen stets an 
die Charta gebunden. Zu klären ist, ob aufgrund Art. 41 UN-Charta auch 
Individualsanktionen erlassen werden können, ob sie also als eine der möglichen 
Maßnahmen gemäß dieses Artikels angesehen werden können. 
 
Betrachtet man Art. 41 näher, so kann man feststellen, dass der Kreis der Adressaten 
– in Bezug auf die „Maßnahmen“ - keineswegs auf „Staaten“ beschränkt ist.242 
Lediglich die Verpflichtung für die Durchsetzung der Maßnahmen muss Staaten 
auferlegt werden.
243
 Außerdem lässt die Art der Formulierung „können… 
einschließen“  auf eine demonstrative Aufzählung schließen, so dass neben den 
                                               
240 Farrall 2007, S. 143. 
241 Lavranos in Wouters/Nollkaemper/De Wet 2008, S. 186f. 
242
 Meerpohl 2008, S. 101. 
243 Meerpohl 2008, S. 102. 
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erwähnten Maßnahmen auch noch weitere – wie etwa die gezielten Sanktionen – 
denkbar sind.
244
 Nach hM ist daher lediglich die Verhängung militärischer 
Maßnahmen nicht durch Art. 41 UN-Charta umfasst, diese werden in Art. 42 UN-
Charta geregelt. 
 
Bei der Frage, ob sich internationale Normen oder auch Erlässe überhaupt direkt an 
Individuen, an einen einzelnen Bürger, richten können, ist es auch von zentraler 
Bedeutung,  ob sich der Einzelne auf diese Norm direkt berufen kann.
245
 Auch 
scheint es hier sehr schwer zu sein, die Gewaltenteilung mit dem Vorrang des 
Völkerrechtes in Einklang zu bringen. 
Sobald sich ein Einzelner vor Gericht darauf beruft, dass eine völkerrechtliche Norm 
gegen sein nationales Recht verstößt, hat der Richter freilich mehrere Möglichkeiten. 
So kann die konkrete internationale Norm aus dem gegebenen Anwendungsbereich 
ausgeklammert werden und hier eine „Lücke“ behauptet werden. Die eigentliche 
Entscheidung, die es ja im konkreten Fall zu fällen gilt, wird der Richter nicht selten 
den politischen Organen überlassen.
246
 
 
Bei der Frage, ob der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen als eine Art 
„Gesetzgeber“ angesehen werden kann muss auch folgendes vor Augen geführt 
werden: 
Die Sanktionen im Bereich der UNO sind administrativ sehr aufwendig. Nicht selten 
wird den Sanktionsausschüssen auch die Aufgabe übertragen, die Liste mit den 
Zielpersonen zu erstellen, über etwaige Ausnahmen zu entscheiden und auch die 
Implementierung bei den Mitgliedstaaten zu beaufsichtigen.
247
 Aus diesen Gründen 
findet auch die Diskussion über die Gesetzgebung bei dieser Art der Sanktionen 
besonders viel Aufmerksamkeit.
248
 
Primär geht es bei den Debatten um die gesetzgeberischen Kompetenzen des UN-
Sicherheitsrats um die Resolutionen 1373 (2001) zur Bekämpfung des 
internationalen Terrorismus
249
 und der Resolution 1540 (2004), die sich mit 
                                               
244 Meerpohl 2008, S. 101. 
245 Keller 2003, S. 15. 
246 Keller 2003, S. 16f. 
247 Staibano in Wallensteen/Staibano 2005, S. 31. 
248 Meerpohl 2008, S. 78. 
249 UN-Res. 1372 (2001).  
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Massenvernichtungswaffen und der Verhinderung ihrer Ausbreitung beschäftigt.
 250
 
251
 
Doch auch die Resolution 1333 vom 19.12. 2000 ist hier einer Erwähnung wert – in 
dieser Resolution ist das Sanktionsregime vom  „territorialen Anknüpfungspunkt“252 
(Afghanistan) erstmals gelöst, indem es eine Organisation (Al-Qaida) als Ziel der 
Maßnahmen nennt.  Bis dato hatten sich gezielte Sanktionen gegen definierte 
Herrschereliten eines bestimmten Staates gewendet.
253
 
 
Ein Problem, das hier auch aufgeworfen wird, besteht  darin, dass den 
Mitgliedstaaten durch den Sicherheitsrat und durch seine Maßnahmen im Kampf 
gegen den Terrorismus, Verpflichtungen auferlegt werden, die nicht nur rechtlich 
verbindlich sind, sondern zuvor nur durch Einverständnis der Mitgliedstaaten 
begründet werden konnten und für den Abschluss dieser Maßnahmen ein 
völkerrechtlicher Vertrag notwendig war. 
Jedoch gestattet Art. 41 UN-Charta dem Sicherheitsrat auch „abstrakte generelle“ 
Regelungen zu erlassen, deswegen wird dieses Vorgehen – bei dem Anlassfall der 
akuten Friedensbedrohung - von vielen Experten nicht in Frage gestellt.
254
 
 
Dennoch gibt es auch Stimmen, dass individuelle Sanktionen noch weitergehend sind 
als Maßnahmen wie in der Resolution 1373 (2001). Da Einzelpersonen namentlich 
konkretisiert werden ist auch die „Regelungsdichte“ höher255, die legislative 
Kompetenz ist hier also noch ein wenig stärker ausgeprägt. Folgt man Krisch
256
 wird 
diese Ausweitung der Kompetenzen, die sich aus Art. 41 UN-Charta ergeben, 
generell für gut befunden, gelten doch diese abstrakten, generellen Regeln des 
Sicherheitsrates gemeinsam mit einem starken Durchsetzungsvermögen durch die 
Sanktionsausschüsse als ein gutes Mittel um global gegen Gefahren agieren zu 
können. 
 
                                               
250 UN-Res. 1540 (2004).  
251 Meerpohl 2008, S. 78. 
252 Meerpohl 2008, S. 23. 
253 Ebd. 
254 Meerpohl 2008, S. 78. 
255 Ebd. Vgl. Krisch in Walter 2004, S. 873ff. 
256 Krisch in Walter 2004, S. 879. 
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Diese Art der Sanktionspraxis ist auch ein Argument von Krisch, um die 
Installierung eines internationalen Verwaltungsrechts zu fordern. Denn durch ein 
derartiges Recht könnte der Sicherheitsrat  in seiner Entwicklung als 
gesetzgeberische Kraft gestärkt werden.
257
 
 
 
3.3. Rechtswirkungen im innerstaatlichen Recht 
 
Die Beschlüsse des Sicherheitsrates über die Verhängung von Sanktionen sind 
gemäß Art 25 sowie 48 der UN-Charta für alle Mitgliedstaaten unmittelbar 
verbindlich und auch zwingend umzusetzen.
258
  
Dabei ist der Sicherheitsrat freilich auch an die Prinzipien der UN-Charta gebunden. 
Es existiert aber keine – explizit festgestellte – Begrenzung des Sicherheitsrates in 
seiner Handlungsfreiheit durch die Menschenrechte.  
 
Diese Grenze kann man aber durchaus mittels des Völkergewohnheitsrechtes bzw. 
der Menschenrechtskonventionen geschlossen werden. Außerdem wird der 
Handlungsspielraum des Sicherheitsrates durch die allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte, dem Übereinkommen über die Rechte des Kindes und anderen 
Verträgen  zum Schutz der Menschenrechte beschränkt.  
 
Darüber hinaus wird die Pflicht, die soeben genannten Werte nicht zu verletzten, 
durch Art 55 UN-Charta normiert. Diese Norm sieht vor, dass die Vereinten 
Nationen für Stabilität und Wohlfahrt einstehen sollen, dabei sollen die 
freundschaftlichen Beziehungen zwischen den Staaten auch durch die Realisierung 
der Menschenrechte gewährleistet werden.
259
  
Selbstverständlich müssen verhängte Sanktionen auch mit dem humanitären 
Völkerrecht in Einklang stehen.
260
  
 
                                               
257 Krisch in Walter 2004, S. 879f. 
258 Neuhold/Hummer/Schreuer 2004, Rz. 965ff. 
259 Cortright/Lopez 2000, S. 17. 
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Interessant ist in diesem Zusammenhang auch die geschichtliche Perspektive, denn 
bereits im IV. Haager Abkommen 1907 bestanden Vorschriften, die bestehende 
Sanktionsregime beschränken konnten.
261
  
Als Beispiel sei hier die „Martenssche Klausel“ genannt, die folgendes besagt: 
 
„Die Bevölkerung und die Kriegsführenden unter dem Schutze und der Herrschaft 
der Grundsätze des Völkerrechts bleiben, wie sie sich ergeben aus den unter 
gesitteten Völkern feststehenden Gebräuchen, aus den Gesetzen der Menschlichkeit 
und aus den Forderungen des öffentlichen Gewissens.“262 
 
Außerdem sei an dieser Stelle auf das IV. Genfer Abkommen zum Schutze von 
Zivilpersonen in Kriegszeiten
263
 hingewiesen. Dieses Abkommen gewährleistet der 
Zivilbevölkerung sowie den Verwundeten auch in Zeiten der Waffengewalt eine 
menschenwürdige Behandlung. Dabei ist eine Differenzierung zwischen Zivilisten 
und Kombattanten besonders wichtig. Maßnahmen direkt gegen die 
Zivilbevölkerung, wie etwa ihre Aushungerung, sind dabei ausdrücklich verboten.
264
  
 
Die Vereinten Nationen haben die Genfer und Haager Abkommen zwar nicht 
ratifiziert, dennoch ist das humanitäre Völkerrecht als grundlegendes Recht 
anzusehen, das auch die UNO und somit deren Sicherheitsrat bindet. Diese Normen 
können als allgemein gültig angesehen werden. 
 
3.4. Die verhängten Sanktionen der UNO gegen den Irak 
 
In den ersten 40 Jahren seit dem Bestehen der Vereinten Nationen wurden lediglich 
647 Resolutionen verabschiedet. Erst nach Ende des Kalten Krieges wurde der UN-
Sicherheitsrat deutlich aktiver, bereits in  den 10 Jahren zwischen 1989 und 1999 
wurden 620 Resolutionen erlassen.
265
 Das mag auch mit dem Wegfall des 
                                               
261 IV. Haager Abkommen und Anlage vom 18.10.1907, RGBl. 1910, S. 107, 132. 
262 Absatz 8 der Präambel des IV. Haager Abkommens von 1907. 
263 12.8.1949, BGBl. 1954 II, S. 917, ber. 1956 II, S, 1586.  
264 Art 48 des Zusatzprotokolls zu den Genfer Abkommen vom 12. August 1949 über den Schutz der Opfer   
      internationaler bewaffneter Konflikte, Protokoll II, vom 8. 6,1977, BGBl. 1990, S.1551. 
265 Cortright/Lopez, Sanctions Decade, 2000, S. 1. 
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„Blockdenkens“ innerhalb des UN-Sicherheitsrates zu tun haben, denn nun wurde der 
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen nicht mehr ständig durch Vetos am Handeln 
gehindert.  
 
Die UNO wurde also nun spürbar aktiver, von 1945 bis Anfang 2002  verhängte sie 
in 15 Fällen Sanktionen. Besonders ins Auge fällt hier, dass in den Jahren 1945 bis 
1990 lediglich in zwei Fällen der UN-Sicherheitsrat Handlungsbedarf für Sanktionen 
sah, nämlich in den Jahren 1965 bis 1970 in Form von einem Waffen- und 
Ölembargo gegen Südrhodesien
266
 und gegen Südafrika in den Jahren 1977-1994 
mittels eines Waffenembargos.
267
 
 
Dabei sind die Sanktionsregime höchst unterschiedlich ausgestaltet, meistens – in 13 
von den 15 Fällen – wurden militärische Sanktionen verhängt, in acht Fällen 
finanzielle Sanktionen. Derartig breit gefächerte repressive Maßnahmen, dass auch 
die Bereiche Sport und Kultur sanktioniert wurden, fanden bis dato nur gegen die 
Nachfolgestaaten Jugoslawiens statt. Gegen Jugoslawien und Ruanda wurden auch 
Internationale Strafgerichtshöfe installiert. Sowohl Flugverbote als auch 
Reiseverbote gegen höchste Regierungsvertreter wurden siebenmal verhängt. 
Komplette Handelsembargo wurden dagegen in lediglich vier Fällen vollzogen.
268
 
 
Es würde diese Arbeit bei weitem übersteigen und es wäre wohl auch nicht 
zielführend, nun alle von der UN verhängten Sanktionen genauer zu betrachten, 
aufgrund seiner Bedeutung für die Entwicklung der gezielten Sanktionen wird aber 
nun im Folgenden auf die Sanktionen gegen den Staat Irak genauer eingegangen. 
 
3.4.1. Sanktionen gegen Irak – ein negatives Beispiel 
 
Die Sanktionen gegen den Staat Irak gehen wohl als eine der umstrittensten 
Vollziehungen von Sanktionen in die Geschichte ein. Im Folgenden soll der Verlauf 
dieser repressiven Maßnahmen genauer betrachtet werden und vor allem festgestellt 
                                               
266 Die wichtigsten Rechtsgrundlagen sind hier die UN Res 217 (1965), 233 (1966), 253 (1968) sowie 460(1979).  
267 Hier sind wiederum die UN Res 418 (1977), 421 (1977)  sowie 919 (1994) einschlägig. 
268 Werthes 2003, Anhang III. 
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werden, warum diese Sanktionen als negativ beurteilt werden müssen bzw. warum 
sie auch als „Auslöser“ für eine Überarbeitung der durchgeführten Sanktionspraxis 
angesehen werden und so zu der Entwicklung der Smart Sanctions maßgeblich 
mitgeholfen haben. 
 
Auf die Gründe für die Verhängung der Sanktionen möchte ich hier nicht ausführlich 
eingehen, zumal die Ansicht der US - sowie der britischen Regierung ohnehin als 
bekannt vorausgesetzt werden darf. Nach dieser übereinstimmenden Meinung, war 
die Schreckensherrschaft von Saddam Hussein schlussendlich nur durch einen Krieg 
zu beenden. 
 
Bekanntermaßen marschierten am 2. August 1990, irakische Truppen – nach 
jahrzehntelangen Grenzstreitigkeiten
269
 - in Kuwait ein und besetzten dieses kleine 
Nachbarland. Die Gründe dafür sind sicher mannigfaltig,  besonders wichtig dürfte 
aber die geografische Lage des Iraks gewesen sein, das nur durch den schmalen 
Landstreifen Kuwait vom Meer getrennt ist, sowie die reichen Vorkommen von 
Erdöl in diesem Gebiet.  
Nur elf Stunden nach dieser Invasion traten die Mitglieder des Sicherheitsrates der 
Vereinten Nationen zusammen und verurteilten Iraks Vordringen aufs Schärfste. 
Außerdem wurden mit der Resolution 660 (1990) der Bruch des internationalen 
Friedens sowie der Bruch der internationalen Sicherheit festgestellt.  
 
Am 6. August verabschiedete der UN-Sicherheitsrat eine weitere Resolution
270
 unter 
Kapitel VII der UN-Charta – die Forderung nach dem sofortigen Rückzug der 
irakischen Streitkräfte wurde abermals bekräftigt. Gleichzeitig mit dieser Resolution 
wurden umfangreiche Sanktionen ausgesprochen.
271
 In Ziffer wurde ein umfassendes 
Embargo für Importe von Rohstoffe und Erzeugnisse sowohl für Irak als auch 
Kuwait ausgesprochen. Als Ausnahme wurden Medikamente, medizinische Güter 
sowie Lebensmittel im humanitären Bereich genannt, diese sollten von dem Embargo 
nicht betroffen sein – ausdrücklich hingegen genannt waren Waffen und sonstige 
                                               
269 Zur Geschichte dieses Disputes siehe etwa Gorgé 1990, S. 197ff. 
270 UN-Res. 661(1990).  
271 Werthes 2003, S. 81ff. 
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militärische Waren. Dieses Embargo im Bereich der Waren wurde durch umfassende 
Sanktionen im 
Bereich des Zahlungsverkehrs, der Dienstleistungen und auch im Transportbereich 
ergänzt.
272
 
Von den Sanktionen des UN-Sicherheitsrates aber auf jeden Fall betroffen waren 
Nahrungsmittel, solange der Sicherheitsrat keine Notlage im humanitären Bereich 
anerkennt. Durch die Resolution 661 wurde auch ein eigener Sanktionsausschuss 
eingerichtet, seine primäre Aufgabe war es die Sanktionen zu organisieren und zu 
koordinieren.
273
 
 
Um diese Maßnahmen auch durchsetzen zu können wurde die Resolution 665 (1990) 
verabschiedet
274
, durch die eine Seeblockade (wieder sowohl gegen den Irak als auch 
den Staat Kuwait) errichtet wurde. Diese Blockade war der Beginn einer strengen 
Kontrolle und Überwachung der beiden Staaten, gerade auch am Seeweg. 
 
Die Resolution 661(1990) der UNO wurde von der EWG umgesetzt:  
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft erließ am 8. August 1990 die VO (EWG) 
2340/1990
275
, gestützt auf Art. 113 EWGV.
276
 Sie enthielt ein umfassendes Embargo 
(sowohl Import als auch Export) aller Waren, die in Kuwait/Irak erzeugt wurden oder 
nach Kuwait/Irak eingeführt werden sollten. Lediglich die in einer Liste angeführten 
Erzeugnisse medizinischer Natur sowie Lebensmittel für den humanitären Bereich 
wurden ausgenommen. Diese Ausnahmen wurden nach Ende des Krieges, gestützt 
auf  Resolution 686 (1991), sogar noch erweitert.
277
  
 
Auch die Gemeinschaft für Kohle und Stahl reagierte sofort:  
am gleichen Tag, also am 8.8.1990, fasste auch diese Gemeinschaft den Beschluss
278
, 
die EWG-Verordnung auf alle Güter zu erstrecken, die unter den Montanvertrag 
                                               
272 Osteneck 2004, S. 361. 
273 Werthes 2003, S. 81ff. 
274 UN-Res. 665 (1990), Ziff 1. 
275 ABl. Nr. L 213 v. 9.8.1990 
276 Osteneck 2004, S. 362. 
277 Res. 661 (1990) v. 6.8.1990 durch VO (EWG) 811/91 v. 27.3.1991, ABl. Nr. L 82 v. 28.3.1991. 
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fallen würden. Gemeinsam mit zwei Beschlüssen
279
 (für die nationale 
Implementierung des Waffenembargos sowie für ein Embargo im Bereich des 
Kapitalmarktes, das ebenfalls national umgesetzt wurde) im Rahmen der 
Europäischen Politischen Zusammenarbeit konnte so gewährleistet werden, dass 
wirklich umfassende Maßnahmen getroffen wurden. 
 
Als der Irak nicht gewünscht reagierte, erließ der Sicherheitsrat am 25. September 
1990 die  Resolution 670 (1990). In dieser Resolution verhängten die Vereinten 
Nationen ein zusätzliches Embargo im Bereich des Verkehrs, das umfassend 
ausgestaltet war: Flugzeugen wurde die Starterlaubnis nicht erteilt, außer sie 
transportierten wichtige Hilfsgüter. Ausnahmen für derartige „Hilfsflüge“ waren in 
Ziff. 4 der Resolution normiert. Außerdem gab es ein weitreichendes Überflugverbot 
über die beiden Staaten. 
 
Auch diese Resolution wurde seitens der EWG implementiert:  
durch die VO (EWG) 3155/1990
280
 wurde die bisherige VO (EWG) 2340/1990 leicht 
abgeändert, gleichermaßen wurde auch sie – allerdings unter recht heftiger 
Diskussion
281
 - auf die Rechtsgrundlage des Art. 133 EWG gestützt. Auch in der 
Verordnung der EWG wurde ein Embargo des Luftverkehrs verhängt. 
Ausgenommen waren hier Flugzeuge, die sich zuvor einer gründlichen Inspektion 
unterworfen hatten, jene, die aus humanitären Gründen im Einsatz waren sowie 
solche, denen bereits zuvor die ausdrückliche Genehmigung des 
Sanktionsausschusses zuteil worden war. Desweiteren wurde mit Art. 1 der VO 
(EWG) 3155/1990 auch zusätzliche Sanktionen im Bereich der Dienstleistungen 
normiert. 
 
Schließlich wurde die UN-Res. 687 am 29.November 1990
282
 verabschiedet:  
sie gab allen Mitgliedstaaten der UNO die Autorität, alle notwendigen Maßnahmen 
zu setzen um Kuwait von der irakischen Besetzung zu befreien. An diese 
                                               
279 Erklärung vom 4.8.1990, Bull. EG 7/8-1990, 1.5.11.  
280 ABl. L 304 vom 1.11.1990. 
281 Siehe dazu die – mE teilweise widersprüchlichen - Aussagen der Kommission (KOM (90) 439 v. 20.9.1990 ) 
und des Europäischen Parlaments (legislative Entschließung A3-261/90 v. 26.10.1990, ABl. Nr. C 295 c. 
26.11.1990, S. 695ff. ). 
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Ermächtigung war noch die Frist gebunden, dass sich der Irak bis zum 15. Jänner 
1991 aus dem besetzten Gebiet zurückzuziehen hätte. 
  
Nach dem Verstreichen einer „pause of goodwill“ begann am 17. Jänner 1991 die 
von der Vereinigten Staaten von Amerika geführte Operation „desert storm“:  
durch massive Luftangriffe sowie durch heftige Bodenoffensiven wurde der Irak 
gezwungen sich aus Kuwait zurückziehen. Das primäre Ziel der Resolution 660 
(1990), nämlich der Rückzug aus dem besetzten Gebiet, war damit erreicht, die 
Sanktionen wurden aber weiter aufrecht erhalten. 
 
Am 3. April 1991, einen ganzen Monat nach Ende des II. Golfkrieges wurde vom 
Sicherheitsrat die Resolution 687 – „Cease-fire resolution“283 - verabschiedet284:  
sie beinhaltete die Bedingungen für den Waffenstillstand sowie die Voraussetzungen 
um die Sanktionen aufzuheben. Diese Resolution ist sehr komplex geschrieben und 
in ihrer Länge wohl auch einzigartig. In ihr wurden auch zahlreiche Ausnahmen für 
Importe festgelegt.
285
  
 
Nach Cortright/Lopez lassen sich die zahlreichen Bedingungen für die Aufhebung 
der UN-Sanktionen in acht Punkte gliedern. 
 
 Rückgabe allen Vermögens und aller Güter, die von Kuwait entwendet 
wurden. 
 die Anerkennung der Integrität des Territoriums von Kuwaits sowie die 
Anerkennung der nunmehr neu festgelegten ( internationalen Grenzen) 
Kuwaits. 
 die Anerkennung der demilitarisierten Zone entlang der Grenze zu Kuwait, 
die von UN-Friedenstruppen kontrolliert werden. 
                                               
283 Hoskins in Weiss/Cortright/Lopez, Minear 1997, S. 101. 
284
 UN-Res. 687 (1991). 
285 Osteneck 2004, S. 379f. 
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 die (überwachte) Vernichtung aller Raketen (seien es biologische, chemische 
oder ballistische) inkl. Raketenträgern sowie die Zusicherung eine 
fortdauernde Überwachung und Kontrolle durch der UNO zu akzeptieren. 
 die (überwachte) Zerstörung des Nuklearwaffenmaterials nebst der 
Zerstörung der Einrichtungen, die solches Material erstellen können, die 
Aufsicht über dieser Zerstörung obliegt der Internationalen 
Atomenergiebehörde (IAEA). 
  die Verantwortung für alle Kriegsschäden zu übernehmen und diese Schäden 
mit Hilfe eines, von der UNO eingerichteten, Fonds zu kompensieren. 
 sämtliche Kuwaitis und andere Staatsangehörige wieder nach Kuwait 
zurückzuführen. 
 die Zusage jegliche terroristische Akte weder selbst zu begehen oder (auf 
welche Art auch immer) zu unterstützen.
286
 
 
Schließlich akzeptierte der Staat Irak diese Bedingungen - nach einer Woche 
Bedenkzeit und nicht ohne seinen starken Protest gegen die Resolution zum 
Ausdruck zu bringen. Der Staat Irak brachte seinen Ärger gegen diese Maßnahmen 
zum Ausdruck, denn er sah in dieser Resolution eine starke Einschränkung der 
Souveränität des Landes. Jedoch war Protest nicht die einzige Reaktion der 
Regierung auf diese Bedingungen: 
 
„Thus began a grueling contest of wills between Iraqi leader Saddam Hussein and 
Western leaders over the interpretation and implementation of Resolution 687 that 
has continued for more than nine years“287 
 
Seitdem stellte der Irak immer wieder offiziell fest, dass er die gegenständliche 
Resolution einhalten würde, das Handeln des Staates Irak und seine Reaktionen auf 
die internationale Gesellschaft ließen aber genau auf das Gegenteil schließen. Vor 
allem die Vorhaben des Aufspürens und der daran anschließenden Vernichtung der 
(angeblichen) Massenvernichtungsmittel führte zu nie da gewesenen Kontroversen 
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und Diskussionen, weigerten sich der Irak doch beharrlich die für das Aufspüren und 
das Vernichten der Massenvernichtungswaffen eigens installierte UN-Gruppe 
UNSCOM zu unterstützen.
288
 
 
Am 5. April 1991 verabschiedete der UN-Sicherheitsrat die Resolution 688
289
 mit 
der die „Unterdrückung der irakischen Zivilbevölkerung“290 angeprangert wurde. 
 
Auch im finanziellen Bereich war die Staatengemeinschaft nicht untätig: 
So wurden bereits alle Überseekonten des Staates Irak Anfang August 1990 
eingefroren, insgesamt wurde hier 1991 ein Betrag von 4 Milliarden Dollar genannt. 
Transaktionen durften – nach der Resolution 687 (1991) – nur noch durchgeführt 
werden wenn dadurch Medikamente, Lebensmittel oder andere  für die 
Zivilbevölkerung wichtige Dinge beschafft werden konnten. 
 
Anfang Oktober 1992 entschied sich die UNO auch im finanziellen Sektor repressive 
Maßnahmen vorzusehen. Durch die Resolution 778
291
 wurde entschieden, dass alle 
Erlöse der irakischen Regierung aus dem Verkauf von Öl auf ein amerikanisches 
Treuhänder-Konto eingezahlt werden sollten. 
292
  
 
3.4.2. Die Folgen der UN-Sanktionspolitik im Irak 
 
Nach Hoskins
293
 lassen sich die Auswirkungen, die die sanktionierenden 
Maßnahmen im Irak hatten, systematisch wie folgt einteilen:  
Es gab Auswirkungen auf den Handel, auf die Produktion der Lebensmittel sowie auf 
die gesamten Industrie, weiters auf die Regierung und ihre politische Tätigkeit, 
Auswirkungen auf die Gesellschaft und natürlich auch direkt auf den Wiederaufbau 
und der Reparatur der Kriegsschäden. 
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Besonders im Bereich des Handels und der Lebensmittelproduktion hatten die 
Sanktionen gravierende Folgen:  
Schon zuvor gab es eine hohe Inflationsrate und eine schlechte Gesundheitsvorsorge, 
auch die notwendige Rationierung der Lebensmittel war keine Seltenheit. Durch die 
Sanktionen selbst wurden weiters auch noch die Instandhaltung bzw. Instandsetzung 
der durch den Krieg zerstörten Infrastruktur massiv behindert – die Bevölkerung 
konnte nun nicht mehr mit ausreichend Elektrizität, Brennstoffen, Trinkwasser oder 
Treibstoff versorgt werden. Vor allem die mangelnde Müllbeseitigung wurde zu 
einem großen gesundheitlichen Problem – die Folge war ein explosiver Anstieg von 
Infektionskrankheiten. Durch die Knappheit der  Medikamente und durch sonstige 
unzureichende medizinische Versorgung wurde die Anzahl der „delayed mortality“ 
auch drastisch erhöht.
294
 Vor dem Irakkrieg war das Gesundheitssystem im Land in 
guter Verfassung und ausreichend für die gesamte Bevölkerung, 1995 wurde es als 
„kurz vor dem Zusammenbruch“295 stehend beschrieben.  
 
Gerade die soziale und auch die gesundheitliche Lage der Zivilbevölkerung im Irak 
war Gegenstand sehr vieler Visiten von Gutachtern in das Land, die diese Region seit 
dem zweiten Golfkrieg besuchten um an mehr Detailinformation zu diesem Thema 
zu gelangen.
296
 
Da durch das Embargo ebenfalls zahlreiche, zum Teil dringend benötigte,  Ersatzteile 
nicht geliefert wurden, stand auch die Industrie still – dies hatte natürlich auch die 
Folge, dass ca. 90% der Industriearbeiter ohne Arbeit und damit ohne Einkommen 
dastanden. Die ohnehin äußerst knappe Lebensmittelproduktion (etwa 70% der für 
die ganze Bevölkerung benötigten Nahrungsmittel wurden schon vor dem II. 
Golfkrieg importiert) kam zum Erliegen: den Getreideproduzenten mangelte es 
sowohl an Bewässerungsanlagen, Düngemitteln und auch an Pestiziden.
297
 
 
Einen starken Effekt hatten die sanktionierenden Maßnahmen auch auf die irakische 
Regierung – nicht nur die Kriminalitätsrate, wohl ob der großen Armut in der 
Bevölkerung, stieg drastisch an, auch die Menschenrechtsverletzungen seitens des 
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Staates, der weiterhin mit aller Kraft versuchte die Kontrolle zu behalten, erreichte 
einen neuen Höhepunkt.  
Die oppositionellen Mächte im Land waren in dieser Zeit nicht sehr aktiv. Ein 
Großteil der irakischen Bevölkerung lebte bereits unter der Armutsgrenze und war 
damit beschäftigt notwendige Lebensmittel sowie Brennmaterial zu beziehen anstatt 
sich um die Regierung zu kümmern bzw. zu versuchen politisch etwas an der Lage 
zu ändern. Zu viele waren von den öffentlichen Zuteilungen an Nahrungsmitteln 
abhängig – ein großangelegter politischer Widerstand gegen das Regime Saddam 
Husseins fand in dieser Zeit einfach keinen Platz in der Bevölkerung. 
 
Freilich verstand es Saddam Hussein, die wohlhabenden oder sonst zu seiner 
„Herrschaftselite“ gehörenden Menschen (zu ihnen gehörten auch wichtige Gruppen 
wie Sicherheitskräfte oder Gruppen, die sich um den Wiederaufbau zu kümmern 
hatten) besonders bevorzugt zu versorgen. 
  
Währenddessen litten vor allem die Kurden im Norden des Landes wie auch die 
Schiiten im Süden unter der grausamen Diktatur des Führers. Durch die immer 
erdrückendere Armut, besonders in der Hauptstadt Bagdad, kam es zu vermehrten 
Diebstählen, auch Korruption und Prostitution waren häufig. Der Staat reagierte 
darauf mit – zum Teil kollektiven – Strafen wie öffentliche Hinrichtungen und 
Amputationen.
298
 
 
Die Auswirkungen auf die Gesellschaft werden besonders gut im Bossuyt-Bericht
299
 
dargestellt, dazu später weiter unten. Jedoch kann schon jetzt an dieser Stelle 
festgehalten werden, dass das Sanktionsregime der UNO im eklatanten Widerspruch 
zum humanitären Völkerrecht sowie gegen die Menschenrechte stand.
300
 
 
Exkurs: „oil-for-food“-Programm 
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Schon im März 1991 verwiesen zahlreiche UN-Missionen aber auch unabhängige 
Stellen auf die katastrophale Situation die sich im Irak im humanitären Bereich 
abzuzeichnen drohte.  
Am 15. August 1991 rang sich der UN-Sicherheitsrat schließlich zu Resolution 
706
301
 durch und setzte beim Ölexport an, denn die Ausfuhr dieses Rohstoffes – der 
vor der Krise bis zu 97% des Außenhandels ausmachte – war maßgeblich für die 
Wirtschaft des Staates
302
, er war nun weitgehend zum Erliegen gekommen. 
Diese Resolution beinhaltete den ersten Schritt zum „oil-for-food“-Programm:  
Die Idee war, dass durch den limitierten Verkauf von irakischem Öl es möglich 
gemacht werden sollte, Lebensmittel zu kaufen, jedoch dies nur unter der strengen 
Aufsicht des UN-Sicherheitsrates und mengenmäßig sehr eingeschränkt.  
 
Die Einnahmen aus dem Verkauf des Öls sollten zum größten Teil, in concreto 58% , 
in die humanitäre Hilfe gehen, 30% sollten aufgewendet werden um die 
Kriegsschäden zu reparieren. Der Rest sollte zu gleichen Teilen zur UN-
Beobachtung und zur Zerstörung der Massenvernichtungswaffen verwendet werden.  
Die UNO forderte, sowohl beim Kauf als auch beim Transport und bei Verteilung 
der Hilfsgüter, federführend zu sein – deswegen lehnte der Irak auch diese 
Resolution ab. Der Eingriff in seine staatliche Souveränität erschien ihm zu groß.
303
 
Nach der  Resolution 706 (1991) folgten noch viele Resolutionen, die diese umsetzen 
sollten
304
 - sie alle wollten befristete und limitierte Ausfuhren von Erdöl 
ermöglichen, um dadurch Lebensmittel sowie wichtige Hilfsgüter, wie Medikamente, 
erwerben zu können.
305
 Dieses Projekt sollte eine Maßnahme sein, um der leidenden 
Zivilbevölkerung effektiv zu helfen. 
 
Erst vier Jahre später, am 14.April 1995, wurde vom UN-Sicherheitsrat Resolution 
986
306
 verabschiedet um einen neuen Versuch zu starten den begrenzten Ölverkauf 
durchzuführen. Allerdings gestanden die Vereinten Nationen diesmal dem irakischen 
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Staat zu, die Verteilung der Hilfsgüter selbst vorzunehmen, was nunmehr nur noch 
stichprobenartig von der UNO kontrolliert wurde. Lediglich im Norden des Staates - 
in den kurdischen Schutzgebieten - sollte die UNO die Verteilung selbst vornehmen. 
Im Mai 1996 konnte sich der Irak schließlich dazu entschließen diese Resolution 
anzunehmen, da auch seine staatliche Souveränität und Integrität so gewahrt werden 
konnte.
307
 
 
Das „oil-for-food“-Programm war deshalb auf diese Art und Weise konzipiert 
worden um die bevorstehende humanitäre Katastrophe abzuwenden bzw. zu 
mindern, jedoch waren die Erwartungen eher verständlicherweise gering:  
um die 20 Millionen Menschen, die Hilfe benötigten, ein Jahr lang zu versorgen 
wären geschätzte 22 Milliarden Dollar notwendig gewesen – durch dieses Programm 
der UNO wurden allerdings lediglich 3 Milliarden Dollar pro Jahr umgesetzt.
308
 
Auch dieses Vorhaben der UNO wurde seitens der EG implementiert – durch die VO 
(EG) 2465/1996 v. 17.12.1996.
309
 
 
3.4.3. Die Beurteilung der Sanktionen gegen den Irak 
 
Die Sanktionen gegen den Irak werden heute immer wieder als „Paradebeispiel“ 
genannt, wie Sanktionen nicht durchgeführt werden sollen. Aber warum genau sind 
die repressiven Maßnahmen, die gegen den Staat Irak verhängt worden sind, im 
Nachhinein als negativ zu beurteilen? Warum waren sie nicht effektiv und was waren 
die ausschlaggebenden Faktoren dafür? 
 
Zunächst muss festgehalten werden, dass der Grund der Sanktionen, die Annexion 
Kuwaits durch den Irak, auf der ganzen Welt einheitlich missbilligt wurde – die 
UNO hatte also eine bisher nicht gekannte, weltweite Zustimmung um diese 
Sanktionen durchzuführen. Diese Bestätigung verhalf auch zu dem Umstand, dass 
die Mitgliedstaaten rasch übereinstimmten, diese Maßnahmen durchzusetzen, sogar 
dem militärische Schlag der USA gegen den Irak wurde größtenteils zugestimmt.  
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Als sich die humanitären Folgen der Sanktionen langsam abzuzeichnen begangen 
(wobei freilich noch nicht feststand, wie katastrophal die Lage wirklich war), 
schwand die Zustimmung für die UN-Sanktionen jedoch verständlicherweise immer 
mehr und mehr.
310
 
 
Außerdem muss - um die (negativen) Folgen der UN-Sanktionspolitik kritisch zu 
bewerten -  auch von folgenden Überlegungen ausgegangen werden:  
es fällt nicht immer leicht die Folgen dieser Politik von den unmittelbaren und 
direkten Folgen der Golfkriege zu trennen. In weiterer Folge gibt es auch immer 
wieder Informationen die sich, aus oppositionellen oder manipulativen Gründen bzw. 
Veranlassungen, die sich kaum mehr nachvollziehen lassen, gegenseitig 
widersprechen.
311
  Eine objektive Reflexion fällt dann natürlich besonders schwer 
bzw. ist nicht mehr lückenlos möglich. 
 
Einige Punkte sprachen freilich zunächst für die Erfolgsbilanz der Sanktionen:  
in der Zeit, als die sanktionierenden Maßnahmen verhängt wurden, war der Irak 
gerade dabei seinen Waffendepots wieder neu zu befüllen,  das Waffenembargo traf 
ihn also zu einem besonders empfindlichen Zeitpunkt und galt daher - schon ex ante 
betrachtet - als äußerst erfolgsversprechend. Aber auch die Tatsache, dass der Irak im 
höchsten Grade von Ölexporten abhängig war, diese aber durch das Handelsembargo 
zum Erliegen kamen, hätte für eine positive Erfolgsbilanz der UN-Sanktionen stehen 
müssen.
312
 
 
Mehrere Gründe verhinderten allerdings den politischen und auch praktischen Erfolg 
der Sanktionen. Zuerst einmal war da das poltische System des Staates Irak, das 
autokratisch-totalitär ausgestaltet war. Die oppositionellen Gruppen konnten in dieser 
Form der Diktatur nur äußerst gering agieren bzw. „politischen Reformdruck 
ausüben“313, dies ist aber wichtig um den Erfolg der Sanktionen herbeizuführen, 
denn ohne eine funktionierende Opposition vor Ort ist die Umsetzung bzw. das 
praktische Wirken der Sanktionen nur schwer zu erreichen.  
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Vielmehr war aber das Gegenteil der Fall und es konnte folgendes beobachtet 
werden:  
Bei diesen Sanktionen trat besonders stark der „rally-around-the-flag“ Effekt ein:  
das zusehends von den Sanktionen stark in Mitleidenschaft gezogene Volk 
gruppierte sich noch mehr um seinen Führer Saddam Hussein und unterstützte ihn 
und seine Machenschaften dadurch gewaltig. Für das jahrelang unterdrückte und 
diktatorisch geführte Volk war nicht verständlich, weshalb sich nun die Welt gegen 
den „Führer“ verschworen hatte. 
Außerdem war das Regime des irakischen Diktators recht anpassungsfähig, es fehlte 
dadurch an der effektiven Wirksamkeit der Sanktionen. 
Gleichzeitig war das Ziel der Sanktionen zu weit gesteckt: 
Absicht der UNO war ja die Rückgängigmachung der Annexion Kuwaits durch den 
Irak. Dieses Ziel war – allein durch Sanktionen – schlichtweg nicht zu erreichen314, 
wobei dafür sicher ebenfalls mehrere Gründe ausschlaggebend waren. 
Gleichzeitig ist es auch noch wichtig zu erwähnen, dass die Sanktionen, die ja auch 
den Irak zur Aufgabe seiner problematischen Politik bewegen sollten, dafür 
verwendet wurden, um die späteren „neuen“ Ziele des Sicherheitsrates (insbesondere 
das Aufsuchen von Massenvernichtungswaffen) durchzusetzen. Die ursprünglichen 
Sanktionen wurden dafür nur geringfügig verändert.
315
 
 
Cortright/Lopez meinen, dass der gewünschte Erfolg der Sanktionen auch deswegen 
nicht erreicht werden konnte, da es schlicht zu viele Resolutionen gegeben hat, was 
schließlich zu Unübersichtlichkeit führte – das Autorenteam ist der Ansicht, dass es 
besser gewesen wäre die einzelnen Bedingungen in einzelnen Resolutionen zu 
erfassen. Dies hätte vor allem zu vermehrter Klarheit und einfacherer Handhabung 
geführt. Es wäre dann vor allem auch sinnvoll gewesen, bei etwaigen Fortschritten 
des sanktionierten Staates einzelne Sanktionen zu modifizieren bzw. aufzuheben und 
so zu einer erfolgreichen „Carrot-and-Stick“-Politik zu gelangen. Diese Methode 
hätte den Staat Irak vielleicht sogar motiviert, seine politische Handlungsweise näher 
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an die von der UNO geforderte anzupassen, oder wäre zumindest geeignet gewesen 
weitere Verhandlungen in diese Richtung zu bewirken.
316
  
 
3.4.4. Zum Verhältnis UN-Resolutionen – Verordnungen der 
E(W)G am Beispiel Irak 
 
Rechtlich besonders interessant an der Causa Irak ist jedoch die Tatsache, dass 
Sanktionen, die bereits seitens der UNO durch eine Resolution im Sinne des Kap. 
VII UN-Charta ins Leben gerufen worden waren, nun auf Gemeinschaftsebene 
umgesetzt wurden.
317
  
 
Dabei tauchten natürlich auch viele Fragen auf, zunächst insbesondere darüber 
inwieweit sich die beiden Regelwerke, also die UN-Resolution und die Verordnung 
der EWG, in concreto unterscheiden bzw. übereinstimmten, wo sie sich 
widersprachen und wo die Verordnung etwa „mehr“ regelte als die Resolution.  
Die beiden Regelwerke unterscheiden sich beispielsweise bei dem Begriff 
„Erzeugnisse“ – denn die EGKS verabschiedete ja einen Beschluss, mit dem auch die 
Güter, die dem Montanvertrag unterliegen, von dieser Regelung erfasst werden 
sollten – die EGKS ging also davon aus, dass der Begriff „Erzeugnisse und 
Rohstoffe“ wie er seitens der UNO verwendet wurde, nicht auch diese Güter 
impliziert. Des weiteren wurden auch noch Waffen sowie sonstige militärische 
Waren explizit seitens der EWG erwähnt – auch diese scheinen daher nicht unter den 
Begriff der „Erzeugnisse“ im Sinne der Vereinten Nationen zu entsprechen.318  
 
Keine Differenzierung findet sich hingegen bei der Ausnahme von dem Embargo, 
den medizinischen Gütern
319
 - hier sind sich beide Regelungswerke einig.  
Im Detail muss man also sehr wohl darauf achten, von welchem Regelwerk gerade 
ausgegangen wird, denn die Unterschiede sind zwar klein, können aber 
ausschlaggebend sein. 
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3.4.5. Schlussfolgerungen aus den Sanktionen gegen den Irak 
 
Aus den oben geschilderten Gegebenheiten lassen sich einige Schlussfolgerungen 
ziehen, so wie es Cortright und Lopez getan haben – vor allem die Unverträglichkeit 
der durchgeführten Sanktionen mit den Menschenrechten, zu deren Schutz sie ja 
eigentlich ursprünglich eingesetzt worden waren, fällt sofort ins Auge.
320
  
Es hatte sogar ein wenig den Anschein als würden die sanktionierenden Maßnahmen 
jene Herrscherelite,  die sie eigentlich zu einem anderen Handeln umstimmen 
wollten, sogar noch unterstützen, also genau das Gegenteil bewirken.  Die 
Diskussion, wie man die Sanktionen auf der einen Seite politisch wirksamer und auf 
der anderen Seite aber dennoch so ausgestalten kann, dass die ungewollten bzw. 
widersinnigen Folgen minimiert sind, sollte schließlich in der Idee der Smart 
Sanctions enden.
321
 
 
Besonders die mangelnde  Effizienz und Effektivität der sanktionierenden 
Maßnahmen der Vereinten Nationen waren äußerst bedenklich.  
 
Wie stark die Implementierung überwacht und durchgesetzt wurde hing auch nicht 
zuletzt davon ab, wer gerade den Vorsitz im UN-Sicherheitsrat inne hatte. Auch je 
nachdem wie sehr die Sanktionen politisch „gefärbt“ waren oder auch, wie 
bedeutsam bzw. wichtig die Umsetzung der Sanktionen für die Großmächte, die die 
Sanktionen im Sicherheitsrat verabschiedet hatten, waren, spielte eine große Rolle.  
 
Cortright/Lopez betonen auch, dass die Ziele und die Beweggründe der Staaten, um 
sich an den Sanktionen zu beteiligen, nicht nur sehr stark divergieren
322
 sondern sich 
auch ändern können. Darüber hinaus sei es nicht selten, dass die Großmächte durch 
diese Aktionen versuchen würden, (auch) ihre eigenen außenpolitischen Ziele zu 
erreichen, sei es dass diese Zwecke  mit den Zielen des Sanktionsregimes 
übereinstimmen oder auch nicht.
323
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Aufgrund finanzieller Engpässe bzw. mangelndem Verständnis für eine derartige 
Aufarbeitung der gesetzten restriktiven Maßnahmen wurden die durchgeführten 
Sanktionen auch meistens nicht in ausreichender Weise evaluiert und ex post kritisch 
betrachtet. Nur durch die Einsatzbereitschaft einiger, weniger Staaten – wie der 
Schweiz, Deutschland und Schweden -  gelang es, die Sanktionen – sowohl in der 
Praxis wie auch in der notwendigen Theorie - weiterzuentwickeln. Gerade durch die 
Sanktionen gegenüber dem Irak – aber auch gegen Haiti – kam es zu einem Prozess 
auf politischer und akademischer Ebene, die schließlich in der Idee der  gezielten 
Sanktionen in der Praxis gipfeln sollte.  
 
Die Wichtigkeit der Prozesse von Interlaken, Bonn-Berlin und Stockholm sollen hier 
besonders betont werden. Bei diesen Verfahren kamen neben ausgewiesenen 
theoretischen Experten auf dem Gebiet der Sanktionen, auch Politiker und andere 
Praktiker zusammen um gemeinsam eine Lösung zu finden, um die restriktiven 
Maßnahmen vor allen Dingen effektiver und effizienter zu machen. Dabei wurden 
gerade auch grundlegende Strategien entwickelt und die Anforderungen an die 
„neuen“ Sanktionen dadurch bestimmt, dass sie vor allem die zuvor geschilderten, 
nicht beabsichtigten, negativen Nebenfolgen minimieren sollten und gleichzeitig 
einen ausreichend großen Druck auf die zu sanktionierende Herrscherelite ausüben 
konnten, damit diese ihre problematische Politik abändern.
324
 
 
3.5. Probleme auf der Ebene des UN-Sicherheitsrates in der 
Sanktionspolitik 
 
Im Folgenden möchte ich nochmals genauer auf die Probleme der Vereinten 
Nationen im Bereich der Sanktionen eingehen um zu erläutern wie bahnbrechend 
und wichtig die Idee der Smart Sanctions tatsächlich ist: 
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3.5.1. Probleme beim Sicherheitsrat der Vereinten Nationen 
 
Zunächst einmal kam es, wie bereits erwähnt, aufgrund des Kalten Krieges oft zu 
Stillständen innerhalb des Sicherheitsrates durch die Vetos der einzelnen Staaten. 
Nicht selten wurde dieses wichtige Organ der UNO auch bewusst dazu benutzt, um 
die Interessen der einzelnen (ständigen) Mitglieder durchzusetzen und wurde so zu 
einem reinen Spielball der Politik, dem es oft an Macht fehlte um dringend 
notwendige Reaktionen auf friedensstörende Ereignisse zu verabschieden. 
 
Die Großmächte USA, Russland, China, das Vereinigte Königreich Großbritannien 
und Frankreich verstanden es, die Entscheidung gemäß Art 39 der UN-Satzung, also 
ob nun ein Bruch des Friedens bzw. eine Bedrohung für den Weltfrieden vorliegt, für 
ihre jeweiligen eigenen Interessen einzusetzen.  
Aber nicht nur die Frage, ob Sanktionen gegen ein Land verhängt wurden, war 
oftmals politisch motiviert und nicht immer nachvollziehbar, auch die Frage in 
welcher Art und Weise die Sanktionen ausgestaltet wurden, erscheint interessant 
wenn man bedenkt, dass die Staaten bestimmen konnten, welche Güter zum Beispiel 
von den (Handels-) Sanktionen betroffen sein sollten und welche nicht – der Vorwurf 
drängt sich auf, dass die Inhalte der Sanktionen dementsprechend „angepasst“ 
werden konnten, je nachdem welche Güter für die einzelnen Staaten von besonderem 
Interesse waren. 
Aufgrund dieses „politischen Missbrauches“ traten sogar zwei Koordinatoren des 
humanitären Hilfsprogrammes der Vereinten Nationen für den Staat Irak von ihren 
Ämtern zurück:  
Denis Halliday 1998 sowie Hans-Christof von Sponeck im Jahre 2000. Sie wollten 
damit gerade auch ihren Protest gegen die Fortführung der UN-Sanktionen gegen den 
Irak zum Ausdruck bringen.
325
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3.5.2. Probleme bei der Implementierung und Durchsetzung 
 
Außerdem kann es auch noch zu Schwierigkeiten bei der Implementierung und 
Durchsetzung der Sanktionen kommen. Die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen 
müssen die Maßnahmen des Sicherheitsrates auf nationaler Ebene selber durchsetzen 
sowie kontrollieren, was nicht immer leicht ist und auch von den einzelnen Staaten in 
unterschiedlicher Art und Weise durchgeführt wurde. 
Eine weitere „Schwachstelle“ der UN-Sanktionen zeigte sich dann, wenn es darum 
ging, das sanktionierte Land von seinen Nachbarländern zu isolieren. Denn dies 
bedarf selbstverständlich wiederrum der Hilfe und des Entgegenkommens des 
jeweiligen Nachbarstaates, was nicht nur ungeheure finanzielle und technische, 
sondern auch personale Ressourcen notwendig macht.
326
 Wie Cortright/Lopez richtig 
bemerken, kann es vor allem auch schwere finanzielle Folgen für den Nachbarstaat 
haben die UNO zu unterstützen, bedenkt man doch, dass gerade Länder, die 
unmittelbar aneinander angrenzen, häufig auch wirtschaftlich enger 
zusammenarbeiten.
327
 
Auch die UNO kann hier nicht finanziell helfen, da die Vereinten Nationen und ihre 
Organe selber nicht über die notwendigen budgetären Mittel verfügen um diese 
Kosten abzudecken. 
 
3.5.3. Probleme bei der Zielsetzung und der Formulierung 
 
Oft wurden die sanktionierenden Maßnahmen der UNO auch so formuliert, dass sich 
nicht eindeutig sagen lässt, was eigentlich genau damit gemeint ist. Die Folge sind  
zahlreiche unterschiedliche Auslegungsmöglichkeiten sowie eine große 
Rechtsunsicherheit, gerade in einem Thema wo besonders klar und deutlich bestimmt 
werden muss, was die UNO eigentlich erreichen will.  
 
Des weiteren sind nicht nur die Ziele der Sanktionen vieldeutig formuliert, auch die 
Bedingungen bei welchen die Sanktionen wieder beendet werden oder – zugunsten 
des zu sanktionierenden Staates – modifiziert werden, sind unklar. Dies macht es 
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dem Zielstaat besonders schwer die Aufhebung der Sanktionen zu erreichen.
328
 Die 
gewollte „Carrott-and-Stick“-Politik, also jene „Zuckerbrot und Peitsche“ - Taktik, 
die  das betreffende Land eigentlich stark motivieren soll, kann so nur in äußerst 
geringem Maß erreicht werden. 
 
3.5.4. Problem der nicht beabsichtigten Nebenfolgen 
 
Wie sich an den Sanktionen gegen den Staat Irak zeigte, und wie oben bereits 
ausführlich dargestellt, können Sanktionen auch viele, nicht beabsichtigte 
Nebenfolgen haben. Die restriktiven Maßnahmen können für die Zivilbevölkerung 
sogar noch weitaus schlimmere Folgen haben als das Regime selbst, von dem die 
UNO sie eigentlich befreien wollte und zu dessen Zweck die Sanktionen überhaupt 
erst gegen den Zielstaat gerichtet worden sind. Dies schadet, neben einer 
ungeheuerlichen Situation für die Bevölkerung,  natürlich nicht nur dem Ansehen der 
Vereinten Nationen, sondern lässt natürlich auch die Unterstützung der 
Mitgliedstaaten schwinden. 
 
Natürlich gibt es dann auch Probleme bei der Wirksamkeit, wenn Phänomene wie 
der „rally-around-the-flag-Effekt“ und auch „Folgeprobleme für die Zeit nach den 
Sanktionen“ 329 wie etwa beim Wiederaufbau auftreten. 
 
3.5.5. Problem der flexiblen Gestaltung 
 
Schlussendlich hat sich gezeigt, dass die Sanktionen der Vereinten Nationen zu starr 
sind, sie müssen flexibler ausgestaltet werden. Indem die Sanktionen nicht direkt auf 
den Zielstaat und die zu sanktionierende Gruppe „zugeschnitten“ werden, läuft man 
Gefahr, nicht nur starke Nebenfolgen zu erreichen, sondern auch die restriktiven 
Maßnahmen wenig erfolgreich durchzusetzen. 
  
Dabei muss sowohl auf geopolitische, soziopolitische und auch kulturelle 
Eigenheiten des zu sanktionierenden Staates eingegangen werden
330
, eine Evaluation 
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der bisher von der UNO getätigten Sanktionen erscheint hier äußerst sinnvoll
331
 und 
kann wertvolle Ergebnisse liefern, die für die Zukunft zu beachten sind.  
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     evaluiert worden war, das dies katastrophale humanitäre Folgen haben würde. 
331 Werthes 2003, S. 114. 
  
97 
4. Sanktionen der EU   
 
Die EU kann als jene „regionale Organisation“ angesehen werden, die der UNO die 
besten Möglichkeiten für eine Kooperation bei der Sanktionsarbeit bietet, für die UN 
ist es sogar eine Notwendigkeit mit der Union zusammenzuarbeiten.
332
 
 
Die EU setzt Sanktionen um die Ziele der GASP, wie in Art. 11 EUV verankert, zu 
verwirklichen: 
 die Wahrung der gemeinsamen Werte, der grundlegenden Interessen, der 
Unabhängigkeit und der Unversehrtheit der Union im Einklang mit den 
Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen, 
 die Stärkung der Sicherheit der Union in allen ihren Formen, 
 die Wahrung des Friedens und die Stärkung der internationalen Sicherheit 
entsprechend den Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen sowie den 
Prinzipien der Schlussakte von Helsinki und den Zielen der Charta von Paris, 
einschließlich derjenigen, welche die Außengrenzen betreffen, 
 die Förderung der internationalen Zusammenarbeit, 
 die Entwicklung und Stärkung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit sowie 
die Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten.
333
 
4.1. Allgemeine Bemerkungen  
 
Noch bevor man sich innerhalb der Europäischen Union ernsthaft genauer mit der 
Verhängung von Sanktionen gegen ein bestimmtes Land/Gebiet auseinandersetzt 
bzw. die Abwägung vornimmt, welche Sanktionen denn nun im konkreten Fall am 
effektivsten sein werden, geht es zunächst einmal darum, überhaupt die 
Zuständigkeit der EU und die damit zusammenhängenden Rechtsgrundlagen zu 
klären. Auch die Geschichte der EU mit besonderem Fokus auf die Europäische 
Sicherheitspolitik soll im Folgenden kurz dargestellt werden. 
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4.1.1. Geschichte der Sicherheitspolitik in Europa 
 
Die europäische Union kann von ihrem Beginn an als sicherheitspolitisches Projekt 
angesehen werden. Denn durch die Fusionierung der Kohle- und Stahlindustrien von 
Frankreich und Deutschland im Jahre 1952 unter eine supranationale Behörde sollte 
vor allen Dingen und als primärer Zweck ein weiterer Krieg zwischen diesen 
Mächten und damit mitten in Europa verhindert werden. Ein weiterer Hauptgrund 
warum die Europäische Gemeinschaft gegründet wurde ist bekanntlich die 
Errichtung eines europäischen Binnenmarktes, dabei wurden  die Waffenproduktion 
und die mit ihr in Verbindung stehenden Sicherheitsaspekte nach Art 296 
ausgenommen. Um auch eine genaue Abgrenzung vorzusehen, was unter Waffen, 
Waffenmaterial und Munition angesehen werden muss, wurde 1958 eine Liste
334
 
erstellt
335
 , die zuletzt im Februar 2006 aktualisiert wurde. 
 
Neben der Gründung der europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EKGS) 
wurden zur weiteren Friedenssicherung auch noch die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und die Europäische Atomgesellschaft 
(EURATOM) errichtet.  
In dem großen und bedeutenden Bereich der Sicherheitspolitik setzten die 
Mitgliedstaaten
336
 dieses neuen, vereinten Europas aber zunächst auf die Hilfe der 
NATO. Jedoch bestand von Anfang an, schon bei der Errichtung der Gemeinschaft 
durch die Verträge von Rom im Jahre 1957 fest, dass auch einmal innerhalb der 
europäischen Gemeinschaft  sicherheits-politische Aspekte Eingang finden sollten.
337
 
 
Obwohl die Europäische Verteidigungsgemeinschaft (EVG) – die Idee eine 
gemeinsame Verteidigung zu etablieren - 1954 scheiterte, konnte sich die  
europäische Zusammenarbeit im Bereich der Politik aufgrund des Davignon-Berichts 
vom 20.Juli 1970
338
 weiterentwickeln.  
 
                                               
334 Siehe „Gemeinsame Militätgüterliste der EU“  
     http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/site/en/oj/2006/c_066/c_06620060317en00010028.pdf (10.8.2009). 
335 Kreutz 2005, S.8. 
336 Mit der Ausnahme des  neutralen Irlands. 
337 Nuttall 1997,  S. 87f. 
338 Auch „Luxemburg“-Bericht genannt. 
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Erst im September des Jahres 1970 beschlossen die EU-Mitgliedstaaten, dass es an 
der Zeit sei, ihre jeweilige Auslandspolitik durch einen intergouvernementalen 
Mechanismus zu koordinieren und somit gemeinsam im Davignon-Bereich 
abzustimmen.
339
  
Dieser Bericht kann, wohl gemeinsam mit noch weiteren Berichten und zahlreichen 
Überlegungen in diesem Bereich, als eine Art „Gründungsdokument“ der 
Europäischen Politischen Zusammenarbeit (EPZ)  angesehen werden.
340
  
 
Durch den Bericht von London
341
 im Jahre 1981 wurde das Thema Sicherheitspolitik 
in die EPZ miteinbezogen. Die “Geburt” der Sanktionen, die autonom durch die EU 
durchgeführt wird, kann eben mit dieser “European Political Co-Operation” (EPC, 
“London Report”) im Oktober 1981 festgesetzt werden.342  
  
Durch die feierliche Deklaration zur Europäischen Union (1983)
343
 wurde 
beschlossen, dass auch die Koordinierung der Mitgliedstaaten - sowohl in politischen 
als auch in wirtschaftlichen Kriterien der Sicherheitspolitik -  Teil der EPZ sein 
sollten.
344
 
 
Diese Bemühungen, die Europäische Politische Zusammenarbeit weiter auszubauen, 
gipfelten schließlich in der Einheitlichen Europäischen Akte (EEA)
345
, in der die 
EPZ vertraglich normiert wurde und somit erstmals auf eine rechtliche Grundlage 
gestellt wurde.
346
 Dabei ist zu beachten, dass die EPZ lediglich die politischen und 
wirtschaftlichen Bereiche der Sicherheit koordinierte
347
, militärische Aspekte der 
Sicherheit wurden dabei ausgegrenzt.  
                                               
339 Fischer/Köck/Karollus 2002, Rz. 1969ff. 
340 Bartelt 2003, S. 15ff. 
341 Dritter Bericht der Außenminister der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften an die Staats- und   
     Regierungschefs über die Europäische Politische Zusammenarbeit vom 13. Oktober 1981. 
342 Kreutz 2005, S. 7. 
343 Feierliche Deklaration zur Europäischen Union v. 19. Dezember 1983, Abl. 1983 C 342.   
344 Bartelt 2003, S. 16. 
345 Einheitliche Europäische Akte v. 28. Februar 1986, ABl 1987 L 169, 1.  
346 Bartelt 2003, S. 21. 
347 Vgl. Art. 30 Abs. 7 a EEA 
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Jene Regeln, die durch die Berichte von Luxemburg (1970), Kopenhagen (1973)
348
 
und London (1981) erarbeitet worden waren wurden ebenso Bestandteil dieses 
Werkes wie die feierliche Deklaration zur Europäischen Union (1983).
349
 
 
Die EPZ war auch nicht supranational ausgerichtet, sondern hatte vielmehr einen 
intergouvernementalen Charakter – die EPZ  sollte von den übrigen Institutionen der 
EG ganz bewusst weitestgehend getrennt werden. Die Praxis sah freilich ein wenig 
anders aus, so konnten beispielsweise Agenden, die eigentlich der EPZ zuzuordnen 
waren, durchaus auch im Rat der Außenminister besprochen werden.
350
  
 
4.1.2. Die Geschichte der Sanktionen in Europa 
 
Die ersten Sanktionen der Europäischen Gemeinschaft wurden 1965 gegen 
Rhodesien durchgeführt, wobei hier nicht die EG sondern die einzelnen 
Mitgliedstaaten handelten. Diese Implementierung wurde jedoch durch eine 
Entscheidung der EU herbeigeführt.
351
 In diesem Fall ging es um die Umsetzung der 
UN-Resolutionen 221 (1965), 232 (1965) und 253 (1966), in welchem Waffen- 
sowie Handelsembargos gegen Rhodesien verhängt wurden.
352
 
 
Ab 1982 lässt sich eine gewisse Aktivität der Gemeinschaft bei der Verhängung von 
Embargomaßnahmen feststellen - wenn es auch darum ging die Sanktionen, die 
seitens der Vereinten Nationen beschlossen worden waren, umzusetzen.  
Nachdem Polen 1981 das Kriegsrecht ausrief und Argentinien auf die Falklandinseln 
einmarschiert war reagierte die EG schnell und leitete Maßnahmen ein, um den 
Handel zu sanktionieren.
353
 
 
                                               
348 Erste wirkliche Bemühungen und schriftliche Überlegungen, wie eine gemeinsame Außenpolitik inhaltlich   
      ausgestaltet sein könnte, wurden in der Erklärung von Kopenhagen festgehalten. Die Staaten kamen darin  
      erstmals überein, dass die Gemeinschaft in außenpolitischen Angelegenheiten mit einer Stimme sprechen 
sollte. 
349 Art. 1 Abs.3 EEA. 
350 Bartelt 2003, S. 17. 
351 Kreutz 2005, S. 8. 
352 Keller 2003, S. 195. 
353 VO 596/1982/EWG, ABl. 1982 L 72, S. 15 (Handelssanktionen gegen Sowjetunion) sowie VO 
877/1982/EWG,   
     ABl. 1982 L 102, S.1 (Handelssanktionen gegen Argentinien). 
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Eine besonders wichtige war jene, die 1990 gegen den Irak
354
 verhängt wurde. Auch 
das Waffenembargo im ehemaligen Jugoslawien
355
 sowie das Handelsembargo 
gegen Serbien sowie Montenegro
356
 fallen in diese bewegte Zeit. 
 
Sehr rasch reagierte die Gemeinschaft auch 1992, als durch die Resolution  748 
(1992)
357
  Maßnahmen gegen Libyen gesetzt wurden um den Flugverkehr zu 
behindern.
358
 
 
Die Geschehnisse in den späten 80iger Jahren und frühen 90iger Jahren des 20. 
Jahrhunderts – der Zusammenbruch des Kommunismus in Ost- bzw. Mitteleuropa 
1989 sowie die beginnende Krise im ehemaligen Jugoslawien 1991 - bewegten die 
(damals) zwölf Mitgliedstaaten der EG zu einem stärkeren, gemeinsamen Handeln 
im der Außen- sowie in der Sicherheitspolitik, das nicht nur wirtschaftlich sondern 
auch politisch ausgestaltet werden sollte.
359
 Insbesondere die Vertreibung von 
ethnischen Minderheiten und den dadurch verbundenen ständigen, schweren  
Menschenrechtsverletzungen im Gebiet des ehemaligen Jugoslawiens zeigte 
deutlich, wie lethargisch die Gemeinschaft war, wenn es um außen- bzw. 
sicherheitspolitische Intervention ging. Ohne andere internationale Organisationen 
war ein schnelles und effektives Eingreifen nicht möglich.
360
 
    
Eine neue Struktur wurde notwendig, um für künftige Probleme dieser und ähnlicher 
Art besser gerüstet zu sein: 
Im Vertrag von Maastricht
361, der am 1.11. 1993 in Kraft trat, wurde, als „zweite 
Säule der EU“, die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) vertraglich 
verankert.  
 
                                               
354 VO 2340/1990 des Rates vom 8.8.1990, Abl. 1990 L 213/1. 
355 Vgl. Beschluss der Mitgliedstaaten im Rahmen der EPZ, Bull. EG 1991, 108 sowie UN-Res. 713/91 vom  
      25.9.1991. 
356 VO 1432/1992 des Rates vom 1.6.1992, Abl. 1992 L 151/4 mit der UN-Res. 757 vom 5.5.1992 umgesetzt 
wurde. 
357 UN-Res. 748 (1992). 
358 VO 945/1992/EWG, ABl 1992 L 101, S. 53.  
359 Bartelt 2003, S. 23. 
360 Bartelt 2003, S. 67. 
361 Abl. 1992 C 191/1. 
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Die GASP ist ebenfalls intergouvernemental ausgerichtet, dadurch sollen sowohl die 
Unabhängigkeit Europas gestärkt als auch der Friede, die Sicherheit und der 
Fortschritt in der Union gestärkt werden.
362
  
Die GASP
363
 wird vom Tätigwerden des Europäischen Rates und des Rates 
bestimmt, außerdem gibt es das Erfordernis der Einstimmigkeit bei der 
Beschlussfassung – mit Ausnahme für die Durchführung von gemeinsamen Aktionen 
nach Art 13 Abs 2.  
Erstmals – seit Scheitern der EVG im Jahre 1956 – gibt es nun eine gemeinsame 
europäische Verteidigungspolitik. Erst durch den Vertrag von Amsterdam
364
 und die 
in ihm erhaltenen Petersberger Aufgaben konnte auch die tatsächliche militärische 
Fähigkeit zur Krisenbewältigung geschaffen werden – durch diese Agenden war es 
übrigens zum ersten Mal überhaupt dazu gekommen, dass Aufgaben, die primär der 
Friedenserhaltung sowie der Friedensicherung dienen, nun auch in einen Vertrag zur 
Gründung einer internationalen Organisation Eingang gefunden haben.
365
 
 
Durch die GASP und den Möglichkeiten, die die Mitgliedstaaten dadurch bekamen, 
konnten sie ab 1993 in zahlreichen gemeinsamen Aktionen - auch gerade humanitäre 
Hilfe für die Region Bosnien-Herzegowina – Maßnahmen annehmen366 und somit 
einen entscheidenden Beitrag zur Stabilisierung dieses Landes leisten. Als sich die 
innenpolitischen Unruhen im Kosovo-Gebiet im Jahre 1998 immer mehr häuften, 
konnte die EU abermals mithelfen, diese Konflikte zu lösen – diesmal mithilfe 
restriktiver Maßnahmen, die gegen Jugoslawien gerichtet waren.  
Oft waren diese Aktionen „lediglich“ die Umsetzung von Sanktionen, die die 
Vereinten Nationen erlassen hatten, stellenweise wurde die Gemeinschaft aber auch 
selbst tätig, so etwa bei den Sanktionen, die die Guthaben der Republik Jugoslawien 
einfroren
367
 oder auch bei der Maßnahme, die ein Flugverbot aller jugoslawischer 
Amtsinhaber in die Europäische Gemeinschaft
368
 beinhaltete.
369
  
 
                                               
362 Präambel EUV UAbs. 11. 
363 Ein guter Überblick über die Struktur der GASP findet sich in Bartelt 2003, S. 53ff. 
364 Abl. 1997 C 340.  
365 Bartelt 2003, S. 25. 
366 Vgl etwa 93/603/GASP v. 8.11.1993, Abl. 1993 L 286/1. 
367 Gemeinsamer Standpunkt 98/326/GASP v. 7.5.1994, Abl. 1998 L 143/1  
368 98/426/GASP v. 29.6.1998, Abl. 1998 L 190/1. 
369 Bartelt 2003, S. 68. 
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Erwähnenswert ist in weiterer Folge, dass die Union ihre Souveränität in den 
verschiedensten Bereichen direkt von den Mitgliedstaaten bezieht, unter anderem ist 
sie souverän in Bereichen wie der externen Wirtschaft und der Finanzgebarung, in 
Feldern also, die für die ganze Problematik der Sanktionen außerordentlich wichtig 
sind. 
 
Durch die „Grundprinzipien für den Einsatz restriktiver Maßnahmen 
(Sanktionen)“370 und dadurch, dass die Sanktionen als Teil der GASP angesehen 
werden, scheint die EU in diesem Bereich heute aktiver zu sein, dies entspricht ja 
auch der Europäischen Sicherheitsstrategie (ESS)
371
.  
 
Vor allem im Kampf gegen den internationalen Terrorismus ist die Union heute 
aktiv.
372
 
 
Exkurs: europäische Sicherheitsstrategie (ESS) 2003  
 
Die ESS ist die Reaktion auf die geteilte Meinung der EU-Mitgliedstaaten über den 
Irak-Konflikt und wurde 2003 vom hohen Vertreter der GASP, Javier Solana
373
, 
erarbeitet, oft wird sie daher auch „Solana-Doktrin“ genannt. 
 
In diesem Papier wurde nicht nur die Rolle der EU als „globaler Akteur“ gefestigt374, 
sondern auch festgelegt, dass Europa seine Verantwortung für eine weltweite 
Sicherheit verstärkt mitzutragen habe.
375
  
 
Als Hauptbedrohung nennt dieses Papier nicht etwa gröbere Angriffe gegenüber den 
einzelnen Mitgliedstaaten sondern Terrorismus, die Verbreitung von 
                                               
370 Dokument des Rates Nr. 10198/1/04 . 
371 ESS 101981/04 REV 1.  
372 Eine gute Einführung zu der Sanktionspolitik der EU bietet die homepage der Kommission unter      
     http://ec.europa.eu/external_relations/cfsp/sanctions/index_de.htm#1 .  (10.8.2009). 
     Unter  http://ec.europa.eu/external_relations/cfsp/sanctions/measures.htm findet sich eine stets aktuelle Liste 
aller   
     restriktiven Maßnahmen die derzeit von der EU durchgeführt werden. (10.8.2009). 
373 Neuhold in Sucharipa 2004, S. 115. 
374 „Als Zusammenschluss von 25 Staaten mit über 450 Millionen Einwohnern, die ein Viertel des 
      Bruttosozialprodukts (BSP) weltweit erwirtschaften, ist die Europäische Union, der zudem ein umfangreiches   
      Instrumentarium zur Verfügung steht, zwangsläufig ein globaler Akteur.“, ESS 10198/04 Rev 1, S. 1. 
375 ESS 10198/04 Rev 1, S. 1. 
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Massenvernichtungswaffen sowie regionale Konflikte. Hier wird sowohl auf etwaige 
Konflikte außerhalb Europas, die aber Auswirkungen in die EU selbst haben können, 
wie z.B. die Kaschmirkonflikte
376
, als auch auf grobe Kontroversen nahe der 
Grenzen der EU - wie etwa dem Nahen Osten - eingegangen.
377
  
 
Als weitere große, weltweite Bedrohungen werden in weiterer Folge gescheiterte 
Staaten - „failed states“378 – sowie die organisierte Kriminalität in diesem Bericht 
genannt.
379
  
 
Solana nennt in diesem Paper auch die drei strategischen Ziel der Europäischen 
Union: die Abwehr von Bedrohungen
380
, die Stärkung der Sicherheit in den 
Nachbarländern
381
 und eine Weltordnung, die auf einem wirksamen 
Multilateralismus aufgebaut ist.
382
 
 
Ein klares Bekenntnis zu den Vereinten Nationen findet man ebenso in diesem 
Bericht wenn es heißt:  
 
„Die EU muss die Vereinten Nationen in ihrem Kampf gegen Bedrohungen des 
Friedens und der Sicherheit der Welt unterstützen. Die EU fühlt sich verpflichtet zu 
einer intensiveren Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen bei der Hilfe für 
Länder, die Konflikte hinter sich haben, und zu verstärkter Unterstützung der 
Vereinten Nationen bei kurzfristigen Krisenbewältigungseinsätzen“.383 
 
 
                                               
376 Für eine erste Einführung in dieses Thema siehe http://krisen-und-konflikte.de/kaschmir/geschich.htm   
      (10.8.2009). 
377 ESS 10198/04 Rev 1, S. 4. 
378 Mehr dazu siehe Sucharipa 2004, S. 37ff. 
379 ESS 10198/04 Rev 1, S. 4f. 
380 ESS 10198/04 Rev 1, S. 6f. 
381 ESS 10198/04 Rev 1, S. 7ff. 
382 ESS 10198/04 Rev 1, S. 9f. 
383 ESS 10198/04 Rev 1, S. 11. 
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4.2.  Rechtliche Grundlagen für die Verhängung von Sanktionen 
 
Als nächsten Schritt gilt es abzuklären, welche rechtlichen Grundlagen sich die 
Europäische Gemeinschaft sowohl auf völkerrechtlicher - wie auch europarechtlicher 
Basis zunutze machen kann um repressive Maßnahmen zu erlassen. 
  
Im Folgenden soll dabei sowohl die „alte Rechtslage“, also vor dem Inkrafttreten des 
Vertrages von Maastricht, und die jetzige Grundlage - gemäß dem EGV -  erörtert 
werden. Außerdem soll kurz die Frage untersucht werden, ob die EG nicht auch 
schon durch eine „innergemeinschaftliche Verpflichtung“ dazu „gezwungen“ ist, 
Sanktionen zu erlassen. 
 
 
4.2.1.  Völkerrechtliche Berechtigung der EG zur Verhängung von 
Sanktionen 
 
An erster Stelle, bevor die europarechtliche Seite beleuchtet wird, erscheint es 
sinnvoll sich die völkerrechtliche Berechtigung der EG zur Verhängung von 
Sanktionen näher vor Augen zu führen. 
Anders gefragt:  
Warum kann die Europäische Union, als internationale Organisation sui generis, 
Sanktionen einer anderen internationalen Organisation, der UNO, überhaupt 
durchführen? 
 
Die Praxis der UNO hat gezeigt, dass sie gerade die aktive Mitarbeit der 
internationalen Organisationen bei der Sicherung des weltweiten Friedenssystems 
benötigt und auch immer wieder anordnet. Dabei soll die Umsetzung der dabei 
benötigten Sanktionen gem. Art. 48 II SVN in „internationalen Einrichtungen“384 
sowie auch in „regionalen Stellen“385 erfolgen. 
  
                                               
384
 Art. 48 II UN-Charta. 
385 Art. 52 II UN-Charta. 
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Eine Berechtigung der EG zur Umsetzung der UN-Sanktionen erscheint daher wenig 
problematisch. Da die Mitgliedstaaten der UNO, anders als Drittländer,  in den 
Rechtsdurchsetzungsprozess eingebunden sind können sie sich, bei Eingriffen in 
Rechte der Adressaten, auf die „Legalisierungswirkung"386 berufen. Daher ist auch 
eine Berechtigung zur Durchsetzung der UN-Sanktionen gegenüber den Betroffenen 
unproblematisch. 
Problematischer erscheint hingegen die Umsetzung von Sanktionen, die nicht von 
der UNO herrühren: 
Gemeint sind hier jene Fälle, in denen die EG entweder unabhängig, also autonom 
vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen
387
 tätig wird oder aber jene Aktionen, bei 
denen zwar UN-Resolutionen vorliegen, die EG aber darüber hinaus, also die 
Resolution und ihre Aufgabe daher übersteigend, in einem Gebiet Sanktionen 
durchführt.
388
 Zwar sind dann diese – nicht mehr „vertikal“ vom Sicherheitsrat 
angeordneten sondern vielmehr nunmehr „horizontalen“– Sanktionen durch das 
(allgemeine) Völkerrecht zu überprüfen, freilich kann es aber auch zu Problemen 
kommen wenn die UN z.B. anordnet, welche Maßnahmen sie für erforderlich hält, 
die EG jedoch mit ihren Aktionen über dieses Maß „hinausschiesst“389 oder 
anderweitig geringfügig etwas anderes beschließt. 
 
4.2.1.1. Autonome Verhängung von Sanktionen gegenüber der UNO 
 
Grundsätzlich dürfen wirtschaftliche Zwangsmaßnahmen nur autonom, also ohne 
weiteres Mittun der UN, verhängt werden wenn hierfür zuvor eine Ermächtigung 
seitens des Sicherheitsrates gegeben worden ist. Diese Voraussetzung ist in Art. 53 I 
2 UN-Charta zu finden, sie besagt jedoch, dass nur dann eine solche Ermächtigung 
vonnöten ist, wenn es sich bei dem handelnden (Völkerrechts)-Subjekt, also 
demjenigen Organ, das die Sanktionen durchführt, um eine „regionale Abmachung 
oder … regionale Einrichtung“390 handelt.  
                                               
386 Osteneck 2004, S. 69f. 
387 Vgl.  Sanktionen gegen Myanmar, VO (EG) 1081/2000 v. 22.5.2000, ABl. Nr. L 122 v. 24.5.2000, S.29. 
388 Vgl. Anordnung eines Dienstleistungsembargos gegen die ehemalige Republik  Jugoslawien, VO (EWG) 
1432/92   
      v. 1.6.1992, Art. 1, ABl. Nr. L 151 v. 3.6.1992, S.4. sowie UN-Res. 757 (1992) v. 30.5.1992. 
389 Osteneck 2004, S. 71. 
390 Art. 53 I 2 UN-Charta. 
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In weiterer Folge muss es sich dabei um die Verhängung von 
„Zwangsmaßnahmen“391 handeln, gemeint sind damit Zwangsmaßnahmen auf 
wirtschaftlichem Gebiet.   
 
Aus der Charta der Vereinten Nationen lässt sich jedoch nicht beantworten, ob die 
EG auch unter diesen Begriff der „regionalen Einrichtung“ fallen soll oder nicht. 
1992 hat jedoch der damalige UN-Generalsekretär Boutros-Ghali in seiner Agenda 
for peace
392
 darauf hingewiesen, dass diese Formulierung bewusst so gewählt 
worden ist um das System flexibel zu gestalten und um einen gewissen Spielraum zu 
haben. Außerdem stellte er klar, dass mit diesem undefinierten Begriff der 
„Regionalorganisation“ sämtliche Staatengruppen gemeint seien, auch diejenigen, 
die aufgrund wirtschaftlicher oder auch politischer Überlegungen gegründet worden 
seien.
393
 Die Europäische Gemeinschaft kann also wenig problematisch daher unter 
den Begriff der „regionalen Einrichtung“ subsumiert werden.394 
 
Ob die EG nun tatsächlich für ein autonomes Tätigwerden im Bereich der 
Sanktionen einer Ermächtigung seitens des UN-Sicherheitsrates bedarf, hängt nun in 
weiterer Folge vom Begriff der „Zwangsmaßnahme“ ab.  
Nach völkerrechtlicher Ansicht ist dieser Begriff jedoch sehr eng auszulegen
395
:  
Die Vorschrift einer Ermächtigung durch den Sicherheitsrat soll nur bei militärischen 
Zwangsmaßnahmen Anwendung finden.
396
 Autonome  Zwangsmaßnahmen im 
Bereich der Wirtschaft kann die EG daher verhängen, ohne zuvor die Ermächtigung 
des UN-Sicherheitsrates eingeholt zu haben, da es sich eben um keine militärischen 
repressiven Maßnahmen handelt.  
 
4.2.1.2. Berechtigung der Verhängung von Zwangsmaßnahmen 
gegenüber den Betroffenen 
 
Gegenüber den Betroffenen selbst gibt es zahlreiche Beschränkungen die es bei der 
Verhängung von Zwangssanktionen zu beachten gilt. Diese Grenzen finden sich 
                                               
391 Art. 53 I 2 UN-Charta. 
392 Agenda for Peace, UN-Dok A/47/277-S/24111 v. 17.6.1992. 
393 Agenda for Peace, UN-Dok A/47/277-S/24111 v. 17.6.1992., Zif. 61. 
394 Vgl. Ress 2000, S. 114.  
395
 Wolfrum 1993, S. 576 ( 582f). 
396 Vgl. Wolfrum 1993, S. 576 ( 582f). 
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sowohl im allgemeinen Völkerrecht als auch im Vertragsvölkerrecht, hier vor allem 
im GATT 1994 sowie der WTO selbst. Diese Begrenzungen werden im Folgenden 
kurz dargestellt. 
 
4.2.1.2.1.   Grenzen im allgemeinen Völkerrecht 
 
Zu bedenken ist hier primär an das Gewaltverbot, das in Art. 2 Ziff. 4 UN - Charta 
normiert ist. Fraglich ist hier vor allem, ob wirtschaftliche Zwangsmaßnahmen unter 
dieses Verbot subsumiert werden müssen.
397
  
 
Wohl ganz hM ist dies nicht der Fall:  
das Gewaltverbot soll nur für militärische Zwangsmaßnahmen gelten
398
, somit sind 
wirtschaftliche Zwangsmaßnahmen nicht von ihm erfasst.  
Fraglich ist weiter ob die von der EG erlassenen Sanktionen dem 
Interventionsverbot, normiert in Art. 2 Ziff. 1 UN-Charta, entgegenstehen. Dieses 
Prinzip besagt, dass alle Staaten souverän gleichgestellt sind und deswegen eine 
Einmischung in diese Souveränität eines Staates bzw. in nationale Angelegenheiten, 
die dieser Eigenverantwortlichkeit unterliegen, verboten ist.
399
 Dem „weiten“ 
Interventionsbegriff folgend sind dabei nicht nur militärische Einsätze sondern auch 
wirtschaftliche Zwangsmaßnahmen von diesem Verbot inbegriffen.
400
 Dabei ist nicht 
jeglicher wirtschaftlicher Druck unter das Interventionsverbot zu subsumieren, dafür 
wurden zahlreiche Theorien entwickelt
401
, die aus Platzgründen hier keine weitere 
Erwähnung finden. 
 
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass wohl nur jene wirtschaftlichen Sanktionen 
unter das Interventionsverbot fallen werden, bei denen die Betroffenen besonders 
abhängig von dem Erzeuger der Sanktionen sind.  
 
Ein weiteres Verbot, das es hier darzustellen gilt, ist das Diskriminierungsverbot, 
obwohl ein derartiges Verbot im allgemeinen Völkerrecht nicht ausdrücklich 
                                               
397 Osteneck 2004, S. 75. 
398 Vgl. u.a. Ress 2000, S. 16. 
399 Osteneck 2004, S. 78. 
400 Siehe etwa Neuhold/Hummer/Schreuer 2004, Rz. 1935ff. 
401 Osteneck 2004, S. 79. 
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vorhanden ist. Zu denken ist hier jedoch vor allem an die Konstellation, dass ein 
Betroffener, der durch die Sanktionen naturgemäß nun schlechter gestellt ist als 
andere Geschäftspartner, eben durch die Zwangsmaßnahmen diskriminiert wird.
402
 
Dazu zu sagen ist, dass es zwar eine faktische Verpflichtung zur Gleichbehandlung 
im Wirtschaftsleben gibt, dies bedeutet aber jedoch nicht, dass diese Verpflichtung 
auch im Völkerrecht Anwendung findet.
403
 
 
Zu denken ist ferner an die Problematik der „wohlerworbenen Rechte“ all jener 
Handelspartner, die Handelsbeziehungen mit sanktionierten Staaten pflegen. 
Probleme gibt es hier vor allem  bei der Umsetzung von bereits bestehenden 
Verträgen sowie der Situation, dass etwaige Auslandskonten dieser – eigentlich 
somit nicht gewollt „mitsanktionierten“ – Handelspartner aufgrund der verhängten 
Sanktion eingefroren werden können und dadurch jeglicher Zugang zu den 
Geldwerten verhindert wird.
404
  
 
Bedeutend ist hier vor allem der Fall, dass bestehende Verträge im Bereich des 
Handels oder des Transports nicht mehr erfüllt werden können, denn die bereits 
konkretisierten Forderungen aus Verträgen privater Natur entsprechen den 
wohlerworbenen Rechten, die vom Völkerrecht geschützt werden.
405
 Freilich sind 
hier nur Ansprüche gemeint, die von Verträgen stammen, die bereits vor der 
Verhängung der Sanktionen abgeschlossen worden sind (Altverträge).  
Fraglich ist hier außerdem, ob dieser Eingriff in die wohlerworbenen Rechte Dritte 
einer Enteignung gleichkommt und somit hier eigentlich eine Entschädigung zu 
zahlen wäre.
406
 Nach wohl hM sind Eingriffe in derartige Rechte nicht als 
Enteignungen anzusehen, da es sich bei dieser Art der Sanktionen um Maßnahmen 
handelt, die „zur Erhaltung der öffentlichen Sicherheit“407 unerlässlich sind – 
derartige Eingriffe in wohlerworbene Rechte sind also zu dulden, auch weil 
Embargomaßnahmen oft genau das Ziel verfolgen, diese Verträge, die bereits vorher 
abgeschlossen worden sind, zu vereiteln um die Betroffenen möglichst schnell und 
direkt den Sanktionen zu unterwerfen.  
                                               
402 Osteneck 2004, S. 82. 
403 Ress 2000, S. 20. 
404 Osteneck 2004, S. 86. 
405 Ress 2000, S. 23ff. 
406 Osteneck 2004, S. 87ff. 
407 Osteneck 2004, S. 89. 
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Ähnlich verhält es sich bei der Einfrierung der Auslandskonten von Handelspartnern 
– auch hier wird in geschützte wohlerworbenen Rechte Dritter eingegriffen, auch 
hier gibt es keine klassische Enteignungen, denn die Betroffenen bleiben ja 
Eigentümer ihrer geldwerten Mittel, ihnen wird lediglich vorübergehend die 
Befugnis entzogen, sodass sie nun nicht mehr  frei darüber verfügen können. Darüber 
hinaus wird jedoch durch den Zweck und das Ziel der repressiven Maßnahmen, 
nämlich den sanktionierten Staat/die sanktionierte Personengruppe auch finanziell zu 
schwächen, diese Vorgangsweise legitimiert sein.
408
 
 
Des Weiteren müssen bei der Verhängung von Wirtschaftssanktionen auch die 
elementarsten humanitären Rechte Beachtung finden
409
 - aus diesem Grund muss es 
auch die Möglichkeit geben, für wichtige Lebensmittel und Medikamente  
ausreichende Ausnahmen von den umfassenden Handelsembargos zu schaffen. 
Wenn diese Möglichkeiten nicht bestehen würde, würden die Sanktionen damit 
gegen die wichtigsten Grundsätze des allgemeinen Völkerrechtes verstoßen, was 
natürlich keineswegs tolerierbar wäre, auch nicht um die Ziele der UNO 
durchzusetzen. 
 
4.2.1.2.2.   Grenzen im Vertragsvölkerrecht 
 
Auch im vertraglichen Völkerrecht bestehen zahlreiche Schranken, die bei der 
Verhängung von Zwangsmaßnahmen – neben den bereits dargelegten Grenzen des 
allgemeinen Völkerrechtes – zu beachten sind. Sie sind vor allem im GATT bzw. der 
WTO zu finden, aber auch bilaterale Verträge können durchaus auch derartige 
Grenzen normieren. 
 
Weite Teile des weltumspannenden Handels sind den Regeln des GATT
410
 (General 
Agreement on Tarifs and Trade) unterworfen, das als Bestandteil der WTO 
                                               
408 Osteneck 2004, S. 90f. 
409 Osteneck 2004, S. 91. 
410 Näheres dazu unter www.gatt.org . 
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verstanden wird. Durch die WTO, die 1994 gegründet wurde, sollen vor allem 
Hemmnisse im Handel beseitigt werden.
411
  
Das fundamentalste Prinzip der WTO findet sich gleich in Art. I Abs. 1 GATT:  
das Meistbegünstigungsprinzip regelt, dass sämtliche Vorteile, die Waren von einem 
Vertragspartner betreffen, auch sämtliche gleichartige Waren treffen sollen die aus 
den Territorien anderer Staaten stammen.
412
 Wirtschaftliche Zwangsmaßnahmen, die 
den Handel beschränken, verstoßen, ganz hM, sowohl gegen das 
Meistbegünstigungsprinzip als auch gegen das Verbot der mengenmäßigen 
Beschränkung.
413
  
 
Jedoch beinhaltet das GATT auch zahlreiche Ausnahmebestimmungen, die 
wichtigste Norm in diesem Zusammenhang ist Art. XXI (b) Abs. III:  
dieser Artikel gestattet es jedem Mitgliedstaat Abweichungen von allen 
Bestimmungen der GATT vorzunehmen – und dies gilt auch für das Prinzip der 
Meistbegünstigung – wenn es aufgrund wichtiger Sicherheitsinteressen in Zeiten des 
Krieges oder anderweitiger Notfälle in internationalen Beziehungen, notwendig 
erscheint.  
Die recht weiten Begriffe erlauben nicht nur eine sehr flexible Auslegung dieser 
Norm sondern öffnen auch die Möglichkeit diese Bestimmung aus politischen 
Motiven heraus zu ge- bzw. missbrauchen.
414
 Da sich die Ausnahmen nun mit 
diesem Artikel rechtfertigen lassen, ist die Verhängung von wirtschaftlichen 
Zwangsmaßnahmen praktisch nie ein Verstoß gegen das GATT.
415
 
Wie bereits erwähnt müssen auch bilaterale Verträge bei diesen Überlegungen 
Beachtung finden – denn sie enthalten oftmals Klauseln, bei welchen es den 
Vertragspartnern gestattet ist – unter bestimmten Voraussetzungen - Sanktionen 
wirtschaftlicher Natur gegenüber ihren Vertragspartnern zu verhängen. Ein Beispiel 
aus der Europäischen Gemeinschaft ist hier etwa Art. 295 EGV.  
Durch diese Art von Klauseln können Sicherheitsinteressen – besonders beim Handel 
mit speziellen Gütern wie etwa Waren, die dem Militärgebrauch dienen -  der 
Vertragspartner gewahrt werden.
416
 
                                               
411 Vgl. Art. XI ff GATT, das Verbot mengenmäßiger Beschränkung. 
412 Vgl Art. I  Abs 1 GATT. 
413 Vgl. etwa Petersmann 1981, S. 1 (14). 
414 Vgl. Ress 2000, S. 27. 
415 Petersmann 1981, S. 1 (14), Ress 2000, 29. 
416 Osteneck 2004, S. 94f. 
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Ein Problem, das wohl eher eines der Lehre als der Praxis ist aber der Vollständigkeit 
halber an dieser Stelle seine (kurze) Erwähnung findet, ist außerdem die Auslegung 
der clausula rebus suc stantibus in diesen Fällen:  
Die erwähnte Klausel besagt, dass ein Vertragspartner einseitig den Vertrag beenden 
kann, wenn sich grundlegende Umstände, die für den Abschluss des Vertrages 
wesentlich waren, geändert haben. In der Literatur lange Zeit umstritten wurde diese 
Klausel aber als Art. 62 des Wiener Übereinkommens über das Recht der Verträge
417
 
im Völkerrecht normiert. Dabei wird der Anwendungsbereich der Klausel sehr eng 
ausgelegt.  
 
Fraglich bleibt jedoch, ob die Klausel angewendet werden kann wenn sich durch 
wirtschaftliche Sanktionen in einem Land die maßgeblichen Umstände (eines 
völkerrechtlichen Vertrages) ändern – diese Frage wird wohl nicht allgemein sondern 
jeweils in concreto zu beantworten sein. Da hier ein Missbrauch natürlich besonders 
immanent ist – wenn man an den unbestimmten Begriff „maßgebliche Umstände“ 
denkt - wird die clausula rebus sic stantibus  in diesen Fällen jedoch ebenfalls sehr 
restriktiv zu handhaben sein.
418
 
 
Ergänzend lässt sich noch festhalten, dass die EG selbst nicht dem Wiener 
Übereinkommen über das Recht der Verträge beigetreten ist – und auch nicht alle 
Staaten der  EG sind Mitglied des Regelwerkes – der EuGH hat aber bereits 
mehrmals bestätigt, dass er die Bestimmungen, die dieser völkerrechtliche Vertrag 
vorsieht, als verbindlich ansieht – unter der Voraussetzung, dass es sich bei dieser 
Bestimmung um Völkergewohnheitsrecht handelt.
419
 
 
4.2.2. Europarechtliche Berechtigung der EG zur Verhängung von 
Sanktionen 
 
Wie bereits erwähnt ist die EG zweifelsohne völkerrechtlich dazu befugt 
Zwangsmaßnahmen zu setzen. Wie weit diese repressiven Mittel aber gehen können 
                                               
417 Wiener Übereinkommen über das Recht der Verträge v. 23.5.1969, BGBl. 1985 II, S. 926. 
418 Osteneck 2004, S. 96f. 
419 Vgl EuG, Rs. T-115/94, Opel Austria/Rat, Urteil v. 22.1.1997, Slg. 1997, S. II-39. 
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bestimmt das Primärrecht der Europäischen Union, der Vertrag zur Gründung der 
europäischen Gemeinschaft (EGV). 
In weiterer Folge soll sowohl die „alte Rechtslage“, vor dem Inkrafttreten des EGV, 
näher beleuchtet werden als auch genau auf die derzeit gültige Rechtslage – nach 
dem Vertrag von Maastricht – eingegangen sowie beide miteinander verglichen 
werden. 
 
4.2.2.1. Alte Rechtslage (vor Inkrafttretens des EGV)420 
 
Um einen Überblick über die alte Rechtslage zu gewinnen erscheint es zunächst 
sinnvoll, die Bestimmungen zu nennen, die dafür einschlägig sind: 
Art. 113 EWGV, der die „gemeinsame Haushaltspolitik“ regelt, die 
Ausnahmeklausel des  Art. 224 EWGV sowie  Art 75 I a)  84 II EWGV, der die 
„gemeinsame Verkehrspolitik“ zum Inhalt hatte. Folglich ist noch - als Art 
allgemeine Kompetenzergänzung anzusehender - Art. 235 EWGV zu erwähnen. 
 
4.2.2.1.1.  Art 113 EGW 
 
Bei diesem Artikel handelt es sich um die zentrale Bestimmung um eine gemeinsame 
Haushaltspolitik zu verwirklichen.
421
 Er wurde um einen Absatz erweitert als Art. 
133 EGV übernommen.  
 
Was in dieser Bestimmung genau unter „gemeinsamen Haushaltspolitik“ verstanden 
wird ist nicht legal normiert. Der EuGH stellte jedenfalls fest, dass der Begriff weit 
zu deuten sei.
422
 Die herrschende Lehre geht heute davon aus, dass dieser Begriff 
nicht nur etwaige „Güterabkommen mit Drittstaaten“ sondern eben auch ein 
eigenständiges Tätigwerden der EWG beinhaltet.
423
 Somit können aber auch 
Waffenembargos unter den sachlichen Anwendungsbereich dieser Norm subsumiert 
werden.  
 
                                               
420 Dazu siehe auch  Keller 2003, S. 250ff. 
421 Osteneck 2004, S. 139. 
422 Vgl. EuGH, Ga. 1/78, Naturkautschukabkommen, Gutachten v. 4.10.1979, Slg. 1979, S. 2871 (2913). 
423 Osteneck 2004, S. 140. 
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Es bleibt jedoch die Frage, welche – konkreten – Maßnahmen auf die genannte Norm 
gestützt werden können. Dazu wurden in der Vergangenheit mehrere Theorien 
entwickelt, auf die an dieser Stelle aus Platzgründen verzichtet werden soll. Die 
herrschende Meinung besagt , dass sämtliche Schritte, die den Handelsverkehr 
regeln,  auch als handelspolitische Maßnahmen zu bezeichnen sind. Sie alle können 
auf dieser Grundlage erlassen werden. Aber auch Instrumente, die den Fluss bzw. das 
Volumen des Handelns manipulieren – auch ohne jetzt den Warenverkehr direkt zu 
reglementieren und daher nur mittelbar wirken - fallen unter die handelspolitischen 
Maßnahmen.
424
 
Somit lassen sich aber Handelsembargos, die ja in den meisten Fällen den Handel 
direkt regeln oder zumindest direkt stark beeinflussen, ohne Probleme als 
Maßnahmen gemäß Art 113 EWGV einstufen. 
  
Die Kritik an diesem Ansatz, eben dass Art. 113 als Norm für die Verhängung von 
Zwangsmaßnahmen herangezogen werden kann, wurde jedoch bald laut – das – 
berechtigte - Hauptargument dafür war stets das gleiche:   
die Maßnahmen seien meistens durch außenpolitische Motive inspiriert und würden 
Zielen nachgehen, die keine Wurzeln mehr in der „eigentlichen“ europäischen 
Handelspolitik haben würden.
425
  
Zeleny folgend gab es sogar seit 1982 eine Art Verständnis der Kommission, dass 
Sanktionen erst politisch – durch die EPZ – beschlossen wurden und erst danach 
durch Verordnungen gemäß Art 113 verwirklicht wurden.
426
 
 
Mithilfe des  Art. 113 EWGV konnten Warenembargos und auch damit in 
Zusammenhang stehende Embargos im Zahlungsverkehr und im 
Dienstleistungsbereich erlassen werden. Dabei gilt diese Möglichkeit für alle Importe 
und Exporte des betreffenden Staates, Inhalt und auch Umfang des Handels sind 
dabei nicht erheblich.
427
 
 
 
 
                                               
424 Osteneck 2004, S. 141. 
425 Zeleny in ZÖR 1997, S. 197 (205, 207, 216f).  
426 Zeleny in ZÖR 1997, S. 197 (204) sowie Dürr, Economy 1993, S. 201. 
427 Osteneck 2004, S. 179. 
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4.2.2.1.2.  Art. 224 EWGV 
 
Des Weiteren ist an dieser Stelle die Ausnahmeklausel zu erwähnen, die in Art. 224 
EWGV
428
 normiert ist. Dieser Artikel gibt dem einzelnen Mitgliedstaat die 
Möglichkeit, in einigen – natürlich deutlich determinierten - Situationen 
selbstständig nationale repressive Maßnahmen zu setzen, ohne hierbei an die 
Staatengemeinschaft gebunden zu sein. Er stellte also einen Ausnahmefall zu Art. 
113 EWGV dar.   
 
Die herrschende Meinung geht allerdings davon aus, dass dieser Artikel sehr eng 
auszulegen ist und keineswegs einem „umfassenden Souveränitätsvorbehalt der 
Mitgliedstaaten“429 gleichkommt. 
Interessant ist auch, dass es den Mitgliedstaaten nicht möglich ist sich auf ein 
gemeinsames Vorgehen auf Art. 224 EWGV zu stützen und sich somit außerhalb der 
Rechtsordnung der Gemeinschaft zu einem außenpolitischen Vorgehen zu einigen.
430
 
 
4.2.2.1.3.  Art. 75 I a) EWGV 
 
Ergänzend lässt sich noch kurz festhalten, dass auch Art. 75 I a) EWGV
431
, der die 
gemeinsame Verkehrspolitik regelt, als Rechtsgrundlage für die Verhängung von 
Sanktionen in diesem Bereich (Verkehrsembargos) dienen könnte.  
Callies/Ruffert folgend ist der Zweck dieser Norm Vorschriften und Maßnahmen 
setzen zu können, die den Verkehr zwischen den Mitgliedstaaten und auch von und 
nach Drittstaaten fördern und somit etwaige Diskriminierungen aufgrund des 
Betriebssitzes des Unternehmens bzw. der Staatsangehörigkeit auszugleichen oder 
gar vollständig zu beheben.
432
  Umfassende Verkehrsembargos auf dieser 
Rechtsgrundlage zu erlassen stünde also klar gegen den telos dieser Norm, denn sie 
würden den Verkehr nicht fördern sondern vielmehr negativ beeinflussen. 
                                               
428 Heute: Art. 297 EGV. 
429 Osteneck 2004, S. 146f. 
430 Osteneck 2004, S. 180. 
431 Nunmehr Art. 71 EGV. 
432 Callies/Ruffert, 2007, Art. 71, Rz. 2. 
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 Was allerdings in Betracht kommt ist eine Verhängung eines Embargos auf dieser 
Grundlage mit dem Ziel Frieden zu erhalten
433
, hierfür müsste es sich dann allerdings 
um zeitlich eingeschränkte (geblockte) Sanktionen handeln. 
434
 Außerdem müsste 
auch hier, genauso wie bei der Anwendung des Art. 113 EWGV, ein (einstimmiger) 
EPZ- Beschluss vorliegen. 
 
4.2.2.1.4.  Art. 235 EWGV 
 
Nicht unerwähnt bleiben soll die „Abrundungsklausel“ des Art. 235 EWGV: durch 
sie  
wird der Gemeinschaft die Möglichkeit gegeben –  unter zahlreichen 
Voraussetzungen materieller sowie formeller Natur
435
 – tätig zu werden, ohne dass 
hierfür ein bestimmter Sanktionenbereich vorliegen muss.  
 
Dieser Artikel kann also herangezogen werden um repressive Maßnahmen zu setzen, 
für die es anderweitig gar keine Rechtsgrundlage geben würde. Als 
Anwendungsbereich kommen vor allem Embargos im Bereich des Kapitalmarktes 
und auch im Dienstleistungssektor in Betracht, eine weitere Möglichkeit sich auf 
diesen Artikel zu berufen besteht darin, durch ihn Maßnahmen zu erlassen, die 
„embargowidrige Verträge“ sanktionieren sollen.436  
 
Zusammenfassend lässt sich also folgendes skizzieren: 
Embargos für Waren und auch damit in Zusammenhang stehende Sanktionen im 
Bereich des Zahlungsverkehrs sowie des Dienstleistungssektors, konnten vor 
Änderung des EWG-Vertrages durch den Maastrichter Vertrag auf Art. 113 EWG 
gestützt werden. Des Weiteren wurde den Mitgliedstaaten durch Art. 224 EWG eine 
Möglichkeit geschaffen selber eine Regelung auf nationaler Ebene zu beschließen.  
Art. 75 I a) EWGV ermöglichte eingeschränkte Embargos im Bereich des Verkehrs, 
Art. 235 EWGV bildete eine Art Auffangtatbestand.
437
 
                                               
433 Vgl die (übergeordneten) Ziele in der Präambel des EWG-Vertrages.  
434 Osteneck 2004, 171, 180. 
435 Insbesondere ist hier stets daran zu denken, dass die Maßnahme nur gesetzt werden kann, wenn sie ein   
     Gemeinschaftsziel – wie in der Präambel normiert -  verwirklicht. 
436 Osteneck 2004, 174f. 
437 Osteneck 2004, S. 179f. 
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4.2.2.2. Geltende Rechtslage (nach Inkrafttretens des EGV) 
  
Durch den Vertrag von Maastricht, der am 1.11.1993 in Kraft trat, wurden auch die 
Rechtsgrundlagen für die Verhängung von Wirtschaftssanktionen verändert. 
 
4.2.2.2.1.  Das Verfahren gem. Art 301 EGV 
 
Die wohl wichtigste Norm, wenn es um Verhängung von Sanktionen geht, findet 
sich nun in Art 301 EGV wieder: 
Ist in gemeinsamen Standpunkten oder gemeinsamen Aktionen, die nach den 
Bestimmungen des Vertrags über die Europäische Union betreffend die Gemeinsame 
Außen- und Sicherheitspolitik angenommen worden sind, ein Tätigwerden der 
Gemeinschaft vorgesehen, um die Wirtschaftsbeziehungen zu einem oder mehreren 
dritten Ländern auszusetzen, einzuschränken oder vollständig einzustellen, so trifft 
der Rat die erforderlichen Sofortmaßnahmen; der Rat beschließt auf Vorschlag der 
Kommission mit qualifizierter Mehrheit.
438
 
Wichtig in diesem Kontext, und da geht dieser Artikel weit über die Norm des Art. 
133 EGV [ex-Art. 113 EGV] hinaus, ist der Begriff „Wirtschaftsbeziehungen“: denn 
diese Bestimmung ist nun für alle Embargos wirtschaftlicher Natur gedacht. Nicht 
weiter von Belang ist dabei, ob es sich um Sanktionen des Handelsverkehrs handelt 
oder obendrein auch Bereiche wie der Verkehr, der Dienstleistungssektor oder das 
Kapital berührt werden sollen.
439
  
Embargos im Bereich von Kultur, Sport oder gar militärischer Natur können 
hingegen nicht mithilfe dieses Artikels erlassen werden. Durch den Vertrag von 
Maastricht hat nun die EG die ausdrückliche Kompetenz, sowohl  
Wirtschaftssanktionen als auch Embargomaßnahmen gegen Drittstaaten zu 
verhängen.
440
 
Art. 301 EGV erlaubt es den Mitgliedstaaten in ihrer Gesamtheit wirtschaftliche 
Beziehungen zu einem Drittstaat zu minimieren oder gar auszusetzen, den Umfang 
                                               
438 Art. 301 EGV. 
439 Osteneck 2004, S. 181.   
440 Haratsch/Koenig/Pechstein 2006, S. 437. 
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hierfür bestimmen die Mitgliedstaaten selbst. Auch die (teilweise) Aufhebung dieser 
Sanktionen wird auf diese Grundlage gestützt. 
Art. 60 EGV normiert, als lex specialis zu Art. 301 EGV, die Umsetzung von 
Maßnahmen im Bereich von Kapital- bzw. Zahlungsverkehr. Das Verfahren - mit 
dem diese Sanktionen in diesen Bereichen umgesetzt werden - richtet sich jedoch 
weiterhin nach Art. 301 EGV.
441
 
Art. 60 Abs. 2 EGV beinhaltet noch eine Besonderheit:  
hier wird den Mitgliedstaaten die Möglichkeit eingeräumt, auch einseitige 
Sanktionen „auf dem Gebiet des Kapital- und Zahlungsverkehrs“442 zu erlassen und 
zwar ungeachtet des Art. 297 EGV, der das „Funktionieren des gemeinsamen 
Marktes“443 reguliert, die Ausnahme erscheint bemerkenswert.  
Sowohl Art. 60 als auch Art. 301 EGV sprechen von Wirtschaftsbeziehungen zu 
„dritten Ländern“ – nach herrschender Ansicht erlaubt diese Definition, ganz dem 
Völkerrecht folgend, aber auch ein Vorgehen gegen Territorien, die noch nicht per se 
als Staat angesehen werden, sondern eher einer „Gruppe bestimmter Menschen“  
entspricht. Als Beispiel sei hier das Vorgehen in Afghanistan gegen die Taliban 
genannt
444
, die ja freilich nicht als eigener Staat angesehen werden können.  
Interessant erscheint auch, dass eine Verhängung von Sanktionen gegen eine 
Internationale Organisation aufgrund des eindeutigen Wortlautes der Normen nicht 
zulässig wäre; wiewohl ein derartiges Tätigwerden der Gemeinschaft per se nicht 
gegen das Völkerrecht verstoßen würde.
445
 Auch die Verhängung von repressiven 
Zwangsmaßnahmen gegen einen Mitgliedstaat der Europäischen Union kann nicht 
auf diese Rechtsgrundlagen gestützt werden.
446
 
Welchen Maßnahmen als notwendig erachtet werden entspricht nach einer – mE 
richtigen - Ansicht dem (völkerrechtlichen) Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, also 
                                               
441 Osteneck 2004, S. 182. 
442 Art. 60 Abs. 2 EGV. 
443 Art. 297 EGV. 
444 Osteneck 2004.S. 183. 
445 Zeleny in ZÖR 1997, S. 197 (211f). 
446 Osteneck 2004, S. 183. 
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dem Prinzip, dass die Intensität der repressiven Maßnahmen zu dem Verstoß des zu 
sanktionierten Staates  verhältnismäßig sein muss.
447
  
Eine andere Meinung besagt, dass sich die Notwendigkeit allein aus dem GASP-
Beschluss ergibt: diejenigen Maßnahmen werden als erforderlich angesehen, die 
dazu geeignet sind, den GASP-Beschluss umzusetzen.
448
 Einzig und allein 
entscheidend ist hier das Handeln gemäß des Beschlusses. 
Das Verfahren nach Art. 301 EGV, das auch für Art. 60 EGV Anwendung findet, ist 
zweigliedrig ausgestaltet. Nach einem gemeinsamen Standpunkt oder einer 
gemeinsamen Aktion, also einem GASP-Beschluss, erlässt der Rat – mit 
qualifizierter Mehrheit und auf Vorschlag der Kommission – jene Maßnahmen, die 
im konkreten Fall erforderlich sind. Das Europäische Parlament ist in diesen Prozess 
nicht involviert. Über die Form der Maßnahme sagt Art. 301 EGV nichts aus – es 
kommen somit Entscheidungen, Richtlinien oder aber auch Verordnungen in 
Betracht. Wirtschaftliche Maßnahmen werden jedoch meistens durch Verordnungen 
der Europäischen Gemeinschaft auf Gemeinschaftsebene umgesetzt.
449
 
4.2.2.1.1.1. GASP-Beschluss 
Da es sich zumeist um sehr weitreichende Causen handelt, werden diese GASP-
Beschlüsse meistens direkt von den Außenministern der Mitgliedstaaten 
beschlossen.
450
  
Durch diese Beschlüsse wird das Tätigwerden der Gemeinschaft und der ungefähre 
Inhalt der Zwangsmaßnahmen, also die Bestimmung gegen wen welche Art von 
Sanktionen durchgesetzt werden soll, festgelegt.  
Es wird aber auch vereinbart, wie weit diese repressiven Maßnahmen gehen sollen 
und durch welche Mittel die repressiven Maßnahmen wieder beendet werden 
können. Die nähere Ausgestaltung, also welche technischen Maßnahmen getroffen 
werden müssen, eine genaue Liste der sanktionierten Güter und überhaupt welche 
Maßnahmen genau geeignet sind, wird erst durch die Gemeinschaftsorgane 
                                               
447 Osteneck 2004, S. 169 sowie Schneider 1999, S. 136f. 
448 Zeleny in ZÖR 1997, S. 197 (219). 
449 Osteneck S. 184f. 
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bestimmt.
 451 
Sie wählen dafür jene Maßnahmen aus, die die UN-Resolution – die ja 
dem GASP-Beschluss zugrunde liegt – am besten umsetzen kann452 und 
gewährleisten so die Implementierung dieses Entschlusses des UN-Sicherheitsrates. 
In der Praxis wird oft nur auf die Rechtslage „gemäß der Resolution“ verwiesen, 
sodass sich hier zumeist keinerlei Probleme ergeben.
453
  
Der hM folgend ist die Gemeinschaft, um die Kompetenz gem. Art. 301 EGV auch 
ausüben zu können, an den GASP-Beschluss gebunden, ohne ihn – also autonom - 
kann sie nicht tätig werden.
454
 
4.2.2.1.2.  Beschluss der Kommission: 
Um den GASP-Beschluss auch auf Ebene der Gemeinschaft umsetzen zu können, 
bedarf es jedenfalls eines Vorschlages der Kommission. Da die Maßnahmen, die 
innerhalb der Europäischen Union im Rahmen der Außenpolitik ergriffen werden, 
kohärent sein müssen – wie Art. 3 II EUV normiert – müssen der Vorschlag der 
Kommission und der GASP-Beschluss inhaltlich übereinstimmen.
455
 Bei der 
Erarbeitung des Vorschlages ist die Kommission – gerade auch inhaltlich - an den 
Beschluss gebunden.
456
 
Interessant scheint in diesem Zusammenhang auch die Frage, ob die Kommission, 
nachdem ein GASP-Beschluss ergangen ist, zu einem Tätigwerden, also zu einer 
Erarbeitung eines Vorschlages, zwingend verpflichtet ist. Hafner folgend kann eine 
derartige Verpflichtung aus dem Wortlaut des Art. 301 EGV nicht abgeleitet werden. 
Eine Verpflichtung zum Handeln, lasse sich aus dem - hier nicht eindeutigen -  
Primärrecht nicht erschließen.
 457
 
Obwohl dies zutreffend ist, wird von weiten Teilen der Lehre jedoch die Auffassung 
vertreten, dass die Kommission dennoch verpflichtet ist aufgrund eines GASP-
Beschlusses zu handeln:   
 
                                               
451 Osteneck 2004, S. 185. 
452 Zeleny in ZÖR 1997, S. 197 (208). 
453 Vgl. Beschluß 98/409/GASP v. 29.6.1998, ABl. Nr. L 187 v. 1.7.1998, S.1. 
454 Osteneck 2004, S. 187. 
455 Osteneck 2004, S. 190. 
456 Ress 2000, S. 175. 
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Betrachtet man nämlich den telos des Art. 301 EGV wird eindeutig klar, dass hier 
eine Art „Aufgabenteilung“ stattfinden soll: die Mitgliedstaaten beurteilen die 
außenpolitische Lage und kommen zu dem Entschluss, dass im konkreten Fall 
Zwangsmaßnahmen zu verhängen sind, die Organe der Gemeinschaft wird die 
genauere Ausführung, die Art der Maßnahmen, überlassen. Müsste die Kommission 
nun nicht tätig werden, würde der telos dieser Bestimmung wohl unterlaufen werden. 
 
Auch das, bereits öfters erwähnte, Kohärenzgebot verlangt ein Tätigwerden der 
Kommission, denn nur wenn die Regelung, die in einem GASP-Beschluss festgesetzt 
wurde auch seitens der EG umgesetzt wird, ist dieses Gebot erfüllt. Der Beschluss 
bindet hier also ausnahmsweise die Gemeinschaftsorgane
458
, die Kommission muss 
daher einen entsprechenden Vorschlag unterbreiten. Bei Nichtvorliegen eines 
Vorschlages kann der Rat die Kommission auch gem. Art. 208 EGV dazu auffordern.  
Jedoch bleibt der Kommission selbstverständlich ihr Handlungsspielraum erhalten: 
es liegt, wie öfters schon dargestellt, weiterhin allein in ihrem Ermessen, die 
Einzelheiten der Maßnahmen zu normieren. 
459
 
Ein weiterer wichtiger Punkt dieses Verfahrens, den es zu erörtern gilt, betrifft die 
Kontrolle.  
Obwohl der GASP-Beschluss nicht unter die Kontrolle des EuGH fallen kann, ist die 
Verordnung, aufgrund der die Sanktionen schließlich erlassen werden, 
selbstverständlich der Gerichtsbarkeit des Europäischen Gerichtshofes 
unterworfen.
460
 Daraus folgt aber, dass die Kommission nun nicht durch einen 
GASP-Beschluss dazu genötigt werden kann, dem Rat einen Vorschlag zu 
unterbreiten, der gegen das Recht der EG bzw. gegen das Völkerrecht verstoßen 
würde. Bei einem Verstoß gegen diese beiden Rechte wäre die Kommission nicht an 
die Vorlage eines Vorschlages an den Rat gebunden.
461
 
 
                                               
458 Sogenannte „positive Bindung“. 
459 Osteneck 2004, S. 192f. 
460 Ress 2000, S. 176. 
461 Osteneck 2004, S. 194. 
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4.2.2.1.3.  Beschluss des Rates 
Als letzter Punkt in diesem Prozess wird nun der Rat tätig. Wobei ihm eine 
besondere Bedeutung zukommt: schließlich stimmt er schon beim GASP-Beschluss 
ab und kommt so zweimal in diesem Verfahren zum Zuge.  
Nachdem die Kommission einen Vorschlag unterbreitet hat, liegt es nun an ihm – 
nun in Form eines Ministerrats der EG und mit qualifizierter Mehrheit – einen 
Rechtsakt zu erlassen, der die gewünschten Zwangsmaßnahmen auf Ebene der EG 
umsetzt.
462
 
Festgehalten an dieser Stelle sei noch, dass die derart implementierten UN-
Sanktionen – durch Rechtsakte der EU – vor nationalem Recht gelten, auch vor 
nationalem Verfassungsrecht. Die gesetzlichen Regeln sind sofort, nachdem sie im 
Amtsblatt der EU publik gemacht worden sind, anzuwenden. Dabei wird die 
Implementierung der Sanktionen auf einen reinen „Exekutivakt“ gestützt, weder auf 
internationaler, noch auf europäischer oder nationaler Ebene werden dabei die 
Parlamente oder ähnliche Organe involviert.
463
  
Weitere zwei Fragen scheinen in diesem Verfahren noch aufgeworfen zu sein und 
werden im Folgenden behandelt werden: zum einen gilt es noch zu erörtern, ob die 
Gemeinschaft der Staaten nach der neuen Rechtslage auch außerhalb der 
Gemeinschaftsrechtsordnung gemeinsam tätig werden könne. Zum anderen stellt sich 
die Frage inwieweit die Mitgliedstaaten nach der Verabschiedung des GASP-
Beschlusses noch an diesen gebunden sind. 
 
4.2.2.1.4.  gemeinsames Tätigwerden der Mitgliedstaaten außerhalb des 
Rechtes der Gemeinschaft  
Die Frage die sich hier stellt ist, ob es dem Rat erlaubt ist, auch im Rahmen des EU-
Vertrages, also allein durch eine gemeinsame Aktion bzw. einen gemeinsamen 
Standpunkt der Mitgliedstaaten – jedoch ohne weitere Umsetzung der beschlossenen 
Maßnahme -  Zwangsmaßnahmen zu setzen.
464
 Wie Schweitzer betont, und wohl 
auch ganz herrschende Meinung,  können die Staaten natürlich – auch im Rahmen 
                                               
462 Osteneck 2004, S. 195. 
463
 Lavranos in Wouters/Nollkaemper/De Wet 2008, S. 187f. 
464 Osteneck 2004, S. 200. 
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der GASP sowie ohne Umsetzung in der EG – auf völkerrechtlicher Ebene 
Maßnahmen beschließen.
465
 Problematisch erscheint hier allerdings, dass dadurch die 
(handelspolitischen) Kompetenzen, die der EG bei der Verhängung von Sanktionen 
zustehen und die ihr von den Mitgliedstaaten transferiert worden ist, nun in die 
GASP übertragen werden würden. Dies käme einer Kompetenzverschiebung von der 
1. Säule der  in die 2. Säule gleich und verstieße somit gegen Art. 47 EU. Diese 
Norm besagt, dass der EU-Vertrag den EG-Vertrag nicht berührt, es gibt also auch 
keine Kompetenzverschiebung ohne ausdrückliche Änderung der Verträge.
 466
 
Schweitzer geht sogar noch weiter, wenn er schreibt, dass Art. 301 EGV den ersten 
beiden Säulen der EU Kompetenzen einräumt, die jedoch gemeinsam realisiert 
werden müssen. Ein – isolierter – Beschluss der GASP, ohne Umsetzung auf Seite 
der EG, würde zu einer „Vermischung“ der Kompetenzen führen und würde diese 
untergraben.
467
 Die Möglichkeit einer Verhängung von Sanktionen kann daher nicht 
dort erfolgen, wo gem. Art 301 EGV das bereits erwähnte 2-stufige Verfahren 
Anwendung finden soll.
468
 Auch die Kontrolle eines solchen Beschlusses wäre 
höchst bedenklich – ein GASP-Beschluss in diesem Bereich ist nicht durch den 
EuGH überprüfbar.
469
 
Zusammenfassend lässt sich also sagen, dass die Mitgliedstaaten gem. Art. 297 bzw. 
Art 296 EGV auch einseitige Maßnahmen treffen können. Um jedoch Sanktionen 
einzuleiten, die die ganze Union tragen soll, bedarf es des Verfahrens gem. Art. 301 
EGV.
470
 
4.2.2.1.5.  Bindungswirkung der Mitgliedstaaten nach dem GASP-Beschluss  
Nachdem sich die Staaten in einem konkreten Fall durch einen GASP-Beschluss 
dazu entschlossen haben, dass die (weitere) Verhängung von Sanktionen in die 
Angelegenheit der Union fallen soll, stellt sich die Frage inwiefern sie dennoch auf 
nationaler Ebene in diesem Bereich tätig werden dürfen.  
Bei Art. 301 EGV handelt es sich um eine (ausschließliche) 
Gemeinschaftskompetenz – ein selbständiges Tätigwerden der Mitgliedstaaten kann 
                                               
465 Schweitzer in FS Everling 1995, S. 1379 (1386). 
466 Hummer in FS Everling 1995, S. 511 (524). 
467 Schweitzer in FS Everling 1995, S. 1379 (1385). 
468 Schweitzer in FS Everling 1995, S. 1379( 1386). 
469 Vgl. Art. 46 EUV 
470 Osteneck 2004, S. 200f. 
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nur aufgrund von Ausnahmeklauseln gestattet werden. Zu denken ist hier primär an 
die Art. 296 sowie 297 EGV. Ein Handeln der einzelnen Staaten auf nationaler 
Ebene aufgrund dieser Tatbestände kann grundsätzlich dann gegeben sein, wenn sich 
die Mitgliedstaaten im Rahmen der GASP zu keinem Beschluss einigen können.  
Doch auch wenn es einen solchen Beschluss gibt dürfen die Mitgliedstaaten – unter 
Umständen, siehe dazu weiter unten - immer noch selbständig handeln.
471
 Zu 
Bedenken ist dann jedoch, dass sich die beiden Maßnahmen, also jene des Staates auf 
nationaler Ebene und jenen gemeinsamen der Mitgliedstaaten, nicht widersprechen 
dürfen – dies würde dazu führen, dass die Union und ihre Mitgliedstaaten 
unterschiedliche Vorgangsweisen in ihrer Außenpolitik tätigen würden.  
Zudem haben sich die EG-Länder auch an Art.15 EUV zu halten, der in Satz 3 
folgendes normiert: 
„Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass ihre einzelstaatliche Politik mit den 
gemeinsamen Standpunkten in Einklang steht.“472  
Jedoch wirkt sich ein GASP-Beschluss natürlich auch in diesem Fall aus: schließlich 
haben bei einem derartigen Beschluss alle Mitgliedstaaten darüber abgestimmt, dass 
die EG-Organe in einer bestimmten Art und Weise zu handeln haben.
473
 Nach einem 
Beschluss, der in der 2. Säule gefasst wurde, kann sich ein Mitgliedstaat daher nur 
dann auf die Ausnahmentatbestände berufen, wenn sich seit dem Erlass des 
Beschlusses der Sachverhalt (wesentlich) geändert hat.
474
 
Anderenfalls, wenn derartige Modifikationen nicht aufgetreten sind, wäre ein 
Tätigwerden eines Einzelstaates in diesem, durch einen GASP-Beschluss bereits von 
der Gemeinschaft bestimmten Bereich als „missbräuchliches Verhalten“475 nach Art. 
298 EGV zu werten. 
Eine weitere Situation, bei der sich die Mitgliedstaaten trotz vorliegenden GASP-
Beschlusses auch national bestätigen könnten wäre dann, wenn die Gemeinschaft in 
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473 Osteneck 2004,S. 197. 
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dieser Frage untätig bleibt.
476
 Welche Zeitspanne dafür notwendig wäre ist von Fall 
zu Fall verschieden.
477
 
 
EXKURS: Art. 133 EGWV, Art.71 I a) EGWV, Art. 308 EGV im Verhältnis zu  
                 Art. 301 EGV 
Die durch die Änderungen des Vertrages von Maastricht relevanteste Norm für die 
Verhängung von Sanktionen ist nun – wie oben ausführlich dargestellt – Art. 301 
EGV. Die Frage bleibt nun offen, wie und ob Art. 133 EGV, Art.71 I a) EGV sowie 
Art. 308 EGV – also die Normen der „alte“ Rechtslage – dennoch weiterhin 
Beachtung finden. 
 
1. Art. 133 EGWV 
Art. 133 EGWV scheidet – wohl vollkommen hM – dann aus, wenn bereits eine 
gemeinsame Aktion bzw. ein gemeinsamer Standpunkt nach Art. 301 vorliegen. Dies 
entspricht der Regel lex posterior derogat legi priori, nichts anderes wird auch eine 
Interpretation nach teleologischen Kriterien ergeben. Die – wohl theoretische – Frage 
nach einer subsidiären Anwendung des Art. 133 EGV stellt sich aber in jenem Fall, 
wo sich die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft nicht auf einen gemeinsamen GASP-
Beschluss einigen können, die Europäische Gemeinschaft aber trotzdem tätig werden 
will.
478
   
Schweitzer folgend, geht die lex specialis-Norm des Art. 301 auch dann Art. 133 
EGV vor wenn kein GASP-Beschluss vorliegt, denn komplizierte, wirtschaftliche 
Zwangsmaßnahmen könnten eben nur mit dem (zweistufigen) Verfahren des Art. 
301 erreicht werden. Die Norm des Art. 301 EGV würde, bei einer subsidiären 
Anwendung des Art. 133 selbst in diesem Fall, „ins Leere“ laufen. 479 
Andererseits kann man die Stellung des Art. 301 EGV als lex specialis hinterfragen: 
unstrittig ist, dass Art. 301 spezieller in der Art und Weise ist, dass diese Norm 
lediglich Sanktionen im Bereich der Wirtschaft anspricht. Thun-Hohenstein folgend 
hat jedoch Art. 133 EGV einen viel kleineren sachlichen Anwendungsbereich: nicht 
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alle Kompetenzen im Sanktionenbereich sind hier betroffen sondern lediglich jene, 
die die Handelspolitik betreffen.
480
  
Die beiden Normen überschneiden sich also nur bei Warenembargos sowie 
(grenzüberschreitenden) Sanktionen im Bereich des Dienstleistungssektors. Auch der 
EuGH hat in einem Gutachten
481
 bereits erkannt, dass Warenembargos auch 
weiterhin auf die Rechtsgrundlage des Art. 133 EGV gestützt werden können. 
Zusammenfassend lässt sich  sagen, dass Art. 133 – trotz Art. 301 – für die 
Verhängung von Warenembargos herangezogen werden kann, jedoch nur wenn es 
zuvor zu keinem gemeinsamen Standpunkt bzw. keiner gemeinsamen Aktion 
gekommen ist – dann kommt nur das zweistufige Verfahren im Sinne des Art. 301 in 
Betracht.
482
 
 
2. Art.71 I a) EGV 
Gleiches gilt auch für Art. 71 I a) EGV der dem ehemaligen Art. 75 I a) entspricht - 
die Kompetenzen die der EG schon vor dem Vertrag von Maastricht zustanden 
wurden durch ihn nicht verringert. Erforderlich ist aber auch hier, dass es zu keinem 
GASP-Beschluss gekommen ist.
483
 
 
 
2. Art. 308 EGV 
 
Wie bereits oben dargestellt dient dieser Artikel dazu, eine etwaig fehlende 
Kompetenz der Gemeinschaft auszugleichen. Es kann angenommen werden, dass der 
EG im Rahmen des Art. 301 EGV eine durchaus ausreichende Rechtsgrundlage 
geboten wird, auf die sie zurückgreifen kann, wenn sie Sanktionen verhängen will. 
Ein Rückgriff auf den – bloß subsidiär anzuwendenden – Art. 308 EGV, vormals Art 
235 EGV, scheidet daher aus.
484
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4.2.2.3. Die „innergemeinschaftliche“ Verpflichtung 
 
Nachdem nun sowohl die völkerrechtlichen wie auch die europarechtlichen 
Berechtigungen der EG zur Verhängung von Zwangsmaßnahmen erörtert wurden, 
stellt sich abschließend noch die Frage, ob es nicht auch eine Verpflichtung der 
Organe der Gemeinschaft aufgrund der völkerrechtlichen Bindung der 
Mitgliedstaaten selbst gibt, ihre Kompetenzen dahingehend auszuüben haben, dass 
UN-Sanktionen Berücksichtigung finden. 
  
Dabei geht es nicht um die Frage, ob die einzelnen Mitgliedstaaten der EG weiterhin 
an die UN-Charta gebunden sind. Dies wird nach Frowein und auch im 
überwiegenden übrigen Teil der Lehre bejaht.  
Als treffendes Argument wird dafür vorgebracht, das sich aus Art. 48 Abs. 2 UN-
Charta eine Verpflichtung der einzelnen Mitgliedstaaten ableiten lässt, dass die 
Resolutionen des UN-Sicherheitsrates auch auf Gemeinschaftsebene zu vollziehen 
sind und dass die Mitgliedstaaten hierfür auf die Gemeinschaftsorgane einzuwirken 
haben.
485
  
 
Hier kurz näher beleuchtet werden soll hingegen die Frage, ob die 
Gemeinschaftsorgane selbst den Mitgliedstaaten der EU zu einer derartigen 
Umsetzung verpflichtet sind. 
Dafür spricht wiederum  Art. 307 EGV sowie Art 10 EGV, der das Loyalitätsprinzip 
normiert. Da es nicht vorgesehen ist, dass die EG der UNO beitritt oder gar die 
Satzung der UNO dahingehend modifiziert wird, bleibt nur die Lösung, dass die 
Gemeinschaftsorgane bei der Ausübung ihrer Kompetenzen die UN-Satzung 
einhalten.
486
 
 
Diese Problematik stellte sich vor allem vor Inkrafttreten des Vertrages von 
Maastricht – bot doch Art. 224 EWGV die Möglichkeit sich dem gemeinsamen 
Durchsetzen der wirtschaftlichen Zwangsmaßnahmen zu entziehen. 
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Durch Art 301 EGV sind jedoch die Organe der Gemeinschaft zur Verhängung von 
repressiven Mitteln auf Ebene der Gemeinschaft aufgrund eines GASP-Beschlusses 
der EG-Mitgliedstaaten verpflichtet - und zwar unabhängig davon, ob das Motiv für 
diese Zwangsmaßnahmen auf die UN-Charta gründet oder ob es sich hierbei um eine 
autonome Entscheidung der Mitgliedstaaten handelt.
487
 Der Grund für das Handeln 
der Organe liegt dann ausschließlich im Beschluss der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik, so die herrschende Lehrmeinung. 
 
Folgt man hingegen Ress, dann normiert Art 301 EGV selbst gar keine Verpflichtung 
der Organe zum Tätigwerden – folglich müssten dann, bei Vorliegen einer 
entsprechenden UN-Resolution, der Rat oder die Kommission „originär“ zum 
Handeln verpflichten sein.
488
 
 
Das hier dargestellte Problem, nämlich ob es eben auch eine interne Verpflichtung 
der Organe zur Implementierung der Sanktionen des UN-Sicherheitsrates gibt, stellt 
sich folglich nur noch in einem Bereich. Art 60 EGV stellt für „Sofortmaßnahmen 
auf dem Gebiete des Kapital- und Zahlungsverkehrs“489 eine Ausnahme dar, der Rat 
„kann“ hier den GASP-Beschluss auf Gemeinschaftsebene umsetzen, ist jedoch dazu 
nicht verpflichtet. Freilich lässt sich diese scheinbare „Lücke im System“ dadurch 
schließen, dass durch Art 307 EGV sowie dem bereits oben erwähnten 
Loyalitätsgebot auch hier ein Tätigwerden der Gemeinschaftsorgane geboten 
erscheint. Natürlich bedarf es auch hier eines betreffenden GASP-Beschlusses, ohne 
ihn können die Organe auch an dieser Stelle nicht tätig werden.
490
 
 
 
4.3. Die einzelnen Sanktionsfelder, in denen die EU tätig wird 
 
Wenn es um Sanktionen geht, kann die EU auf keinen eigenen reichen 
Erfahrungsschutz zurückgreifen – viele Sanktionen wurden direkt vom Sicherheitsrat 
der Vereinten Nationen übernommen und obwohl die dort vertretenen (ständigen 
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oder nicht ständigen) Mitglieder des Sicherheitsrates auch Mitglieder der 
Europäischen Union sein können, setzen ihre Entscheidungen und ihre 
Zustimmungen – wie bereits erwähnt -  keineswegs die vorherige Diskussion oder 
gar die Zustimmung der PJZS, und somit der anderen EU-Mitgliedstaaten, voraus.  
 
Viel eher scheint es – und ist auch herrschende Meinung in der Lehre - als habe die 
Zustimmung und die Entscheidungsfindung der EU im Bereich der Sanktionen einen 
ad hoc Charakter. 
 
Warum die EU aber nun selbst Sanktionen bzw. restriktive Maßnahmen verhängen 
und durchführen kann und nicht „nur“ die Sanktionen der Vereinten Nationen 
umsetzt, hat mehrere Gründe:  
ein wichtiger Grund für die eigenständige EU-Sanktionspolitik und die dazu 
gehörenden Normen ist zunächst einmal, dass durch eine solche Normgebung das 
Risiko vermindert wird, dass jeder Mitgliedstaat die Resolutionen des UN-
Sicherheitsrates anders interpretieren kann. Genau dies ist nämlich in der 
Vergangenheit nicht nur passiert, sondern hat leider auch gröbere Schäden verursacht 
(man denke hier, als Bespiel, an die unterschiedlichen Interpretationen der 
Resolution 661(1990) des UN-Sicherheitsrates, die Finanzsanktionen gegen den 
Staat Irak zum Inhalt hatte).  
Außerdem kann eine einheitliche, europäische Norm in den meisten Fällen 
wesentlich schneller umgesetzt werden als einzelne nationale.
491
 
Hinzu kommt freilich, dass Resolutionen des UN-Sicherheitsrates nicht eo ipso 
direkt anwendbar und bindend für die EU oder ihre einzelnen Mitgliedstaaten sind. 
Hierfür bedarf es einer eigenen Gesetzgebung durch die EU, um eine rechtliche Basis 
zu schaffen, an die sich die Mitgliedstaaten zu halten haben – diese Gesetzgebung 
variiert nach dem Typ der Sanktionen, die erlassen werden: 
Für wirtschaftliche und finanzielle Sanktionen ist – der bereits besprochene – Art. 
301 anzuwenden, bei repressiven Maßnahmen finanzieller Natur ist Art. 60 die 
richtige Rechtsgrundlage. 
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Sobald sich Sanktionen an Gruppierungen richten, die nicht unmittelbar mit einer 
Regierung eines Staates zusammenhängen, sind die Art. 60, 301 und 308 EGV 
einschlägig. In diesen Fällen braucht es neben der Einstimmigkeit im Rat auch noch 
die vorherige Inkenntnissetzung des Europäischen Parlaments. 
 
Außerdem können einzelne Sanktionen über eine Verordnung, die bereits existiert 
und die daher nicht extra geschaffen werden muss, und einen GASP-Beschluss 
erlassen werden.
492
 
Waffenembargos und Einreisebeschränkungen werden durch einen gemeinsamen 
Standpunkt verhängt und durch nationale Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
durchgesetzt.
493
 
 
Im Folgenden werden die einzelnen Sanktionen und ihre Rechtsgrundlagen, auf 
denen sie erlassen und schließlich durchgesetzt werden, genauer betrachtet. 
 
 
 
 
 
4.3.1.  Waffenembargo 
 
Diese Art von Embargomaßnahmen ist vor allem dazu geeignet um 
Waffenlieferungen in Krisengebiete zu verhindern, die dann dort zur internen 
Repression genützt werden könnten.  
Waffenembargos unterscheiden sich von den anderen Sanktionen, die die EU 
einsetzt, dadurch, dass sie nicht ökonomisch den Staat schädigen wollen sondern den 
                                               
492 Wie etwa die Verordnung (EG) Nr. 428/2009 des Rates vom 5. Mai 2009 über eine Gemeinschaftsregelung 
für  
      die Kontrolle der Ausfuhr, der Verbringung, der Vermittlung und der Durchfuhr von Gütern mit doppeltem    
      Verwendungszweck, ABl. L 134 vom 29.5.2009, S. 1–269. 
493 Vgl. homepage der Europäischen Kommission 
http://ec.europa.eu/external_relations/cfsp/sanctions/index_de.htm 
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zu sanktionierenden Anführern die Möglichkeit nehmen wollen, mit Waffen zu 
handeln bzw. sonst auf diese zugreifen oder sie einsetzen zu können. 
 
Maßgeblich für diese Sanktionen ist zunächst  Art 296 EGV
494
: 
Die Vorschriften dieses Vertrags stehen folgenden Bestimmungen nicht entgegen: 
a) Ein Mitgliedstaat ist nicht verpflichtet, Auskünfte zu erteilen, deren Preisgabe 
seines Erachtens seinen wesentlichen Sicherheitsinteressen widerspricht; 
b) jeder Mitgliedstaat kann die Maßnahmen ergreifen, die seines Erachtens für die 
Wahrung seiner wesentlichen Sicherheitsinteressen erforderlich sind, soweit sie die 
Erzeugung von Waffen, Munition und Kriegsmaterial oder den Handel damit 
betreffen; diese Maßnahmen dürfen auf dem Gemeinsamen Markt die 
Wettbewerbsbedingungen hinsichtlich der nicht eigens für militärische Zwecke 
bestimmten Waren nicht beeinträchtigen. 
Der Rat kann die von ihm am 15. April 1958 festgelegte Liste der Waren, auf die 
Absatz 1 Buchstabe b) Anwendung findet, einstimmig auf Vorschlag der Kommission 
ändern. 
 
Der Handel mit Industrieerzeugnissen fällt zwar ausschließlich in die Kompetenz der 
Gemeinschaft, jedoch können Embargomaßnahmen für militärische Waren auch von 
den Staaten selbst durchgeführt werden.
495
 
Als Konsequenz davon bleibt es in der Kompetenz der einzelnen Mitgliedstaaten den 
Waffenhandel ins Ausland durch nationale Normen zu reglementieren, es liegt in 
ihrer Verantwortung. Somit können die Waffenembargos bereits auf diese Normen 
gestützt werden, es bedarf hierfür keiner eigenen Norm mehr. Die jeweiligen 
nationalen Gesetze werden als rechtliche Basis herangezogen um den Export der 
Waffen ins Ausland zu verbieten.  
 
Da der UN-Sicherheitsrat auch das Verbot ausspricht, ausländische Militäreinheiten 
auf andere Weise zu unterstützen und die meisten Mitgliedstaaten der EU hierfür 
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keine nationalen Regelungen aufweisen, muss dafür die EU „einspringen“ und 
Normen erlassen um diese Prozesse zu reglementieren. Auch wenn es um die 
Vermittlung von Waffen geht greift die EU ein, da nur die wenigsten Mitgliedstaaten 
hierfür eigene nationale Normen besitzen.
496
 
 
Wenn es Maßnahmen im Rahmen der GASP gibt, werden sowohl Verbote für den 
Warenverkauf, Lieferungen etc. aber auch das Verbot für die finanzielle und die 
technische Unterstützung in diesen Angelegenheiten ausgesprochen. Auf jeden Fall 
von einer Prohibition betroffen sind all jene Waffen, die in der „Gemeinsamen 
Militärgüterliste der EU“ aufgezählt werden,497 die zuletzt im März 2009 aktualisiert 
wurde. 
Ergänzend lässt sich auch noch festhalten, dass es bei all diesen Verboten 
normalerweise üblich ist, auch Ausnahmen zu gestatten, diese müssen allerdings 
zuvor einer dafür zuständigen Behörde gemeldet werden. Davon betroffen sind z.B. 
Waffen, die humanitäre Zwecke oder Schutzzwecke als ihre Endbestimmung haben, 
aber auch wenn sie bei Minenräumaktionen oder Programmen zum Wiederaufbau 
eingesetzt werden sollen.
498
  
 
4.3.2.  Reisesanktionen 
 
Aufgrund praktischer Überlegungen werden die Beschränkungen durch die einzelnen 
Mitgliedstaaten durch die jeweiligen Einreisebestimmungen der Staaten 
implementiert. Die Beschränkung der Einreise ist dabei ein Teil der Reisesanktion 
und ist derart ausgestaltet, dass Individuen oder Gruppen die Einreise in den Raum 
der Europäischen Union verwehrt wurde. Dabei muss die Implementierung durch die 
jeweiligen Behörden der betroffenen Mitgliedstaaten geschehen, was in der 
Vergangenheit doch zu etwas Verwirrung über die legalen Kompetenzen der 
jeweiligen, nationalen Behörden geführt hat.
499
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Um Reisesanktionen durchzuführen kann ebenfalls auf die nationalen Normen der 
Mitgliedstaaten zurückgegriffen werden, alle 27 Mitglieder haben Bestimmungen für 
die Ein- und Ausreise in ihre Staatsgebiete. Noch einfacher kann die Ein- und 
Ausreise natürlich in einen Staat kontrolliert werden, wenn es dafür eigene Visa - 
Bestimmungen gibt.  
 
4.3.3.  Sanktionen im Bereich der Kultur  
 
Kultursanktionen gehören, genauso wie Sanktionen im Bereich der Diplomatie und 
des Sports  zu der Art Maßnahmen, die eher einen symbolischen Wert haben, obwohl 
sie natürlich nicht gänzlich als uneffektiv angesehen werden können. Sie werden nur 
selten angewendet. 
500
 
  
Dem sanktionierten Staat soll so gezeigt werden, dass sein Verhalten von der 
Staatengemeinschaft nicht gebilligt wird – repressive Maßnahmen dieser Art werden 
meist also der „Vollständigkeit halber“ gemeinsam mit anderen rechtlichen 
Instrumenten gegen die Nation verhängt. 
 
Sanktionen im Bereich der Kultur und des Sports bedürfen zu ihrer Umsetzung 
nationaler Normen der Mitgliedstaaten, da es der EU hierfür an Kompetenz mangelt. 
 
 
4.3.4. Finanz- und Handelssanktionen 
 
Bei der Verhängung von Finanz - sowie Handelssanktionen ist folgendes zu 
beachten: 
Bereits mit der Gründung der EG im Jahre 1956 übertrugen die Mitgliedstaaten im 
Bereich des Handels weitgehend diese Kompetenz auf die damals neugeschaffene 
Organisation.  
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Daher können die Mitgliedstaaten, um den internationalen Warenverkehr 
abzuwickeln, keine nationalen Normen heranziehen die gegen die Gesetzgebung der 
EU in diesem Bereich stehen. Jedoch stand bereits von Anfang der EG an fest, dass 
die Übertragung der Handelskompetenzen auf die EG nicht auch die Kompetenz für 
die Verhängung von Handelssanktionen des UN-Sicherheitsrates inkludiert
501
 – dies 
gilt jedoch nur für diejenigen Staaten, die bereits vor Beitritt zur EG/EU Mitglieder 
der Vereinten Nationen waren (wie z.B. Deutschland und die drei baltischen 
Staaten).
502
  
 
Freilich ist dadurch, dass es nur sehr wenige Handelssanktionen seitens der EU gibt, 
diese Ausnahmeregelung in der Praxis kaum relevant – oft unterlassen es die 
betroffenen Mitgliedstaaten einfach solche Normen zu erlassen. 
 
Bei den Finanzsanktionen lässt sich ein ähnliches Bild zeichnen, sofern diese 
Sanktionen internationale Zahlungen oder internationale Kapital- oder 
Investmentbewegungen betreffen. 
 
4.3.5. Zusammenfassung und Ergänzendes 
 
Zusammenfassend ist die nationale Gesetzgebung der Mitgliedstaaten die rechtliche 
Basis um Sanktionen des UN-Sicherheitsrates umzusetzen – mit den erwähnten 
Ausnahmen der Waffenembargos und Reisebeschränkungen. Wenn es um die 
Durchführung von Sanktionen in den Bereichen der Finanz, internationaler 
Zahlungen und Investitionen sowie dem Handel von Gütern geht, werden die hierfür 
eigens erlassenen Bestimmungen der EU als Basis genommen.
503
  
 
Ergänzend lässt sich auch noch feststellen, dass im „EU-Jargon“ kaum von 
„Sanktionen“ gesprochen wird, da dieser Begriff doch äußerst negativ gebraucht 
wird.  Meistens wird der Ausdruck „restriktive Maßnahmen“ (restrictive measures) 
verwendet, der einerseits dazu gebraucht wird um auf die Missachtung des 
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internationalen Rechts und der Menschenrechte zu reagieren oder aber als Instrument 
eingesetzt wird, um diese Rechte erst zu gewährleisten.
504
  
Hinzu kommt, dass Sanktionen seitens der EU meistens nur dann eingesetzt werden, 
wenn trotz intensiver Bemühungen der EU die Staaten bzw. Herrschereliten nicht 
einlenken wollen und auch, wenn betroffene dritte Staaten umfassend konsultiert 
worden sind.
505
 
 
Die EU als „global player“ im Bereich der Sanktionen ist relativ neu. Vor dem Jahre 
1990 waren es einzelne Mitgliedstaaten (oder gar das ganze Kollektiv der 
Mitglieder), die Sanktionen gegen dritte Länder durchführten, ohne dass hierfür eine 
Resolution des UN-Sicherheitsrates vorangegangen wäre. Die Sanktionen richteten 
sich primär gegen die Missachtung der eigenen, territorialen Integrität, später kamen 
auch Sanktionen die die Einhaltung der Menschenrechte, der Demokratie, 
Arbeitsbedingungen oder einfach den Schutz der Regierung zum Inhalt hatten, hinzu. 
Mittlerweile werden die meisten dieser restriktiven Maßnahmen auf Ebene der EU 
umgesetzt. 
 
Die rechtliche Basis, diese Sanktionen auf Ebene der EU durchzuführen, 
überschneidet sich stark mit der rechtlichen Basis der Vereinten Nationen.  Dabei 
sehen die einschlägigen Verträge der EU vor, dass der Rat entweder eine 
gemeinsame Position oder eine gemeinsame Aktion einnimmt, noch bevor eine 
eigene Norm errichtet werden kann, die dann wiederum durch den Rat abgesegnet 
werden muss und mit der die Sanktionen des UN-Sicherheitsrates durchgeführt 
werden können. Diese gemeinsame Position bzw. gemeinsame Aktion bindet vor 
allem die Mitgliedstaaten, eine gemeinsame Position oder gemeinsame Aktion 
durchzuführen. Diese ist jedoch eigentlich nicht notwendig, bindet sie doch schon die 
Entscheidung des UN-Sicherheitsrates nach Kapitel 7 der Charta die einzelnen 
Mitgliedstaaten. Diese – eher unglücklich gewählte, weil komplizierten - Art und 
Weise der Durchführung der Sanktionen hätte in der gescheiterten Europäischen 
Verfassung beseitigt werden sollen.
506
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Mit dem Vertrag von Nizza wurde festgelegt, dass kein Mitgliedstaat „impede or 
otherwise undermine“ die gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik sondern diese 
unterstützen solle.
507
 
Freilich kommt dadurch, dass Sanktionen nur durch Einstimmigkeit verhängt werden 
dürfen, jedem Staat das Recht zu, hier zu intervenieren. 
 
Neben den „eigentlichen“ Sanktionen gibt es auch noch andere Möglichkeiten der 
EU,  durch Kooperation mit den ehemaligen Kolonialstaaten der Mitgliedstaaten 
ökonomisch sowie politisch Einfluss zu nehmen: 
Dieses rechtliche Instrument „take the form of Council and Commission Regulations 
and decisions which implement the provisions of international agreements that the 
EU has concluded with third countries, that allow the EU to take appropriate 
measures such as the full or partial suspension or even termination of the 
agreements in case the „essential elements“ causes concerning respect for 
democracy, human rights, rule of law, and good governance are not respected.“508  
Doch auch vor der Inanspruchnahme dieses rechtlichen Instruments werden die 
betroffenen Drittstaaten darüber informiert, man versucht hier stark mit den 
betroffenen Ländern zu kooperieren.
509
 
 
4.4. Die Verhängung von EU-Sanktion im Ablauf 
4.4.1. Die Planung der Sanktionen 
 
Auch wenn die Rolle der EU in der Planung der Sanktionen nicht besonders groß ist, 
so hat doch gerade der Stockholm-Prozess gezeigt, dass die Planung und die 
vorherige Bewertung der Sanktionen besonders wichtig sind. 
 
Folgende Punkte bedürfen auf jeden Fall einer Regelung und müssen detailliert im 
Vorfeld geklärt werden: 
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- Das Problem, das es zu beseitigen gilt (Verbrechen gegen Menschenrechte, 
Konflikte die mittels Waffen ausgetragen werden usw.). 
- Wer für dieses Problem hauptsächlich die Verantwortung trägt (seien es 
einzelne Personen, ganze Einrichtungen oder Gruppen). 
- Die Methoden, die diese Personen dabei benutzen. 
- Der Einfluss den dritte Personen bei dieser Angelegenheit haben (vor allen 
Dingen auch die Möglichkeit der Einflussnahme um die Sanktionen zu 
stoppen oder zu verhindern). 
- Die Kosten. 
- Die Relation das Ziel durch andere Methoden zu erreichen. 
- Wege und Mittel die Effekte der Sanktionen zu steuern (seien es negative 
oder positive Effekte). 
- Und schließlich, welche Effekte der Sanktionen es möglicherweise auf 
Gruppen gibt, die gar nicht sanktioniert werden sollen.
510
 
 
Noch bevor man sich innerhalb der Europäischen Union ernsthaft genauer mit der 
Verhängung von Sanktionen gegen ein bestimmtes Land/Gebiet auseinandersetzt, 
gilt es zunächst einmal zu klären, ob nicht multi - oder bilaterale Vereinbarungen 
dagegen stehen, die selbstverständlich auch in diesem Fall einzuhalten sind. Zudem 
können nationale Delegationen der Mitgliedstaaten und der Kommission auch 
meistens Auskunft darüber geben, wer die Hauptverantwortlichen sind und wie sie 
mit Sanktionen dazu zu bewegen sind, das unerwünschte Handeln zu unterlassen.  
 
Außerdem gilt es auch abzuklären, wie die „Zielobjekte“ die Sanktionen verhindern 
und so die Bemühungen der EU zunichtemachen könnten.
511
 Zu beachten ist ferner, 
und das ist alles andere als ein unwesentlicher Punkt, dass die einzelnen 
Mitgliedstaaten der EU mit dem zu sanktionierenden Staat/Gebiet in 
unterschiedlichen Beziehungen stehen, ein Problem, dem sich auch der UN-
Sicherheitsrat regelmäßig zu stellen hat.
512
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Um einen Einblick darüber zu geben, wie die Durchführung der Sanktionen der EU 
in realiter stattfindet werden im Folgenden nun, neben einigen weiteren theoretischen 
Erwägungen, auch Fallbeispiele besprochen. 
 
4.4.2. Die Durchführung der Sanktionen 
 
Natürlich ist es für die Effektivität der Sanktionen unerlässlich, dass es eine 
Gesetzgebung dahinter gibt, die alle Betroffenen dazu verpflichtet, sie auch effektiv 
durchzuführen - ebenso muss diese Gesetzgebung auch Bestrafungen beinhalten, die 
gegen jene gerichtet sind, die sich nicht an die Durchführung der repressiven 
Maßnahmen halten. Alles andere würde nicht ausreichend sein, um diese Aktionen 
auch tatsächlich in der gebotenen Art und Weise zu vollziehen. Einige wenige 
Mitgliedstaaten der EU haben permanent eine Gesetzgebung geschaffen, die für die 
Durchführung der Sanktionen passend ist und auch regelmäßig angewendet werden 
kann.  
Die meisten Mitgliedstaaten müssen jedoch erst jeweils Bestimmungen erlassen, die 
zu den spezifischen Sanktionen der EU in Relation stehen – diese Umsetzung der 
europäischen Regelungen dauert meist eine gewisse Zeit, was nicht gerade zur 
Effektivität der Durchführung des rechtlichen Instruments der Sanktionen  beiträgt.  
Mehr noch, de Vries und Hazelzet gehen sogar so weit, die Stärke der EU im 
Hinblick auf die Durchführung der Sanktionen als “weakest link in the chain of 
Member States“ zu beschreiben.513 Bei näherer Betrachtung ist diese Einstellung 
wohl sehr pessimistisch, es wäre allerdings falsch zu sagen, dass die Umsetzung der 
repressiven Maßnahmen besonders gut funktioniert. 
 
Selbstverständlich bedarf es trotz Strafen für die Nicht-Einhaltung des 
Sanktionenregimes durch die Mitgliedstaaten auch noch einer zusätzliche Kontrolle 
der Einhaltung – solche Kontrollen sind je nach Art der Sanktionen unterschiedlich 
schwer durchzuführen:  
So ist die Überprüfung bei Waffenembargos und Reisesanktionen noch relativ 
einfach. Personen bzw. Gesellschaften, die Waffenexporte durchführen wollen oder 
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Menschen, die ein Visum benötigen, müssen die jeweiligen national zuständigen 
Behörden schon zuvor kontaktieren, um einige Informationen bekanntzugeben bzw. 
sich die Genehmigungen zu beschaffen, um überhaupt die Grenze passieren zu 
können.  
Dagegen ist die Kontrolle bei Sanktionen, die den Handel von Gütern und  
Dienstleistungen oder auch den Kapitalfluss betreffen, schon um einiges schwieriger, 
wenn man bedenkt, dass hier nicht zwingend Grenzkontrollen durchgeführt werden 
müssen. 
 
Allgemein lässt sich die Aussage treffen, dass je gezielter die Sanktionen 
durchgeführt werden müssen, desto mehr Ressourcen benötigt werden um diese 
Umsetzung auch zu kontrollieren.  Außerdem gilt es auch sicherzustellen, dass die 
Güter, die für die Maßnahmen bereit gestellt werden auch wirklich dafür 
Verwendung finden um die gezielten Sanktionen durchzusetzen
514
 (- wie etwa dass 
bereits existierende Bankverbindungen nicht dazu verwendet werden Gelder von 
Personen zu transferieren, deren Bankverbindungen durch die Sanktionen 
eingefroren werden sollen
515
).  
 
Zu beachten ist außerdem, dass weder die EU noch die einzelnen Mitgliedstaaten 
ständige finanzielle Beiträge für die Durchführung der Sanktionen ex ante einplanen, 
dennoch müssen natürlich Ressourcen bereitgestellt werden.
516
 
 
An dieser Stelle sind hier beispielhaft die – nicht gerade ausreichenden - Beiträge der 
europäischen Kommission anzuführen, um bei der Durchführung der UN-Sanktionen 
gegen die ehemalige Republik Jugoslawien in den Jahren 1991 - 1995 mitzuwirken. 
Der überwiegende Teil der Beträge wurde von der OSZE bereitgestellt, ohne diese 
wäre die Operation wohl nicht möglich gewesen. Auch ohne tatkräftige Mitwirkung 
der NATO hätte keine Flotte in der Adria stationiert werden können.  
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Doch diese unzureichenden Ressourcen konnten und können - auch bei aktuellen 
Sanktionen - teilweise dadurch wieder gut gemacht werden, dass große Teile der 
zivilen Geschäftswelt mit den Verantwortlichen der Mitgliedstaaten kooperieren, um 
die Sanktionen effektiv umzusetzen. Vor allem bei Finanzsanktionen ist diese 
Unterstützung besonders wichtig - ohne diese Mithilfe wäre die Durchsetzung 
meistens wohl auch gar nicht möglich.  
Die dafür notwendigen Beziehungen zwischen der europäischen Kommission und 
den Verantwortlichen des europäischen Bank- und Finanzwesens werden seit 1996 
regelmäßig gepflegt.
517
 Die Motivation dieser Verantwortlichen auf dem privaten 
Sektor ist natürlich auch dadurch bestimmt, dass sie ihren geschäftlichen Ruf nicht 
schädigen wollen wenn sie nicht kooperieren. 
 
4.4.3. Die Beobachtung der Sanktionen (Monitoring) 
 
Es ist wichtig, das Sanktionsregime, wenn es erst einmal errichtet wurde, auch zu 
beobachten sind. Dies hat sowohl der UN-Sicherheitsrat als auch die EU verstanden.  
So werden die ständigen Vertreter der EU-Mitgliedstaaten in den sanktionierten 
Ländern/Gebieten dazu angehalten, über die jeweilige Lage detailliert und 
regelmäßig zu berichten, vor allen Dingen über die Effektivität der Sanktionen und 
ihre Auswirkung auf diejenigen Personenkreise, die gar nicht gezielt sanktioniert 
werden sollen, also auf die Zivilbevölkerung. 
 
Am Beispiel der Sanktionen gegenüber dem ehemaligen Jugoslawien lässt sich sehr 
gut zeigen, wie so eine Beobachtung in der Praxis umgesetzt werden kann:  
im konkreten Fall wurde ein Komitee gebildet, das die Sanktionen „managen“ sollte; 
dieses bestand aus Experten aus verschiedenen Mitgliedstaaten der EU, denen die 
wichtige Aufgabe zukam, die Kommission darüber zu beraten welche 
Entscheidungen zu fällen seinen. Außerdem konnte durch dieses Komitee ein reger 
Austausch an Ideen und Problemen stattfinden, die bei diesem Sanktionsregime zu 
Tage kamen (im vorliegenden Fall gelang es den „Zielobjekten“ die effektive 
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Sanktionierung zu verhindern bzw. sich dieser zu entziehen, was zu einer 
Verstärkung der Sanktionen führte).  
Durch diese Beobachtung konnten  Ausnahmeregelungen getroffen werden (wie z.B. 
für die Lieferung von Heizöl an eigentlich sanktionierte Städte, die aber in realiter 
nicht von der zu sanktionierenden Herrscherelite, sondern von deren Opposition 
gelenkt wurden). 
  
Als Mitglieder der UNO profitieren die Mitgliedstaaten der EU auch, wenn sie über 
die Sanktionen berichten. Die Europäische Union kann ja durchaus als Beobachter 
innerhalb der UNO angesehen werden. Ihre Stellung als internationale Organisation 
sui generis ist jedoch freilich  eine andere als die von „herkömmlichen 
Internationalen Organisation“. Der betreffende Mitgliedstaat, der gerade die 
Ratspräsidentschaft innehat, tritt zwar nach außen für die Belange der EU ein, jedoch 
kann er nicht für die EU innerhalb der UNO Stellung beziehen.
518
 
 
Außerdem sei nicht unerwähnt, dass gerade die Europäische Kommission als „big 
player“ angesehen werden kann, wenn es um die Beobachtung der Durchführung der 
Sanktionen geht. Anders als der UN-Sicherheitsrat, der mehr oder weniger auf das 
altbewährte Mittel des "Gruppenzwangs" zurückgreifen muss, um die Verhinderung 
bzw. Durchbrechung der Sanktionen durch seine Mitgliedstaaten zu bestrafen, hat 
die Kommission die wertvolle Möglichkeit, Mitgliedstaaten der EU, die sich nicht an 
das Sanktionsregmine halten, vor den Europäischen Gerichtshof zu bringen. Bei 
mehrmaligem Verstoß gegen die verhängten Sanktionen können dabei beachtlich 
hohe Geldstrafen verhängt werden. 
 
4.5. Fälle 
 
Um die Unterschiede zwischen den Sanktionen der UNO und derjenigen der EU 
besser beleuchten zu können werden im folgenden drei Fälle vorgestellt, in  welchen 
die EU Sanktionen durchgeführt hat.  
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Die drei Fälle unterscheiden sich grundsätzlich in ihrem politischen Hintergrund aber 
sie haben auch Gemeinsamkeiten: alle drei betroffenen Staaten wurden von starken 
Führern gelenkt in den Zeitpunkten als die gezielten Sanktionen erlassen wurden. 
Festzuhalten bleibt noch einmal, dass die EU, anders als die global funktionierende 
und agierende UNO, keine internationale Organisation im herkömmlichen Sinn ist, 
sie setzt sich vor allem ein, um Maßnahmen gegen den Missbrauch von 
Menschenrechten einzuleiten  und demokratische Prinzipien in den betroffenen 
Staaten zu installieren, das alles beruht auf den Grundprinzipien der gemeinsamen 
Außen-und Sicherheitspolitik.  
Für die Durchführung der Sanktionen bedarf es eines Konsens. Außerdem sei an 
dieser Stelle noch einmal wiederholt, dass die unterschiedlichen Sanktionen jeweils 
eines anderen Prozesses bedürfen um umgesetzt werden zu können:  
ökonomische sowie finanzielle Sanktionen fallen unter das Gemeinschaftsrecht, 
Reisesanktionen fallen unter das Recht des jeweiligen Mitgliedstaates.
519
  
 
 
 
 
 
4.5.1. Belarus 
4.5.1.1. Die politische Lage 
 
Zunächst schien es, nach dem Zerfall der Sowjetunion im Jahre 1991, als würde sich 
die diplomatische Beziehung zwischen der europäischen Union und dem Staat 
Belarus auf  eine normale Art und Weise stabilisieren. Bereits 1990 begann für 
Belarus der Weg zu einer eigenen, vollkommen neu überarbeiteten Verfassung 
aufgrund der Souveränitätserklärung.
520
  
Am 25.8.1991 wurde diese neue Unabhängigkeit des Landes schließlich in der 
Verfassung verankert. Ein paar Monate später, am 8.12.1991, fand die Gründung der 
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GUS (Gemeinschaft Unabhängiger Staaten) durch die Länder der ehemaligen 
Sowjetunion, jedoch ohne die baltischen Staaten, statt. Das Parlament sowie der 
damalige Präsident, Stanislaus Schuschkewitsch, wurden jedoch nicht neu gewählt.
521
 
 
In den Jahren des Wiederaufbaus bemerkte man auch außerhalb der EU die 
Veränderungen in Belarus, mit denen sich der Staat wieder weg von der bisherigen 
demokratischen Linie bewegte.
522
 Aljaksandr Lukaschenka
523
, der 1994 zum 
Präsidenten der Republik Weißrussland gewählt wurde, verstand es, die alten Zeiten 
der Sowjetunion wieder aufleben zu lassen, durch ein Referendum z.B. führte er 
Russisch als zweite Amtssprache ein
524
. Er setzte treue Mitarbeiter und seine engsten 
Vertrauten in hohe Posten ein, allesamt konservative und kommunistische 
Politiker.
525
Auch stoppte er die Privatisierung von Unternehmen. Mitte der 90er 
Jahre unterschrieb er gemeinsam mit dem damaligen russischen Präsidenten einen 
Vertrag über eine gemeinsame Russisch - Weißrussische Union. Dieser Vertrag zur 
Gründung einer „Gemeinschaft der Souveränen Republiken“ (GSR) hätte als 
Indikator für die Union dienen sollen, die für 1997 angestrebt wurde
526
, jedoch bis 
dato noch keine Verwirklichung gefunden hat. 
 
Im Jahr 1996 veränderte er die weißrussische Verfassung dahingehend, dass er sich 
selbst mehr Machtbefugnisse einräumte, gleichzeitig verlängerte er auch seine 
Befugnis im Amt zu bleiben. Dies zeigte der Europäischen Union deutlich, dass nun 
dringender Handlungsbedarf bestand: die diplomatischen Beziehungen wurden 
eingefroren.
527
   
 
2006 konnte er, auch aufgrund der bereits genannten Verfassungsänderung, eine 
dritte Amtszeit in Anspruch nehmen. Diese Verfassungsänderung wurde mittels 
eines Referendums erreicht, das Lukaschenko 1996 durchführen ließ. Jede der in 
dieser Befragung gestellten 4 Fragen wurde zugunsten Lukaschenkos von der 
Bevölkerung beantwortet, die Wahlbeteiligung war hoch: rund 84% der 
                                               
521 Farthofer 2006, S. 24. 
522 Eriksson in Wallensteen/Staibano 2005, S. 109. 
523 Eingedeutscht: Alexander Lukaschenko. 
524 Farnhofer 2006, S. 33. 
525 Farnhofer 2006, S. 30. 
526 Farnhofer 2006, S. 52. 
527 Eriksson in Wallensteen/Staibano 2005, S. 110.  
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weißrussischen Bevölkerung nahmen an dem Referendum teil.
528
 Aufgrund dieser 
Volksbefragung gelang es Lukaschenko die gesamte Staatsgewalt innezuhaben.
529
 
 
2001 und 2006 wurde Lukaschenko erneut wiedergewählt. Die OSZE, als 
unabhängiger Wahlbeobachter, wurde nicht müde, auf zahlreiche grobe 
Ungereimtheiten bei diesen Wahlen hinzuweisen
530
. Jedoch wurde seit Lukaschenkos 
Amtsantritt sowohl die Opposition als auch das Parlament sowie das oberste 
Verfassungsgericht schrittweise ausgeschaltet, sodass ein Widerstand kaum stattfand 
bzw. Instanzen, die die Herrschaft Lukaschenkos, kontrollieren könnten, schlichtweg 
fehlten.
531
 
  
4.5.1.2. Reaktionen der Europäischen Union  
 
Die OSZE erarbeitete bereits  1997 ein „Memorandum of Understanding“, in dem 
auch eine Advisory Monitoring Group (AMG) ins Leben gerufen wurde. Diese AMG 
berichtete seitdem von dem Stand der Demokratie in Weißrussland bzw. die 
Verfehlungen. Die Zusammenarbeit zwischen der Regierung von Weißrussland und 
der, unter Führung der OSZE stehenden, AMG wurde 2002 sichtlich schlechter, im 
Oktober desselben Jahres schied das letzte verbleibende Mitglied der Gruppe, Ms. 
Alina Josan, aus, was einer de facto Entlassung der Arbeitsgruppe gleichkam.
532
 
  
Als Reaktion darauf weigerten sich 14 – der damals 15 – Regierungen533 der EU-
Mitgliedstaaten am 19.November 2002 acht Mitgliedern der Regierung von Belarus, 
darunter auch Präsident Lukatschenko, Visa zu erteilen. Dadurch war es den 
gelisteten Personen nun nicht mehr gestattet in die 14 europäischen Staaten 
einzureisen.
534
 Ein paar Monate später, am 14. April 2003, wurden diese Maßnahmen 
wieder aufgehoben, da es der OSZE gelungen war, ein Büro in Minsk zu etablieren 
                                               
528 Farnhofer 2006, S.87. 
529 Farnhofer 2006, S. 88. 
530 Vgl.  http://www.osce.org/odihr-elections/14353.html (10.8.2009). 
531 Farnhofer 2006, S. 96f. 
532 Vgl. Pressemitteilung der OSZE vom 29.10.2002, abrufbar unter http://www.osce.org/item/7089.html 
(10.8.2009). 
533 Bis auf Portugal. 
534 Eriksson in Wallensteen/Staibano  2005, S. 110. 
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und die Regierung von Belarus sich in dieser Hinsicht durchaus kooperativ zeigte. 
535
 
536
 
 
Die Verbrechen gegen die Menschlichkeit, allen voran die oft blutigen Auflösungen 
friedlicher Demonstrationen sowie die nicht enden wollende Verfolgung der 
Opposition veranlasste die Europäische Union 2006,  also seit Lukaschenkos 3. Wahl 
zum Präsidenten, dazu, weitere Sanktionen gegen ihn und seine Anhänger 
auszusprechen: sowohl die Einreise in westliche Länder als auch seine Konten 
wurden eingefroren.
537
 
 
Im Jahr 2006 veröffentlichte die Kommission ein Papier mit dem Inhalt „Was die EU 
Belarus bringen kann“538 – dies ist wohl als Motivator für das Land zu sehen, um 
wieder einen demokratischen Weg einzugehen. 
 
4.5.1.3. Schlussfolgerung aus den Sanktionen gegen Belarus 
 
Die Sanktionen gegen den Staat Belarus bzw. gegen die Anführer des Regimes 
zeigen klar, dass es wichtig ist ein festgestecktes Ziel vor Augen zu haben um die 
Sanktionen auch effektiv umsetzen zu können.  
Im konkreten Fall war das ursprüngliche Ziel die demokratischen Strukturen im Land 
wieder herzustellen bzw. die AMG zu installieren. Aus heutiger Sicht wurden diese, 
von der EU aufgestellten Ziele, von ihr nicht erreicht. Doch haben diese Sanktionen 
gezeigt, dass die Einigkeit der Regierungen, die diese Zwangsmaßnahmen erlassen, 
unbedingt erforderlich ist um die Sanktionen zu implementieren.
539
  
 
Wie es Eriksson treffend formuliert: 
„An United attitude is likely to increase the credibility of the seriousness of the 
polica, signaling this both to the recipient as well as to the domestic actors of the 
sender and the rest of the region.“540 
                                               
535 Eine gute Einführung über die Ereignisse ist auf der homepage des Zentrums für OSZE-Forschung unter 
      http://www.core-hamburg.de/documents/jahrbuch/03/Zapf.pdf  zu finden (10.8.2009). 
536 Eriksson in Wallensteen/Staibano  2005, S. 110. 
537 Farnhofer 2006, S. 97. 
538 Abrufbar unter http://ec.europa.eu/external_relations/belarus/index_en.htm . (10.8.2009). 
539 Eriksson in Wallensteen/Staibano 2005, S. 110. 
540 Eriksson in Wallensteen/Staibano 2005, S. 111. 
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Auf jeden Fall konnte mit diesen gezielten Sanktionen ein deutliches Signal gesetzt 
werden um zu zeigen, dass die EU mit der Politik und den Vorkommnissen in 
Belarus nicht einverstanden ist.  
Eine wirkliche – wie von der EU angestrebte – “Isolation” der belarischen Regierung 
und vor allem des Präsidenten Lukatschenkos scheiterte jedoch bereits dadurch, dass 
die Mitglieder der Regierung keinen wirklichen Grund hatten in dieser Zeit in einen 
der 14 sanktionierenden Staaten einzureisen. 
 Viel wichtiger waren hingegen Auslandsreisen in andere Staaten, wie z.B. nach 
Russland. Diese konnten jedoch von den Regierungsmitgliedern ungehindert 
durchgeführt wären. Das lässt den Schluß zu, dass gerade bei gezielten Sanktionen 
im Bereich des Verkehrs, die Kooperation mit Nachbarstaaten besonders wichtig ist 
um den politischen Druck zu erhöhen und die Sanktionen effektiver zu machen.
541
 
 
Auch heute noch gibt es Sanktionen der EU gegenüber Belarus.  Vor allen Dingen 
werden hier gezielte Maßnahmen im Bereich des Verkehrs eingesetzt:  
Reisebeschränkungen für Personen, die im Verdacht stehen bei dem im Jahre 2004 
abgehaltenen Referendum und den daraus entstandenen Verbrechen gegen die 
Menschenrechte verantwortlich zu sein sowie für Personen die bei der am 19. März 
2006 abgehaltenen Präsidentschaftswahlen internationale Wahlstandards untergraben 
haben, wurden ausgesprochen.
542
 Diese Sanktionen sind bis 15.März 2010 in Kraft. 
 
Auch gezielte Maßnahmen im Bereich des Geldwesens, also Einfrierungen von 
Konten und anderen Geldmittel, die gegen bestimmte Amtsträger von Belarus 
gerichtet waren, wurden installiert.
543
 Auch in diesem Zusammenhang ging es um die 
Präsidentschaftswahl im Jahre 2006 und ihre undemokratischen Folgen.  
 
 
                                               
541 Ebd. 
542 Gemeinsamer Standpunkt 2006/276/GASP des Rates vom 10. April 2006 über restriktive Maßnahmen  gegen  
      einzelne belarussische Amtsträger und zur Aufhebung des Gemeinsamen Standpunkts 2004/661/GASP,  
      ABl. L 101 vom 11.4.2006, S. 5–10. 
543 Gemeinsamer Standpunkt 2006/362/GASP des Rates vom 18. Mai 2006 zur Änderung des Gemeinsamen   
      Standpunkts 2006/276/GASP über restriktive Maßnahmen gegen einzelne belarussische Amtsträger,  
      ABl. L 134 vom 20.5.2006, S. 45–53. 
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4.5.2. Myanmar 
4.5.2.1. Die politische Lage 
 
Seit Jahrzehnten schon ist die politische Lage in Myanmar, dem ehemaligen Burma, 
mehr als angespannt. Regime wechselten sich ständig ab. 
Menschenrechtsverletzungen liegen fast schon an der Tagesordnung und die 
Regierung steht zusätzlich im ständigen Kampf mit Minderheiten wie etwa dem Volk 
der Karen.
544
  
 
Dadurch ist die internationale Staatengemeinschaft und natürlich auch die 
Europäische Gesellschaft schon in der Vergangenheit zum Handeln gezwungen 
worden, die Sanktionen gegen Myanmar halten aber bis heute an.  
 
 
4.5.2.2. Die Reaktion der Europäischen Union 
 
Am 27.Mai 1990 fanden in Myanmar Wahlen statt, doch die Regierung des Staates 
missachtete den Willen des Volkes – durch eine informelle Entscheidung zog die 
europäische Union, als erste Reaktion, ihre militärische Mitarbeiter aus Myanmar 
zurück.
545
  
Später entschieden sich die die Mitgliedstaaten der Europäischen Union auch dazu, 
ein Handelsembargo für  Waffen, Gegenstände die zur „internen Repression“ 
geeignet waren sowie sonstige militärische Ausrüstung über Myanmar zu 
verhängen.
546
  
Ziel dieses Handelsembargos war es, das herrschende Regime dazu zu bringen, den 
Ausgang der demokratischen Wahlen im Jahre 1990 zu akzeptieren und außerdem 
von weiteren groben Verletzungen gegen die Menschenrechte abzusehen.
547
 
 
                                               
544 Einen guten ersten Überblick über Myanmar und seine politische Geschichte findet sich in:  
      Steinberg, Burma: The State of Myanmar, Washington Georgetown University Press , 2001. 
545 Eriksson in Wallensteen/Staibano 2005, S. 111. 
546 Gemeinsame Position 96/635/GASP, ABl. L 287 vom 08.111996 S. 1f.sowie VO (EG) 1081/2000 v. 
22.5.2000,   
      ABl Nr. L 122 v. 24.5.2000, S. 29. 
547 Eriksson in Wallensteen/Staibano  2005, S. 111. 
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Doch die Sanktionen, die die EU gegen Myanmar erließ, brachten nicht die 
gewünschten Effekte. Noch im Jahr 1996 hatte sich die politische Lage weiterhin 
verschlechtert, sodass die EU im Oktober desselben Jahres gezielte Sanktionen in 
Form eines Einreiseverbotes gegenüber den Mitgliedern des burmesischen 
SLORC
548
 sowie ihren Familienmitgliedern aussprach.
549
 
 
Es folgten zahlreiche umfassende Sanktionen
550
, die immer wieder verlängert 
wurden und weite Teile des Lebens betreffen sollten. So blieb z.B. das Verbot der 
Visumerteilung und das Einfrieren von Guthaben aufrecht, Ausfuhr und Wiedergabe 
von Rüstungsgütern sowie von zur internen Repression verwendbarer Ausrüstung 
wurde untersagt. 
Durch eine Entscheidung des Rates
551
 wurde auch der Import von diversen Gütern 
wie bestimmte Holzarten und auch Diamanten unterbunden sowie Liste von 
Personen und Organisationen erstellt, deren Konten eingefroren wurden. 
 
Die bis dato letzte Entscheidung der EU in dieser Causa war die Verlängerung der 
bestehenden Sanktionen gegen Myanmar.
552
 
 
4.5.2.3. Schlussfolgerung aus den Sanktionen gegen Myanmar 
 
Bei den Sanktionen der EU gegenüber Myanmar fällt vor allen Dingen sofort auf, 
dass die Intensität der Sanktionen über eine lange Zeit immer mehr verstärkt wurde. 
Und obwohl die Sanktionen dabei noch stärker und konkreter auf ihr Ziel 
zugeschnitten wurden, lässt es sich nicht verleugnen, dass es das herrschende Regime 
                                               
548 State law and Order Restoration Council, die diktatorische Militärregieung in Myanmar. 
549 Eriksson in Wallensteen/Staibano  2005, S. 112. 
550 Gemeinsamer Standpunkt 2006/318/GASP des Rates vom 27. April 2006 zur Verlängerung der restriktiven   
      Maßnahmen gegen Birma/Myanmar, ABl. L 116 vom 29.4.2006, S. 77–97. Zuvor wurde der gemeinsame   
      Standpunkt 2004/423/GASP zur Verlängerung der restriktiven Maßnahmen gegen Birma/Myanmar 
angenommen.     
      Diese Maßnahmen ersetzten die aufgrund des Gemeinsamen Standpunkts 2003/297/GASP verhängten  
      Maßnahmen, die ihrerseits die ursprünglichen, 1996 angenommenen restriktiven Maßnahmen ersetzt hatten. 
551 Verordnung (EG) Nr. 194/2008 des Rates vom 25. Februar 2008 zur Verlängerung und Ausweitung der   
      restriktiven Maßnahmen gegen Birma/Myanmar und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 817/2006, 
ABl. L   
      66 vom 10.3.2008, S. 1–87. 
552 Gemeinsamer Standpunkt 2009/351/GASP vom 27. April 2009, ABl. L 108 vom 29.4.2009, S. 54–85 sowie 
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      353/2009 der Kommission vom 28. April 2009 , ABl. L 108 vom 29.4.2009, S. 20–52. 
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in Myanmar bis heute geschafft hat, sich auf die Sanktionen einzustellen und sich 
ihnen – zumindest teilweise erfolgreich - zu entziehen.   
Wie Eriksson mutmaßt hätten die Sanktionen der Europäischen Union wesentlich 
mehr Wirkung in Myanmar gezeigt, - wenn noch vor dem Erlass der repressiven 
Maßnahmen - neben den durchaus starken wirtschaftlichen Beziehungen zwischen 
den Staaten auch stärkere diplomatische Beziehungen bestanden hätten. 
553
  
 
Außerdem verweist Eriksson auf die Probleme, die sich bei der Überwachung 
(monitoring) der Sanktionen ergeben haben:  
so konnte es die Union, ohne selbst direkt vor Ort in Myanmar tätig zu werden, nicht 
verhindern, dass sich europäische Unternehmen mit nationalen Betrieben 
zusammenschlossen und so gemeinsam den Sanktionen entgehen konnten.
554
 
 
Als weiteren Punkt, warum die Sanktionen in Myanmar nicht den gewünschten 
Erfolg haben, führt Erikkson an, dass sie zu wenig präzise, ja zu wenig spezifiziert 
sind, vor allen bei den Bedingungen die zu einem Ende der Sanktionen führen 
würden,
555
 wobei dem Staat jedoch freilich auch die Motivation genommen wurde 
sich von seiner problematischen Politik abzuwenden, wenn ein Ende der Sanktionen 
ja sowieso realistisch nicht in Aussicht stand. Es fehlte also an der notwendigen 
wirksamen „Zuckerbrot-und-Peitsche“- Vorgangsweise.  
 
Als weiteren wichtigen Punkt, und der hier besonders interessant erscheint, ist das 
listing der Einzelpersonen. Im Jahre 2005, als Erikkson seinen Beitrag verfasste, 
bezeichnete er die Auswahl der genannten Einzelpersonen als „poor and unclear“556.  
 
Außerdem kritisierte er, dass die gelisteten Personen nicht leicht zu individualisieren 
seien, denn persönliche Daten wie das Geburtsdatum, die Passnummer, oder, und das 
ist bei Finanzsanktionen natürlich besonders wichtig, die Kontonummern fehlten 
sehr häufig.
557
 Ein gezieltes und vor allen Dingen lückenloses Vorgehen gegen diese 
Personen war daher schlichtweg nicht möglich. 
                                               
553 Eriksson in Wallensteen/Staibano  2005, S. 113. 
554 Ebd. 
555 Ebd. 
556 Eriksson in Wallensteen/Staibano  2005, S. 114. 
557 Ebd. 
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Weiters hat sich an diesem Fallbeispiel gezeigt, dass es besonders dann zu einem 
Problem mit den Daten kommen kann, wenn die wenigen Informationen die über die 
gelisteten Personen verfügbar sind, nicht von den Mitgliedstaaten untereinander 
ausgetauscht werden. Darüber hinaus erscheint die Auswahl der auf diesen Listen 
genannten Personen recht „beliebig“ zu sein, schließlich finden sich dort neben 
ehemaligen Mitgliedern der SLORC auch ehemalige hohe Mitglieder des Militärs 
sowie (ehemalige) Angehörige der Regierung. Ein Vorgehen gegen nur eine 
spezifische Gruppe lässt sich also davon nicht ableiten. 
 
Eriksson betont unter anderem, dass man am Beispiel der EU-Sanktionen gegen 
Myanmar besonders gut sehen kann, dass repressive Maßnahmen dann nicht 
besonders effektiv sein können, wenn die unmittelbaren Nachbarländer, in diesem 
Fall besonders China, Thailand aber auch Japan und Malaysia, nicht ausreichend 
eingebunden werden bzw. die sanktionierenden Maßnahmen nicht in ausreichender 
Art und Weise unterstützen oder gar zuwiderhandeln. Die Zusammenarbeit mit den 
Organisationen in den soeben genannten Nachbarländern, und somit außerhalb der 
EU, erleichtere die Durchführung der Sanktionen aber ungemein
558
 und ist daher 
enorm wichtig um die repressiven Maßnahmen auch wirklich effektiv umsetzen zu 
können. 
 
Alles in allem ist ein tatsächliches Ende des Einsatzes von repressiven Mitteln gegen 
Myanmar seitens der EU nicht abzusehen. Die bestehenden Sanktionen werden zwar  
2010 enden, da die Menschenrechtsverletzungen in Myanmar kein Ende nehmen 
werden die Maßnahmen wohl fortgesetzt werden. 
 
4.5.3. Zimbabwe 
4.5.3.1. Die politische Lage 
 
Bevor der Führer des Landes Zimbabwe, Robert Mugabe, an die Macht gelang, war 
Präsident Kaunda von 1964 bis 1991 im Amt.  
                                               
558 Ebd. 
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Ab 1980 begleitete Mugabe das Amt des Ministerpräsidenten. Er  änderte 1987 die 
Verfassung und rief sich gleichzeitig als neuer Präsidenten aus.
559
 
  
Was zunächst mit Versprechen an die weiße Bevölkerung begann, nämlich dass sie 
nichts zu befürchten hätten und weiterhin in Ruhe in dem von Schwarzen 
dominierten Land leben könnten, endete in zahlreichen Verbrechen gegen die 
Menschenrechte, vor allem Verbrechen gegen die weißen Siedler waren und sind an 
der Tagesordnung.  
 
Die oppositionelle Partei MDC
560
 wurde in den 90-Jahren gegründet, worauf die 
Spannung im Land zunahm. Im Vorfeld der Präsidentschaftswahlen begann Mugabes 
Partei den Druck auf die verbleibenden weißen Siedler zu erhöhen. Der einst als eine 
Art Friedenskämpfer gefeierte - und oft auch mit Nelson Mandela verglichene – 
Mugabe wurde schließlich 1987 als Präsident gewählt. Die EU entschied sich 2001 
zu dem Versuch eines demokratischen Dialoges
561
. Der Dialog lenkte die 
Aufmerksamkeit auf so wichtige Themen wie die möglichst baldige Beendigung der 
politischen Gewalt, die notwendige, zukünftige Stärkung des Rechtssystems sowie 
das Vorhaben, die nächsten Wahlen durch die EU kontrollieren sowie evaluieren zu 
lassen.
562
     
 
Aber dieser Versuch der EU die Situation und die Demokratie in Zimbabwe wieder 
in den Griff zu bekommen, war nicht von großem Erfolg gekrönt:  
Im Zeitpunkt der Wahl im März 2002 war die Anzahl der 
Menschenrechtsverletzungen im Land besonders hoch, eine Besserung der Lage für 
die Zivilbevölkerung war nicht in Sicht.  
Noch vor dem Urnengang stellte die EU einige Bedingungen für die Abhaltung der 
Wahl auf, um die demokratische Abwicklung der Stimmabgabe sicherstellen zu 
können: Zunächst einmal forderte die Union Zimbabwe auf, die Wahlbeobachter der 
EU zu den Wahlen zuzulassen und sie nicht an der Ausübung ihrer Tätigkeit zu 
hindern. Eine weitere Bedingung betraf die Presse:  
                                               
559 Schlager/Weisblatt/Pérez 2006, S. 1518. 
560 Movement for Democratic Change. 
561 KOM (2001), 623, vom 26.10.2001. 
562 Ebd., p.3. 
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Es sollte gewährleistet werden, dass die Medien frei über die Abstimmung berichten 
durften und hier keinerlei Zensur seitens der Regierung unterworfen wurden. 
 
Diese Bedingungen der EU sahen die Verhängung von Sanktionen auch dann vor, 
wenn die Wahl nicht als „frei und fair“ anzusehen sei oder wenn sich die ohnehin 
bereits  verheerende Situation im Bereich der Menschenrechte weiterhin 
verschlimmern würde und es auch Angriffe dieser Art gegen die oppositionelle Partei 
geben würde.
563
 
 
4.5.3.2. Die Reaktion der Europäischen Union 
 
Als diese Bedingungen allesamt nicht eingehalten wurden, sah die EU keine andere 
Möglichkeit mehr und verhängte am 18.2.2002 gegen 20 höchstrangige Mitglieder 
der Regierung gezielte (Finanz-)Sanktionen.
564
 
565
 
Dabei wurden die gelisteten Personen in ihren finanziellen Möglichkeiten 
empfindsam beschnitten: 
Der Rat der Europäischen Union beschloss, alle Finanzmittel sowie sonstige 
finanzielle Ressourcen der genannten Personen bis auf weiteres einzufrieren. Die 
gelisteten Personen waren allesamt in Aktivitäten verstrickt, die der Demokratie und 
die mit ihr verbundenen Rechte unterliefen und gegen die Menschenrechte sowie 
gegen das nationale Recht in Zimbabwe standen. 
 
Die Umsetzung der gezielten Sanktionen gegen diese Individuen hatte allerdings ihre 
Schwachstellen:  
schon seit April 2001, also 10 Monate bevor die Sanktionen dann tatsächlich 
beschlossen wurden, wurde innerhalb der Union laut darüber nachgedacht, wie man 
Übersee-Konten des Führers Mugabe ausfindig machen könne und es wurde auch 
(öffentlich) der Frage nachgegangen wie die Sanktionen denn überhaupt eingeführt 
werden könnten.
566
  
 
                                               
563 Verordnung (EG) Nr. 310/2002 des Rates vom 18. Februar 2002 über bestimmte restriktive Maßnahmen     
     gegenüber Simbabwe, Abl. C. 50 vom 21.2.2002, S. 4-12. 
564 Eriksson in Wallensteen/Staibano 2005, S. 115. 
565 Verordnung (EG) Nr. 310/2002 des Rates vom 18. Februar 2002 über bestimmte restriktive Maßnahmen   
      gegenüber Simbabwe ABl. L 50 v,om 21.2.2002, S. 4–12.  
566 Vgl. Abl. C 2001 sowie vgl. Bemerkung 31 bei Eriksson in  Wallensteen/Staibano, S. 115. 
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Diese lange Zeit gab den betroffenen Personen natürlich genug Zeit um ihre 
finanziellen Ressourcen in Sicherheit zu bringen. Medienberichten
567
 aus dieser Zeit  
folgend wurde angenommen, dass Mitglieder der Zanu-PF, der Partei Robert 
Mugabes, längst damit angefangen hatten ihre Finanzmittel, die sie nicht zuletzt 
durch den Zugang zu den Ressourcen und Rohstoffen Zimbabwes „erwirtschaftet“ 
hatten, in Immobilien zu investieren. Oft wurden davon Grundstücke in 
Großbritannien oder auch den USA erworben. 
 
Die lange Zeitspanne, die es brauchte, um die gezielten Sanktionen schließlich in 
diesem konkreten Fall umzusetzen, machten es möglich, dass nur ein verschwindend 
geringer Teil der einzufrierenden Finanzmittel tatsächlich ihren Eigentümern 
entzogen werden konnten. Die Sanktionen gegen die besagten Personen waren sohin 
alles andere als effektiv.  
 
Aber nicht nur Finanzsanktionen wurden gegen die Mitglieder der Regierung 
Mugabes 
verhängt - auch Reisesanktionen wurden gegen sie gerichtet, genauer gesagt wurden 
Visa-Banns ausgesprochen sowie Sanktionen, die die Durchreise durch 
Mitgliedstaaten 
der europäischen Union vermeiden sollten. Gleichzeitig sahen diese restriktiven 
Maßnahmen aber auch Ausnahmen der Reisesanktionen vor, nämlich dann wenn die 
Reise durch religiöse Motive unternommen wurde, wenn es sich um sonstige Gründe 
handelte, die mit den Menschenrechten zu tun hatten bzw. auch dann wenn derartige 
Reisen unvermeidbar waren, um an international organisierten Treffen teilzunehmen, 
die als Inhalt das Wohl des Landes Zimbabwe hatten.
568
 
 
Trotz dieser Reisesanktionen war es Mitgliedern der Regierung praktisch weiterhin 
möglich in bzw. durch die EU zu reisen. Im Mai 2002 folgte sogar Mugabe 
höchstpersönlich der Einladung der französischen Regierung und flog zu einem 
Gipfeltreffen nach Paris.
569
 
                                               
567 Vgl. BBC, „Zimbabwe Leaders Face Financial Probe”, 23.1.2003, abrufbar unter:  
     http://www.globalpolicy.org/nations/corrupt/2002/0123zimb.htm (10.8.2009). 
568 Vgl. Verordnung (EG) Nr. 310/2002 des Rates vom 18. Februar 2002 über bestimmte restriktive Maßnahmen     
     gegenüber Simbabwe, Abl. C. 50 vom 21.2.2002, S. 4-12.  
569 Siehe etwa:  http://www.dumela.net/content/view/220/61/  (10.8.2009). 
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Weitere Sanktionen, diesmal in Gestalt eines Waffenembargos, wurden über das 
Land Zimbabwe verhängt. Im Juli 2002 stellte die Union mit Bedauern fest, dass sich 
die politische Situation in Zimbabwe keineswegs gebessert hatte. Ihre Reaktion 
darauf war die Ergänzung der Listen um Personen, gegen die ebenfalls gezielte 
Sanktionen gerichtet werden sollten. Auf dieser, nun insgesamt 52 Leute 
umfassenden Liste, befanden sich Mitglieder des Militärs, des nationalen 
Parlamentes sowie der Polizei aber auch enge Verbündete des Führers wie etwa die 
Verlobte von Robert Mugabe. In der gleichen Zeit wurden die Bemühungen der EU, 
direkt der Bevölkerung vor Ort zu helfen, intensiviert, viele NGOs arbeiteten im 
Bereich des Gesundheitswesens (HIV/Aids) und klärten die Bevölkerung über 
demokratische Rechte auf.  
 
Als Mugabe im August 2003 seine Regierungsmannschaft ein wenig abänderte, 
wurden die Sanktionen der EU sofort auch auf diese sieben neuen Mitglieder 
erstreckt. Im Februar 2004 wurde abermals die Liste der Personen, gegen die 
gezielten Sanktionen gerichtet werden sollten, erweitert, sodass sich im Jahr 2003 
insgesamt sogar 95 Namen auf dieser Liste befanden. 
 
Die heutige Situation in Zimbabwe hat sich stark verändert: 
Bereits im Juli 2008 hatte Mugabe mit Morgan Tsvangirai (MDC) zu verhandeln 
begonnen um die Macht im Land zwischen ihnen aufzuteilen. Im September 2008 
war es soweit:  
im Abkommen von Harare unterzeichneten die beiden den Vertrag, der Mugabe als 
Präsident bestätigte und Tsvangirai als Ministerpräsident des Landes installierte. Seit 
Februar 2009 ist nun Tsvangirai als Premierminister und auch als Regierungschef im 
Amt.
570
 
 
4.5.3.3. Schlussfolgerung aus den Sanktionen gegen Zimbabwe 
 
                                               
570 Vgl. etwa http://www.tagesschau.de/ausland/simbabwe538.html (10.8.2009).  
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Auch heute noch werden gegen Zimbabwe gezielte Sanktionen durchgeführt.
571
 
Primär handelt es sich hierbei um Waffenembargos und Finanzsanktionen, diese 
werden bis Februar 2010 durchgeführt und wurden seit 2004 zweimal angepasst, 
sodass die Liste mit den zu sanktionierenden Personen abgeändert wurde. Robert 
Mugabe befindet sich jedoch immer noch auf der Liste dieser Personen. 
 
Zu den gezielten Sanktionen, die gegen Zimbabwe bzw. gegen dessen Herrscherelite 
gerichtet wurden, lassen sich mehrere Schlussfolgerungen ziehen. Besonders die 
gezielten Reisesanktionen haben nicht die gewünschte Wirkung gezeigt.  
Einige Minister, die sich auf der besagten Liste befanden, waren – trotz der gezielten 
Reisesanktionen – zu besagter Zeit in Europa.572 Auch von einer gelungenen 
„Isolation“ des Landes konnte nicht die Rede sein: Mugabe unternahm zahlreiche 
Reisen u.a. nach Thailand, Malaysien und Singapur. 
 
Ein weiteres Problem war, dass die USA erst einige Monate nach der EU Sanktionen 
gegen das Land aussprachen und so einen Zeitlücke geschaffen wurde. Die 
Zusammenarbeit zwischen Amerika und Europa war in diesem Fall also nicht 
ausreichend, auch das britische Commonwealth beriet lange, wie und ob mit 
Zimbabwe zu verhandeln sei.
573
 
 
Ein weiterer Punkt, warum die Sanktionen in diesem Fall nur wenig effektiv waren 
ist sicher auch der Umstand, dass die mediale Aufmerksamkeit enorm war. Beide 
Seiten, sowohl die EU als auch die Regierung Zimbabwe, waren in der Lage und 
gaben ihre Sicht der Sanktionen an die Welt weiter. Während die EU darauf bestand, 
dass die repressiven Maßnahmen allein gegen die Herrscherelite gerichtet sind, 
verwies Mugabe darauf, dass diese Sanktionen als „rassistisch“ zu werten sind und 
von den „weißen Europäern“ eingesetzt werden.  
 
                                               
571 Gemeinsamer Standpunkt 2004/161/GASP vom 19. Februar 2004 zur Verlängerung der restriktiven 
Maßnahmen    
      gegen Simbabwe, ABl. L 50 vom 20.2.2004, S. 66–72.Verordnung (EG) Nr. 314/2004 des Rates vom 
19.Februar    
      2004 über bestimmte restriktive Maßnahmen gegenüber Simbabwe, ABl. L 55 vom 24.2.2004, S. 1–13. 
572 Eriksson in Wallensteen/Staibano, S. 117. 
573 Eriksson in Wallensteen/Staibano 2005, S. 118. 
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Für die Zukunft lässt sich daher ableiten, dass die EU in zukünftigen Sanktionen 
besonderes Augenmerk auf die mediale Berichterstattung lenken sollte und nicht in 
„Erklärungsnotstand“ zu kommen.574 
 
4.6. Umsetzung und Durchführung der Sanktionen anhand des 
Einsatzes in FRY 
4.6.1. Die politische Lage 
 
Jugoslawien war - durch seine geografische Lage bedingt – während des Kalten 
Krieges in der eigentlich recht positiven Lage, keinem der beiden Blöcke 
anzugehören. Von beiden Seiten, sei es jetzt mit den RGW-Staaten als auch mit der 
EG und auch der EFTA, bildeten sich aktive Beziehungen im Bereich des 
Warenverkehrs:   
als Beispiel hierfür sei auf das Kooperationsabkommen verwiesen in dem die EG 
dem Staat Jugoslawien 1980 all jene Vergünstigungen zuteilwerden ließ, die auch 
andere Mittelmeerländer bzw. Länder, die sich im Entwicklungsstadium befanden, 
erhielten.
575
  
 
Die Krise, die sich jedoch bald abzuzeichnen drohte, wurde vom Westen wenig 
beachtet, zu sehr war man mit dem Ende des Kalten Krieges und seinen 
„Nebenerscheinungen“ wie der deutschen Wiedervereinigung und auch der neuen 
Stellung der Sowjetunion beschäftigt.
576
 Die mächtige Volksarmee und die 
Regierungen der einzelnen Bundesstaaten in Jugoslawien agierten autonomer und 
wurden immer mächtiger, der Einfluss der kommunistischen Partei schwand 
zusehends. 
 
Im April 1990 rief die kommunistische Partei der Teilrepublik Slowenien schließlich 
die ersten freien Wahlen aus
577
, die anderen Teilrepubliken folgten rasch nach. 
Hösch folgend räumten sich auch die selbständigen Regierungen der Teilrepubliken, 
                                               
574 Eriksson in Wallensteen/Staibano 2005, S. 119. 
575 Reuter 1990, S. 350. 
576 Schönfeld 1994, S. 257. 
577 Hösch 2008, S. 275. 
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basierend auf der Verfassung 1974, immer mehr Kompetenzen ein, der Bundesstaat 
verlor immer mehr an Bedeutung.
578
 1990 erklärte Slowenien seine Unabhängigkeit, 
kurz darauf folgte auch Kroatien.
579
  
 
Die verbleibende Republik Jugoslawien, unter der Führung des Präsidenten 
Markovic, beantwortete diese Abspaltung mit militärischen Mitteln.  
 
4.6.2. Die Reaktionen der UNO und der Europäischen Union 
 
Im Juni 1991 reagierte die EG erstmals ernsthaft und fror sämtliche Kredite und 
sonstige weitere Hilfen, die für Jugoslawien bestimmt waren, ein. Als erstes setzte 
die Gemeinschaft das zweite sowie das dritte Finanzprotokoll mit Jugoslawien außer 
Kraft, die dem Land einen großen Kreditrahmen eingeräumt hätten und daher für das 
Land und seine Wirtschaft von fundamentaler Bedeutung waren.  
  
Als sich die kriegerischen Handlungen von Jugoslawien schließlich auch auf 
Kroatien ausbreiteten, das ebenfalls seine Unabhängigkeit erreichen wollte, wurde 
das Kooperationsabkommen mit der EWG und auch das Handelsabkommen mit der 
EGKS außer Kraft gesetzt.
580
 
 
Zuvor wurde am 7.Juli 1991 die Deklaration von Brioni von den Konfliktparteien 
unterzeichnet: 
hierbei handelt es sich um den ersten Vermittlungsversuch der EG in einer bereits 
laufenden, heftigen Auseinandersetzung, die auch zum Erfolg führte, denn das Ziel 
dieser Deklaration – die Kämpfe in Slowenien zu beenden – konnte erreicht 
werden.
581
 Die EG bekräftigte dennoch ihre Stellungnahme, dass sämtliche Beihilfen 
an Jugoslawien gestrichen worden waren.
582
 
583
 
                                               
578 Hösch 2008, S. 274. 
579 Hösch 2008, S. 275. 
580 Beschluss 91/586, ABl. L315 vom 15.11. 1991, S. 47f., sowie Beschluss 91/588, ABl. L 315 vom   
     15.11. 1991, S. 49. 
581 Schönfeld 1994, S. 261. 
582 Schönfeld 1994, S. 263. 
583 Für eine detaillierte Beschreibung der wirtschaftlichen Umstände im Land sowie für weitere Überlegungen   
     hinsichtlich der Durchführung von Sanktionen in dieser Region siehe auch 
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Mit einem weiteren Beschluss wurde auch das Kooperationsabkommen mit 
Jugoslawien aufgelöst
584
, wobei man sich als Kündigungsgrund auf die clausula 
rebus sic stantibus berief – es war das erste Mal überhaupt, dass die Europäische 
Gemeinschaft ein Handelsabkommen löste
585
.  
 
Damit diese Maßnahmen aber nicht den gesamten Staat Jugoslawien, sondern bloß 
den Agressor Serbien traf, wurden diese Nachteile für alle übrigen Länder (Kroatien, 
Bosnien-Herzegowina, Mazedonien und Slowenien) im Dezember 1991 zumindest 
teilweise wieder ausgeglichen.
586
 
 
Auch der Sicherheitsrat wurde nun tätig und verhängte am 25.9.1991 ein 
Waffenembargo, das sich gegen ganz Jugoslawien richtete
587
 und von den 
Mitgliedstaaten der EWG jeweils national umgesetzt wurde. 
 
Da die kriegerischen Handlungen in Bosnien-Herzegowina kein Ende nahmen, 
entschied sich auch der Sicherheitsrat zusätzlich ein Wirtschaftsembargo gegen 
Jugoslawien (Serbien und Montenegro) zu verhängen.
588
  
 
Die EWG erließ aufgrund dieser UN-Res. die VO 1432/1992
589
 um diese 
Maßnahmen auch umzusetzen. Ausgenommen von den Embargomaßnahmen waren 
lediglich Lieferungen von Lebensmitteln sowie Medikamenten und andere 
medizinische Produkte. Es gab auch ein weitläufiges Verbot für Flugzeuge, die in 
Serbien/Montenegro starten und landen oder es auch nur überfliegen wollten. 
 
Schon bald kristallisierte sich heraus, dass es zahlreiche Versuche gab Lieferungen in 
das sanktionierte Land über Kroatien, Mazedonien und auch Bosnien-Herzegowina 
                                                                                                                                     
     http://www.smartsanctions.se/stockholm_process/reports/Brussels_rep1.htm ; WG3 Notes from Exper t  
Meeting, 
     Brussels, July 15, 2002 (10.8.2009). 
584 Beschluss 91/602, ABl. L 325 vom 27.11.1991, S. 32. 
585 Dürr 2001, S. 43. 
586 VO 3567/1991, ABl. L 342 vom 12.12.1991, S. 1. 
587 UN-Res. 713 (1991).  
588 UN-Res. 757 (1992). 
589 ABl. L 151 vom 3.6.1992, S. 20. 
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umzuleiten. Die EWG erließ daher, neben dem Ratsbeschluss 92/470/EGKS
590
, die  
VO 2656/1992
591
:  
aufgrund dieser Rechtsgrundlage bedurften alle Lieferungen nach Kroatien, 
Mazedonien und Bosnien-Herzegowina nunmehr einer doppelten Kontrolle.  
Mit der Resolution 787 (1992)
592
 folgte der Sicherheitsrat am 16.11.1992 dieser Idee 
und installierte das Erfordernis von Einzelgenehmigungen für Überfahrten von 
Erdöl, Kohle, Gummi und noch weiteren wichtigen Rohstoffen.
593
  
 
Als auch diese verschärften Maßnahmen im Bereich des Transit wenig Wirkung 
zeigten und auf diese Weise das Wirtschaftsembargo freilich nicht effektiv greifen 
konnte, entschied sich der Sicherheitsrat am 17.4.1993 zur Resolution 820 (1993)
594
:  
diese Resolution sah vor, dass nun alle Güter einer Einzelbewilligung bedurften. 
Auch diese Vorgabe der UNO wurde seitens der EG umgesetzt
595
 sodass es nun 
einen konsolidierten Text für die Embargomaßnahmen gab.
596
 
 
Erst am 23.9.1994 löste der Sicherheitsrat durch die Resolutionen 942 (1994)
597
 und 
943 (1994)
598
 die Sanktionen gegen den Staat Jugoslawien von jenen Maßnahmen, 
die gegen Bosnien-Herzegowina verhängt waren
599
: 
Die Sanktionen gegen Jugoslawien wurden mit der Resolution 943 (1994)
600
 für 100 
Tage gelöst
601
 und durch zahlreiche Resolutionen sowie der jeweiligen Umsetzung in 
der EG durch Beschlüsse der GASP und Verordnungen der EG immer wieder um 
100 Tage erweitert.
602
 
 
                                               
590 ABl. L 266 vom 12.9.1992, S. 29. 
591 ABl. L 266 vom 12.9.1992, S. 27. 
592 UN-Res. 787 (1992). 
593 Dürr 2001, S. 46. 
594 UN-Res. 820 (1993). 
595 VO 990/1993, ABl. L 102 vom 28.4.1993, S. 14. 
596 VO 1432/1992, 2656/1992 und 2655/1992 waren zuvor aufgehoben worden. 
597 UN-Res. 942 (1994). 
598 UN-Res. 943 (1994). 
599 Dürr 2001, S. 48. 
600 UN-Res. 943 (1994). 
601 Diese Resolution wurde von Seiten der EG mit dem gemeinsamen Standpunkt 94/673/GASP, ABl. L 266 von    
     15.10.1994, S. 11, und der Verordnung der EG 2472/1993, ABl. L 266 vom 15.10.1994. S. 8, umgesetzt. 
602 Zum Beispiel: Res 970/1995 vom 12.1. 1995, 95/117GASP, ABl. L 20 vom 27.1.1995, S. 2.; VO 109/1995, 
ABl.   
     L 20 vom 27.1. 1995, S. 1. 
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Die repressiven Maßnahmen gegen das von bosnisch-serbischen Streitkräften 
besetzte Bosnien-Herzegowina wurden jedoch fortgesetzt und durch die Resolution 
942 (1994)
603
 sämtliche Wirtschaftsbeziehungen verboten. Diese Resolution wurde 
durch den gemeinsamen Standpunkt 94/672/GASP
604
 und durch die Verordnung der 
EG 2471/1994
605
 in der Gemeinschaft umgesetzt. 
Erst nach dem erfolgreichen Abschlusses des Dayton-Abkommens
606
 wurden 
sämtliche Sanktionen gegen Jugoslawien und Bosnien-Herzegowina durch die 
Resolution 1022 (1995)
607
 zunächst temporär gelöst.  Durch Resolution 1074 
(1996)
608
 – sowie dem gemeinsamen Standpunkt 96/708/GASP und der VO 
2382/1996
609
 - wurden die Sanktionen gegen diese Gebiete endgültig ausgesetzt.
610
 
 
 
 
 
 
4.6.3. Die Folgen der Sanktionen 
 
Die Folge der repressiven Maßnahmen seitens der EG und der UNO auf die 
Zivilbevölkerung in den sanktionierten Gebieten waren katastrophal und lassen sich 
derart zusammenfassen: 
Das Land musste nun auch noch eine Wirtschaftskrise durchleben, die durch eine 
hohe Arbeitslosenzahl und durch Hyperinflation gekennzeichnet war, zahlreiche 
Menschen konnten sich die dringend benötigten Lebensmitteln nicht mehr leisten, 
auch die bis dato gut funktionierende medizinische Versorgung konnte nicht mehr 
gewährleistet werden. Auch die Kriminalitätsrate – in Folge verstärkter Armut – war 
gestiegen.
611
 
 
                                               
603 UN-Res. 942 (1994).  
604 ABl. L 266 vom 15.10.1994, S. 10. 
605 ABl. L 266 vom 15.10 1994, S. 1. 
606 Näheres dazu etwa unter http://www.osce.org/item/13432.html (10.8.2009). 
607 UN-Res. 1022 (1995). 
608 UN-Res. 1074 (1996). 
609 ABl. L 328 vom 18.12.1996, S. 1. 
610 Vgl. Dürr 2001, S. 50f. 
611 Starck 2000, S. 117. 
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Die in diesen Fall genannten Sanktionen werden im Nachhinein zwar als durchaus 
effektiv angesehen, immer wieder deutlich trat aber hervor, dass auch hier die 
Zivilbevölkerung eindeutig zuviel Schaden genommen hat.
612
  
 
Heute werden sie als abschreckendes Beispiel der Sanktionspolitik genannt. 
 
 
 
 
 
 
 
                                               
612 Vgl. etwa Melcic 1999. 
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5. Rechtschutzmöglichkeiten der Betroffenen 
 
In diesem Kapitel soll der Frage nachgegangen werden, ob von den Smart Sanctions 
betroffene Individuen passivlegitimiert sind, an welche Institutionen sich diese 
Personen wenden können bzw. welche Voraussetzungen und auch Hindernisse es 
gibt, die beide hierbei zu beachten sind. 
  
5.1. Auf Ebene der Vereinten Nationen 
 
Natürlich stellt sich zunächst die Frage, ob Individuen, in deren Menschenrechte 
durch die gezielten Sanktionen eingegriffen wurde, seitens der UNO, die diesen 
Sanktionen ja zu verantworten hat, Rechtschutzmöglichkeiten eröffnet werden.  
Freilich kontrolliert der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen in regelmäßigen 
Abständen seine Personen - Listen und modifiziert sie je nach Umständen. Die 
Tatsache, dass die betroffenen Personen aber kein rechtliches Gehör finden – was 
schließlich – rein objektiv betrachtet - eines der fundamentalsten Rechte vor einem 
Tribunal ist – erscheint allerdings auf den ersten Blick schwer nachvollziehbar. 
Dabei muss man jedoch folgendes beachten: 
Das Verfahren vor dem Ausschuss ist ein nicht öffentliches und beruht auf dem 
Konsensprinzip. Ein rechtliches Gehör ist also per se nicht vorgesehen.  
 
Bedenklich stimmt außerdem auch, dass es kein rechtliches Instrument gibt, um die 
Entscheidung des Sanktionsausschusses in concreto anzufechten. Zusätzlich mangelt 
es auch an der Möglichkeit, finanzielle Entschädigung für den Fall zu begehren, dass 
die Aufnahme auf diese Liste fehlerhaft bzw. irrtümlich passiert ist.
613
 
 
Denn nach Art 34 Abs. 1 des IGH-Statuts können einzelne Personen niemals Parteien 
vor dem IGH sein, sondern lediglich Staaten – somit scheitert die unmittelbare 
Anrufung des Internationalen Gerichtshofes in diesem Fall rasch aus. Aber auch die 
Überprüfung des Sanktionsausschusses und seiner Entscheidungen kann der IGH 
                                               
613 Schmahl 2006, S. 568. 
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nicht vornehmen, da dieser nicht befugt ist über die Rechtmäßigkeit des Handels der 
UNO-Organe zu urteilen. 
 Interessant ist in diesem Zusammenhang, dass die Gründungsstaaten der UNO sich 
nicht dazu durchringen konnten, dem IGH diese Kompetenz zuzuerkennen, in 
Betracht 
gezogen wurde es jedoch durchaus. 
 
Über Rechtsfragen kann der IGH zwar Gutachten erstellen, die „advisory opinions“ 
sind allerdings rechtlich unverbindlich, sodass es auch hier an einer effektiven 
Kontrolle fehlt.
614
Es gibt jedoch die Lehrmeinung, dass der IGH allerdings eine 
inzidente Kontrolle – also eine Art „Mit-Kontrollrecht“ - über Beschlüsse des 
Sicherheitsrates habe
615
, dies besage Art. 24 Abs.2. 2 S. 1 der UN-Charta.  Dieser 
Artikel normiert jedoch nichts anderes, als dass der Sicherheitsrat bei seinen 
Beschlüssen an die Grundsätze der UNO gebunden ist, die in Art. 1 Abs.1 und Art. 2 
UN-Charta verankert sind. Weiters sind die Organe der UNO  auch an das 
(humanitäre) Völkerrecht gebunden, hier vor allen an das ius cogens
616
 sowie dem 
„ordre public“ des Völkerrechts. 
 
Dies verhilft - der herrschenden Meinung nach - dem rechtsschutzsuchenden 
Individuum allerdings in concreto zu keinem effektiven Rechtsschutz. Denn selbst 
wenn der IGH mithilfe einer Inzidentkontrolle die Rechtswidrigkeit eines 
Beschlusses des UN-Sicherheitsrates feststellen würde, wäre das im Ergebnis nicht 
mehr als eine Rüge, ein negativer Verweis auf die Tatsache, dass dieser Beschluss 
eben nicht mit dem Recht vereinbar ist. Der Sicherheitsrat wäre jedoch keineswegs 
dazu gezwungen, seinen Beschluss zu modifizieren oder gar aufzuheben. Dieser 
Umstand allein, eben dass der Beschluss seitens des IGH für rechtswidrig befunden 
wurde, würde auf jeden Fall nicht ausreichend sein, um den betroffenen, gegen das 
Individuum gerichteten Rechtsakt tatsächlich für rechtswidrig zu erklären. Auch 
würden sich daraus auch keineswegs Schadenersatzansprüche ableiten lassen.  
 
                                               
614 Stein 1999,S.347f. 
615 Vgl. etwa die „Lockerbie-Affäre“,  http://www.dumela.net/content/view/220/61/UNRes 731/1992  
(10.8.2009). 
616 Vgl. Art. 53 WVK 
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Beides, die Rechtswidrigkeit des Beschlusses sowie Schadenersatzansprüche, 
könnten – vor dem IGH – allerdings dadurch erreicht werden, dass der Heimatstaat 
des Beschwerdeführers als Kläger auftritt und die Gesamthand der Staaten, die im 
Sanktionsausschuss einen Sitz haben, wegen rechtswidriger gezielter Sanktionen auf 
Schadenersatz verklagt.  
Allerdings müsste dann der IGH die Staaten in ihre „völkerrechtliche 
Verantwortung“617 nehmen, was bis dato eher als unwahrscheinlich anzusehen ist. 
 
Aufgrund des Gesetzes gibt es also für den Einzelnen betroffenen keinen 
Rechtsschutz vor dem IGH. 
 
5.2. vor den europäischen Gerichten 
 
Denn nach Art 34 Abs. 1 des IGH-Statuts können einzelne Personen niemals Parteien 
vor dem IGH sein, sondern lediglich Staaten – somit scheitert die unmittelbare 
Anrufung des Internationalen Gerichtshofes in diesem Fall rasch aus. Aber auch die 
Überprüfung des Sanktionsausschusses und seiner Entscheidungen kann der IGH 
nicht vornehmen, da dieser nicht befugt ist über die Rechtmäßigkeit des Handels der 
UNO-Organe zu urteilen. 
  
Interessant ist in diesem Zusammenhang, dass die Gründungsstaaten der UNO sich 
nicht dazu durchringen konnten, dem IGH diese Kompetenz zuzuerkennen, in 
Betracht 
gezogen wurde es jedoch durchaus. 
 
Über Rechtsfragen kann der IGH zwar Gutachten erstellen, die „advisory opinions“ 
sind allerdings rechtlich unverbindlich, sodass es auch hier an einer effektiven 
Kontrolle fehlt.
618
Es gibt jedoch die Lehrmeinung, dass der IGH allerdings eine 
inzidente Kontrolle – also eine Art „Mit-Kontrollrecht“ - über Beschlüsse des 
Sicherheitsrates habe
619
, dies besage Art. 24 Abs.2. 2 S. 1 der UN-Charta.  Dieser 
                                               
617 Schmahl 2006, S. 569. 
618 Stein 1999,S.347f. 
619 Vgl. etwa die „Lockerbie-Affäre“,  http://www.dumela.net/content/view/220/61/UNRes 731/1992  
(10.8.2009). 
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Artikel normiert jedoch nichts anderes, als dass der Sicherheitsrat bei seinen 
Beschlüssen an die Grundsätze der UNO gebunden ist, die in Art. 1 Abs.1 und Art. 2 
UN-Charta verankert sind. Weiters sind die Organe der UNO  auch an das 
(humanitäre) Völkerrecht gebunden, hier vor allen an das ius cogens
620
 sowie dem 
„ordre public“ des Völkerrechts. 
 
Dies verhilft - der herrschenden Meinung nach - dem rechtsschutzsuchenden 
Individuum allerdings in concreto zu keinem effektiven Rechtsschutz. Denn selbst 
wenn der IGH mithilfe einer Inzidentkontrolle die Rechtswidrigkeit eines 
Beschlusses des UN-Sicherheitsrates feststellen würde, wäre das im Ergebnis nicht 
mehr als eine Rüge, ein negativer Verweis auf die Tatsache, dass dieser Beschluss 
eben nicht mit dem Recht vereinbar ist. Der Sicherheitsrat wäre jedoch keineswegs 
dazu gezwungen, seinen Beschluss zu modifizieren oder gar aufzuheben. Dieser 
Umstand allein, eben dass der Beschluss seitens des IGH für rechtswidrig befunden 
wurde, würde auf jeden Fall nicht ausreichend sein, um den betroffenen, gegen das 
Individuum gerichteten Rechtsakt tatsächlich für rechtswidrig zu erklären. Auch 
würden sich daraus auch keineswegs Schadenersatzansprüche ableiten lassen.  
 
Beides, die Rechtswidrigkeit des Beschlusses sowie Schadenersatzansprüche, 
könnten – vor dem IGH – allerdings dadurch erreicht werden, dass der Heimatstaat 
des Beschwerdeführers als Kläger auftritt und die Gesamthand der Staaten, die im 
Sanktionsausschuss einen Sitz haben, wegen rechtswidriger gezielter Sanktionen auf 
Schadenersatz verklagt.  
Allerdings müsste dann der IGH die Staaten in ihre „völkerrechtliche 
Verantwortung“621 nehmen, was bis dato eher als unwahrscheinlich anzusehen ist. 
 
Aufgrund des Gesetzes gibt es also für den Einzelnen betroffenen keinen 
Rechtsschutz vor dem IGH. 
Es bleibt also die Frage, ob es für die betroffenen Personen die Möglichkeit gibt, 
gegen die Sanktionen im Rahmen der Gerichtsbarkeit der Europäischen Union  
vorzugehen – dabei wird nicht direkt gegen die sanktionierenden Maßnahmen des 
UN-Sicherheitsrates vorgegangen sondern gegen die Verordnung der EG, mit 
                                               
620 Vgl. Art. 53 WVK. 
621 Schmahl 2006, S. 569. 
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welchen diese Sanktionen dann umgesetzt werden. Es werden also Möglichkeiten 
gesucht, um gegen dieses „Umsetzungsregime“622 Rechtschutz zu erheben. 
Die Vereinten Nationen selbst können freilich – wie sich aus Art. 220 EGV ergibt – 
nicht beklagte Partei vor den Europäischen Gerichten sein.
623
 
 
Grundsätzlich sieht Art. 230 Abs. 4 EGV vor, dass sich auch ein Einzelner gegen 
Gemeinschaftsakte wehren kann, jedoch muss er durch die Entscheidung bzw. 
Verordnung unmittelbar betroffen sein. Außerdem ist fraglich ob die „Umsetzungs“-
Verordnung  geprüft werden kann, wenn eine die Resolution des Sicherheitsrats die 
genaue Umsetzung vorschreibt und daher den Mitgliedstaaten keinerlei 
Ermessensspielraum bleibt. Folglich wäre ein rechtswidriges Verhalten der Organe 
der EU gar nicht denkbar, da diese ja nur jene Vorgaben umsetzen, die die UNO 
mittels einer Resolution verbindlich festgesetzt hat.
624
 
625
 
  
Im Folgenden werden nun zwei Möglichkeiten in Betracht bezogen: 
Sowohl die Option mittels einer Amtshaftungsklage gem. Art 228 Abs. 2 EGV als 
auch die Möglichkeit mithilfe einer Nichtigkeitsklage gem. Art 230 Abs. 4 EGV. 
 
5.2.1. Amtshaftungsklage  
 
Als erste Option um gegen die Europäische Union vorzugehen, kommt die 
Amtshaftungsklage in Betracht, nach der die Gemeinschaft gem. Art 288 Abs. 2 
EGV haftet. Diese Art der Klage wird im folgenden Fall besprochen. 
 
5.2.1.1. Dorsch Consult Ingenieurgesellschaft mbH gegen Rat der 
Europäischen Union und Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften (T-184/95 sowie C-237/98 P) 
 
Im vorliegenden Fall waren die Dorsch Consult Ingenieurgesellschaft mbH, die ihren 
Sitz in München hatte, sowie der Rat der EU und die Kommission Parteien. Die 
                                               
622 Meerpohl 2008, S. 36. 
623 Schmahl 2006, S. 570. 
624 Meerpohl 2008, S. 37. 
625 Vgl. EuG, Rs. T-184/95, Dorsch Consult. 
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Tätigkeit der Fa. Dorsch Consult  bestand  in der Erbringung von beratenden 
Ingenieurleistungen. 
 
Anfang 1975 ging das Unternehmen mit dem „ministry of works and housing“ der 
Republik Irak einen Vertrag ein, dessen Inhalt die Planung sowie die 
Bauüberwachung des „Irak Express-way No 1“ darstellte. Zunächst war dieser 
Vertrag zwischen dem genannten Unternehmen, dem späteren Kläger, und dem 
irakischen Ministerium für sechs Jahre abgeschlossen, wurde aber danach mehrmals 
verlängert.
626
  
 
Anfang 1990 waren noch aus diesem Vertrag bestehende Forderungen des Klägers 
gegenüber den irakischen Behörden offen, diese Forderungen wurden in zwei 
Briefen des irakischen Ministeriums an die irakische Rafidian Bank anerkannt. 
Außerdem wurde die Bank in diesen beiden Briefen dazu aufgefordert, die 
gewünschte Geldsumme an das deutsche Unternehmen zu überweisen.
627
 
  
Am 2. August 1990 stellte der UN-Sicherheitsrat mittels der Resolution 660 
(1990)
628
 den Bruch des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit durch den 
Staat Irak und seiner Invasion in dessen Nachbarstaat Kuwait fest und forderte die 
Invasoren auf, ihre Streitkräfte sofort aus dem besetzten Gebiet abzuziehen.
629
 Als 
der Staat Irak daraufhin nicht reagierte, verabschiedete der Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen als Antwort des irakischen Ungehorsams vier Tage später 
Resolution 661(1990)
630
 mit der er beschloss, ein Handelsembargo gegen den Staat 
Irak (und gegen Kuwait) zu verhängen. Am 8. August 1990 erließ der Rat der 
Europäischen Union aufgrund der Resolution 661 (1990), die EG-Verordnung Nr. 
2340/1990, die primär die Einfuhr irakischer Produkte in das Gebiet der 
europäischen Union sowie die Ausfuhr aller europäischen Produkte in den Irak 
verbot. Auch jegliche Handelstätigkeit – inkl. „jeglicher Tätigkeit im Zusammenhang 
mit bereits geschlossenen oder teilweise erfüllten Geschäften“631 - war verboten, 
wenn sie die Ausfuhr irakischen Produkte zum Inhalt hatte. 
                                               
626 Rs. T-184/95, Rz 1f. 
627 Rs. T-184/95, Rz 3. 
628 UN-Res. 660 (1990). 
629 Rs. T-184/95, Rz 4. 
630 UN-Res. 661(1990). 
631 Rs. T-184/95, Rz 7. 
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Es dauerte nicht lange und der Irak, genauer der „Oberste Revolutionsrat der 
Republik Irak“, antwortete auf dieses Handelsembargo, dass für ihn aus reiner 
Willkür verabschiedet worden war, mit dem Gesetz Nr. 57.  
Dieses Gesetz „über den Schutz der irakischen Vermögen, Interessen und Rechte 
innerhalb und außerhalb Iraks“ bedeutete eine Sperrung des Vermögens, der 
Bestände und ihrer Erträge für all jene Staaten, die diese „willkürlichen Beschlüsse 
einiger Regierungen“ (gemeint ist das Handelsembargo) gegen den Irak gefällt 
hatten.
632
 
 
Da nun die Firma Dorsch Consult aufgrund des Gesetzes Nr. 57 keine Zahlungen 
von irakischer Seite erhalten hatte wandte sie sich am 4. August 1995 sowohl an den 
Rat als auch die Kommission. In seiner Begründung brachte das Unternehmen vor, 
dass es nur deshalb keinerlei Zahlungen erhalten habe, weil der Irak mit seinem 
Gesetz Nr. 57 auf die EG-Verordnung 2340/1990 unmittelbar reagiert habe. In einer 
weiteren Argumentation brachte der Kläger vor, dass der Gemeinschaftsgesetzgeber 
die Teilnehmer des Wirtschaftslebens, die durch diese EG-Verordnung in 
Mitleidenschaft gezogen worden sind, dafür zu entschädigen hätten, widrigenfalls 
nun die Haftung gemäß Art 288 EGV greife.
633
 
 
Das europäische Gericht I. Instanz bekräftige seine bisherige Rechtsprechung
634
, 
nämlich dass die außervertragliche Haftung der Gemeinschaft einen tatsächlich 
vorliegenden Schaden sowie einen ursächlichen Schaden und das - rechtswidrige 
oder rechtmäßige -  Handeln der Gemeinschaft voraussetzt. In concreto konnte die 
Klägerin nicht beweisen, dass die irakischen Behörden direkt aufgrund der 
Verordnung Nr. 2340/1990 keine Zahlungen geleistet hatten, viel eher hatte es die 
klagende Partei verabsäumt eine genaue Untersuchung darüber anzustellen, warum 
die Rafidian Bank die Forderungen, die ja seitens der irakischen Behörden bestätigt 
worden waren, nicht beglichen habe. 
   
                                               
632 Rs. T-184/95, Rz 8. 
633 Rs. T-184/95, Rz 9. 
634 Rs T-26/81, Oleifici Mediterranei gegen EWG vom 29.11.1982 sowie RS T-481/93 verbunden mit RS T-
484/93,  
     Exporteurs in Levende Varkens u.a. gegen Kommission vom 13.12.1995. 
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Die klagende Partei hatte keinerlei Beweise vorgelegt, die erklärten, warum die 
irakischen Behörden bzw. die Rafidian Bank keine Zahlungen geleistet hatten
635
. 
Außerdem sei es der Klägerin nicht gelungen zu beweisen, dass die irakischen 
Behörden nun endgültig ihre Forderung nicht begleichen würden. Das Gericht sprach 
auch aus, dass es somit auch keinen tatsächlicher Schaden geben würde, den man 
einfordern könne.
636
 
 
Des weiteren folgte aus den Entscheidungsgründen des Gerichtshofes, dass die 
Gemeinschaft nur dann zur Haftung gezogen werden könne, wenn zwischen der 
Verordnung  2340/1990 und dem (angeblich) eingetretenen Schaden ein 
unmittelbarer Kausalzusammenhang bestehen würde, das also das von der irakischen 
Regierung erlassene Gesetz Nr. 57 als „Vergeltungsmaßnahem“ als Folge der EG-
Verordnung darstellt. Als weitere Voraussetzung wurde gefordert, dass es sich um 
einen außergewöhnlichen Schaden zu handeln habe.
637
 
 
Ein weiterer wichtiger Leitsatz dieser Entscheidung des EuG findet sich auch in Rz. 
74, nämlich dass - gemäß des Art. 25 UN - Charta - lediglich die einzelnen 
Mitgliedstaaten der UNO dazu verpflichtet wären, die Resolutionen zu übernehmen 
und sie auch durchzuführen. 
  
Diejenigen Staaten, die sowohl UN-Mitglied als auch Angehörige der EU waren, 
konnten - eben aufgrund ihrer Angehörigkeit zu der Union - diese Resolution 
allerdings nur nach Art 133 EGV durchführen. Denn dieser Artikel sieht vor, dass die 
Verhängung eines Handelsembargos in die ausschließliche Zuständigkeit der 
Gemeinschaft liegt.
638
 Deshalb findet sich auch der Passus in den Erwägungen der 
Verordnung Nr. 2340/1990, wonach die Durchführung der Maßnahmen bezüglich 
des Handelsverkehrs mit Irak und Kuwait nur einheitlich durch einen 
Gemeinschaftsrechtsakt geschehen soll.
639
 Somit ist aber dann auch der etwaig 
geltend gemachte Schaden im vorliegenden Fall nicht der EG-Verordnung Nr. 
2340/1990 sondern viel eher der Resolution 661 (1990) zuzuschreiben.
640
 
                                               
635 Rs. T-184/95, Rz 61. 
636 Rs. T-184/95, Rz. 61-65. 
637 Rs. T-184/95, Rz 72. 
638 Rs. T-184/95, Rz 74. 
639 EG VO 2340/1990. 
640 Rs. T-184/95, Rz 74., C-237/98 P, Rz. 9. 
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Die Klägerin wandte sich daraufhin an die Instanz und brachte insgesamt 18 
Rechtsmittelgründe vor. Sie lassen sich einteilen in Fragestellungen betreffend dem 
Vorliegen eines tatsächlichen und sicheren Schadens, dem Vorhandensein eines 
unmittelbaren und vorhersehbaren Kausalzusammenhanges, dem Vorliegen eines 
besonderen und außergewöhnlichen Schadens sowie den Schadenersatzansprüchen 
aus rechtmäßigem Handeln und des Schadenersatzanspruches wegen des 
Unterlassens des Gemeinschafsgesetzgebers, nämlich bei seinem Ermessen eine 
Entschädigungssumme festzusetzen.
641
 
 
Auch der EuGH urteilte wie der EuG, nämlich dass eine außervertragliche Haftung 
der Gemeinschaft einen tatsächlichen Schaden als Voraussetzung habe sowie dass 
dieser Schaden im „ursächlichen Zusammenhang“ mit dem Handeln der 
Gemeinschaft zu stehen habe.
642
  
Auch stellte er weiters fest, dass es sich dann hierbei um einen außergewöhnlichen 
Schaden handeln müsste.
643
 Nur beim kumulativen Vorliegen all dieser drei 
genannten Erfordernisse besteht eine außervertragliche Haftung der Gemeinschaft 
gegenüber der klagenden Partei.  Der Europäische Gerichtshof bestätigte abermals, 
dass im vorliegenden Fall kein tatsächlicher Schaden vorliege bzw. dass das 
Vorliegen eines tatsächlichen Schadens seitens der klägerischen Partei nicht 
bewiesen worden sei und lehnte es daher ab, sich ausführlicher mit den restlichen 
Rechtsmittelgründen auseinanderzusetzen, da es ohne tatsächlichen Schaden auch zu 
keiner außervertraglichen Haftung seitens der Gemeinschaft kommen würde.
644
  
 
5.2.1.2. Schlussfolgerung 
 
Aus diesem Erkenntnis lässt sich also ablesen, dass die Europäische Gemeinschaft 
mittels einer Amtshaftungsklage nicht für Folgen verantwortlich gezeichnet werden 
kann, wenn es dabei die Umsetzung der Sanktionen betrifft – hier scheitert der 
Rechtsanspruch bereits an dem Vorhandensein bzw. dem Beweis eines tatsächlichen, 
kausalen Schadens der klagenden Partei. 
                                               
641 Rs. C-237/98 P, Rz 16. 
642 Rs. C-237/98 P, Rz 17. 
643 Rs. C-237/98 P, Rz 18. 
644 Rs. C-237/98 P, Rz 54. 
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Unabhängig von der Rechtmäßigkeit des Embargos handelt es sich hier um eine 
reine Umsetzung einer UN-Resolution, die EU-Organe haben dabei keinen 
Entscheidungsspielraum.  
 
Deswegen sind auch – etwaig entstandene Schäden –den Vereinten Nationen 
zuzurechnen, sie beruhen auf keiner Entscheidung der Gemeinschaftsorgane.
645
  
 
5.2.2. Nichtigkeitsklage gem. Art 230 Abs 4 EG 
 
In weiterer Folge könnte der Betroffene auch noch versuchen sich mittels einer 
Nichtigkeitsklage gem. Art. 230 Abs 4 EGV an den EuGH zu wenden um etwaige 
Schadensansprüche aus den Sanktionen bzw. ihrer Verhängung und Umsetzung zu 
lukrieren.  
Die nächsten Fall setzen sich daher mit Nichtigkeitsklagen auseinander, die aufgrund 
repressiver Maßnahmen im Finanzbereich beim EuGH anhängig wurden.  
 
5.2.2.1. Ahmed Ali Yusuf und Al Barakaat International 
Foundation/Rat und Yassin Abdullah Kadi/Rat. (T-306/01 und T-
315/01) 
 
Sowohl schon vor als auch besonders nach 9/11 wurde vom Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen mehrere Resolutionen gegen die Taliban, ihren Anführer Osama 
bin Laden, und gegen all jene gesetzt, die mit ihnen im Zusammenhang stehen
646
. 
Dabei wurden alle Mitglieder der UNO aufgerufen, Gelder und andere Finanzmittel, 
die mit diesen Personen bzw. dieser Organisation verbunden sind bzw. von diesen 
kontrolliert werden, einzufrieren. Die Europäische Union erließ mehrerer 
Verordnungen, die die Resolutionen der UN umsetzen sollten, unter anderen auch die 
VO 467/2001.  In diesem Zusammenhang wurde auch ein Sanktionsausschuss 
gebildet, dessen Aufgabe es war, die betreffenden Personen namentlich zu 
identifizieren und davon eine Liste anzufertigen sowie die einzufrierenden 
Finanzmittel ausfindig zu machen.  
 
                                               
645
 Vgl. Meerpohl 2008, S. 37. 
646 Gegen Osama bin ladenVgl. UN-Res. 1267 (1999), 1333 (2000), 1390 (2002). 
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Am 10.10. 2001 bzw. am 9.11. 2001 schienen auf dieser besagten Liste erstmals die 
Namen der natürlichen Person, dem schwedischen Staatsbürger Ahmed Ali Yussuf  
bzw. das Unternehmen, lautend auf Al Barakaat International Foundation, auf.
647
 In 
weiterer Folge wurde die den Verordnungen der EG entsprechenden Maßnahmen 
gesetzt und die betroffenen Personen auf den Verordnungen beigefügten Liste 
gesetzt um als Konsequenz davon die Finanzmittel einzufrieren. Aufgrund dieser 
Aktion erhoben die betroffenen Personen Klage nach Art 230 EG  gegen den Rat und 
gegen die Kommission und beantragten die Nichtigerklärung der gegenständlichen 
Verordnungen.  
 
Dabei führten die Kläger drei Nichtigkeitsgründe an, die im Folgenden genauer 
untersucht werden: 
 die Unzuständigkeit des Rates für den Erlass der Verordnung Nr. 881/2002. 
 die Verletzung von Art. 249 EG. 
 die Verletzung ihrer Grundrechte, insbesondere die Verletzung des 
"rechtlichen Gehörs" sowie ihre Verteidigungsrechte, die ihnen gemäß Art 6 
EMRK zustehen würden. 
 
5.2.2.1.1.  Die Unzuständigkeit des Rates für den Erlass der Verordnung  
          Nr. 881/2002
648
 
 
Die Kläger wendeten hier zunächst ein, dass der Rat für Verordnungen, die eine 
Verhängung von Sanktionen gegen Einzelpersonen vorsehen, nicht zuständig ist.  
 
Dabei sei zunächst einmal angemerkt, dass zu den in Art. 11 EU festgelegten Zielen 
der Union im Rahmen der GASP auch der Kampf gegen den internationalen 
Terrorismus zählt, auch wenn er sich nicht spezifisch gegen ein Drittland oder dessen 
Machtinhaber richtet. Der Rat hatte den gemeinsamen Standpunkt 2002/402 mit 
27.5.2002 einstimmig angenommen, der festlegt, dass Sanktionen, wirtschaftlicher 
oder finanzieller Natur, auch gegen Privatpersonen gerichtet werden können, wenn 
diese im Verdacht stehen, dass diese Personen den internationalen Terrorismus 
                                               
647 Vgl. http://www.menschenrechte.ac.at/docs/05_5/05_5_12 (10.8.2009). 
648 Vgl. T-306/01, Rz. 79ff. 
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finanziell unterstützen. Um die Befugnisse zur Verhängung von wirtschaftlichen und 
finanziellen Sanktionen - die durch Art 60 EG und Art 301 EG verliehen wurden - zu 
vervollständigen war der Rückgriff auf Art 308 EG gerechtfertigt.
649
  
 
Art 308 EG lautet: 
"Erscheint ein Tätigwerden der Gemeinschaft erforderlich, um im Rahmen des 
Gemeinsamen Marktes eines ihrer Ziele zu verwirklichen, und sind in diesem Vertrag 
die hierfür erforderlichen Befugnisse nicht vorgesehen,  erlässt der Rat einstimmig 
auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen Parlaments 
die geeigneten Vorschriften."
650
 
 
Dieser Artikel hat dann vor allem große Bedeutung wenn man bedenkt, dass man in 
der heutigen Zeit – anders als im Zeitpunkt des Erlasses der UN-Charta - nicht mehr 
davon ausgehen kann, dass die Staaten die einzige Bedrohung für den Weltfrieden 
und der internationalen Sicherheit sind.
651
  Das Gericht führte in weiterer Folge aus, 
dass es vielmehr auch die Machthaber eines Drittlandes Adressaten der Sanktionen 
sein können und auch gegen Einzelpersonen gerichtet werden können. Es sei 
unerheblich, ob sich diese Einzelpersonen mit den betreffenden Machthabern 
verbündet hätten oder selbständig agieren würden.  Die Europäische Union sehe es 
außerdem als ihre Pflicht an, sich auf „neue“ Bedrohungen des Weltfriedens - wie 
eben etwa den Terrorismus – einzustellen und effektive Gegenmaßnahmen zu 
setzen.
652
 
653
 
 
Das Gericht führte in seinem Urteil auch aus, dass die Verordnung nur ergangen sei, 
um die  gezielten UN-Sanktionen automatisch zu übernehmen und umzusetzen, ohne 
dass es ein eigenes Ermessen hierzu seitens der EU gegeben hat. Schließlich sind die 
Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen ja aus völkerrechtlicher Sicht dazu 
verpflichtet die Beschlüsse des Sicherheitsrates zu befolgen und umzusetzen, wie es 
in Art 25 UN-Charta normiert ist. Diese Verpflichtung der Umsetzung geht auch, 
                                               
649 Vgl. Rs. T-306/01, Rz. 2 (Leitsätze). 
650 Art 308 EG. 
651 Vgl. http://www.menschenrechte.ac.at/docs/05_5/05_5_12 (10.8.2009). 
652 Vgl. Rs. T-306/01, EuGRZ 2005, S: 592, S. 602 ff., Rn 125ff, Rn 169. 
653 Vgl. „non-state actors“ im Völkerrecht. 
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nach Art 103 UN-Charta, allen anderen etwaigen Verbindungen aus anderen 
völkerrechtlichen Verträgen und Abkommen vor.  
 
Eben jenes Prinzip wird durch Art 307 Abs 1 EGV in die europäische Gemeinschaft 
transportiert. Dieser Artikel besagt, wie bereits oben dargestellt, dass 
Verpflichtungen und auch Rechte, die die Mitgliedstaaten der EU vor ihrem Beitritt 
mit anderen Mitgliedstaaten oder auch Drittstaaten abgeschlossen haben, durch den 
EG-Vertrag nicht tangiert werden.
654
 Deswegen sind sowohl die Gemeinschaft der 
Staaten als auch die einzelnen Mitgliedstaaten selbst an die Verpflichtungen 
gebunden, die sich aus der Charta der Vereinten Nationen ergeben.
655
  
 
Der Rat war somit für die Verhängung der Verordnung zuständig, dieser 
Nichtigkeitsgrund geht also ins Leere.  
 
5.2.2.1.2.  Die Verletzung von Art. 249 EG
656
 
 
Die Betroffenen machten im gegenständlichen Fall als zweiten Nichtigkeitsgrund 
geltend, dass die nunmehr angefochtene Verordnung unmittelbar in die Rechte des 
Individuums eingreife und die Anwendung „Sanktionen gegen einzelne Bürger“ 
vorschreibe, sie habe daher keine allgemeine Geltung und verstoße somit gegen Art 
249 EG. 
 
Der EuGH befand jedoch, dass diese Verordnung allgemeine Gültigkeit habe, sie 
sich an jedermann richte, und allen verbiete, Personen Gelder oder andere 
Finanzmittel als wirtschaftliche Ressourcen zur Verfügung zu stellen. Auch dass 
diese Personen in einer Liste, die als Anhang der Verordnung konzipiert ist, 
namentlich genannt und somit individualisiert sind, ändert nichts an der 
Allgemeinheit dieser Verordnung, sie gilt auf jeden Fall erga omnes. 
 
                                               
654 Vgl. Rs. T-306/01, EuGRZ 2005, S. 592 (610), Rn. 237. 
655 Vgl. Rs. T-306/01, EuGRZ 2005, S. 592 (619), Rn. 243ff. 
656 Vgl. Rs. T-306/01, Rz. 180ff. 
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5.2.2.1.3.  Die Verletzung ihrer Grundrechte
657
 
 
Die klagende Partei brachte vor in mehrere ihrer Grundrechte verletzt worden zu 
sein. Diese werden im Folgenden kurz einzeln besprochen. 
 
5.2.2.1.3.1. Eigentumsrecht
658
 
 
Die Betroffenen brachten vor, dass sie willkürlich in ihrem Eigentumsrecht verletzt 
worden seien. Festzuhalten ist aber, dass die angefochtene Verordnung unter 
anderem auch die Möglichkeit vorsieht, Gelder von dieser Regelung auszunehmen, 
die für Grundausgaben wie Lebensmittel, Mieten, medizinische Versorgung oder 
etwa Steuern benötigt werden; dafür bedarf es aber eines Antrags des Betroffenen.  
 
Das Gericht wehrte sich besonders gegen die Auffassung der klagenden Partei, dass 
in ihre Eigentumsrechte widerrechtlich eingegriffen worden sei und brachte als 
Begründung vor, dass das Einfrieren der Gelder eine Aktion des Sicherheitsrates der 
Vereinten Nationen sei, mit denen der internationale Terrorismus zu bekämpfen 
ist.
659
  
 
Desweiteren argumentierte das Gericht, dass es sich lediglich um eine 
Sicherheitsmaßnahme handeln würde: das Geld und die anderen Finanzmittel der 
Betroffenen würden keineswegs beschlagnahmt, sondern diese würden viel mehr nur 
daran gehindert werden diese Mittel zu nutzen, also in ihrer Verfügungsmacht 
eingeschränkt werden. Die allgemeinen Sanktionsregeln des Sicherheitsrates würden 
zudem regelmäßig überprüft werden. Auch stünde es den Betroffenen frei, allerdings 
über den jeweiligen Mitgliedstaat, dessen Staatsbürger sie sind bzw. in dem sie sich 
aufhalten, ein Verfahren einleiten zu lassen, mit welchem der jeweilige 
Sanktionsausschuss überprüft werden könne.  
                                               
657 Vgl. Rs. T-306/01, Rz. 190ff. 
658 Vgl. Rs. T-306/01, Rz. 190ff. 
659 Vgl. Rs. T-306/01, Rz. 297ff. 
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Von einer Verletzung des Eigentumsrechtes konnte also auch keine Rede sein, die 
Verletzung dieses Grundrechtes war also nicht gegeben.
660
 
 
5.2.2.1.3.2.  Verletzung von Verteidigungsrechten
661
 
 
Die Betroffenen wendeten auch eine schwerwiegende Verletzung ihrer 
Verteidigungsrechte ein, da sie vor dem Erlass der gegen sie individuell gerichteten 
Sanktionen nicht angehört worden waren und sie so ihr rechtliches Gehör nicht 
wahrgenommen haben. Auch die eigentlichen Gründe der Sanktionen seien ihnen 
vorenthalten worden.
662
  
 
Das Gericht befand, dass es in den Resolutionen nicht vorgesehen sei, die 
Betroffenen vor der Aufnahme in die besagte Liste, anzuhören. Auch gäbe es keine 
zwingende völkerrechtliche Regelung die diese Prozedere vorschreiben würde. Mehr 
noch, es wäre außerdem zu befürchten gewesen, dass eine solche - vor der Aufnahme 
in die Liste - durchgeführte Vernehmung der Betroffenen dazu geführt hätte, dass 
diese Sanktionen nicht wirksam gewesen wären. Gerade der "Überraschungseffekt" 
dieser Sanktionen würde zum Ziel, nämlich möglichst alle Geldmittel einzufrieren, 
die für terroristische Aktionen verwendet werden können, führen.  
Auch beinhalten die Resolutionen einen Mechanismus, der es den Betroffenen 
gestattet sich über ihre jeweiligen nationalen Behörden an den Sanktionsausschuss 
zur Überprüfung zu wenden bzw. und auch, die bereits oben erwähnten Ausnahmen 
von der Einfrierung der Konten, zu beantragen.
663
 
  
In concreto wurden Ahmed Ali Yusuf sowie die Al Barakaat International 
Foundation vom Sanktionsausschuss angehört, da die schwedische Regierung hier 
zuvor interveniert hatte. Durch diese Anhörungen konnten zwei Personen, Herr Aden 
sowie Herr Ali, von der besagten Liste gestrichen werden.  
                                               
660 Vgl. Rs. T-306/01, Rz. 285ff. 
661 Vgl. Rs. T-306/01, Rz. 190ff. 
662
 Vgl. Rs. T-306/01, Rz. 191. 
663 Vgl. Rs. T-306/01, Rz. 9 (Leitsätze). 
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Es wurde hier auch festgestellt, dass eine Mitteilung an die Betroffenen von ihrer 
Aufnahme in die Liste nicht geboten erscheint, wenn der Sicherheitsrat bzw. der 
handelnde Sanktionsausschuss aus Gründen der Sicherheit der Völkergemeinschaft 
dem entgegensteht.
664
 
 
Zu dem Anspruch des Klägers auf Anhörung noch bevor die angefochtene 
Verordnung erlassen wurde lässt sich folgendes sagen:  
Die Organe der Gemeinschaft verfügten im vorliegenden Fall weder über einen 
Ermessensspielraum noch war es ihnen frei darüber zu urteilen, wie zweckmäßig und 
sinnvoll derartige Sanktionen gegenüber dem Betroffenen sind. Daraus kann aber 
auch geschlossen werden, dass die Gemeinschaftsorgane nicht verpflichtet waren, die 
Betroffenen vor Erlass der Verordnung anzuhören. 
 
5.2.2.1.3.3.  Anspruch auf eine (effektive) gerichtliche Kontrolle
665
 
 
Den Betroffenen stand es im vorliegenden Fall offen, eine Nichtigkeitsklage nach 
Art 230 EG beim europäischen Gerichtshof 1. Instanz zu erheben. Bei einer 
derartigen Klage muss die angefochtene Verordnung umfassend auf ihre 
Rechtmäßigkeit überprüft werden, in weiterer Folge ob die Zuständigkeitsregeln 
eingehalten worden sind und die Formvorschriften beachtet wurden. 
 
In concreto hat sich der EuG für zuständig erachtet auch - mittelbar - die 
Rechtmäßigkeit der betroffenen Resolution des Sicherheitsrates zu prüfen
666
; als 
Maßstab hierfür dient sowohl das Völkerrecht, welches ius cogens und übergeordnet 
ist, als auch die ebenfalls zwingenden Normen zum Schutz der Menschenrechte. 
  
Bei dieser Kontrolle kam der EuG zu der Ansicht, dass er nicht feststellen kann ob 
der Sicherheitsrat Fehler gemacht hat oder mittelbar kontrollieren, ob diese 
Maßnahmen sinnvoll und zweckmäßig sind, ohne dabei in die Befugnisse des 
Sicherheitsrates gemäß Kapitel VII der UN-Charta einzugreifen was er freilich nicht 
                                               
664 Vgl. Rs. T-306/01, Rz. 304. 
665 Vgl. Rs. T-306/01, Rz. 192. 
666 Vgl. Rs. T-306/01, Rz. 260ff. 
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kann, da er ja – wie bereits ausgeführt – an die Resolutionen des Sicherheitsrates 
gebunden ist. 
  
Der EuG konnte daher die Rechtmäßigkeit der EG-Verordnung nicht umfassend 
prüfen, eine weitreichende Überprüfung der EG-Verordnung hätte dann auch zu 
einer extensiven, inzidenten Überprüfung der Rechtmäßigkeit der 
Sicherheitsratsbeschlüsse zur Folge gehabt.
667
 Dies ist aber nur dann möglich, wenn 
der Sicherheitsrat gegen völkerrechtliches ius cogens verstoßen hätte
668
, was in 
concreto aber nicht der Fall ist. 
 
Vielmehr ist es so, dass in der vorliegender Causa die Betroffenen keinen 
gerichtlichen Rechtsbehelf zur Verfügung haben, da der Sicherheitsrat es ablehnte, 
einen eigenen Gerichtshof zu erschaffen, der sich mit den Klagen betreffend der 
gegen Individuen gerichteten Sanktionen beschäftigt. 
 
Der EuG betonte allerdings, dass es sich hierbei um keinerlei Lücken im 
Rechtsschutz handeln würde: das Recht auf Zugang zu den Gerichten
669
 ist nicht 
absolut. Besonders die Immunität der Gerichtsbarkeit, die ja durch die 
innerstaatlichen Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten der UNO auch im 
Sicherheitsrat Anwendung findet,  steht diesem Recht der Betroffenen entgegen. 
 
Weiters erklärte der EuG, dass es sich hierbei um keine Verletzung des Rechts auf 
eine effektive gerichtliche Kontrolle handle – schließlich und endlich hat das Gericht 
aufgrund der Nichtigkeitsklage seine Zuständigkeit erklärt und sowohl die EG-
Verordnung als auch – mittelbar- die UN-Resolutionen auf ihre Rechtmäßigkeit 
anhand des Völkerrechtes geprüft.
670
 
 
 
 
                                               
667 Vgl. Rs. T-306/01, EuGRZ 2005, S. 592 (612), Rn. 266ff. 
668 Vgl. Rs. T-306/01, EuGRZ 2005, S. 592 (613), Rn. 277. 
669 gemäß Art 8 EMRK. 
670 Vgl. Rs. T-306/01, EuGRZ 2005, S. 592 (617), Rn. 337. 
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5.2.2.1.4.  Schlussfolgerung 
 
Der Gerichtshof wies also – aus den oben genannten Gründen - die Klage ab.  
 
Der EuGH versagte sich die Kompetenz, die Sanktionen des Sicherheitsrates auf ihre 
Rechtmäßigkeit oder Gültigkeit hin zu prüfen. Der Gerichtshof ist nur dazu befugt 
die UN-Resolutionen hinsichtlich ihrer möglichen Verletzung gegen das ius cogens 
zu prüfen. In weiterer Folge fügte der EuGH auch noch hinzu, dass es auf 
internationaler Ebene keine richterliche Überprüfung für Betroffene gebe sondern 
sich Personen bzw. Organisationen an die eigenen nationalen Regierungen wenden 
mögen, um durch diplomatische Instrumente von der Liste gestrichen zu werden. 
Weder Individuen noch Organisationen könnten sich daher, wenn sie auf einer Liste 
der  Sanktionen stehen würden, an den EuGH wenden, außer wenn das ius cogens 
verletzt sei.
671
 
 
Ergänzend lässt sich noch folgender Passus erwähnen, der das Thema 
„Verhältnismäßigkeit“ streift und auch klar Aufschluss darüber gibt, dass der Rat im 
konkreten Fall Smart Sanctions für passender ansieht: 
„Die genannten Maßnahmen, mit denen wirksamer Druck auf die Machthaber des 
betreffenden Landes ausgeübt und zugleich ihre Auswirkung auf die Bevölkerung 
dieses Landes so weit wie möglich begrenzt werden sollte, insbesondere indem ihr 
persönlicher Anwendungsbereich auf eine bestimmte Zahl namentlich genannter 
Personen beschränkt wird, standen auch mit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
im Einklang, der verlangt, dass Sanktionen nicht die Grenzen dessen überschreiten, 
was zur Verwirklichung des mit der Gemeinschaftsregelung, durch die sie eingeführt 
werden, verfolgten Zieles angemessen und erforderlich ist.“672 
       
5.2.2.2. Chafiq Ayadi (T-253/02 und T-49/04) 
 
Ganz ähnlich wie im soeben besprochenen Fall geht es auch in dieser Causa um die 
Erlassung von Sanktionen,  die durch Verordnungen des Rates
673
 eingeführt wurden 
                                               
671 Lavranos in  Wouters/Nollkaemper/De Wet 2008, S. 188f.  
672 Rs. T-306/01, Rz. 2 (Leitsätze). 
673VO Nr. 881/2002 des Rates vom 27. Mai 2002 über die Anwendung bestimmter spezifischer restriktiver  
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und die zum Ziel hatten, Gelder der betroffenen Personen und Einrichtungen 
einzufrieren. Um diese Individuen namentlich bekannt zu machen, wurden auch sie 
auf eine Liste gesetzt, die regelmäßig von der Kommission unter Mithilfe des 
Sanktionsausschusses aktualisiert wird.
674
 
 
Auf diese Liste wurden am 19.10.2001 der tunesische Staatsangehörige Chafig 
Ayadi, wohnhaft in Dublin, Irland, und am 20.11.2003 der libysche Staatsangehörige 
Faraj Hassan, der sich damals in einem Gefängnis in Brixton, Großbritannien, 
aufhielt und auf den Abschluss eines seitens der italienischen Behörden eingeleiteten 
Auslieferungsverfahren wartete, gesetzt. 
 
Beide Personen beantragten die Nichtigerklärung dieser Maßnahmen beim 
europäischen Gericht 1. Instanz.
675
  
Insgesamt stützte sich die Klage auf folgende Nichtigkeitsgründe: 
- Unzuständigkeit des Rates. 
- Verletzung der tragenden Grundsätze der Subsidiarität, der 
Verhältnismäßigkeit und der Wahrung der Menschenrechte. 
 
5.2.2.2.1.  Unzuständigkeit des Rates 
 
Auch hier brachte der Betroffene zunächst vor, dass der Rat für die Erlassung einer 
derartigen Sanktion gar nicht zuständig sein würde.
676
 
Doch das Gericht bestätigte abermals - wie bereits im zuvor erörterten Fall
677
 - dass 
die Europäische Gemeinschaft zuständig ist, das Einfrieren von Geldern oder 
anderen Finanzmitteln zu verordnen um damit den internationalen Terrorismus zu 
bekämpfen. Dieser erste Einwand ging also ins Leere. 
 
                                                                                                                                     
     Maßnahmen gegen bestimmte Personen und Organisationen, die mit Osama bin Laden, dem Al-Qaida-
Netzwerk  
     und den Taliban in Verbindung stehen, und zur Aufhebung der Verordnung Nr. 467/2001 (ABl. L 139, S. 9).  
674 Siehe, als Beispiel, Verordnung (EG) Nr. 674/2006 der Kommission vom 28. April 2006 zur 
fünfundsechzigsten  
     Änderung der Verordnung Nr. 881/2002 (ABl. L 116, S. 58).  
675 Vgl. Rs. T-253/02, Rz. 29. 
676 Vgl. Rs. T- 253/02, Rz.93ff. 
677 Rs. T-306/01, Ahmed Ali Yusuf und Al Barakaat International Foundation/Rat.  
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5.2.2.2.2.  Verletzung der tragenden Grundsätze der Subsidiarität, der  
          Verhältnismäßigkeit und der Wahrung der Menschenrechte 
 
Der zweite Einwand des Betroffenen betraf u.a. einen angeblichen Verstoß gegen die 
Subsidiarität, denn die Mitgliedstaaten müssten aufgrund ihrer Pflichten, die aus dem 
Gemeinschaftsrecht resultieren
678
, Aktionen setzen und wären damit in ihrer – durch 
das Völkerrecht aber vorgesehenen – Entscheidungsfreiheit eingeschränkt.679  
Das Gericht berief sich auf die Urteile Yussuf und Kadi und stellte fest, dass da das 
Gericht außerdem in den Urteilen Yusuf (Randnrn. 158 ff.) und Kadi (Randnrn. 
122 ff.) festgestellt hat, dass „der Anwendungsbereich der Artikel 60 EG und 301 EG 
im Rahmen des Kampfes gegen den internationalen Terrorismus durch Rückgriff auf 
die ergänzende Rechtsgrundlage des Artikels 308 EG auf die Verhängung 
wirtschaftlicher und finanzieller Sanktionen gegenüber Privatpersonen ausgedehnt 
werden kann, …, ergibt sich zwangsläufig, dass die Rechtmäßigkeit der Maßnahmen 
der Gemeinschaft, die … im Rahmen der GASP der Union erlassen worden sind, von 
Einzelnen nicht mehr im Hinblick auf das Subsidiaritätsprinzip in Frage gestellt 
werden kann.“680 
 
Außerdem brachte der Betroffene vor, dass er durch die Aufnahme in die besagte 
„schwarze“ Liste  in seiner Menschenwürde beeinträchtigt worden sei.  
Das Gericht bekräftigte hier abermals, dass eine solche Maßnahme nicht gegen die 
zwingend geltenden Menschengrundrechte verstoße.  
In weiterer Folge erkannte das Gericht zwar an, dass es sich bei derartigen 
Maßnahmen um eine besonders drastische handeln würde, führte aber in weiterer 
Folge dazu aus, dass derartige Aktionen die Betroffenen nicht daran hindern würde 
„ein zufriedenstellendes persönliches, familiäres und gesellschaftliches Leben zu 
führe“ 681 , sie also nicht ungebührlich in ihrem privaten Leben einschränken würde.  
 
Insbesondere untersagen die repressiven Maßnahmen ihnen nicht, eine berufliche 
Tätigkeit auszuüben, wobei allerdings der Bezug der Einkünfte aus dieser Tätigkeit 
reglementiert ist. Grundsätzlich könnten die Zulassung von Herrn Ayadi als 
                                               
678 Gemeint ist hier:  Art 60, 301 EG i.V.m. 308 EG. 
679 Vgl. Rs. T- 253/02, Rz 93. 
680 Vgl. Rs. T- 253/02, Rz 111. 
681 Pressemitteilung Nr. 57/06 des EuG vom 12.7.2006. 
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Taxifahrer und die Anmietung eines Kraftfahrzeugs durch ihn vom Einfrieren seiner 
Gelder freigestellt werden. Jedoch obliegt es den nationalen Behörden, über die 
Erteilung einer solchen Ausnahmegenehmigung zu entscheiden und sie im 
Einvernehmen mit dem Sanktionsausschuss zu überwachen und durchzuführen.  
 
Zu dem Verfahren auf Streichung von der Liste schließlich stellt das Gericht 
abermals fest, dass die Leitlinien des Sanktionsausschusses und die angefochtene 
Verordnung des Rates für einen Einzelnen das Recht vorsehe, einen Antrag auf 
Überprüfung seines Falles über die Regierung des Landes, in dem er wohnt oder 
dessen Staatsangehöriger er ist, beim Sicherheitsrat zu stellen. Dieses Recht ist daher 
durch die Gemeinschaftsrechtsordnung gewährleistet.
682
  
 
Im Rahmen der Prüfung eines solchen Antrages haben die Mitgliedstaaten die 
Grundrechte der Betroffenen zu beachten.  Diese Möglichkeit des Betroffenen, die 
nationalen Regierungen anzurufen, ersetzt zwar nicht das Recht der angeklagten 
Partei auf ihre Anhörung vor dem Sanktionsausschuss, dennoch kann auch nicht 
davon ausgegangen werden, dass somit gegen die zwingenden Völkerrechtsnormen 
verstoßen wird. Vielmehr muss davon ausgegangen werde, dass eine derartige 
Beschränkung der Rechte der Betroffenen auf Anhörung, womöglich in einem 
mehrstufigen und daher länger andauernden Verwaltungsverfahren, im vorliegenden 
Fall - wenn es der Bekämpfung des internationalen Terrorismus dient - als üblich 
angesehen werden muss. Jedoch hätten die von den Betroffenen angerufenen 
Regierungen darauf zu achten, dass der konkrete Fall möglichst rasch und vor allem 
unparteiisch vom Sanktionsausschuss geprüft wird.
683
 
 
5.2.2.2.3.  Schlussfolgerung 
 
Auch in diesem Fall bekräftigte der Gerichtshof seine Auffassung über die 
Sanktionen, nämlich dass die Union durchaus zuständig sei,  derartige Maßnahmen 
zu verhängen und auch dass es sich hierbei um keine Eingriffe in die 
Menschenrechte handeln würde. Wichtig in diesem Fall ist auch, dass der 
                                               
682 Vlg. auch   
     http://www.wienerzeitung.at/DesktopDefault.aspx?TabID=4468&Alias=wzo&cob=250941&Page14593=13 .   
    (10.8.2009). 
683 Rs. T-253/02, Rz. 115ff. 
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Gerichtshof zwar der Ansicht ist, dass die Maßnahmen – gleich ob im Rahmen der 
GASP oder nach Art. 60 und 301 EGV beschlossen – sich grundsätzlich gegen dritte 
Staaten richten, jedoch können sich – nach dem Wortlaut der Bestimmungen – diese 
Maßnahmen sehr wohl auch gegen Individuen oder auch Organisationen richten. Die 
Gegebenheit eines „Staates“ ist also nicht zwingende Voraussetzung. 
 
Ansonsten wurde im vorliegenden Fall weitestgehend auf die Rechtssache T-306/01, 
Ahmed Ali Yusuf und Al Barakaat International Foundation Bezug genommen und 
die Rechtsprechung des europäischen Gerichtes bestärkt. 
   
 
5.2.2.3. Organisation des Modjahedines du peuple d'Iran (T-228/02)  
 
In diesem Fall handelte es sich bei der Klägerin
684
 um eine bereits 1965 gegründete 
Organisation mit Sitz im Iran, die es sich zur Aufgabe gemacht hatte, ein 
demokratisches Regime im Staat Iran zu installieren.
685
 
 
Aufgrund der Ereignisse von 9/11 richtete der UN-Sicherheitsrat die Resolution 
1373/2001 ein, die vorsah, alle Gelder von verdächtigen Terrororganisationen 
einzufrieren. Wie bereits erwähnt setzte die EG diese Resolution durch die  
gemeinsamen Standpunkte 2001/930/GASP
686
 sowie 2001/931/GASP
687
 um.
688
 
Durch die VO 2580/2001
689
 wurden gegen jene Personen und Organisationen, die im 
Anhang auf einer Liste aufgeführt wurden, restriktive Maßnahmen gesetzt. Die 
Klägerin befand sich namentlich nicht auf diesem Anhang.
690
  
 
Am 2. Mai 2002 nahm der Rat den Gemeinsamen Standpunkt 2002/340/GASP  an 
und aktualisierte dadurch den Gemeinsamen Standpunkt 2001/931
691
 gem. Art. 15 
und 34 EUV. Hierdurch wurde auch der Anhang auf den neuesten Stand gebracht 
                                               
684 Im Folgenden: OMPI. 
685 Rs. T-228/02, Rz. 1. 
686 ABl. L 344, S. 90. 
687 ABl. L 344, S. 93. 
688 Rs. T-228/02, Rz. 4. 
689 ABl. L 344, S. 70. 
690 Rs. T-228/02, Rz. 9ff. 
691 ABl. L 116, S. 75. 
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und die Klägerin in die Liste der sanktionierten Personen/Organisationen 
aufgenommen.
692
  
Es folgten mehrere Beschlüsse des Rates, die allesamt diese Liste aktualisierten, der 
Name der Klägerin wurde darauf stets belassen.
693
 
 
Daraufhin wandte sich die Klägerin an den EuGH, der den Beschluss, mit dem die 
Organisation auf die besagte Liste gesetzt worden war, für nichtig erklärte.  
Zuerst führte dieser jedoch aus, dass die Rechtsakte, die ursprünglich mit der Klage 
angefochten wurden
694
 seither mehrmals aufgehoben oder ersetzt wurden. Dies 
bedeute aber auch, dass der Klägerin das Recht zugesprochen wurde, auf diese neuen 
Umstände in ihrer Klagsbegründung Bedacht zu nehmen. Der EuGH verwies in 
diesem Fall auch auf  die Fälle Yusuf
695
 sowie Kadi.
696
 
697
  
 
5.2.2.3.1.  Verteidigungsrechte 
 
Als Begründung für Entscheidung des EuGH brachte dieser vor, dass der Beschluss 
im Rahmen eines Verfahrens erlassen worden war, in dem die Verfahrensrechte nicht 
gewahrt worden sein. Der Gerichtshof verweist hierbei eindeutig darauf, dass die 
Einhaltung dieser Rechte eng mit der Begründungspflicht und mit einem effektiven 
gerichtlichen Rechtsschutz verflochten sind. Denn Betroffene können die 
Verteidigungsrechte nur dann im ordentlichen Maß wahrnehmen, wenn ihnen die 
Handlung und auch die Begründung dargebracht werden.
698
 
Die Verteidigungsrechte bestehen sowohl aus der Mitteilung der Umstände, die den 
Betroffenen zu Last gelegt werden, als auch zu der Möglichkeit, hierzu Stellung zu 
nehmen.
699
 
 
                                               
692 Rs. T-228/02, Rz. 13. 
693 Rs. T-228/02, Rz. 15ff. 
694 Die Gemeinsamen Standpunkte 2002/340 und 2002/462 sowie der Beschluss 2002/460. 
695 Vgl. T-306/01, Rz. 73. 
696 Vgl. T-315/01 , Rz. 54.  
697 Rs. T.228/02, Rz. 29. 
698 Vgl. T-315/01 , Rz. 89. 
699 Vgl. T-315/01 , Rz. 93. 
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5.2.2.3.2.  Schlussfolgerung 
 
Der konkrete Fall ist hier anders als in den Fällen Yusuf und Kadi, in denen die 
Gemeinschaftsorgane nicht verpflichtet waren, die betroffenen Personen vor der 
Verhängung der Maßnahmen anzuhören. Denn hier wurden lediglich Resolutionen 
des UN-Sicherheitsrates umgesetzt, in denen die sanktionierten 
Personen/Organisationen bereits namentlich angeführt worden waren.
700
 Eine 
Anhörung der sanktionierten Personen in den oben dargestellten Fällen hätte ohne 
Ermächtigung der UNO stattgefunden.  
Der EuGH folgerte daraus, dass die Einhaltung der Verteidigungsrechte in diesen 
Fällen – in denen eine Anhörung gar nicht veranlasst werden könnte – nicht 
angewendet wurde. Im Fall OMPI waren die zu sanktionierenden Personen nicht 
bereits durch die UNO bekannt gegeben.
701
 
 
Es lag vielmehr an den Mitgliedstaaten der UNO – im konkreten Fall die EG,  die ja 
von den Mitgliedsstaaten dazu ermächtigt worden war zu handeln – die Personen und 
Organisationen, die von dieser Resolution betroffen werden sollen, zu benennen und 
auf die Listen zu setzen.
702
  
 
Wird der Rat also wie hier tätig ist er jedoch nicht an den Willen der Union oder der 
Mitgliedstaaten gebunden. Die Identifizierung der Personen geschah durch eine 
„eigene Befugnis aufgrund einer Ermessensentscheidung der Gemeinschaft.“703 
 
Daraus ergibt sich, dass die Verteidigungsrechte jedoch im ganzen Umfang 
Berücksichtigung finden müssen und die betroffenen Personen angehört werden 
müssen. 
 
Bemerkenswert ist hier, dass die Betroffenen nur dann ihre Verteidigungsrechte 
wahrnehmen können wenn sie bereits auf der Liste der UN genannt worden sind – 
also einen Umstand der sehr willkürlich erscheint und daher auch diskriminierend 
                                               
700 Lavranos in Wouters/Nollkaemper/De Wet 2008, S. 198f. 
701 Vgl. T-315/01 , Rz. 99. 
702 Vgl. T-315/01 , Rz. 103ff. 
703 Vgl. T-315/01 , Rz. 106f. 
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sein kann. Letztendlich werden alle Personen, gleich ob sie von den Vereinten 
Nationen oder der EU genannt werden, durch die Resolutionen des UN-
Sicherheitsrates sanktioniert.
704
 
 
5.3. Vor dem EGMR 
 
Auch könnten Personen, die von Sanktionen durch die EG betroffen sind und sich 
dadurch in ihren Menschenrechten verletzt fühlen, daran denken, sich nun auch an 
den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte zu wenden.   
Betroffene Personen könnten sich mittels einer Individualbeschwerde an den EGMR 
wenden.   
Dieser Rechtsbehelf ist in Art. 34 EMRK normiert: 
Der Gerichtshof kann von jeder natürlichen Person, nichtstaatlichen Organisation 
oder Personengruppe, die behauptet, durch eine der Hohen Vertragsparteien in 
einem der in dieser Konvention oder den Protokollen dazu anerkannten Rechte 
verletzt zu sein, mit einer Beschwerde befaßt werden. Die Hohen Vertragsparteien 
verpflichten sich, die wirksame Ausübung dieses Rechts nicht zu behindern.
705
 
Neben diversen, „allgemeinen“ Formerfordernissen wie Sprache der Beschwerde, 
der Beschwerdebefugnis und der Prozess - bzw. Postulationsfähigkeit ist es wichtig, 
dass ein derartiger Rechtsbehelf gem. Art 35 EMRK erst nach Ausschöpfung aller 
innerstaatlichen Rechtsmittel zulässig ist und spätestens 6 Monate nach der letzten 
innerstaatlichen Entscheidung beim EGMR anhängig sein muss.
706
  Die Beschwerde 
gilt dann als begründet, wenn ein Betroffener vorbringt, in einem seiner Rechte, die 
in der Konvention bzw. in einem der anerkannten Protokolle verankert wurde, 
verletzt zu sein.
707
 
 
Anhand der Fälle, die im Folgenden kurz  erläutert werden, sollen die wichtigsten 
Schranken der Überprüfung und die entstehenden Probleme erörtert werden. 
 
                                               
704 Lavranos in Wouters/Nollkaemper/De Wet 2008, S. 199. 
705 Art. 34 EMRK. 
706 Art. 35 I EMRK. 
707 Ehlers 2005, § 2 IX 1, S. 54ff. 
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5.3.1. Segi und Gestoras Pro-Amnistia 
5.3.1.1. Sachverhalt 
 
In diesem Fall ging es um die Vereinigung Gestoras Pro Amnistia, einer 
Organisation mit Sitz in Spanien die sich um die Menschenrechte von 
Gefangenen/Flüchtlingen im Baskenland einsetzte, und Segi, einer Einrichtung die 
sowohl in Frankreich als auch in Spanien tätig war und sich um die Kultur der 
Basken einsetzte und vor allen Dingen die jungen Basken verteidigte.
708
 
  
Ende September 2001 erließ der Sicherheitsrat die Resolution 1373 (2001)
709
, in dem 
er vor allem weitreichende Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten bei der Verfolgung 
terroristischer Handlungen installierte. Aufgrund dieser Resolution wurde vom Rat 
der EU am 27.Dezember 2001 ein Gemeinsamer Standpunkt 931/2001 erlassen, um 
mit diesem weitere notwendige Maßnahmen zu setzen. 
   
Im Anhang dieses Gemeinsamen Standpunktes befand sich auch eine Liste der 
betroffenen Personen bzw. Körperschaften, die unter Verdacht standen mit dem 
Terrorismus in Verbindung zu stehen. Gestoras Pro Amnistia befand sich auf dieser 
Liste mit der Begründung, dass es sich hierbei um einen Teil der baskischen 
Unabhängigkeitsorganisation ETA handeln würde. Wenig später befand sich auch 
Segi auf dieser Liste.
710
 Daraufhin wandte sich die Gestoras Pro Amnistia und Segi 
an den EGMR und brachten Klage gegen die 15 Mitgliedstaaten der EU ein.  
 
Segi und Gestoras Pro Amnistia
711
 beriefen sich beide darauf, dass sie durch die 
Aufnahme in diese „Terrorliste“ und durch die Gemeinsamen Positionen 
2001/930/GASP und 2001/932/GASP, die beiden am 27. Dezember 2001 vom Rat 
angenommen worden waren, in ihren Rechten gemäß der EMRK eingeschränkt 
worden wären. Besonders die Organisation Segi verwies darauf, dass sie im Recht 
auf freie Meinungsäußerung beschnitten worden war und keinen Zugriff mehr auf 
ihre Konten hatte, – diese wurden eingefroren.  
 
                                               
708 Rs. C-355/04p, Schlussanträge des Generalanwalts Mengozzi vom 26. Oktober 2006, Rz 4f. 
709 UN-Res. 1373 (2001). 
710
 Rs. C-355/04p, Schlussanträge des Generalanwalts Mengozzi vom 26. Oktober 2006, Rz 6ff. 
711 EGMR-Urteil vom 23.5.2002, Segi and others v. 15. States of the european Union,  6422/02. 
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5.3.1.2. Die Entscheidung des EGMR 
Der EGMR war in seiner Entscheidung am 23.5.2002 sehr eindeutig:  Er wies die 
Klage wegen Unzulässigkeit gemäß Art 34 und Art 35 §§ 1, 3 und 4 EMRK zurück.  
Die Kläger seien durch die bestehende Situation keine Opfer im Sinne eines 
Verstoßes gegen die EMRK.  Denn die beiden Einrichtungen machten bei Gericht 
geltend, dass die durch einen im Rahmen der GASP angenommenen Gemeinsamen 
Standpunkt verdächtigt wurden in terroristische Handlungen verstrickt zu sein. Das 
Einfrieren der Gelder wurde jedoch nicht angewiesen, deswegen seien auch keine 
Rechte der Konvention verletzt worden.
712
Außerdem könne das Recht auf eine 
Individualbeschwerde nicht dazu genützt werden um eine potenziellen Verstoß gegen 
die Konvention zu verhindern. Ein Opfer müsse den EGMR davon überzeugen, dass 
im ernsthaft Gefahr drohe und er in seinen Menschenrechten verletzt sei, reiner 
Verdacht würde nicht ausreichen.
713
 
 
5.3.1.3. Schlussfolgerung 
 
In diesem Fall ging es um Sanktionen, die mit dem internationalen Terrorismus 
beschäftigt waren ohne jedoch mit Osama bin Laden oder der Al-Qaida in 
Verbindung zu stehen. Bemerkenswert ist an dieser Entscheidung dass der EGMR 
mit der Überprüfung eines GASP-Beschlusses konfrontiert war.
714
 Wie bereits oben 
dargelegt, können jedoch Gemeinschaftsrechtsakte nicht durch den EGMR überprüft 
werden. Durch die – nun folgende – Matthews - Rechtsprechung konnte aber 
dennoch eine gewisse Rechtssicherheit für die Individuen erreicht werden. 
 
Die soeben dargestellte Entscheidung ist aber noch insoweit von Bedeutung für die 
Rechtsicherheit gegen gemeinschaftsrechtliche, individuelle Finanzsanktionen als der 
EGMR auch erkennen ließ, dass die Beschwerde auch dann nicht für zulässig 
gewesen sei, wenn durch die Verordnung das Einfrieren der Konten angewiesen 
                                               
712 Vgl. Steinbarth in ZEus 2/2006, S. 271. 
713 Vgl. Tauira and Others v. France, 28204/95, Commission decision of 4 December 1995, Decisions and 
Reports   
      83-B, p. 130 
714 Vgl. Steinbarth in ZEus 2/2006, S. 271. 
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worden wäre. Denn dann wäre es für die betroffenen ohne weiteres möglich gewesen 
sich an die europäische Gerichtsbarkeit zu wenden und somit auch ausreichend 
Rechtsschutz vorahnden wäre.
715
 Der EGMR hielt sich nicht für zuständig. 
 
5.3.2. Matthews716  
5.3.2.1. Sachverhalt 
 
Bei diesem Fall vor dem EGMR ging es darum, dass die auf Gibraltar lebende 
Beschwerdeführerin bei der Wahlrechtsbehörde auf Gibraltar darum ansuchte, ins 
Wählerverzeichnis für die Wahlen zum Europäischen Parlament aufgenommen zu 
werden.  
Dieses Begehren wurde jedoch seitens der nationalen Behörde zurückgewiesen denn 
Gibraltar sei, gemäß des Direktwahlaktes zur Einführung allgemeiner unmittelbarer 
Wahlen
717
, kein Wahlgebiet für die Europaparlaments-Wahlen.
718
 Denn in Anhang 2 
dieses Rechtsaktes sei lediglich das Vereinigte Königreich als zur Parlamentswahl 
berechtigte Region ausgeführt. Unstreitig wurde festgestellt, dass die auf Gibraltar 
ansässigen Bürger britische Staatsbürger und somit auch Unionsbürger seien – die 
Region Gibraltar sei jedoch nicht Bestandteil des Vereinigten Königreichs, somit 
auch nicht zur Wahl berechtigt. Anstatt sich nun direkt gegen diese nationale 
Bestimmung zu wehren, wendete sich die Beschwerdeführerin nun an den EGMR 
und klagte, weil sie sich in ihrem durch Art. 3 des Zusatzprotokolls Nr. 1 zur EMRK 
eingeräumten Rechts, das freie und auch geheime Wahlen gewährleistet, verletzt 
fühlte. 
 
5.3.2.2. Die Entscheidung des EGMR 
Der EGMR stellte zunächst fest, dass es sich beim Europäischen Parlament um eine 
gesetzgebende Körperschaft handle – schließlich sei diese Institution im Prozess der 
                                               
715 Vgl. Steinbarth in ZEus 2/2006, S. 272. 
716 Urteil vom 18.2. 1999, Matthews gegen Vereinigtes Königreich, EuGRZ 1999, 200. 
717 Abl. EG 1976 Nr. L 278, S. 1. Es handelt sich hierbei um das Dokument „Act Concerning the Elections of the  
     Representatives of the European Parliament by Direct Universal Suffrage” vom 20. September 1976 das 
aufgrund  
     des Ratsbeschluss 76/787/EWG  erlassen wurde. 
718 EuGRZ 1999, S. 200 Rz 7. 
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Gesetzgebung innerhalb der EG ausreichend involviert gewesen.
719
 Wirklich 
bedeutsam wurde dieser Fall aber erst durch die Frage, ob ein Mitgliedstaat die 
EMRK dadurch verletzten kann, dass er an einem Rechtsakt einer internationalen 
Organisation mitwirkt.
720
 
Vom EGMR wurde diese Frage bejaht: 
Die Entscheidung des EGMR lautete, dass das Vereinigte Königreich dieses – durch 
Art. 3 des Zusatzprotokolls Nr. 1 zur EMRK normierte - Recht tatsächlich verletzt 
hat, denn der Gerichtshof sah den Umstand, dass die Beschwerdeführerin nicht zu 
den Wahlen zugelassen war nicht als Ergebnis der nationalen Maßnahme, sondern 
viel eher als Resultat des Ratsbeschlusses und des Direktwahlaktes an.
721
 Als 
Begründung  für seine Entscheidung führte der Gerichtshof aus, dass ein Staat, der 
Mitglied der EMRK ist, sich seiner Verantwortung und seiner Verpflichtung aus der 
Konvention nicht dadurch entledigen kann, dass er seine Kompetenzen in diesem 
Gebiet auf internationale Ebene verlagert.
722
 Einige Autoren sprechen von dieser 
Erscheinung als „Flucht in die Supranationalität“.723 
 
5.3.2.3. Schlussfolgerung 
Neu und daher besonders erwähnenswert an dieser Causa ist der Umstand, dass sich 
der EGMR nun mit einer Rechtssache befasst sah, der durch den EuGH nicht 
untersucht werden konnte im Hinblick darauf, ob er auch mit der EMRK vereinbar 
sei – und das obwohl besagter Rechtsakt innerhalb der EU gültig war. Schließlich 
können Rechtsakte der EG – nach ständiger Rechtsprechung und herrschender Lehre 
– nicht durch den EGMR überprüft werden: die EG ist selbst ja kein Mitglied der 
EMRK.
724
  
 
Aufgrund der Tatsache, dass die in der EMRK verankerten Rechte jedoch „konkret 
und effektiv“725 sein müssen, müssen die Konventionsstaaten auch dann für die 
                                               
719 EGMR, EuGRZ 1999, S. 200, 204. 
720 Meerpohl 2008, S. 214. 
721 Siehe auch http://www.menschenrechte.ac.at/docs/98_1/98_1_04.htm  (10.8.2009). 
722 Vgl. Meerpohl 2008, S. 214. 
723 Vgl EGMR Urteil v. 18. Februar 1999, Appl. Nr. 26083/94, NJW 1999, 1173 = EuGRZ 1999, 207., Waite und  
       Kennedy. 
724 EuGRZ 1999, 200, 201 Rz 32. 
725 EuGRZ 1999, 200, 202 Rz 34. 
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Einhaltung der EMRK eintreten und verantwortlich gezeichnet werden, wenn sie 
diese Hoheitsrechte bereits an die EG übertragen haben. Für die Berücksichtigung 
der EMRK ist es nämlich nicht weiter von Belang ob die Bürger durch 
Gemeinschaftsnormen oder aber durch nationale Bestimmungen in ihren Rechten 
verletzt werden.  
Bemerkenswert an dieser Entscheidung des EGMR ist weiter, dass die EMRK die 
Übertragung von Rechten hoheitlicher Natur auf die EG nicht ausschließt, solange 
nur weiterhin sichergestellt ist, dass die Konventionsrechte weiterhin Schutz erhalten 
und daher eingehalten werden.
726
  
Auch wenn der Staat derartige Rechte überträgt bleibt er dennoch noch für die 
Gewährleistung dieser Rechte verantwortlich.
727
 Dies muss in weiterer Folge auch 
für die gezielten Sanktionen gehen: die Wahrung der Menschenrechten muss 
beachtet werden, auch wenn die eigentlichen Konventionsstaaten ihre hoheitlichen 
Rechte eventuell an Dritte weitergeben, die selbst nicht die EMRK ratifiziert haben 
müssen sie zur Verantwortung gezogen werden können. 
 
5.3.3. Waite & Kennedy728 
 
Im Folgenden soll anhand des Falles ESA/ Waite und Kennedy gegen Deutschland 
die Möglichkeit  einer Individualbeschwerde bei einem Eingriff in die Grundrechte ( 
Art. 6 EMRK „Recht auf ein faires Verhalten“) vor dem EMRK erörtert werden. 
 
5.3.3.1. Sachverhalt 
 
Im dargestellten Fall ging es um zwei britische Staatsbürger, Richard Waite und 
Terry Kennedy, die beide in Deutschland lebten und als Systemprogrammierer beim 
britischen Unternehmen SPM angestellt waren. 1977 wurden sie der Europäischen 
Raumfahrtbehörde (ESA) als Arbeitskräfte in Deutschland zur Verfügung gestellt. 
Zwei Jahre später übernahm CSP, ein irisches Unternehmen, die Verträge, die bis 
dato zwischen den Beschwerdeführern und SPM bestanden hatten.  
                                               
726 Harasch 2006, S. 252. 
727 EuGRZ 1999, S. 200.  
728 EGMR Urteil v. 18. Februar 1999, Appl. Nr. 26083/94, NJW 1999, 1173 = EuGRZ 1999, 207 . 
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1990 wurden die Verträge von Seiten CSP nicht mehr verlängert, worauf sich Waite 
und Kennedy an die deutschen Gerichte wandten:  
das Auslaufen der Verträge und die dadurch begründete Beendigung der 
Arbeitsverhältnisse zwischen den betroffenen Personen und CSP hätten keinerlei 
Auswirkungen auf die Vertragsverhältnisse zu ESA – vielmehr seien sie nun als – 
aufgrund des deutschen Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes – Angestellte der ESA. 
  
Durch eine eigene “ESA-Konvention”729 konnte sich diese Behörde erfolgreich ihre 
Immunität vor deutschen Gerichten bewahren – die Klage der beiden Briten wurde 
für unzulässig erachtet. 
Daraufhin wandten sich Waite und Kennedy schließlich 1994 mittels einer 
Individualbeschwerde an den EMRK und führten aus, dass sie in ihrem Recht auf ein 
faires Verhalten gem. Art. 6 EMRK verletzt worden waren.
730
 
 
Vor allem machten Waite & Kennedy geltend, dass die strittigen arbeitsrechtlichen 
Fragen, nämlich ob insbesondere zwischen ihnen und der ESA ein Vertragsverhältnis 
nach dem (deutschen) Arbeitnehmerüberlassungsgesetz entstanden sei, nicht in 
gehöriger Art und Weise von einem Gericht angehört worden sein
731
, dies sei aber in 
Art. 6 EMRK wie folgt geregelt: 
 
“Jedermann hat Anspruch darauf, dass seine Sache….gehört wird, und zwar von 
einem… Gericht, das über zivilrechtliche Ansprüche und Verpflichtungen…zu 
entscheiden hat.” 
 
 
 
 
 
5.3.3.2. Die Entscheidung des EGMR 
 
                                               
729 Genauer: Art. XV Abs. 2 des ESA-Übereinkommens sowie Art. IV Abs.1 seiner Anlage I. 
730 EuGRZ 1999, 208. 
731 EuGRZ 1999, 210f (RZ 47). 
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Der angesprochene Artikel normiert das “Recht auf ein Gericht”, jedoch ist das hier 
eigentlich gemeinte Recht, nämlich die Befugnis in zivilrechtlichen Angelegenheiten 
vor Gericht zu klagen, lediglich ein Teilaspekt dieser Norm.
732
 
733
  
 
Dieses (Teil-) Recht war, wenn man diese Obliegenheit nur sehr eng versteht,  den 
Beschwerdeführern freilich nicht verwehrt worden:  
der Zugang zu den Gerichten in Deutschland war ihnen ja nicht genommen wurden. 
Sie erfuhren jedoch dort nur, dass ihre Klage eben wegen des Verfahrenshindernisses 
der Immunität unzulässig war.  Fraglich bleibt dabei in weiterer Folge ob die 
Beantwortung einer Vorfrage als “Recht auf ein Gericht” – wie in Art. 6 EMRK 
normiert -  subsumiert werden kann.
734
 
  
Dazu führte der Gerichtshof aus, dass dieses Recht keineswegs absoluter Natur ist, 
vielmehr kann es auch Beschränkungen unterliegen. Das Recht muss zunächst vom 
jeweiligen Staat selbst eingeräumt werden, es bedarf auf jeden Fall einer (jeweiligen) 
staatlichen Regelung. Dem Gerichtshof bleibt hier die Überprüfung, ob das “Recht 
auf ein Gericht” durch die staatlichen Regelungen im Kern bestehen bleibt und so 
dem Einzelnen seine Befugnis “vor Gericht zu gehen” unbenommen bleibt. Eine 
Beschränkung ist beispielsweise dann nicht gestattet, d.h. mit Art. 6 EMRK nicht 
vereinbar, wenn das dadurch eingesetzte Mittel auf jeden Fall unverhältnismäßig  zu 
dem Ziel steht, das erreicht werden soll.
735
 
736
  
Dazu stellte das Gericht fest, dass die Immunität der internationalen Organisationen 
wie der ESA gerade den Zweck hat, dass sie – die Einrichtungen - frei von 
politischem Einfluss der staatlichen Regierungen agieren kann und derartige 
Vorrechte, die diesen Institutionen normalerweise verliehen werden, überhaupt 
mithelfen, das gute Funktionieren der internationalen Organisationen, zu wahren. Die 
Immunität der ESA hat daher ein legitimes Ziel,
737
 und dient sicher nicht dazu, 
etwaige Beschwerdeführer in ihren Rechten zu beschneiden.   
                                               
732 Vgl. EGMR Urteil vom  28.10.1998, Osman/Vereinigtes Königreich, Sammlung der Urteil und 
Entscheidungen  
      1998, Ziff. 136 (RUDH 1998, 286). 
733 EuGRZ 1999, S. 211 (RZ 50). 
734 EuGRZ 1999, S. 211 (RZ 58). 
735 Vgl. EGMR Urteil vom  28.10.1998, Osman/Vereinigtes Königreich, Sammlung der Urteil und 
Entscheidungen  
     1998, Ziff. 147 (RUDH 1998, 286). 
736 EuGRZ 1999, S. 211 (RZ 59). 
737 EuGRZ 1999, S. 212 (RZ 61ff). 
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Nun lässt sich in weiterer Folge klären ob diese Immunität auch verhältnismäßig sei: 
Zur Frage der Verhältnismäßigkeit führte der EMRK aus, dass es durchaus vertretbar 
sei, dass derartige Konventionen Auswirkungen auf die Grundrechte einzelner 
Bürger haben könne, jedoch  wäre es “mit dem Sinn und Zweck der Konvention nicht 
vereinbar, dass die Vertragsstaaten…von ihrer Verantwortung durch die Konvention 
befreit wären.”738  
 
Das Gericht führte dementsprechend aus, dass den betroffenen Personen, trotz der für 
die – von den deutschen Gerichten für die ESA auf der Konvention gewährten – 
Immunität der Organisation eine andere Möglichkeit geschaffen wurde, ihre Rechte 
durchzusetzen, also einen “echten Zugang zu einem Gericht” zu erhalten. Die ESA 
unterhält nämlich genau für derartige Angelegenheiten ein “Appeals Board”, das für 
Streitigkeiten dieser Art zuständig ist. Dieses Tribunal hätte also den „Zugang zu 
Gericht“ gewährleistet. 
 
Schlussendlich merkte der Gerichtshof an, dass die Unterwerfung einer 
internationalen Organisation vor die (arbeitsrechtlichen) Gerichte eines Staates nicht 
durch diese Verhältnismäßigkeitsprüfung erzwungen werden kann. Auch den Begriff 
„Zugang zum Gericht” derartig auszulegen, dass nicht nur Vorfragen sondern auch 
nationale Rechtsvorschriften zu tragen kommen
739
, ergo “in der Sache selbst 
entschieden werden muss”, würde das Funktionieren der internationalen 
Organisationen massiv beeinträchtigen. 
  
Da nach Ansicht des EGMR, die deutschen Gerichte die Immunität der ESA zu 
Recht gewahrt hatten und keineswegs ihren Ermessensspielraum dabei überschritten 
hatten und die betroffenen Personen sich auch an das “Appeals Board” hätten 
wenden können, führte das Gericht letztendlich aus, dass die Betroffenen nicht in 
ihrem Grundrecht verletzt worden waren.
740
 
5.3.3.3. Schlussfolgerung 
 
                                               
738 EuGRZ 1999, S. 212 (RZ 67). 
739 EuGRZ 1999, S. 213 (RZ 72). 
740 EuGRZ 1999, S. 213 (RZ 73f). 
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Aus diesem Fall lässt sich daher ableiten, dass selbst bei Eingriffen in bedeutende 
Grundrechte, zu denen das in Art. 6 EMRK normierte Recht auf ein faires Verhalten 
selbstverständlich zu zählen ist, die Immunität der internationalen Organisationen 
unter Umständen gewahrt werden kann.  
Es ist davon auszugehen, dass dies auch bei ähnlich gelagerten Sachverhalten, die 
jedoch durch Smart Sanctions ausgelöst werden, bei welchen ebenfalls in die 
Grundrechte der Individuen eingegriffen wird und die sich daher an den EGMR 
wenden wollen, der Fall ist. 
 
5.3.4. Bosphorus Hava Yollarn Turizm ve Ticaret Anonim Sirketi 
v. Ireland
741
  
 
Dieser Fall ist bedeutsam für die Abgrenzung zwischen der Rechtsprechung der 
Europäischen Gerichte von jeder des EGMR.
742
 
 
5.3.4.1. Sachverhalt 
 
In diesem Fall, der vor den EGMR mittels einer Individualbeschwerde gebracht 
wurde, war die Beschwerdeführerin eine Chartergesellschaft, die seit März 1992 in 
der Türkei registriert war. Diese Gesellschaft schloss am 17.4.1992 mit JAT, der 
staatlichen Fluggesellschaft der ehemaligen föderativen Republik Jugoslawien, einen 
Leasingvertrag über zwei Flugzeuge der Marke Boeing 737-300 ab. Die 
Chartergesellschaft hatte zu jener Zeit überhaupt nur diese beiden Flugzeuge in 
Verwendung. In der Vereinbarung zwischen den beiden Unternehmen wurden 
festgehalten, dass Gegenstand des Leasingvertrages lediglich die beiden Flugzeuge 
sein sollten – die Crew sowie die Flugdestinationen sollten von der 
Chartergesellschaft bestimmt werden, dabei wurde der Vertrag für 48 Monate ab 
Übergabe der Flugmaschinen – am 22.4.1992 sowie am 6.5.1992 – abgeschlossen. 
In weiterer Folge wurden die beiden Boeings im Luftfahrzeugregister der Türkei 
eingetragen, dabei wurde auch vermerkt, dass die Maschinen weiterhin im Eigentum 
der JAT stehen würden und lediglich Leasingobjekte seien. Am 11 bzw. 29 Mai 1992 
                                               
741 EGMR-Urteil vom 30.6.2005, 45036/98. 
742 Meerpohl 2008, S. 215. 
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wurden die beiden Maschinen schließlich im besagten türkischen 
Luftfahrzeugregister aufgenommen.
743
 
 
Bereits 1991 hatten die Vereinten Nationen damit begonnen, Sanktionen gegen die 
föderalistische Republik Jugoslawien
744
 zur richten. Diese repressiven Maßnahmen, 
die gegen diesen Staat gerichtet wurden um die Vergehen gegen die Menschlichkeit 
zu sanktionieren, wurden auch von der Europäischen Gemeinschaft implementiert.
745
 
Zu diesem Zweck erließen die Europäischen Gemeinschaften die VO 990/1993 vom 
26.4.1993
746
, die ein Handelsembargo und auch repressive Maßnahmen im Bereich 
des Transportes am Seeweg gegenüber Jugoslawien zum Inhalt hatte.
747
 
 
Am 17.Mai 1993 landete eines dieser geleasten Flugzeuge am Flughafen von Dublin, 
Irland, wo es vom Unternehmen Team Air Lingus, einem Tochterunternehmen 
zweier irisch-staatlicher Fluggesellschaften, gewartet werden sollte. Über diese 
Causa gab es schon ab Jänner 1993 einen Wartungsvertrag zwischen den beiden 
Unternehmen. Schon zuvor, am  2.3.1993, hatte sich das Wartungsunternehmen 
Team Air Lingus
748
 beim irischen Ministerium für Verkehr, Energie und 
Kommunikation über etwaige Probleme, die in diesem besonderem Fall auftreten 
könnten, erkundigt, insbesondere ob dieser Wartungsvertrag mit dem über das Land 
Jugoslawien verhängten Embargo vereinbar sei. Einen Tage später leitete das 
Verkehrsministerium diese Anfrage schließlich an das irische Ministerium für 
auswärtige Angelegenheiten weiter.
749
 
 
Am 28.5.1993 wurde seitens TEAM mitgeteilt, dass die erforderlichen 
Wartungsarbeiten nun fertiggestellt seien und das Flugzeug – gegen den 
Wartungspreis von USD 250.000.- - nun zurückgestellt werden könne. Am selben 
Tag ging die Zahlung ein.  
                                               
743 EGMR-Urteil vom 30.6.2005, 45036/98, I, A, 12f. 
744 In den Dokumenten „FRY“ - Federal Republic of Yugoslavia (Serbia and Montenegro) 
745 EGMR-Urteil vom 30.6.2005, 45036/98, I, B, 14. 
746 Verordnung (EWG) Nr. 990/93 des Rates vom 26. April 1993 über den Handel zwischen der  Europäischen   
      Wirtschaftsgemeinschaft und der Bundesrepublik Jugoslawien (Serbien und  Montenegro),  Abl. L. 102 vom  
      28.4.1993, S. 14-16. 
747 EG VO 990/1993, Abl L. 102 vom 24.8.1993, S. 14-16. 
748 Im Folgenden: TEAM. 
749 EGMR-Urteil vom 30.6.2005, 45036/98, I, B, 15. 
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Seitens des Verkehrsministeriums wurde das Flugzeug aber nicht freigegeben, da 
dies einen „Bruch der Sanktionen“  bedeuten würde750, also eigentlich  dass die 
Freigabe der Maschine gegen die UN-Res. 820 (1993) stehen würde. Die 
Angelegenheit wurde schließlich dem dafür zuständigen Sanktionsausschuss 
vorgelegt der darüber beraten sollte, ob es hier wirklich zu einer Verletzung der 
Sanktionen kommen könnte.  
 
Das Verkehrsministerium teilte am 4.6. 1993 der Flugverwaltung schließlich mit, 
dass das Flugzeug nun als beschlagnahmt gelte.
751
  
Der Verkehrsminister begründete seine Entscheidung dahingehend, dass das 
gegenständliche Verfahren vor dem Sanktionsausschuss zu verhandeln sei und er 
sich auch von Amts wegen an dessen Entscheidung zu halten habe. Zwei Monate 
später, am 4.8.1993, entschied der Sanktionsausschuss der Vereinten Nationen 
schließlich übereinstimmend, dass das Flugzeug weiterhin in Irland verbleiben 
müsse.
752
  
 
Die betroffene Fluggesellschaft wandte sich daraufhin an den irischen high court, der 
am 21.6. 1994 feststellte, dass der irische Verkehrsminister keineswegs an die 
Beschlagnahmung des Flugzeuges gebunden gewesen sei. Der high court 
rechtfertigte seine Ansicht damit, dass das Flugzeug nicht unter Art. 8 der 
Verordnung 990 (1993) fallen würde. 
 
Besagter Artikel lautet wie folgt:  
„Alle Wasserfahrzeuge, Lastkraftwagen, Eisenbahnwagen und Luftfahrzeuge, die 
sich mehrheitlich im Eigentum einer Person oder eines Unternehmens mit Sitz oder 
Tätigkeitsort in der Bundesrepublik Jugoslawien (Serbien und Montenegro) befinden 
oder von solchen Personen oder Unternehmen kontrolliert werden, werden von den 
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten beschlagnahmt….“753 
 
Dieser Artikel besagt also deutlich , dass lediglich jene Flugzeuge unter die 
Sanktionen fallen, bei der die Mehrheit der Menschen, die die Kontrolle über das 
                                               
750 EGMR-Urteil vom 30.6.2005, 45036/98, I, C, 23. 
751 EGMR-Urteil vom 30.6.2005, 45036/98, I, D, 28. 
752 EGMR-Urteil vom 30.6.2005, 45036/98, I, D, 32. 
753 VO 990/1993 Art 8. 
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Flugzeug ausüben von Jugoslawien aus agieren bzw. dieses Land auf eine sonstige 
Art und Weise verbunden sind. Dies war im konkreten Fall aber keineswegs so und 
der High Court verurteilte die Beschlagnahmung des Flugzeuges durch den irischen 
Verkehrsministers als einen Akt ultra vires.
754
 
 
Der besagte Verkehrsminister konterte sofort:  
Er veranlasste die Beschlagnahmung des Flugzeuges am 5.8.1994 mit der 
Begründung, dass hier gegen Art. 9 der VO 990/1993 und gegen die VO 1432/1993 
verstoßen werden würde
755
. In weiterer Folge meldete er gegen das Urteil des high 
court beim supreme court Berufung an. Der supreme court wandte sich daraufhin – 
da er dazu rechtlich verpflichtet war, da seine Entscheidung nicht mehr mit 
Rechtsmitteln des innerstaatlichen, irischen Rechts bekämpfbar war - an der EuGH 
zur Vorabentscheidung, ob unter Art. 8 der VO 990/1993 auch ein Flugzeug zu 
subsumieren sei, das von einem Unternehmen geleast worden sei, welches seinen 
Sitz nicht in Jugoslawien hatte. 
 
Der EuGH schließlich beantwortete die ihm - durch eine Vorabentscheidung gestellte 
Frage - schließlich dahingehend, dass auch jene Flugzeuge, die vom irischen 
supreme court genannt worden waren, in den Anwendungsbereich der VO 990/1993 
fallen würden, die Gemeinschaft hat ihr also durch Kompetenz um Sanktionen zu 
erlassen.
756
 
 
5.3.4.2. Die Entscheidung des EGMR 
 
Besonders wichtig wurde dieser Fall in der Lehre aber erst dadurch, dass die 
betroffene Fluggesellschaft sich wegen Verletzung von Art. 1 1. Prot. EMRK – dem 
Recht auf Achtung des Eigentums  -  an den Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte wandte. Dazu führte der EGMR aus, dass es wohl unbestritten und 
rechtlich völlig klar sei, dass die Beschlagnahme des Flugzeuges einen Eingriff in 
das Eigentum darstellen würde – dabei handelte es sich um einen Eingriff in das 
Eigentum, durch das Jugoslawien einen Vorteil bezog. Bei der Beschlagnahme 
                                               
754 EGMR-Urteil vom 30.6.2005, 45036/98, , I, D, 35f. 
755 EGMR-Urteil vom 30.6.2005, 45036/98, , I, D, 38ff. 
756 Ress 2000, S. 131. 
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handle es sich also um eine Maßnahme um das System der Sanktionen weiterhin 
umzusetzen.
757
 
 
Strittig hingegen war weiterhin die präzise, rechtliche Begründung für den Eingriff, 
also vor allen Dingen ob die Beschlagnahme sich immerwährend aus Art 8 der VO 
990/1993 resultierenden Verpflichtung Irlands ergeben würde. Dabei kann man den 
Standpunkt der Beschwerdeführerin im Wesentlichen damit skizzieren, dass sie 
keineswegs die Verordnung und ihre Bestimmungen, sondern vielmehr die 
Umsetzung der Verordnung anfocht. Freilich gilt auch für die VO 990/1993, was bei 
allen Verordnungen der Gemeinschaft gilt: dass sie gem. Art. 249 EGV unmittelbar 
und verbindlich ist.  
 
Die Behörden von Irland waren also im Recht, wenn sie das Flugzeug 
beschlagnahmten, das ihrer Ansicht nach unter Art. 8 der VO 990/1993 zu 
subsumieren sei.
758
 
 
Die Beschlagnahmung des Flugzeuges war lediglich eine Maßnahme, die der 
Verpflichtung Irlands aus ihrer Mitgliedschaft in der Europäischen Gemeinschaft 
entsprach. Irland musste das Gemeinschaftsrecht befolgen, dies entspricht dem 
„legitimen öffentlichen Interesse“ gemäß Art. 1 1. Prot. EMRK, in dem es heißt: 
 
„Niemandem darf sein Eigentum entzogen werden, es sei denn, dass das öffentliche 
Interesse es verlangt, und nur unter den durch Gesetz und durch die allgemeinen 
Grundsätze des Völkerrechts vorgesehenen Bedingungen.“759 
 
Die Frage ist also, ob dieses Interesse ausreicht um einen Eingriff in das Eigentum zu 
rechtfertigen. Beachtlich dabei sind die beiden Standpunkte:  
Einerseits schließt es die Europäische Menschenrechtskonvention keineswegs aus, 
dass Hoheitsrechte auch auf internationale bzw. supranationale Organisationen 
übertragen werden können.  Der Konvention folgend sind dann die Träger dieser 
                                               
757 EGMR-Urteil vom 30.6.2005, 45036/98, , II, 2, 112ff. 
758 Siehe auch: http://www.menschenrechte.ac.at/docs/05_4/05_4_04 (10.8.2009). 
759 Art 1. 1. Prot. EMRK. 
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Hoheitsrechte nicht verantwortlich für die Entscheidungen ihrer Organe, solange die 
Organisation nicht selber Vertragspartei wird.  
Auf der anderer Seite geht aus Art. 1 EMRK deutlich hervor, dass eine Organisation 
für alle Handlungen (und auch unterlassenen Handlungen) ihrer Organe 
verantwortlich ist , wobei es nicht darauf ankommt, ob diese Handlungen aufgrund 
innerstaatlichem Recht oder aufgrund einer völkerrechtlichen Verantwortung gesetzt 
wurden. 
Als Kompromiss zwischen diesen beiden Ansätzen hat der Europäische Gerichtshof 
für Menschenrechte  - wie oben dargestellt - ausgesprochen, dass es wohl nicht sein 
kann, dass Staaten, die ihre Hoheitsrechte an derartige Organisationen übertragen 
vollkommen aus der Verantwortung gelöst werden können. 
 
Der Gerichtshof stellte fest, dass solches staatliche Handeln einer Organisation als 
gerechtfertigt gilt, wenn diese Organisation dabei die Grundrechte in einer 
vergleichbaren Art und Weise wie die EMRK schützt – vor allen Dingen was die 
materiellen Garantien und die Überprüfung ihrer Einhaltung betrifft. Des weiteren 
wurde vom Gerichtshof für Menschenrechte ausgesprochen, dass es eine Vermutung 
gibt, wonach der Staat, wenn ein solcher gleichartiger Schutz der Menschenrechte 
anzunehmen sei, der EMRK nicht widersprochen hat, wenn er bloß aufgrund seiner 
Mitgliedschaft in dieser Organisation gehandelt hat und so lediglich seine rechtlichen 
Verpflichtungen erfüllte.
760
  
Allerdings kann diese Vermutung des rechtmäßigen Handelns freilich auch widerlegt 
werden, nämlich dann wenn es offensichtlich ist, dass die Rechte, die sich aus der 
EMRK ergeben, nicht ausreichend geschützt worden sind.
761
  
 
In weiterer Folge bleibt der Staat freilich für alle seine Handlungen, die nicht aus der 
Mitgliedschaft aus einer Organisation entspringen, nach der Europäischen 
Menschenrechtskonvention voll verantwortlich. 
 
Im konkreten Fall musste also nun geprüft werden, ob diese Vermutung vorlag, also 
ob Irland bei der Beschlagnahme lediglich seiner rechtlichen Verpflichtung folgte, 
die sich aus der Mitgliedschaft zu der Europäischen Gemeinschaft ergab. 
                                               
760 Meerpohl 2008, S. 216. 
761 Vgl. Meerpohl 2008, S. 215f. 
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Dazu muss man wissen, dass der Gründungsvertrag der EG keinen ausdrücklichen 
Bestimmungen über den Schutz der angesprochenen Grundrechte  beinhaltete. Der 
EuGH stellte später fest, dass diese in der EMRK verankerten Rechte als allgemeine 
Rechtsgrundsätze  zu behandeln seien und auch die EMRK selbst eine besondere 
Rolle zukäme, denn sie sei unbedingt zu beachten. Die EMRK beeinflusste 
maßgeblich die europäische Grundrechtscharta, in der die Konvention als eine Art 
„Mindeststandard der Grundrechte“ angesehen wurde.762 
 
5.3.4.3. Schlussfolgerung 
 
Dieser Fall wurde nur wenige Monate vor der EuGH-Entscheidung Yusuf beurteilt 
und stellt den ersten Fall des EGMR dar, der sich mit UN-Sanktionen gegen 
Jugoslawien beschäftigt, die durch Rechtsakte der EU umgesetzt wurden.
763
 
 
Der Bosphorus-Fall ist deswegen so maßgeblich, weil er die Umsetzung des 
Gemeinschaftsrechts durch einen staatlichen Akt zum Thema hat. Wiederholt wurde 
festgestellt, dass die Mitgliedstaaten für die Einhaltung des Schutzstandards der 
EMRK verantwortlich sind, obwohl die EG/EG die EMRK nie unterzeichnet haben. 
Es kann aber keinen Unterschied machen, ob die Rechtsakte direkt in die Rechte der 
betroffenen Personen eingreifen oder ob diese Rechtsakte zuvor der Umsetzung 
durch die Mitgliedstaaten bedürfen.
764
 Der EGMR stellte hier eine Vermutung auf, 
dass Rechtsakte der europäischen Organe mit der EMRK vereinbar sind, sobald ein 
europäischer Rechtsakt von einem Mitgliedstaat der EMRK ausgeführt wird und 
dabei keinerlei Zwischenakt erfolgt.
765
 
Auch wurde in diesem Fall festgehalten, dass die fundamentalen Menschenrechte der 
EU mit denen der EMRK vergleichbar, jedoch nicht identisch sind – der EGMR wird 
daher nur dann Rechtsakte der EU einer richterlichen Überprüfung unterziehen, 
                                               
762 Vgl. „Gründungsveranstaltung - Grundrechtsschutz im Gemeinschaftsrecht“, Stick-Hackl, Rz 6/2006, abrufbar  
      unter: http://www.richtervereinigung.at/content/view/77/58/  (10.8.2009). 
763 Lavranos in Wouters/Nollkaemper/De Wet 2008, S.189. 
764 Ress in: FS Winkler, 897 ( 920). 
765 Meerpohl 2008, S. 216. 
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wenn die Menschenrechte mangelhaft eingehalten wurden, wobei der Gerichtshof 
nicht angibt, was er unter „mangelhaft“ versteht.766 
 
5.4. vor inländischen Gerichten 
 
In weiterer Folge stellt sich nun auch die Frage, ob sich von Sanktionen Betroffene 
nicht auch an nationale Gerichte wenden können.  Zwar  ist das nationale Recht dem 
supranationalem Recht der EU untergeordnet. Die Solange-Rechtsprechung des 
deutschen Bundesverfassungsgerichtes zeigt aber klar auf, dass deswegen nationale 
Gerichte trotzdem nicht immer blindlings den europäischen Gerichtshöfen folgen.
767
 
 
5.4.1. Österreich 
 
Der Zugang zur österreichischen Gerichtsbarkeit ist – aufgrund der Umsetzung der 
Sicherheitsresolutionen durch die EU – nur sehr eingeschränkt denkbar.  
Anders als unsere deutschen Nachbarn gibt es in Österreich keine mit den „Solange“-
Entscheidungen
768
 korrespondierenden höchstgerichtlichen Erkenntnisse. Eine 
Überprüfung des Gemeinschaftsrechtes hat in dieser Form in Österreich nicht 
stattgefunden.  
 
Jedoch wurde vom OGH der Vorrang des Gemeinschaftsrechts vollkommen 
anerkannt.
769
 Auch der Verfassungsgerichtshof hat den Anwendungsvorrang des 
Gemeinschaftsrechts bestätigt und ihn dabei auch auf die Grundrechte bezogen.
770
 
 
Konkret könnte sich eine betroffene Person nun zum einen an den VfGH wenden.  
Jede Person, die sich durch einen verwaltungsrechtliche Akt, Bescheid oder 
Verordnung – und somit auch die Umsetzungsverordnungen zur Implementierung 
einer Sanktion - in seinen Grundrechten gestört wird, kann sich an den VfGH 
wenden.  
                                               
766 Lavranos in Wouters/Nollkaemper/De Wet 2008, S.189. 
767 Lavranos in Wouters/Nollkaemper/De Wet 2008, S. 201. 
768 Siehe unten. 
769 Vgl. dazu etwa  9 Ob 77/03v vom 21.01.2004. 
770 Vgl. dazu 1 Ob 57/04w vom 17.05.2004. 
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Jedoch ist dieser nur die letzte Instanz im innerstaatlichen Grundrechtsschutz. Die 
Verordnung ist dabei auf ihre „Gesetzwidrigkeit“771 zu prüfen.772 
Andernfalls sind noch weitere Möglichkeiten offen: 
Die sanktionierte Person könnte sich auf einen Rechtsstreit gegen die Bank auf 
Herausgabe des Vermögens einlassen. Die Bank würde demnach einwenden, dass es 
ihr aufgrund der verbindlichen und unmittelbar wirkenden Verordnung untersagt sei, 
das besagte Geld an den Betroffenen auszuzahlen. Sollte nun das zuständige Gericht 
im Zweifel darüber sein, ob die besagte Verordnung rechtmäßig ist, kann es sich zur 
Überprüfung an den EuGH wenden. Das Ergebnis wird allerdings zu dem einer 
unmittelbaren Nichtigkeitsklage beim EuG keinen Unterschied machen. 
 
Sobald eine Bank einer Person, die auf einer Liste geführt wird um gegen sie gezielte 
Finanzsanktionen vorzunehmen, weiterhin normal Geld ausausbezahlt, verstößt die 
Bank gegen § 37 AußHG 2005 und macht sich daher strafbar. Auch hier müsste sich 
nun das angerufene Gericht – bei Zweifeln an der Rechtmäßigkeit der Verordnung – 
an den EuGH wenden.
773
 
 
5.4.2. Deutschland 
 
Wie bereits oben mehrfach ausgeführt werden die UN-Sanktionen in der EU mittels 
der EG durch Verordnungen aufgrund der Art.60, Art.301 sowie Art.308 EGV i.V.m. 
Art 15 EU durchgeführt. Daraus folgt, dass nicht die einzelnen Mitgliedstaaten in 
ihrer Gesamtheit sondern die Europäische Gemeinschaft als durchführendes Organ 
anzusehen ist. Wie auch vor österreichischen Gerichten scheidet eine 
Rechtsschutzmöglichkeit daher auch vor deutschen Gerichten aus.
774
 
 
 
 
                                               
771 Vgl. Art 139 Abs 1 B-VG VO. 
772 Vgl. Rechberger/Mayer 2000, Rz1103ff. 
773 Vgl. Meerpohl 2008, S. 38. 
774 Vgl. die Klage eines deutschen Unternehmers auf Schadenersatz wegen Aufwendungen und entgangenen 
Gewinn  
      vor dem BGH im Jahre 1994 weil Deutschland das Irak-Embargo, das nach Verordnung der EG Nr. 
2340/1990  
      verhängt worden war, befolgte. Die Klage wurde wegen Unzuständigkeit zurückgewiesen. 
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Ergänzend lässt sich hier noch folgendes ausführen: 
Der deutsche BGH urteilte, dass Rechtsfolgen wie der Eingriff in eigentumsmäßig 
geschütztes Recht aufgrund dieser Verordnungen, dem „Verordnungsgeber“ , also 
dem Rat der EU, zuzuordnen seien und dieser die alleinige Verantwortung für die 
Folgen habe. Als Begründung nannte der BGH, dass die Mitgliedstaaten beim Erlass 
der betroffenen Verordnungen nicht eingebunden waren in dem Sinn, als ihnen bei 
der Durchführung ja kein Ermessensspielraum gegeben worden sei.
775
 Deswegen 
können sie – die einzelnen Mitgliedstaaten – aber auch nicht zur Haftung 
herangezogen werden. Erwähnenswert ist auch noch die Solange-Rechtsprechung, 
sowohl in Solange I als auch in Solange II geht es um Widersprüche des 
Gemeinschaftsrechts mit dem deutschem Verfassungsrecht. 
 
In Solange I-Entscheidung
776
 behielt sich das das Bundesverfassungsgericht das 
Recht, im Einzelfall zu entscheiden ob das europäische mit dem deutschen Recht 
vereinbar sein. Sekundäres Gemeinschaftsrechts hatte nur Vorrang soweit es dem 
Grundrechten des deutschen Grundgesetzes entsprach. 
   
Diese Rechtsprechung wurde mit dem Solange II-Beschluss
777
 weiterentwickelt und 
grundlegend geändert: 
Anders als in der Solange-I-Entscheidung stellte das Bundesverfassungsgericht nun 
fest, dass die Organe der EG – besonders der EuGH – durchaus einen Rechtsschutz 
bieten würden, der jenem des deutschen Grundrechts genüge. Eine Prüfung des 
Einzelfalls wäre demnach nun nicht mehr notwendig. 
 
Der Bundesverfassungshof stellte durch diese Entscheidung nicht weniger als einen 
ausreichenden Rechtsschutz durch die europäischen Gerichte fest. 
 
Durch die Maastricht-Entscheidung
778
 wurde schließlich die Vereinbarkeit des 
Gemeinschaftsrechts nach dem Vertrag von Maastricht mit dem deutschen 
Grundgesetz bestätigt. 
 
                                               
775 Schmahl 2006, S. 570.  
776 Beschluss vom 29.5.2974, BVerfGE 37, 271 ff. 
777 Beschluss vom 22.10.1986, BverfGe 73,339ff. 
778 Beschluss vom 12.10. 1993, BVerfGE 89, 155. 
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5.4.3. Schlussfolgerung 
 
Da die europäischen Gerichte nicht den Rechtschutz anbieten, der für Betroffene 
Individuen notwendig wäre, scheinen nationale Gerichte dazu berufen zu sein. Sie 
sind es, die Resolutionen des UN-Sicherheitsrates nachprüfen könnten, folgt man 
Nollkaemper und De Wet.
779
 
                                               
779 Lavranos in Wouters/Nollkaemper/De Wet 2008, S. 203. 
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6. mögliche Weiterentwicklung der Sanktionenpolitik 
 
Es wäre sicherlich zu früh zu sagen, dass die gezielten Sanktionen in der Theorie 
bereits „zu Ende gedacht“ worden sind. Eine stetige Beschäftigung auf 
akademischem Niveau mit diesem Thema und eine Anpassung an die immer wieder 
neuen Herausforderungen scheint auf jeden Fall berechtigt. 
 
In weiterer Folge sollte auch über eine Verbesserung der Rechtsschutzmöglichkeiten 
der betroffenen sanktionierten Personen beraten werden. 
Aus meiner Sicht wäre eine mögliche Alternative ein eigens dafür eingerichtetes 
Tribunal, an das sich Menschen, die in diese Liste aufgenommen wurden bzw. die 
wieder von diesen Listen gestrichen werden wollen, wenden können.  
Dieses Gericht könnte entweder direkt bei den Vereinten Nationen eingerichtet sein, 
jedoch weisungsfrei und unabhängig agieren können oder aber eine Art ad-hoc-
Tribunal, wie etwa der Internationale Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawien 
in Den Haag, der ebenfalls über eine UN-Res.
780
 eingerichtet wurde. Allerdings wäre 
auch eine Installierung außerhalb der Vereinten Nationen denkbar.  
 
In den Jahren 2004-2008 fand in Österreich die Initiative „Die Rolle des 
Sicherheitsrats bei der Stärkung eines auf Regeln beruhenden internationalen 
Systems“ statt, zahlreiche Podiumsdiskussionen zu diesem Thema folgten. Der 
Abschlussbericht
781
 enthielt auch – unter Punkt „VI. Der Sicherheitsrat und die 
Rechte des Einzelnen“ - einige sehr konkrete Vorschläge über die  mögliche 
Weiterentwicklung der gezielten Sanktionen.  
 
Für die Aufnahme bzw. Streichung in diesen Listen werden, neben dem bereits oben 
genannten Mechanismus eines Tribunals wie dem IStGHJ, in Rz 47 dieses 
Abschlussberichts weitere Möglichkeiten genannt.  
So werden auch noch die Gestaltungsoption einer administrativen Kontrolle – als 
Beispiel wird die Entschädigungskommission der Vereinten Nationen erörtert - , 
eines Überprüfungsprozesses auf vertraulicher Basis – wie die Kommission für die 
                                               
780 Res. 827 vom 25.5.1993. 
781 UN-Dokument A/63/69-S/2008/270, abrufbar unter:  http://www.un.org/depts/german/gv-sonst/a63-69-s08-  
     270.pdf (10.8.2009). 
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Kontrolle von Verhaftungen im Kosovo im Jahr 2001 – und auch eine Ombudsmann-
Institution – wie im Kosovo – angedacht.782 
 
Eine Kontrolle, wie sie hier überlegt wird, ist in der Praxis höchstwahrscheinlich 
politisch und auch administrativ nur äußerst schwierig durchsetzbar. Was bleibt ist 
die Idee, die jeweiligen Sanktionsausschüsse noch stärker als bisher zu unterstützen. 
Angedacht werden könnte hier die Installierung einer kleinen Gruppe von Experten, 
die etwaige Anträge auf Streichungen aus den Listen (vor)prüft und dann 
Empfehlungen an den Sicherheitsrat abgibt.
783
 
 
Eine weitere mögliche interessante Entwicklung in der Sanktionspolitik ist die 
Installierung eines eigenen „internationalen Streikfonds“. Diese Einrichtung basiert – 
nach Cremer
784
 - darauf, dass Wirtschaftssanktionen nur dann effektiv greifen 
können, wenn auch die Handelspartner des sanktionierten Staates diesen 
boykottieren.  
 
Dadurch kann es gerade bei diesen Nachbarländern zu schweren finanziellen 
Verlusten kommen, denn es oftmals die direkten Nachbarstaaten die mit den 
sanktionierten Staaten enge Handelsbeziehungen pflegen. Diese Defizite sollen durch 
eine Art „Streikkasse“ ausgeglichen werden und so die Motivation des Staates, die 
repressiven Maßnahmen weiterhin beizubehalten, gestärkt werden. Ein starker 
wirtschaftlicher Anreiz kann so geschaffen werden, denn nur wenn der Staat sich an 
die Embargomaßnahmen hält kann er mit finanzieller Hilfe der internationalen 
Staatengemeinschaft rechnen. Eine weitere Forderung Cremers ist die Installierung 
dieses Fonds gleichzeitig mit den Embargomaßnahmen, um keine Zeitverzögerung in 
Kauf nehmen zu müssen.
785
 
 
                                               
782 Vgl. auch: Strengthening UN Targeted Sanctions Through Fair and Clear Procedures ,  White Paper prepared 
by   
      the Watson Institute Targeted Sanctions Project, Brown University vom 30.3.2006, abrufbar unter:    
       http://www.watsoninstitute.org/pub/Strengthening_Targeted_Sanctions.pdf (10.8.2009). 
783 Vgl.  A/63/69-S/2008/270. Rz 47. 
784 Cremer 1998, S.110ff. 
785 Vgl. Cremer, Besser als Krieg, abrufbar unter: http://www.embargos.de/allg/frameset.htm (10.8.2009). 
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Es bleibt abzuwarten ob diese Ideen tatsächlich aufgegriffen und in die Praxis 
umgesetzt werden, um die Sanktionen bzw. den Rechtschutz gegen die Sanktionen 
effektiver zu gestalten. 
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7. Conclusio 
 
Schlussendlich sollen hier die eingangs gestellten Forschungsfragen  
zusammenfassend beantwortet werden. 
 
 Welche Überlegungen haben zu der Entstehung der „smarten Sanktionen“ 
geführt und wie wurden diese entwickelt? 
Die negativen Effekte der umfassenden Sanktionen, besonders jener repressiven 
Maßnahmen, die gegen Jugoslawien und Irak gerichtet waren, haben aufgezeigt, dass 
derartige Eingriffe in das Leben der Zivilbevölkerung der sanktionierten Staaten 
nicht länger als ultima ratio angesehen werden dürfen.  
Denn die Auswirkungen auf die Bürger waren enorm:  Nicht selten kam es zu 
erhöhter Kindersterblichkeit, aufgrund der erdrückenden Armut stieg auch die 
Kriminalitätsrate, Lebensmittel und Medikamente waren ständig knapp, ganze 
Industriezweige brachen zusammen, das alltägliche Leben wurde stillgelegt.  
 
Diese Probleme führten zu der Überlegung, dass es auch andere repressiven 
Maßnahmen geben müsse, bei deren Anwendung die Herrscher der sanktionierten 
Staaten dennoch stark beeinträchtigt würden und so zu einem Überdenken ihrer 
Politik gezwungen wären. Trotzdem sollte die – meist ohnehin arme - 
Zivilbevölkerung vor unnötigem Schaden bewahrt werden. 
Durch mehrere Diskussions- und Gesprächsrunden, die zunächst in der Schweiz, 
später auch in Deutschland und in Schweden stattfanden, wurden die Smart 
Sanctions auf akademischem Niveau erörtert. Zahlreiche Experten konnten für diese 
Prozesse gewonnen  und somit dem Thema auch mehr mediale Beachtung geschenkt 
werden. Bei den Gesprächsrunden wurden die einzelnen Sanktionsfelder jeweils 
getrennt untersucht, ihre (möglichen) Probleme und Schwachstellen erörtert und 
auch zahlreiche Verbesserungsvorschläge für die Praxis gemacht.  
 
 Wie werden Sanktionen in die Europäische Union implementiert? 
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Prinzipiell ist die Wahl der zu verwendenden Rechtsnorm davon abhängig, welche 
Art von repressiven Maßnahmen durchgeführt werden soll und welches Ziel hierbei 
im Einzelnen angestrebt wird. 
Seit dem Vertrag von Maastricht hat die Europäische Gemeinschaft die Kompetenz, 
Sanktionen wirtschaftlicher Natur gem. Art 301 EGV zu erlassen. Durch die 
erwähnte Norm können die Mitgliedstaaten in ihrer Gesamtheit wirtschaftliche 
Beziehungen zu einem sanktioniertem Drittstaat auf ein Minimum zu reduzieren oder 
sogar gänzlich auszusetzen. Auch die Aufhebung dieser gesetzten Sanktionen beruht 
auf Art. 301. 
Art. 60 EGV regelt hingegen die Durchführung von repressiven Maßnahmen, die auf 
finanzielle Ebene wirken sollen.  
Sind hingegen Organisationen, Personen oder Gruppen Ziel der Sanktionen, wird auf 
Art. 60, 301 und 308 EGV zurückgegriffen werden. 
Seltener können repressive Maßnahmen  auch durch bereits existierende 
Verordnungen und ein GASP-Rechtsmittel durchgeführt werden: 
Waffenembargos, Reisesanktionen sowie repressive Maßnahmen im Bereich der 
Kultur und des Sports werden hingegen durch einen gemeinsamen Standpunkt 
verhängt, jedoch durch die jeweiligen nationalen Vorschriften der Mitgliedstaaten 
umgesetzt. 
 
 Welche Rechtschutzmöglichkeiten gibt es für sanktionierte 
Personen/Organisationen vor den Vereinten Nationen, sowie vor den 
europäischen und nationalen Gerichten? 
 
Wie gezeigt werden konnte, ist es für betroffene Personen/Organisationen schwer, 
einen ausreichenden Rechtsschutz zu erhalten: 
Eine unmittelbare Anrufung des IGH kommt für den Einzelnen nicht in Betracht, 
schon Art. 34 Abs 1. des IGH-Statuts stellt klar, dass lediglich Staaten Parteien vor 
diesem Tribunal sein können. Zwar ist es nach hM dem IGH gestattet in seinen 
Gutachten Beschlüsse des Sicherheitsrates inzident zu prüfen. Selbst wenn der IGH 
jedoch zu der Ansicht kommen würde, dass der kontrollierte Beschluss des 
Sicherheitsrates – in concreto also eine Resolution, die Sanktionen gegen bestimmte 
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Individuen vorschreibt – mangelhaft bzw. rechtswidrig ist, würde es sich hierbei 
lediglich um eine Rüge handeln, es entsteht hier keinerlei Rechtsverbindlichkeit. Für 
den Einzelnen besteht lediglich die Möglichkeit, dass sich sein Heimatstaat für ihn 
vor dem IGH einsetzt und das Tribunal die Mitgliedstaaten in ihre “völkerrechtliche 
Verantwortung“ nimmt, was jedoch sehr unwahrscheinlich und bis dato noch nie 
passiert ist. 
 
In weiterer Folge wurde untersucht, ob es den Betroffenen möglich ist, gegen die 
Verordnung der EU vorzugehen, die die Sanktionen der UNO umsetzt. Aus Art. 230 
Abs.4 EGV ergibt sich zweifelslos, dass sich auch ein einzelner gegen 
Gemeinschaftsakte wehren kann wenn er unmittelbar betroffen ist. Fraglich ist bei 
dieser Konstruktion hingegen, ob man sich als sanktionierte Person auch dann gegen 
den Umsetzungsakt, also die Verordnung, wehren kann, wenn die Umsetzung durch 
die UNO bereits vorgeben wurde und somit der EU keinerlei Handlungsspielraum 
mehr gegeben wäre. 
 
Vor dem EuGH selbst könnten den Betroffenen die Amtshaftungs- und die 
Nichtigkeitsklage zur Verfügung stehen. 
Aus dem Dorsch Consult-Erkenntnis lässt sich jedoch ableiten, dass die EG für eine 
Amtshaftungsklage nicht für Folgen verantwortlich gemacht werden kann, die durch 
die  Umsetzung von UN- Sanktionen herrühren. Da die EU-Organe keinen 
Entscheidungsspielraum bei der Umsetzung haben, müssten etwaige Schäden 
vielmehr der UNO zugerechnet werden. 
 
Wie die besprochenen Fälle bei der Nichtigkeitsklage – vor allen Dingen Yusuf und 
Kadi – jedoch bezeugen, sind die Rechtsschutzmöglichkeiten der betroffenen 
Personen wohl zurecht eingeschränkt. Die Gemeinschaft darf – gestützt auf Art. 60, 
301 und 308 EGV - Gelder von Personen/Organisationen einfrieren, die Osama bin 
Laden unterstützen oder in den internationalen Terrorismus verwickelt sind. Eine 
Beschränkung der Rechtsschutzmöglichkeiten erscheint hier sogar sinnvoll und auch 
durch die Vorrangwirkung der UN-Resolutionen  gerechtfertigt. 
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Auch auf nationaler Ebene – besprochen wurden die Rechtsschutzmöglichkeiten in 
Österreich und Deutschland – scheinen die Optionen für betroffene Individuen stark 
eingeschränkt zu sein. 
  
213 
8. Nachwort 
 
Mit dieser Arbeit soll die bahnbrechende Idee der smarten Sanktionen und Ihrer 
Entwicklung in den UN sowie der Europäischen Union dargestellt und aufgezeigt 
worden sein, in welchen Fällen und in welcher unterschiedlichen Art und Weise 
diese Option der repressiven Maßnahmen einsatzfähig sind. Des weiteren wurde 
dargestellt, welche rechtlichen Möglichkeiten es für die europäische 
Staatengemeinschaft bzw. die Europäische Gemeinschaft gibt, die Sanktionen des 
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen zu implementieren, sowohl im Vertrag von 
Maastricht als auch in der jetzigen gültigen Rechtslage.  
 
Ein besonderes Anliegen war es mir die Rechtschutzmöglichkeiten der von den 
Smart Sanctions  Betroffenen zu erörtern. Die Möglichkeiten sowohl vor den 
verschiedensten internationalen wie auch nationalen Tribunalen wurden aufgezählt 
und auch die hier - durchaus bestehenden - Lücken aufgezeigt.  
Zu diesem Themengebiet wurden auch mehrere korrespondierende Fälle besprochen, 
die in der Literatur und der Lehre allesamt für großes Aufsehen gesorgt haben – 
Rechtsansichten, die man aus diesen Fallstudien ableiten kann werden in Zukunft 
sicher noch weiterhin diskutiert und weiterentwickelt werden. 
 
Nach eingehender Beschäftigung mit diesem faszinierenden und sich auch stetig 
weiterentwickelnden Thema bin ich überzeugt, dass die gezielten Sanktionen – wenn 
sie konsequent eingesetzt und auch einer gründlichen Nachuntersuchung unterstellt 
werden – ein durchaus effektives Mittel sein können um den gewünschten Erfolg 
herbeizuführen, nämlich problematische Regime zu einer Umkehr zu bewegen und 
das Leid der Zivilbevölkerung zu minimieren. Auch und gerade im Kampf gegen den 
internationalen Terrorismus. 
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13. Anhang 
13.1. Zusammenfassung der Dissertation:  
 
Die gezielten Sanktionen des UN-Sicherheitsrates und ihre Implementierung in 
die Europäische Union 
 
Bei einer Bedrohung bzw. Bruch des Weltfriedens kann der Sicherheitsrat der 
Vereinen Nationen gem. Kap. VII UN-Charta Sanktionen gegen einen Mitgliedstaat 
beschließen. Gezielte/Smarte Sanktionen können sich auch gegen Individuen, 
Unternehmen und Organisationen richten oder sie begrenzen den Handel mit 
wichtigen Produkten. 
 
Die Dissertation befaßt sich primär mit der Entstehung der gezielten Sanktionen 
(smart sanctions) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen und wie diese 
aufgrund der völkerrechtlichen Berechtigung in die Europäische Union 
implementiert werden. 
Zunächst wird anhand von zwei verschiedenen Analyseansätzen der Begriff 
„Sanktion“ erklärt und bewertet. Als nächster Punkt wird die Idee der Smart 
Sanctions vorgestellt und ihre Entstehungsgeschichte in den Prozeßen von 
Interlaken, Bonn/Berlin und Stockholm erörtert. Bei diesen Gesprächsrunden wurden 
die einzelnen Sanktionen besprochen, verschiedene Probleme diskutiert die in der 
Praxis entstehen können und auch konkrete Verbesserungvorschläge gemacht. In 
diesem Teil der Arbeit wird auch erklärt für welche Sanktionsfelder die Smart 
Sanctions Anwendung finden können. 
 
Das Nächste Kapitel widmet sich dem Sanktionsregime der Vereinten Nationen. Es 
behandelt den Verlauf einer Sanktion, die unterschiedlichen Ziele die damit erreicht 
werden können und auch die Kriterien die herangezogen werden müssen, wenn es 
darum geht eine Auswahl der verschiedenen, zur Verfügung stehenden Sanktionen 
zu treffen. 
 
 
Als Beispiel einer UN-Sanktion wird der Fall der Sanktionen gegen den Irak 
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vorgestellt, analysiert und bewertet. Dieser Fall führte – wegen seiner massiven 
negativen Auswirkungen auf die Zivilbevölkerung – auch zu einem Umdenken in der 
Santkionspolitik und war maßgeblich für die Entstehung der Smart Sanctions. Auch 
die Probleme, die es auf unterschiedlichen Ebenen der UNO in der Praxis der 
Sanktionspolitik geben kann, werden hier besprochen. 
 
Die Geschichte der Sanktionspolitik in der EU, die kurz dargestellt wird,  reicht von 
der Idee einer europäischen Verteidigungsgemeinschaft (EVG) zur Europäischen 
Polizeilichen Zusammenarbeit (EPZ). 
Besonderes Hauptaugenmerk der Dissertation liegt in der europarechtlichen und 
völkerrechtlichen Berechtigung des Sicherheitsrates zur Verhängung von repressiven 
Mitteln und wie diese in die EU umgesetzt werden, hierbei wird sowohl die alte 
Rechtslage (vor dem Vertrag von Maastricht) als auch die nunmehr geltende Fassung 
besprochen. Als Beispiele werden die Sanktionen gegen Belarus, Myanmar, 
Zimbabwe und Jugoslawien dargestellt, wobei immer zunächst kurz die politische 
Lage und die Reaktion der EU erläutert wird bevor aus den jeweiligen Fällen 
Schlußfolgerungen gezogen werden. 
 
Ein weiterer Höhepunkt dieser Arbeit liegt in der Darstellung der  - mangelnden - 
Rechtschutzmöglichkeiten von Betroffenen sowohl vor der UNO, dem EuGH und 
dem EGMR als auch vor den nationalen Gerichten, wobei hier Österreich und 
Deutschland besprochen werden. Dabei werden die Fälle Dorsch Consult, Yusuf, 
Chafiq Aquadi und OMPI (vor dem EuGH) sowie Matthews, Segi & Gestoras Pro-
Amnistia, Waite & Kennedy und Bosphorus (vor dem EGMR)  erörtert.  
 
Dem Abschluss der Arbeit bilden Überlegungen zu möglichen Weiterentwicklungen 
und Verbesserungsvorschlägen der Sanktionenpolitik, speziell im Bereich der 
Umsetzung und der Rechtsschutzmöglichkeiten der Betroffenen. 
 
 
13.2. Summary of dissertation: 
 
The UN- Smart Sanctions and the implementation by the European Union 
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The UN Security Council is authorised to impose sanctions under Chapter VII UNC 
on a UN Member State in case of a peace threatening situation. Targeted/smart 
sanctions are intended to be directed at individuals, companies and organizations, or 
restrict trade with key commodities. 
 
In this dissertation primary development and imposing of UN-smart sanctions by the 
european Union trough the right of international law are reconsidered. 
First the term „sanctions“ is evaluated and explained by two different approaches for 
analysis.  The next step explains the idea and history of development of smart 
sanctions in the processes of Interlaken, Bonn/Berlin and Stockholm. In the round 
table talks the different types of sanctions are discussed, along with practical 
problems and recommendations for improvement. This part of the dissertation also 
explores in which sanctions-fields smart sanctions are useful. 
 
The next chapter deals with the UN sanctions regime: progression of sanctions, 
different goals, what can be achieved through sanctions and also options for choosing 
the right sanctions in a concrete case. 
By way of example the sanctions on Irak are introduced and evaluated. Due to the 
negative spillovers on the civilians this case is significant for the change in sanctions 
policy towards smart sanctions. Problems that different levels in the UN have to face, 
are also mentioned in this chapter. 
 
The History of Sanctions in the EU, which is also demonstrated, reaches from the 
Idea of European Defense Community (EDC) to European Political Cooperation 
(EPC). 
 
 
The main focus of this dissertation lies in the international and european authority of 
the Security Council to impose sanctions and the implementation in the EU. Also the 
old legal status (before Maastricht) and the new legal situation are mentioned. 
As examples sanctions on Belarus, Myanmar, Zimbabwe and Former Republic of 
Yugoslawia are reconsidered, whereas the political situation and the reaction of the 
EU are described before conclusions are drawn. 
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Another main point are the lacking remedy options for individuals, who are targeted 
through sanctions, to take legal action at the UN, the European court of justice (ECJ) 
and the European Court of Human Rights (ECtHR).  Therefore the cases Dorsch 
Consult, Yusuf, Chafiq Aquadi and Ompi (ECJ), Matthews, Segi & Gestoras Pro-
Amnistia, Waite & Kennedy and Bosphorus (EctHR) are discussed. 
 
Concluding considerations are made about possible further developments and 
improvements in the range of implementation and options of remedy.  
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